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ZU EINIGEN PROBLEMEN DES STAATSINTERVENTIONISMUS* 


1. Einleitung 


Es soll hier versucht werden, die Möglichkeiten und Grenzen des Staatinter- 
ventionismus ') in der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft herzuleiten. 
Um aber diese Möglichkeiten und Grenzen bestimmen zu können, sind die 
Funktionen des Staates in der kapitalistischen Gesellschaft in einem allge» 
meineren Sinne als sie im Begriff des Staatsinterventionismus anklingen, zu 
entwickeln. Jede Begrenzung der Analyse auf die bloßen Funktion des Öko- 
.nomisch verstandenen Staatinterventionismus muß von vornherein blind für 
die allgemeinen Funktionsbedingungen der kapitalistischen Gesellschaft und 
ihres Staates und daher auch für die Erkenntnis der Möglichkeiten und Gren- 
zen sein,?) da diese sich ja nur aus der spezifischen Form der Gesellschaft 
ergeben. Bei der allgemeinen Bestimmung der „wesentlichen Charaktere“ 
des bürgerlichen Staates alerelnge kann es nicht bleiben, sollen einzelne 


*) An der Diskussion des Aufsatzes waren vor allem Karlheinz Maldaner, Wolfgang 
Müller und Christel Neusüß beteiligt. Im übrigen handelt es sich hierbei um Über- 
legungen, die aus Diskussionen in Seminaren am Otto-Suhr-Institut resultieren. Die 
Diskussionen waren, kontrovers. Auf diese Kontroversen soll in den nächsten Nummern 
der PROKLA eingegangen werden. 


t) Schon der Begriff des Staatsinterventionismus ist problematisch. Denn er impliziert 
in den gängigen Vorstellungen ein äußerliches Verhältnis zwischen Gesellschaft, ihrer 
ökonomischen Struktur und dem Staat. Er erweckt den Eindruck, als ob es sich im 
Verhältnis von Staat und Ökonomie um ein Verhältnis zwischen steuerndem und re- 
guliertem Subjekt handeln würde. In diesem Aufsatz wird aber gerade versucht, eine 
solche Vorstellung zu kritisieren. Da aber auch die Begriffe der „staatlichen Regu- 
lierung“, der „Planung im Kapitalismus“, des „Krisenmanagements“ und dergleichen 
mehr keine wirkliche Alternative darstellen, bleiben wir im folgenden beim proble- 
matischen Begriff des Staatsinterventonismus. 


2) In diesem Sinne wäre Paul Boccara, Zum staatsmomopolistischen Kapitalismus, 
SOPO 11, S. 14, zuzustimmen, wenn er schreibt, daß innerhalb des staatsmonopo- 
listischen Kapitalismus der Staat als Bestandteil eines „einheitlichen Mechanismus, 
der die Macht der Monopole mit der des Staates zusammenfaßt“ zu begreifen sei. 
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Fragen des Staatsinterventionismus behandelt werden. Denn die Erschei- 
nungsformen gesellschaftlicher Krisen und daher auch die interventionisti- 
schen Antworten des Staates unterliegen historischen Wandlungen, die jeder 
Analyse ernsthafte Probleme stellen, auf die zu Anfang kurz eingegangen 
werden soll. 


Wenn man nicht die „Bewegung im abstrakten Zustand“, als „Bewegung der 
reinen Vernunft“ rein logisch zu deduzieren trachtet°), dann gilt es, in den 
historischen Bedingungen und Entwicklungen der bestehenden Gesellschaft 
deren innere Struktur aufzudecken. !m Verlauf eines Forschungsprozesses 
hat man sich dann wie Marx schreibt, „den Stoff im Detail anzueignen, seine 
verschiedenen Entwicklungsformen zu analysieren und deren inneres Band 
aufzuspüren. Erst nachdem diese Arbeit vollbracht, kann die wirkliche Be- 
wegung entsprechend dargestellt werden. Gelingt dies und spiegelt sich nun 
das Leben des Stoffs ideell wider, so mag es so aussehn, als habe man es 
mit einer Konstruktion apriori zu tun.“ ‘) 


Diese Explikation des Marxschen Forschungsprozesses läßt sich nun dahin- 
gehend interpretieren, daß die vielfältigen und kompiizierten Erschsinungs- 
formen des hochentwickelten Kapitalismus selbst Gegenstand der Unter- 
suchung sein müssen und jede programmatische Beschränkung auf die 
Marxsche Darstellung des Kapitalbegriffs sich eines Resultats bemächtigt, 
das selbst nur als Resultat eines Prozesses der Erkenntnis, als Resultat eines 
umfassenden Forschungsprozesses, richtig verstanden werden kann. Dieser 
Erkenntnisprozeß im Sinne eines durchaus arbeitsteilig, d. h. kollektiv, zu 
organisierenden theoretischen Arbeitsprozesses °) muß sich als Forschungs- 
arbeit auch auf die Ausprägungen des hochentwickelten Kapitalismus be- 
ziehen und kann nicht dadurch abgekürzt werden, daß die „fertige allgemeine 
Theorie des Kapitals“, d. h. die Marxsche Darstellung des Kapitalbegriffs, 
übernommen, in ihren Verästelungen angeeignet wird. Dies kann und soll 
nicht heißen, daß die intensive Beschäftigung mit der Marxschen Theorie, 
ihre genaue Aneignung und Rekonstruktion überflüssig sei. Im Gegenteil, 


3) Karl Marx, Das Elend der Philosophie, MEW 4, S. 128: „Ebenso wie wir durch Ab- 
straktion jedes Ding in eine logische Kategorie verwandelt haben, braucht man nur 
von jeder unterscheidenden Eigenschaft der verschiedenen Bewegungen zu abstra- 
hieren, um zur Bewegung im abstraktem Zustande, zur rein formeilen Bewegung, zu 
der rein logischen Formel der Bewegung zu gelangen. Hat man erst in den logischen 
Kategorien das Wesen aller Dinge gefunden, so bildet man sich ein, in der logischen 
Formel der Bewegung die absolute Methode zu finden, die nicht nur alle Dinge er- 
klärt, sondern die auch die Bewegung der Dinge umfaßt .. . Was ist somit diese 
absolute Methode? Die Abstraktion der Bewegung? Die Bewegung im abstrakten Zu- 
stande. Was ist die Bewegung im abstrakten Zustande? Die rein logische Formel der 
Bewegung oder die Bewegung der reinen Vernunft... .“ 

*) Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1, Nachwort zur 2. Auflage, MEW Rd. 23, S. 27. 

5) Daß bereits Zwischenergebnisse veröffentlicht werden, und als solche begreifen wir 
die Mehrzahl der in der PROKLA veröffentlichten Aufsätze — auch den vorliegenden —, 
ergibt sich aus der Tatsache, daß kollektiv durchgeführte theoretische Arbeitsprozesse 


als solche nur organisierbar sind, wenn die Kommunikation zwischen den theoretischen 
Arbeitern auf allen Stufen hergestellt wird. 
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erst das Studium des „Kapital“ und die damit erfolgende logische Durch- 
dringung der inneren Struktur der bestehenden Gesellschaft ermöglicht es, 
Fragestellungen zu entwickeln, die den an historischen Erscheinungen aus- 
gerichteten Forschungsprozeß zu leiten vermögen. (Fragestellungen ergeben 
sich unseres Erachtens auf jeder Stufe der Aneignung des „Kapital“, und 
nicht erst zu dem eher mystischen Zeitpunkt, an dem Theorie in Methode 
umschlägt.) Dieser Forschungsprozeß aber, der ja immer von Subjekten mehr 
oder weniger schlecht vollzogen wird, die innerhalb eines bestimmten histo- 
rischen und politischen Zusammenhangs stehen, ist erst vorläufig bestimmt, 
solange nur Fragestellungen — oder noch nicht einmal das — aus dem „Kapi- 
talbegriff im Allgemeinen“ hergeleitet werden und nicht zugleich schon die 
das herrschende Bewußtsein bestimmenden herrschenden Theorien und 
objektiven historischen Bedingungen in einem wenn auch vorläufigen und 
nicht in jeder Beziehung systematischen Sinn kritisiert werden. Der „Theore- 
tiker hat es hier nicht besser als der „politische Praktiker“: Um nicht den 
objektiven und subjektiven Bewegungen permanent hinterherzuhinken, ist 
es notwendig, sich auch dann bereits Problemen zuzuwenden und sich mit 
ihnen auseinanderzusetzen, wenn der systematische Gang der Forschung 
und Aufarbeitung von Theorien es eigentlich noch gar nicht zuläßt. Marx 
selbst hat in einer Fülle von Artikeln, Erklärungen, Reden, Adressen perma- 
nent zu aktuellen politischen Fragen Stellung bezogen, ohne jeweils im ein- 
zelnen auf den „Kapitalbegriff im Allgemeinen“ zu rekurrieren- ja ohne des- 
sen Systematik bereits ausgearbeitet zu haben. Er hat sich nicht gescheut, 
die empirische Oberfläche zu interpretieren und daraus Schlußfolgerungen 
zu ziehen; die von den historischen Verhältnissen aufgeworfenen Probleme 
haben ihn dazu veranlaßt oder gar gezwungen und wir sind es in unserer 
historischen Epoche gleicherweise. Insofern ist die Aneignung der Marx- 
schen Theorie unbedingt notwendig, aber nicht als ein Instrument, das vor 
der Auseinandersetzung mit Problemen der wirklichen Bewegung und Theo- 
rien gelernt sein muß, und auch nicht als ein Dogma, das nur noch „ex 
cathedra“ auslegebedürftig sei, sondern als begriffliche Abstraktion der 
wirklichen Bewegung des Kapitalverhältnisses, die mit der historischen Ent- 
wicklung des Kapitalismus auch neue Fragen aufwirft, die nicht das Wesen 
dieser Gesellschaft, die Form ihrer Widersprüchlichkeit, wohl aber die Er- 
scheinungsformen des Kapitalverhältnisses berühren. Und die „Realanalyse“ 
umschließt sowohl die Analyse des Wesens als auch der Erscheinungen 
(sowohl in ihrer systematischen begrifflichen Herleitung als auch ihren kon- 
kreten historischen Verlaufsformen). Die Betonung des „doppelgleisigen“ 
Vorgehens — Aneignung der von Marx dargestellten logischen Struktur des 
Kapitalbegriffs und Analyse historischer Erscheinungsformen des Kapitalis- 
mus — darf allerdings keinesfalls als methodisches Postulat verstanden wer- 
den. Allerdings gibt es auch keinen Königsweg vom allgemeinen Kapitalbe- 
griff zur Oberfläche des Kapitalverhältnisses und den historischen Verlaufs- 
formen einer konkreten Gesellschaft. Diese Doppelgleisigkeit ist vielmehr 
politisch begründet, aus der Einsicht, daß man mit der Analyse konkreter 
Probleme nicht so lange warten kann, bis der Springpunkt des Umschlags 
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von Theorie in Methode endlich erreicht ist. (Diesen Springpunkt kann es gar 
nicht geben, da jede nur auf die Logik der Kategorie bezogene Untersuchung, 
die nicht an die politische Bedingtheit der forschenden Subjekte „rückge- 
koppelt“ ist, sich der Endiosigkeit kategorialer Entfaltung aussetzt.) 


Während die besondere Form des bürgerlichen Staates in „wesentlichen 
Charakteren“ allen kapitalistischen Gesellschaften gemeinsam ist, *) stellt 
sich das Problem des modernen Staatsinterventionismus döch erst in einer 
Entwicklungsphase des Kapitalverhältnisses, in der sich historische Bedin- 
gungen wie die Herstellung eines kapitalistischen Weltmarktes, verschärfte 
Klassenkämpfe im nationalen und internationalen Maßstab, ein entfalteter 
Staatapparat zusammen mit institutionellen Verfestigungen des Konflikts 
Lohnarbeit-Kapital usw. herausgebildet haben. Auf der Grundlage der we- 
sentlichen Charaktere des Staates im Kapitalismus vollziehen sich Verände- 
rungen der Staatfunktionen, die mit der Analyse der wesentlichen Charak- 
tere noch längst nicht im Griff sind. Um diesem Problem also gerecht zu 
werden, käme es gerade darauf an, diesen nur sehr kurz angedeuütsten his- 
torischen Bedingungen genau nachzugehen, sowie die damit entstandenen 
Theorien als Systematisierungen dieses Zustandes zu kritisieren, was an 
einigen Beispielen in diesem Aufsatz auch versucht werden soll. Die allge- 
meine Theorie kann nicht als solche der „schmutzigen“ Geschichte wie ein 
„Zauberspiegel“, in dem von den Verunreinigungen der Empirie nichts mehr 
zu sehen ist, entgegengehalten werden. Der verkehrte Schein des Wesens 
des Kapitals stellt sich auch als wirkliche Kategorien, sich historisch ent- 
faltende Formen, in denen sich diese Gesellschaft materlallter reproduziert, 
dar. Der Staatsinterventionismus und die darauf bezogenen Theorien dürfen 
daher auch nicht nur als eine falsche Vorstellung von den Staatsfunktionen 
im Kapitalismus kritisiert werden, sondern er ist sehr wohl als wirkliche 
Aktion des Staates auf die Gesellschaft unter jeweils wechselnden histori- 
schen Bedingungen zu begreifen. ’) Erst auf der Grundlage dieses Sachver- 
halts sind die Theorien des Staatsinterventionismus zu kritisieren. 


6), „Jedoch haben die verschiedenen Staaten der verschiedenen Kuliurländer, trotz 
ihrer bunten Formverschiedenheiten, alle das gemein, daß sie auf dem Boden der 
modernen bürgerlichen Gesellschaft stehen, nur einer mehr oder minder kapitalistisch 
entwickelten. Sie haben daher auch gewisse wesentliche Charaktere gemein. In 
diesem Sinn kann man von „heutigem Staatswesen“ sprechen, im Gegensatz zur 
Zukunft, worin seine jetzige Wurzel, die bürgerliche Gesellschaft abgestorben ist.“ 
Karl Marx, Kritik des Gothaer Programms, MEW 19, S. 28. Wenige Zeilen vorher 
schreibt Marx: „Dagegen der ‚heutige Staat‘ wechselt mit der Landesgrenze. Er ist 
ein anderer im preußisch-deutschen Reich als in der Schweiz, ein anderer in England . 
als in den Vereinigten Staaten. ‚Der heutige Staat‘ ist also eine Fiktion.“ (ebenda). 


?) Aus einer solchen Aussage darf nun nicht kurzschlüssig gefolgert werden, die: 
theoretische Einsicht in den Bedingungskomplex von Staat, Gesellschaft, Dkonomie 
vermöge bereits die wirklichen Aktionen des Staates auf die Gesellschaft, also den 
Staatsinterventionismus im Sinne und interesse der herrschenden Klasse effektivieren. 
Denn dabei geht gerade die analytische Einsicht verloren, daß auch die herrschende 
Klasse in den Widersprüchen der kapitalistischen Gesellschaft befangen ist und sie 
nicht „managen“ kann. Da eine solche falsche Auffassung vom Staat und der Bedeu- 
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Unter Berücksichtigung der angeschnittenen Schwierigkeiten kann es in die- 
sem Aufsatz nur darum gehen, einige allgemeine, gegenwärtig relevante 
Erscheinungsformen des Staatsinterventionismus zu erörtern, die natürlich 
der Konkretisierung und Ausführung bedürfen. Wir werden im Folgenden 
zuerst versuchen, die wesentlichen Charaktere des bürgerlichen Staates in 
der für unser Problem gerade noch zu verantwortenden Kürze herauszuar- 
beiten, daran anschließend insbesondere die Schaffung allgemeiner materi- 
eller Produktionsbedingungen durch den bürgerlichen Staat untersuchen und 
dann uns den Versuchen des staatlichen „Krisenmanagements“ zuwenden. 
Dabei wird uns insbesondere das Problem der Stagflation interessieren. In 
einem abschließenden Teil wird exemplarisch die Frage untersucht, ob und 
inwieweit der Forischritt bürgerlicher Wissenschaft die staatlichen Aktionen 
in der kapitalistischen Gesellschaft effektivieren kann. Diese Problemkreise 
sind weniger einer entwickelten Systematik der Darstellung des Staatpro- 
blems geschuldet, als nach ihrer politischen Wichtigkeit ausgesucht. Der Auf- 
satz selbst versteht sich als Beitrag zur Entwicklung einer marxistischen 
Staatstheorie. 


2. Die ‚Besonderung‘ des Staates In der bürgerlichen Gesellschaft 


Der Staat ist im Kapitalismus Organ der Herrschaft des Kapitals über die 
Lohnarbeiterklasse. Diese Aussage ist nicht nur politische Erfahrungstaftsache, 
die in der bisherigen Geschichte der verschiedenen kapitalistischen Länder 
immer wieder gemacht wurde und wird, sondern läßt sich auch systematisch 
ableiten. Um aber diese Herleitung vollziehen zu können, muß von den Be- 
dingungen des kapitalistischen Reproduktionsprozesses ausgehend das sich 
auch politisch ausdrückende Klassenverhältnis in der bürgerlichen Gesell- 
schaft untersucht und darin die Funktion des Staates bestimmt werden. Diese 
Herleitung allerdings wird in diesem Aufsatz nicht vollzogen, da wir uns nur 
einer Seite staatlicher Aktionen zuwenden, nämlich seinen Aktionen auf die 
vielen Einzelkapitale. Entscheidend für unser Problem ist dabei die Frage, 
in welcher Weise die reale Zusammenfassung der aus vielen Einzelkapitalen 
bestehenden Gesellschaft erfolgt und welche Bedeutung dabei dem Staat 
zukommt. 

Auf der von Marx analysierten Ebene des „Kapital im Allgemeinen“ ®) wird 
die reale Existenz des Kapitals als gesellschaftliches Gesamtkapital vorausge- 
setzt. Das Gesamtkapital ist die Zusammenfassung im Sinne der realen 


tung der Sozialwissenschaften für die Herrschaft der bürgerlichen Klasse weit ver- 
breitet ist und zu schwerwiegenden politischen Fehleinschätzungen verleitet (vgl. etwa 
die Position des KSY bezüglich der Einschätzung bürgerlicher Sozialwissenschaft 
(Rote Presse Korrespondenz vom 29.'i. 1972, Nr. 151}, werden wir im letzten Ab- 
schnitt dieser Arbeit darauf noch zurückkommen, 


8) Wir gehen hier nicht auf die Bedeutung dieser Kategorie ein und verweisen auf die 
immer noch beste Behandlung bei Roman Rosdolsky, Zur Entstehungsgeschichte des 
Marxschen ‚Kapital‘, Frankfurt und Wien 1968, S. 24—124, insbesondere S. 61 ff. 
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Durchschnittsexistenz der vielen Einzelkapitale, deren subjektives Handeln 
entsprechend den jeweiligen Bedingungen im Resultat, „hinter ihrem Rük- 
ken“, die Durchschnittsbedingungen als die Bedingungen des Gesamtkapitals 
hervorbringt. ‚Bewegungsgesetze‘ der kapitalistischen Produktionsweise 
beziehen sich daher immer auf das Gesamtkapital, niemals auf die vielen 
Einzelkapitale, die jedoch in ihren Aktionen bewußtlose Vollzugsorgane kapi- 
talistischer Gesetzmäßigkeiten sind. Denn nicht das ‚Gesamtkapital‘ handelt, 
sondern die vielen Einzelkapitale; aber in ihrem Handeln erzeugen die Einzel- 
kapitale die Existenzbedingungen des Gesamtkapitals: durchschnittliche Aus- 
beutungsbedingungen, gleiche Mehrwertrate, Durchschnittsprofitrate. Auf der 
begrifflichen Ebene des „Kapital im Allgemeinen“ werden die Durchschnitts- 
bedingungen und ihre gesetzmäßigen Bewegungen analysiert, d. h. das Han- 
deln der Einzelkapitale interessiert hier nicht als solches, sondern nur in 
seinen Resultaten.?) Allerdings ist auch auf der begrifflichen Ebene des 
Kapital im Allgemeinen die Form entwickelt, in der sich die allgemeinen 
Gesetze (als Tendenzen) der kapitalistischen Produktionsweise aus dem 
und gegen das Handeln der vielen Einzelkapitale durchsetzen. Diese Form ist 
die Konkurrenz, in der sich die immanenten Zwangsgesetze der kapitalisti- 
schen Produktion geltend machen. Die Konkurrenz ist aber nicht bloße Form, 
die gleichgültige Inhalte exekutiert, sondern gerade die Form der Durch- 
setzung der immanenten Gesetze des Kapitals. Sie ist also nicht bloß Instru- 
ment, gleichgültig gegen die Inhalte, sondern real und begrifflich notwendiges 
Moment zur Herstellung des Kapitals als Gesamtkapital. Die Durchschnitts- 
bedingungen und Bewegungen des realen Gesamtkapitals sind die reale 
Basis der begrifflichen Abstraktion des „Kapital im Allgemeinen“. '°) 


®) Dies drückt Marx im 10. Kapitel des ersten Bandes des ‚Kapital‘ deutlich aus: „Die 
Art und Weise, wie die immanenten Gesetze der kaptalistischen Produktion in der 
äußeren Bewegung der Kapitale erscheinen, sich als Zwangsgesetze der Konkurrenz 
geltend machen und daher als treibende Motive dem individuellen Kapitalisten zum 
Bewußtsein kommen, ist jetzt nicht zu betrachten . . .“ MEW, Bd. 23, S. 335. Marx 
geht es darum, die immanente Notwendigkeit der relativen Mehrwertproduktion zu 
begründen, nicht aber darum, den Mechanismus zu ergründen, der die Einzelkapitale 
dazu bringt, in ihrem Handeln die immanente Notwendigkeit der relativen Mehrwert- 
produktion zu exekutieren. Anders und komplizierter allerdings liegt der Fall bei der 
Behandlung der Bildung der Durchschnittsprofitrate im zweiten Abschnitt des dritten 
Bandes des „Kapital“ (MEW, 25). Darauf kann hier nicht eingegangen werden. Man 
muß bei der Behandlung der Konkurrenz zwei Aspekte im Begriff der Konkurrenz 
unterscheiden: „das Kapital als es selbst und seine eigene Oberfläche, als prozes- 
sierende Einheit von Wesen und Erscheinung, die selber noch in der begrifflichen 
Darstellung zum Ausdruck kommt, und dann das Kapital in der historischen Realität. 
Dieser zweite Aspekt wird grundsätzlich ausgeklammert.“ Helmut Reichelt, Zur lo- 
gischen Struktur des Kapitalbegriffs bei Karl Marx, Frankfurt und Wien 1970, S. 85. 


10) In den „Grundrissen“ schreibt Marx: „... 2) aber ist das Kapital im Allgemeinen 
im Unterschied von den besonderen reellen Kapitalien selbst eine reelle Existenz. Es 
ist dies von der gewöhnlichen Ökonomie anerkannt, wenn auch nicht verstanden; 
und bildet ein sehr wichtiges Moment für die Lehre von den Ausgleichungen etc. ... 
Während das Allgemeine daher einerseits nur gedachte differentia specifica, ist sie 
zugleich eine besondere reelle Form neben der Form des Besonderen und Einzel- 
nen...“ Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, Berlin 1953, S. 353. 
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In der Konkurrenz kann das Kapital als Gesamtkapital aber nur insoweit her- 
gestellt werden, als die einzelnen Kapitale sich wirklich aufeinander beziehen. 
Dies können sie jedoch nur, insofern sie kapitalistisch handeln, d. h. als Mehr- 
wert produzierende Kapitale. Nicht alle gesellschaftlichen Funktionen aber 


lassen sich in diesem Sinne kapitalistisch ausführen, sei es weil die Produk- | 
tion bestimmter (materieller) Produktionsbedingungen keinen Profit abwirft, : 
sei es weil der Allgemeinheitsgrad mancher Regelungen unter jeweils kon- ; ; 
kreten Bedingungen zu groß für ihre Wahrnehmung durch Einzeikapitale mit £ 


ihren jeweiligen Sonderinteressen ist. Aus der kapitalistischen Form der 


Produktion ergibt sich also gleichermaßen notwendig, daß die einzelnen 
Kapitale sich zum Gesamtkapital in der Konkurrenz konstituieren und daß 
diese Konstituierung zur kapitalistischen Gesellschaft in Form der Konkurrenz 
allein gar nicht angelegt sein kann. Der Hinderungsgrund liegt im Kapital! 
selbst, da die spezifische Form gesellschaftlicher Beziehungen — Waren- 
tausch und Kapitalproduktion — bestimmte Verhältnisse gar nicht erst zustan- 
dekommen läßt, wenn ihre Herstellung nicht profitabel ist oder aber ihre 
Herstellung in einem Ausmaß und unter Bedingungen erfolgt, die die Existenz 
der ganzen Gesellschaft gefährden (z. B. Destruktion der natürlichen Res- 
sourcen einer Gesellschaft, der „Umwelt“ als aktueller Beleg). Das Kapital 
kann somit von sich aus in den Aktionen der vielen Einzelkapitale die in ihm 
angelegte Gesellschaftlichkeit seiner Existenz nicht produzieren; es bedarf 
auf seiner Grundlage einer besonderen Einrichtung, die seinen Grenzen als; 
Kapital nicht unterworfen ist, deren Handeln also nicht von der Notwendigkeit 


der Mehrwertpröduktion bestimmt ist, die in diesem Sinne eine besondere 
Einrichtung, „neben und außer der bürgerlichen. Gesellschaft“ '?) ist, und 


die gleichzeitig auf der \unangetasteten Grundlage des Kapitals den imma- 
nenten Notwendigkeiten nachkommt, die das Kapital vernachlässigt. Im Staat 
entwickelt demzufoige die bürgerliche Gesellschaft eine spezifische, das 
Durchschnittsinteresse des Kapitals ausdrückende Form. '?) Der Staat kann 


also weder als bloßes politisches Instrument noch als vom Kapital abge- ;; 
hobene Institution begriffen werden, sondern nur als besondere Form der ; 
Durchsetzung der gesellschaftlichen Existenz des Kapitals neben und außer ji 
der Konkurrenz, als wesentliches Moment im gesellschaftlichen Reproduk- I 


tionsprozeß des Kapitals. '?) 


it) Karl Marx und Friedrich Engels, Deutsche !deologie, MEW, Bd. 3, S. 62. Marx und 
Engels bestimmen die besondere Existenz des bürgerlichen Staates aus der „Eman- 
zipation des Privateigentums vom Gemeinwesen“, d. h. aus der historischen Entwick- 
lung der bürgerlichen Gesellschaft und ihres Staates, aus der Emanzipition von vor- 
kapitalistischen Formen der geselischaftlichen Organisation. 


12) Der Staat „ist aber weiter Nichts als die Form der Organisation, weiche sich die 
Bourgeois sowohl nach außen als nach innen hin zur gegenseitigen Garantie ihres 
Eigentums und ihrer Interessen notwendig geben .. ., in welcher die Individuen einer 
herrschenden Klasse ihre gemeinsamen Interessen geitend machen und die ganze 
bürgerliche Gesellschaft einer Epoche sich zusammenfaßt ....“ MEW, Bd. 3, S. 62. 


13) Damit sind bereits Positionen kritisiert, wie sie in bestimmten Varianten der 
Theorien des staatsmonopolistischen Kapitalismus auftauchen, nach denen der Staat 
das Instrument der mächtigsten Monopole und wie sie in den meisten bürgerlichen 
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Wenn der Staat auch das Durchschnittsinteresse des Kapitals ausdrückt, so 
doch nicht in einer widerspruchsfreien Weise. Denn der Begriff der Durch- 
schnittsexistenz des Kapitals hebt nicht die Aktionen und Interessen der 
vielen Einzelkapitale auf, die als solche gegensätzlich zueinander stehen. 
Diese Gegensätze hebt weder die Konkurrenz auf, noch sind sie der Konkur- 
renz oder der „Anarchie des Marktes“, wo sie erscheinen, geschuldet, noch 
kann der Staat sie beseitigen. In diesem Sinne ist der Staat also niemals 
wirklicher, materieller Gesamtkapitalist, sondern immer nur ideeller oder 
fiktiver Gesamitkapltallst. '*) Dies ist der Inhalt der’ Kategorie der „Besonde- 
rung des Staates“, der „Verdoppelung“ der bürgerlichen Gesellschaft in 
Gesellschaft und Staat. Daraus läßt sich schon an dieser Stelle eine wichtige 
Schlußfolgerung ziehen: Der Staat substituiert nicht die Konkurrenz, sondern 
er tritt neben sie, und in bezug auf das die immanenten Gesetze ihrer Durch- 
setzung begrifflich zusammenfassende Wertgeseiz bedeutet dies nicht seinen 
Ersatz oder gar seine Aufhebung, sondern seine entsprechende Modifikation. 
So macht der Staat die Konstituierung der in Einzelinteressen zerfallenden 
Gesellschaft historisch erst möglich gerade aufgrund der Tatsache, daß er 
ihre Existenzgrundlage sichert (wie Erhaltung der Lohnarbeiterklasse als 
Ausbeutungsobjekte des Kapitals, Schaffung allgemeiner Produktionsbe- 
dingungen, Rechtsverhältnisse), die das Kapital entweder infolge seines 
durch die Konkurrenz aufgeherrschten Zwangs zur maximalen Kapitalverwer- 
tung immer wieder zu destruieren tendiert (vgl. Ausdehnung des Arbeitstags, 


Theorien vertreten werden, nach denen der Staat autonomes Subjekt der Regulierung 
sei. Es sei erwähnt, daß die Theorien des staatsmonopolistischen Kapitalismus gerade 
in dieser Frage sehr uneinheitlich sind. Einmal wird ein einheitlicher Mechanismus, 
der die Macht der Monopole und des Staates zusammenfaßt oder die Verflechtung 
der Monopolmacht mit dem Staat behauptet, dann wieder wird der Staat einfach „als 
Instrument der Monopolbourgeoisie" begriffen. Vgl. etwa der Imperialismus der BRD, 
Frankfurt 1971. Es läßt sich wohl nicht leugnen, daß Staat und Kapital zu einem ein- 
heitlichen Mechanismus zusammengefaßt sind, nur käme es jetzt darauf an, die 
Funktionsbedingungen dieses „Mechanismus“ genau zu untersuchen. Und diese Frage 
haben die Theoretiker des staatsmonopolistischen Kapitalismus noch nicht gelöst. 
Vgl. als Beispiel für die fortgeschrittenste Theorievariante: Paul Boccara, Übersicht 
über die Theorie der Überakkumulation-Entwertung des Kapitals und die Perspektiven 
der fortschrittlichen Demokratie, in: SOPO 16, S. 1ff. Zur Entwicklung der Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus, Vgl. Werner Petrowsky in PROKLA 1, 1971. 


14) Friedrich Engels, Anti-Dühring, MEW Bd. 20, S. 260: „Und der moderne Staat ist 
wieder nur die Organisation, welche sich die bürgerliche Gesellschaft gibt, um die all- 
gemeinen äußeren Bedingungen der kapitalistischen Produktionsweise aufrecht zu 
erhalten gegen Übergriffe, sowohl der Arbeiter wie der einzelnen Kapitalisten. Der 
moderne Staat, was auch seine Form, ist eine wesentich kapitilistische Maschine, 


Staat der Kapitalisten, der ideelle Gesamtkapitalist .. .“ Wir können Engels in seiner 
Folgerung: „Je mehr Produktivkräfte (der Staat — E. A.) in sein Eigentum übernimmt, 
desto mehr wird er wirklicher Gesamtkapitalist ... .“ allerdings nicht zustimmen: Zwar 


wird der Staat durch Übernahme kapitalistischer Produktionsprozesse zu einem wirk- 
lichen Kapitalisten, jedoch nicht zum Gesamitkapitalisten. Als kapitalistischer Produ- 
zent ist der Staat den Widersprüchen der Einzelkapitale untereinander unterworfen, 
wie andere große Einzelkapitale auch. Wie sich zeigen wird, ist gerade seine Kon- 
stituierung als wirklicher Kapitalist für das Kapital problematisch. 


verschärfte Intensivierung der Arbeit und als Antwort darauf Arbeitsschutz- 
gesetze usw.) oder aber gar nicht zu erzeugen vermag, da die Erzeugungs- 
bedingungen nicht-kapitalistische Produktion implizieren (wie es auf einen 
Großteil der allgemeinen materiellen Produktionsbedingungen zutrifft). Der 


Staat nimmt also Funktionen zur Erhaltung der kapitalistischen Gesellschaft :; 
wahr, und er kann sie gerade deshalb wahrnehmen, weil er als besondere !f 
Institution neben und außer der bürgerlichen Gesellschaft den Notwendigkei- 
ten der Mehrwertproduktion nicht unterworfen ist, wie das Einzelkapital, und] 
sei es noch so groß. Die adäquate Form des Staats im Kapitalismus ist dem-: 


nach die gegenüber den Einzelkapitalen besondere Existenz und nicht etwa j 


diejenige als „Instrument der Monopole“. (Dies wird er erst in einem ver- 
mittelten“Sinne.) ö 


Welches sind aber die Funktionen, die der Staat innerhalb der kapitalistischen 
Gesellschaft wahrnimmt, da Einzelkapitale sie nicht wahrzunehmen vermö- 
gen? Es sind dies im wesentlichen vier Bereiche, in denen der Staat vor allem 
tätig wird, nämlich: (1) Fierstellung allgemeiner materieller Produktionsbe- 
dingungen. („Infrastruktur“); (2) Setzung und Sicherung vön ‚allgemeinen 


nn nen 


Rechtsverhältnissen, in denen sich die Beziehungen der Rechtssüubjekte in 


der kapitalistischen Gesellschaft abspielen; CB Regulierung. des Konflikts __ 


we 


Lohnarbeit u und Kapital und ‚gegebenenfalls politische _ Unterdrückung _ der 
Ärbeiterklasse "und zwar nicht ‚nur mit rechtlichen, sondern auch mit polizei- 


lichen und rnilitärischen Mitteln; (4) ‚Sicherung der Existenz und Expansion. ve; 


des nationalen Gesamtkapitals auf dem kapitalistischen Weitmarkt. Alle diese 
Funktionen sind zwar sozusagen allgemeine Charakteristika des bürgerlichen 
Staats, aber sie entwickeln sich auf der historischen Grundlage der Kapital- 


akkumulation. '?) 


(1) Gehen wir zunächst auf die materiellen Produktionsbedingungen ein. Was 
jeweils allgemeine, vom Staat herzustellende Produktionsbedingungen sind, 
hängt vom historischen Stand der Kapitalentwicklung ab; von der stofflichen 
Seite her betrachtet in ihrer Funktion für den gesellschaftlichen Arbeitspro- 
zeß sind die Funktionen z. B. der Eisenbahn heute die gleichen wie vor 
hundert Jahren. Dennoch wurde die Eisenbahn im 19. Jahrhundert privat 
.betrieben, war sie eine rentable Form der Kapitalanlage, wohingegen sie 
heute für das Kapital ein ausgesprochenes Verlustgeschäft ist und somit eine 
‘ Sphäre für Aktionen des bürgerlichen Staates darstellt. Dies ist nur ein 


15) Dies ist einer der Punkte, den das Projekt Klassenanalyse in seiner „Kritik der 
Soziaistaatsiilusion“, in SOPO 14/15 nicht berücksichtigt. So heißt es (S. 187): „Jede 
gesellschaftliche Produktion unterstellt jedoch allgemeine Rahmenbedingungen des 
Reproduktionsprozesses. Gleichgültig welcher Art, sind diese Bedingungen allgemeine 
in dem Maße, in dem sie gemeinsame Bedingungen für einen größeren oder ge- 
ringeren Teil der gesellschaftliichen Produktion sind.“ (Unterstreichungen E. A.) Die 
Frage ist aber, warum allgemeine Bedingungen nicht von Kapitalen erstellt werden 
können, worin also die Besonderheit der Herstellung allgemeiner Produktionsbedin- 
gungen in der kapitalistischen Gesellschaft und ihren jeweiigen historischen Entwick- 
lungsphasen besteht. 
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Beispiel '°,) für die konkrete historische Bedingtheit staatlicher Aktivitäten 
bei der Herstellung allgemeiner Produktionsbedingungen. Allgemein läßt sich 
nur so viel sagen, daß die vom Staat übernommenen bzw. regulierten not- 
wendigen Produktionsprozesse zunehmen müssen aufgrund der historischen 
Tendenz der fallenden Profitrate, deren Begleiterscheinung es ja ist, daß 


inmer mehr Produktionsprozesse den Einzelkapitalen als unrentabel (aller- 
dings aus oberflächlich verschiedenen Gründen) erscheinen und daher auf- 


gegeben oder eingeschränkt werden, also aus dem Aktionsbereich der durch 
die Konkurrenz vermittelten Einzelkapitale entschwinden. 


Um diesen Prozeß, der hauptsächlich allerdings für die materiellen allge- 
meinen Produktionsbedingungen und nur in modifizierter Weise oder gar 
nicht (vgl. unten) auch auf die anderen staatlichen Funktionsbereiche zutrifft, 
wirklich zu verstehen, ist es notwendig, ihn aus dem Doppelcharakter des ka- 
pitalistischen Produktionsprozesses als Arbeits- und Verwertungsprozeß (auf 
gesamtgesellschaftlicher Ebene) zu begreifen. Einen Teil der vom Arbeits- 
prozeß eines jeden Einzelkapitals geforderten stofflich-materiellen Produk- 
tionsbedingungen auf dem jeweiligen und durch die Konkurrenz (auf dem 
Weltmarkt) aufgeherrschten Niveau der Produktivkräfte können Einzelkapi- 
tale selbst bereitstellen. Die einen Einzelkapitale produzieren demnach Pro- 
duktionsvoraussetzungen für andere Einzelkapitale. Dieser Zusammenhang 
wird mittels der Konkurrenz auf dem Markt als Prozeß gesellschaftlicher 
Arbeitsteilung der Kapitale untereinander hergestellt. Ein anderer Teil der 
stofflichen Produktionsbedingungen aber kann nicht von Kapitalen produziert 
werden, da ihre Produktion im Sinne kapitalistischer Bedingungen, also als 


Verwertungsprozeß, unrentabel ist, SO, ergibt sich, daß vom gesellschaftlichen Rn 


Bedingungen der Einheit von Arbeits-und Verwertungsprozeß nicht erfüllt . 


werden ‚können.. ‚(Um welche Bedingungen es sich dabei handelt, wird unten 
noch dargestellt.) Was also als Produktionsvoraussetzung dieser Art für die 


EI. 


namen: 


Einzelkapitale erscheint, ist vom Arbeitsprozeß her betrachtet ein Bereich, ! 
der von den Kapitalen vernachlässigt wird, der eine Art „Vakuum“ dar- : 
stellt, in das notwendig der Staat eintreten muß, da er nicht dem Verwer- | 
tungszwang als Einzelkapital, aus dem immer dieses „Vakuum“ resultiert, 


unterworfen ist. Dementsprechend sind die Teile des gesellschaftlichen Wert- 


produkts, die vom Staat eingezogen und verausgabt werden, in seinen Hän- 


den kein Kapital. Aufgrund dieser Tatsache gehen staatliche Funktionen 
dieser Art immer von einem gegebenen gesellschaftlichen Kapitalfonds ab 
und begrenzen so die Kapitalakkumulation der einzelnen Kapitale. Hier 


15a) Wie sehr die Übernahme allgemeiner Produktionsbedingungen durch den Staat 
von der historischen Lage eines Landes und wie wenig von einem prinzipiell verstan- 
denen „Allgemeinheitsgrad“ oder „apriori gemeinschaftlichen“ Arbeiten (Projekt 
Klassenanalyse, S. 198) bezogen auf die gesellschaftliche Produktion abhängt, er- 
hellt auch die Tatsache, daß in den USA das Gesundheitswesen zum allergrößten 
Teil privat, in Westdeutschland staatlich, in Japan sogar ein Großteil des Bildungs- 
wesens privat betrieben werden. Diese Beispiele zeigen bereits, daß Verallgemei- 
nerungen in diesem Bereich nur zu Fehlschlüssen führen können. 
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. haben wir denn auch eine recht wirksame Grenze staatlicher Interventionen: 
sie können nicht ein Ausmaß annehmen, bei dem die private Kapitalakkumu- 


‚lation zum Erliegen kommt, Diese Grenze resultiert gerade aus der Tatsache, 


daß der Staat Nicht-Kapitalist in einer kapitalistischen Gesellschaft ist; wäre 
er dagegen selbst Kapitalist, hätten die Aufwendungen für allgemeine Pro- 
duktionsbedingungen Kapitalcharakter, dann wäre nicht einzusehen, wieso 
durch die wachsende Staatstätigkeit die Widersprüche der kapitalistischen 
Gesellschaft verschärft würden. 


Der einzelkapitilistische Produktionsprozeß bedarf also als Arbeitsprozeß 


; bestimmter Voraussetzungen, um seinem Charakter als Mittel des einzel- 
. kapitalistischen Verwertungsprozesses gerecht werden zu können, die nicht 
Anlagespären für Einzelkapitale sind. In deren Wahrnehmung besteht die 


allgemeine Funktion des Staates, wobei die Art und Weise dieser Wahrneh- 


| mung historisch bestimmt ist. 


Mit der historischen Tendenz des Falls der Profitrate haben wir eine Seite 
der Bedingungen dafür bezeichnet, warum das Kapital immer weniger in der 
Lage sein wird, den Anforderungen des Arbeitsprozesses als Mittel des Ver- 
wertungsprozesses genüge zu tun. Die andere Seite ergibt sich aus dem 
steigenden Niveau der Produktivkräfte, die — allgemein gesagt — die bor- 
nierte Seite kapitalistischer Produktion, Produktion von Mehrwert zu sein, 
sprengen. Allerdings ist hierbei zu berücksichtigen, daß Tendenzfeststellun- 
gen im Kapitalismus nur insofern einen Sinn haben, als sie die zyklische 
Verlaufsform dieser Tendenz einkalkulieren. Entsprechend dem zyklischen 
Gang der Produktion verschiebt sich quasi-naturwüchsig auch der jeweilige 
Staatsanteil am Sozialprodukt als ganz grober Indikator für das hier ange- 
sprochene Problem. '*) Bei der Behandlung des Problems der „Stagflation“ 
im 4. Teil wird dieser Zusammenhang noch deutlicher werden. 


Wenden wir uns nach dieser noch groben Kennzeichnung des staatlichen 
Funktionsbereichs der Sicherung der allgemeinen materiellen Produktions- 
bedingungen kurz den übrigen erwähnten Funktionsbereichen zu. 


(2) Während die ökonomischen Verhältnisse in vorkapitalistischen Produk- 
tionsweisen und beim Übergang zum Kapitalismus noch teilweise als un- 
mittelbare Zwarigsverhältnisse konstituiert sind, tritt mit der Entwicklung des 
industriellen Kapitals der unmittelbare Eingriff des Staats in die ursprüng- 
liche Akkumulation als ein wesentlicher Ausdruck des unmittelbaren Zwangs 
zurück. Die Funktion des Staates bezieht sich nun wesentlich auf die Her- 
stellung der allgemeinen Voraussetzungen der freien Konkurrenz, die Be- 
seitigung von Friktionen durch Setzung allgemeiner Rechtsverhältnisse und 


15) Diese allgemeine Aussage findet ihre Bestätigung in den an der erscheinenden 
Oberfläche orientierten Ausführungen des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten 1971, Ziff. 327. Danach ist 
der Anteil des Staates an der Gesamtnachfrage im Verlauf des konjunkturellen Booms 
nach 1967 real gesunken. 
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durch Überwachung ihrer Einhaltung. ’”) Erst durch die Regelung der Sphäre 
der Konkurrenz, des Austausches und des kapitalistischen Eigentums wird 
in der Konkurrenz das Kapital freigesetzt, um aufgrund seines gesicherten 
Eigentumstitels den kapitalistischen Aneignungsprozeß kontinuierlich voll- 
ziehen zu können. '?) Aber niemals in der bürgerlichen Gesellschaft hat die 
Rechtsetzung sich lediglich auf die Sphäre der Konkurrenz begrenzt. „Der 
andere wesentliche Teil des Rechts der bürgerlichen Gesellschaft organisiert 
Herrschaftsverhältnisse unmittelbar, z. B. im Strafrecht, Gewerberecht, Ar- 
beitsrecht etc.“ '?) Im Recht kodifiziert so der bürgerliche Staat nicht nur die 
allgemeinen Verkehrsbedingungen von Warenbesitzern, sondern auch die 
allgemeinen Produktionsbedingungen, Arbeitsbedingungen usw. 2%) Daß der 
Staat hier organisierend tätig wird, hat seine Ursache gerade in der Konkur- 
renz, die die Kapitale als Einzelkapital zwingt, gegen die Notwendigkeiten 
der Erhaltung des Kapitalverhältnisses zu handeln. Der Staat als besondere 
Einrichtung, die dieser Konkurrenz nicht unterworfen ist, kann allein hier re- 
gulierend tätig werden. Seine Notwendigkeit und die hier bezeichnete spe- 
zifische Funktion ergibt sich gerade daraus, daß der Staat als Organ der 
herrschenden Klasse nicht dem Verwertungszwang der einzelnen Kapitale 


17) „Das Interesse am Funktionieren des Warenverkehrs, an der Verwertung der Ar- 
beitsprodukte auf dem Markt führt zum Recht und der Errichtung der politischen bzw. 
staatlichen Gewalt. Der Zwang ‚muß .. . auftreten als ein von einer abstrakten Kol- 
lektivperson ausgehender Zwang, der nicht im Interesse des Individuums, von dem er 
ausgeht, ausgeübt wird . . ., sondern inı Interesse aller am Rechtsverkehr Beteiligten. 
Die Macht eines Menschen über den anderen wird als Macht des Rechts in die Wirk- 
lichkeit umgesetzt, d. h. als Macht einer objektiven, unparteiischen Norm.“ Wolf Ro- 
senbaum, Zum Rechtsbegriff bei Stucka und Paßukanis, in: Kritische Justiz, Heft 2/71, 
S. 156. Das Primärzitat im Text stammt von Päsukanis, Allgemeine Rechtslehre und 
Marxismus, Frankfurt 1966, S. 123 f. 


18) Vgl. dazu Grundrisse, S. 542 ff. Dort heißt es: „... die auf das Kapital gegründete 
Produktion setzt sich nur in ihren adäquaten Formen, sofern und soweit sich die freie 
Konkurrenz entwickelt, denn sie ist die freie Entwicklung der auf das Kapital gegrün- 
deten Produktionsweise; die freie Entwicklung seiner Bedingungen und seiner als 
diese Bedingungen beständig reproduzierenden Prozesses. Nicht die Individuen sind 
frei gesetzt in der freien Konkurrenz, sondern das Kapital ist frei gesetzt...“ S. 543. 


12) Wolf Rosenbaum, a.a.O., S. 159. Wenn auch die Betonung, daß vom Rechtssystem 
nicht nur die Sphäre des Austausches geregelt wird, sondern auch der Produktions- 
prozeß als Herrschaftsbereich des Kapitals bestimmt wird, grundsätzlich richtig ist, 
so müssen doch gegen die Gleichsetzung von Strafrecht, Gewerberecht, Arbeitsrecht 
Bedenken angemeldet werden. Denn es ist sicher kein Zufall, daß das Arbeitsrecht 
als solches historisch erst sehr spät entsteht, eigentlich erst im italienischen Faschis- 
mus, also im Zusammenhang eines „korporativ“ definierten Staates. Im deutschen 
bürgerlichen Gesetzbuch spielt die Regulierung des Arbeitsvertrags nur eine äußerst 
untergeordnete Rolle. Daß es neben dem bürgerlichen und dem Handelsgesetzbuch 
kein Arbeitsgesetzbuch gibt, liegt gerade daran, daß im Arbeitsprozeß das Kapital 
„Meister der Produktionsfaktoren“ ist und sich in dieser Funktion nur im „Ausnahme- 
fall“ beschränken läßt. 


20) Vgl. dazu das 8. Kapitel des 1. Bandes des „Kapital“, in dem Marx die Durch- 
setzung des 10-Stunden-Tages beschreibt. Auf diese Seite beziehen sich exemplarisch 
Wolfgang Müller und Christel Neusüss, Die Sozialstaatsiliusion und der Konflikt 
Lohnarbeit und Kapital, in PROKLA, Sonderheft 1 und SOPO 6/7. 
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unterworfen ist, und sich daher am Gesamtinteresse aller Kapitale orientieren 
kann. Diese Eigenschaft des Staates befähigt ihn zur Setzung und Über- 
wachung der Einhaltung des Rechts, der Regeln der Konkurrenz, wie sie etwa 
in staatlichen Eichämtern, Materialprüfungsämtern, Patentämtern usw. ?') 
zum Ausdruck kommen, des Arbeitsvertrags, der sich ja nicht mehr nur auf 
den Tauschverkehr von Warenbesitzern bezieht, sondern bereits auf den 
Produktionsprozeß als Prozeß der Ausbeutung der Lchnarbeit durch das 
Kapital. 

(3) Hiermit leiten wir über zur kurzen Kennzeichnung der Staatsfunktionen 
bei der Regulierung des Konflikts Lohnarbeit und Kapital. Die allgemeine 
Problematik besteht ja gerade darin, daß das Kapitalverhältnis zwar auf der 
Ebene des Marktes als Verhältnis grundlegend gleicher Subjekte erscheint, 
aber wesentlich Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnis ist. Da die kapita- 
listische Gesellschaft also Klassengesellschaft ist, erhält der Staat aus dem 
ständigen Klassenkonflikt und der Notwendigkeit seiner Eindämmung zur 
Erhaltung der Grundlage der Gesellschaft auch Funktionen, deren Inhalt sich 
etwa auf die Herstellung allgemeiner Ausbeutungsbedingungen, die Regu- 
lierung der Lohnrate, die Unterdrückung von Klassenkämpfen bezieht. Dieser 
Funktionsbereich staatlicher Aktionen ist ebenfalls Resultat historischer Ent- 
wicklungen, nämlich direktes Resultat der mit der Entwicklung der Arbeiter- 
bewegung und ihrer bewußten Kämpfe entstandenen Konterstrategien der 
herrschenden Klasse. Da im Falle von Klassenkämpfen immer die bürgerliche 
Klasse als ganze betroffen oder gar bedroht ist, können auch nicht einzelne 
Kapitale individuell die Funktionen der Befriedung und Unterdrückung über- 
nehmen 22) dies wird immer mehr ein Bereich für Aktionen des „Ausschusses, 
der die gemeinsamen Interessen der herrschenden Klasse besorgt.“ 


21) Auch die Münze ist ein Beispiel für staatliche Aktionen. Ursprünglich in virelen 
Ländern eine private Einrichtung, ebenso wie die Notenbanken nicht von Anfang an 
staatliche Einrichtungen waren, diente der staatliche Prägestempel lediglich als 
Garantie, daß Gewicht und Münzaufdruck auch übereinstimmten. In den USA ist als 
Relikt dieser Geschichte der Secret Service auch heute noch dem Finanzministerium 
unterstellt, da er ursprünglich dazu aufgestellt war, Münzfälscher zu entlarven. 


22) Hier muß eine wichtige Modifikation berücksichtigt werden. Denn auch große Ein- 
zelkapitale unterhalten regelmäßig Unterdrückungsapparate in Gestalt des Werk- 
schutzes, dessen Funktion eindeutig auf die Niederschlagung von Klassenkämpfen 
auf betrieblicher Ebene bezogen ist. Die Beispiele von Übergriffen der “Werkschutze“ 
gegen Arbeiter, die demonstrieren oder protestieren, belegen eindeutig den Charakter 
als Privatarmee des Kapitals. Vgl. etwa die Darstellung bei Maurice Dobb, Der 
Kapitalismus zwischen den Kriegen, in: ders., Organisierter Kapitalismus, Frankfurt 
1966, S. 116-124 über die Aktionen der großen US-Konzerne während und nach der 
Weltwirtschaftskrise gegen streikende Arbeiter, Arbeiterfunktionäre und Gewerk- 
schaften, die das Gerede von der Idylle des „new deal“, des Linkskeynesianertums, 
des „welfare state“ als miese Schönfärberei entlarvt. Vgl. auch den Mord am Ge- 
nossen Overney durch den Werkschutz der Renault-Werke in Paris im Februar 1972 
und die vielen Notstandsübungen westdeutscher Werkschutze, die vor allem während 
der Anti-Notstandsbewegung bis 1968 aufgedeckt worden sind, danach aber wieder 
im Halbdunkel geduldeter Illegalität stattfinden können. Hier zeigt sich übrigens, wie 
die Sphäre des Staatlichen und der privaten Kapitale nicht einfach und scharf ab- 
grenzbar sind, sondern in vielen Bereichen ineinander übergehen. 
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(4) Als Nationalstaat ist der Staat die Zusammenfassung der nationalen 
Einzelkapitale auch gegenüber anderen Nationalstaaten auf dem Weltmarkt. 
In diesem Bereich sind am ehesten die staatlichen Funktionen als staatliche 
auszumachen: Sicherung der inländischen Währung, auswärtige politische 
Beziehungen bis hin zur militärischen Sicherung der privaten Kapitalakkumu- 
lation und -expansion in der Epoche des Imperialismus. 2°) Die Herausbildung 
von Funktionsbereichen, die dem Staat obliegen, ist sogar regelmäßig über 
seinen Charakter als Nationalstaat vermittelt und das heißt über Konkurrenz 
und Kampf von Nationalstaaten. ?*} Wenn wir auch die Staatsfunktionen nach- 
einander aufgeführt haben, so doch nicht unter der Annahme, sie seien wirk- 
lich in dieser Weise voneinander zu trennen. Vielmehr durchdringt der Cha- 
rakter des Staates als bürgerlicher Klassenstaat alle seine Funktionen; sie 
dienen alle letztlich dazu, das Kapitaiverhältnis als Herrschafts- und Aus- 
beutungsverhältnis gegenüber der Arbeiterklasse zu erhalten und zu festi- 
gen. Davon kann nicht abstrahiert werden. Das uns dabei interessierende 
Problem allerdings ist die Frage, inwieweit in der Wahrnehmung dieser Funk- 
tionen selbst Widersprüche produziert werden, welche Grenzen dabei der 
Staat in seinen Aktionen unterworfen ist und welche Probleme sich jeweils 
für das Kapital ergeben und welche taktischen Konsequenzen die Arbeiterbe- 
wegung ziehen muß. 


Aus der Besonderung des Staates ais Form außer und neben der bürgerlichen ®: 
Gesellschaft ergibt es sich, daß der Staat den Einzelkapitalen als negative :,; 
Schranke der Kapitaiverwertung erscheinen muß: Er setzt Arbeitskräfte ein . 
zur Schaffung allgemeiner materieller Produktionsbedingungen, zur Erhaltung : 
des Rechtssystems, zur polizeilichen und militärischen Unterdrückung, die : 
demzufolge dem Kapital als Ausbeutungsobjekte nicht mehr zur Verfügung . 
stehen (obwohl vom Arbeiter aus betrachtet seine Arbeitssituation die gleiche: : 


PFFEWER u 


a nee in m 
TE nes atneennscer Ana A 


ist wie diejenige des vom Privatkapital angewendeten Arbeiters) ?%.) oder. : 


23) „Militärausgaben können in toto als langfristig geltende Koplementärinvestitionen 
angesehen werden, d. h. langfristig ermöglichen sie erst die Expansion der heimischen 
(privaten) Wirtschaft ohne äußere Bedrohung. Freilich setzt diese Schau (!) ein inter- 
nationales ‚homo homini lupus‘ voraus...“ Wilhelm Weber, Wachstumseffekte der 
Staatausgaben, in: Finanztheorie, hrsg. von Horst C. Recktenwald, Köin-Berlin 1969, 
S. 311. 


24) Vgl. dazu auch Neusüss/Blanke/Altvater, Kapitalistischer Weltmarkt und Welt- 
währungskrise, in: PROKLA 1, 1971, insbes. S. 112 ff. 


24) Dies heißt nicht, daß Arbeitsbedingungen und Lohn in staatlichen und privaten 
Bereichen identisch seien. Vielmehr ist es häufig so, daß die Arbeiter und Angestell- 
ten im Öffentlichen Sektor die am schlechtesten bezahlten sind oder unter den 
schlechtesten Arbeitsbedingungen arbeiten. So in England, in Frankreich, aber auch 
in der BRD. Vgi. dazu Detlev Albers, Werner Goldschmidt, Paul Oehlke, Klassen- 
kämpfe in Westeuropa, rororo-aktuell, Reinbek 1971. Dies entspricht auch der Marx- 
schen These, daß unproduktive Arbeiter, und darum handelt es sich bei den Staats- 
angestellten, -beamten und -arbeitern in der Regel aus dem Wertprodukt der produk- 
tiven Arbeiter alimentiert werden, also zum größten Teil aus dem Mehrwert finanziert 
werden und in dessen Größe die Grenze ihres Lohns finden. Die Grenzen staatlicher 
Tätigkeit drücken sich demnach für die einzelnen Staatsbediensteten in schlechteren 
Löhnen und Arbeitsbedingungen aus. 


15 


er setzt dem Verwertungsdrang des Kapitals durch Begrenzung des Arbeits- 

tags, durch rechtliche Schranken usw. äußere Grenzen. Auf der Oberfläche 

erscheint den einzelnen Kapitalen die vom Staat gesetzte negative Verwer- 

tungsschranke etwa als abzuführende Steuern, Soziallasten usw. zur Deckung 

der ‚Gemeinschaftsaufgaben‘, die die individuelle Konsumtion oder/und die 
; Akkumulation des Mehrwerts einschränken. War vor der Arbeitsgesetzgebung 
} die natürliche Grenze des Arbeitstags die Schranke des Kapitals in seinem 
1 ‚Drang nach Mehrarbeit, so danach die vom Staat allgemein gesetzte. 


Wenn der Staat in dieser Weise bestimmt ist, als Einrichtung der kapitalis- 
tischen Gesellschaft neben und außer ihr, gleichzeitig auf ihrer Grundlage 
;! und als negative Verwertungsschranke erscheinend, dann ist es klar, daß die 
. historischen Funktionen des Staats ihm nicht sozusagen von Anfang an und 
: selbstverständlich inhärent sind, sondern Ergebnisse von Krisen der gesell- 
: schaftlichen Reproduktion, vermittelt über Klassenkämpfe und Auseinander- 
’ , setzungen von Fraktionen der herrschenden Klasse sein müssen. (Aber daß 
ihm diese Funktionen überhaupt zuwachsen können liegt in der Natur der 
kapitalistischen Gesellschaft und ihres Staates überhaupt begründet.) Kein 
Kapital kann von sich aus freiwillig bestimmten, vielleicht als objektive ein- 
sichtigen Notwendigkeiten gehorchen; der Druck der Konkurrenz wird es 
davon abhalten. Kein Kapital wird also ohne äußere Veranlassung dem Vor- 
rücken der äußeren, vom Staat gesetzten Schranke der Kapitalverwertung 
zustimmen; es wird sich dazu erst aufgrund von Katastrophen, Auseinander- 
setzungen, Kämpfen bereitfinden. Dies besagt aber über die Klassenkämpie 
auch, daß sie eine wichtige Funktion haben für die Erhaltung der kapitalis- 
E tischen Gesellschaft (natürlich ist dies nur die eine, hier hypostasierte Seite 
M) der Klassenkämpfe), indem sie objektiven historischen Notwendigkeiten zum 
» Durchbruch verhelfen vermittels des Staats. 


So ist auch als sozusagen empirische Bestätigung dieser These festzuhalten, 
daß der Anteil des Staates am Sozialprodukt (als grober Indikator für die 
Staatsfunktionen in der Gesellschaft) vor allem im Gefolge von Klassenkämp- 
fen wie nach dem ersten Weltkrieg und im Gefolge bzw. der Vorbereitung der 
großen Katastrophen der Weltgeschichte, den Weltkriegen, angestiegen ist, 
Wenn auch Adolph Wagner ganz allgemein und wenig begründet vom „Ge- 
setz der zunehmenden Staatsstätigkeit“ spricht und dabei eher eine Ver- 
mutung äußert als eine begründete Tendenzfeststellung ?°) macht, ist die 
Tatsache nicht zu leugnen, daß der Staatsanteil in diesem Jahrhundert in 
Deutschland von ca. 15 auf über 40 v. H. angestiegen ist. Dabei ist bemer- 
kenswert, daß die Staatsausgaben „in einer Phase nachhaltigen Wirtschafts- 
wachstums weniger stark als in Perioden geringerer Entfaltung, es sei denn, 


25) Vgl. Adolp Wagner, Das Gesetz der zunehmenden Staatstätigkeit, Abschnitt aus: 
Staat in nationalökonomischer Hinsicht, in: Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 
Bd. 7, 1911, abgedruckt in: Finanztheorie, a.a.0., S. 241 ff. „Nationalökonomisch 
aufgefaßt bedeutet dieses Gesetz absolut und selbst relativ wachsende Ausdehnung 
der öffentlichen, besonders der staatlichen gemeinschaftlichen Organisationsform 
neben und statt der privatwirtschaftlichen innerhalb der Volkswirtschaft...“ (S. 241) 
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es herrsche Depression mit negativen Wachstumsraten des Sozialprodukts, 
(expandieren). Im letzten Falle steigt ihre Anteilskurve steil an...“ 2°) Hiermit 
wird nichts anderes ausgedrückt, als daß die Staatstätigkeit, soweit sie mit 
Kosten verbunden ist, den Verwertungsbedingungen des Kapitals folgt. Sind 
diese günstig, so wird der Anteil, der zur Bewerkstelligung des gesellschaft- 
lichen Arbeitsprozesses vom Kapital produziert wird, steigen oder zumindest 


nicht sinken, während der vom Staat errichtete Anteil zurückgehen, bzw. nicht | y Hi 
steigen wird. Setzt sich aber die Tendenz des Falls der Profitrate in konjunk- * 


turellen Abschwungsphasen durch, dann werden zum Teil naturwüchsig 
infolge der gestiegenen Regulierungsanforderungen, worauf unten eingegan- 
gen wird, die Staatsfunktionen anwachsen. 


Der Staat ist also auf der Grundlage der kapitalistischen Gesellschaft den 
Einzelkapitalen gewissermaßen komplementär, wobei die „Komplemeniari- 
tät“ staatlicher Funktionen jeweils historisch bestimmt ist. Selbst in den 
Theorien des „Staatsinterventionismus“ aus verschiedenen Epochen und 
Ländern kommt dies sehr deutlich zum Ausdruck. Wurden etwa von Adam 
Smith und in modifizierter Weise auch von Ricardo die Staatsfunktionen auf 
Militär, Polizei, Bildung, Recht eingegrenzt und ansonsten gefordert, die natür-- 
liche“ Wirtschaftsentwicklung der privaten Kapitale sich selbst zu über- 
lassen, so wurde von den deutschen Theoretikern der Finanzwissenschaft 
des 19. Jahrhunderts (A. Schaeffle, L. von Stein, A. Wagner) dem Staat eine 
aktive Rolle bei der Heranbildung und Akkumulation des Kapitals zuge- 
schrieben. In dieser theoretischen Unterschiedlichkeit drückt sich exakt die 
unterschiedliche Situation Englands und Deutschlands in bezug auf die 
Kapitalakkumulation und die Konkurrenz auf dem Weltmarkt im 19. Jahrhun- 
dert aus. Es zeigtsich hier auch, daß gesellschaftliche Funktionen immer erst 
dann als staatliche entstehen, wenn sie nicht von Einzelkapitalen wahrge- 
nommen werden oder werden können. Die Besonderung des Staates liegt 
somit in der „Natur“ des Kapitaiverhältnisses begründet, aber die Herausbil- 
dung des wirklichen Staates voilzieht sich jeweils unter den besonderen 
historischen Bedingungen eines Landes in einer bestimmten Epoche; erst 
auf der Grundlage der jeweiligen historischen Situation ist daher auch zu 
entscheiden, welche allgemeinen Produktionsbedingungen „allgemein“ in 
dem Sinne sind, daß sie staatlich erzeugt werden müssen und welche als 
„allgemeine“ dennoch von privaten Kapitalen hergestellt werden können. 
Diesem Problem wollen wir uns im folgenden Abschnitt am Beispiel der all- 
gemeinen materiellen Produktionsbedingungen ausführlicher zuwenden. 


%) Horst Claus Recktenwald, Ergänzung: Zur Wirksamkeit des Wagnerschen Gesetzes 
in: Finanztheorie, a. a.O©. S. 246. 
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3. Die Herstellung allgemeiner materieller Produktionsbedingungen durch 
den Staat 


Wir haben die Gründe für die Besonderung des Staates vor allem in der 
Herstellung allgemeiner Produktionsbedingungen gesehen. Es wird jetzt not- 
wendig sein, vor allem auf die materiellen Produktionsvoraussetzungen ein- 
zugehen und zu fragen, weran es liegt, daß sie vom Staat produziert werden 
und nicht von privaten Kapitalen. Geht man von einem allgemeinen Inter- 
dependenzzusammenhang einer Gesellschaft aus, so schwinden die Unter- 
scheidungskriterien zwischen allgemeinen und besonderen Produktionsbe- 
dingungen und zwischen allgemeinen, vom Kapital produzierten und allge- 
meinen, vom Staat produzierten Produktionsbedingungen. ?”) Zu denjenigen 
Funktionen, die nicht oder nicht mehr oder noch nicht vom Kapital besorgt 
werden, gehören nach ihrer stofflichen Seite beispielsweise: Herstellung 
eines Kommunikatianssystems (Straßen, YVasserstraßen, Telegraphie, Post), 
Erzeugung einer den Produktivkräften adäquaten Qualifikationsstruktur (Bil- 
dungswesen), Reparatur des Arbeitsvermögens (Gesundheitswesen), Wasser- 
versorgung und die Beseitigung von Abwässern, Müll usw. Die Gründe, aus 
denen heraus es sich nicht lohnt, diese Prozesse als kapitalistische zu be- 
treiben, sind ganz verschiedene. Sie liegen jedenfalls nicht an den stoff- 
lichen Eigenschaften der erwähnten Einrichtungen. Es kann daran liegen, 
daß die Kapitalauslage zu groß für ein Einzelkapital und die Umschlagzeit 
(Arbeitsperiode, Produktionszeit oder Umlaufzeit) zu lang sind; oder daran, 
daß die Resultate dieser Produktiönsprozesse unmittelbar keinen Waren- 
charakter haben (Quaiifikationen, Forschungsergebnisse ®) ); oder daran; 
daß der Markt (das gesellschaftliche Bedürfnis) für eine rentable Produktion, 


27) Die Frage des Interdependenzzusammenhangs spielt in der bürgerlichen Wachs- 
tumstheorie eine große Rolle. Am weitesten geht die Richtung des „balanced growth“, 
deren bedeutendster Vertreter, P. N. Rosenstein-Rodan, schreibt: „Complementarity 
makes to some extent all industries ‚basic‘ (Problem of Industrialization of Eastern 
and South-Eastern Europe, in: A. N. Agarwala and S. P. Singh, The Economics 
cf Underdevelopment, New York 1963, S. 252.) Diese These impliziert auf unser 
Probiem angewendet die Annahme, daß erstens jede Produktion allgemeine Pro- 
duktionsbedingungen erzeugt und zweitens infolge allgemeiner Interdependenz 
keine weitere Qalifizierung zwischen Staat und privaten Kapitalen notwendig sei. 
Anders, weniger naiv, wenn auch auf Grundlage der Interdependenzthese argumen- 
tiert Walter Wittmann, Staatliche Aktivität, wirtschaftliche Entwicklung und Preis- - 
niveau, Zürich 1965, S. 22: „Zunächst ist klar, daß allein private Investitionen, welche 
zusätzliche Produktionskapazitäten schaffen, zur Sicherung der langfristigen Wirt- 
schaftsentwicklung nicht ausreichen... Um Engpässe in der wirtschaftlichen Entwick- 
lung möglichst zu vermeiden, ist es notwendig, daß die Investitionen in das Sozial- 
kapitai (d. h. die allgemeinen materiellen Produktionsbedingungen — E. A.) mit der 
Gesamtentwicklung Schritt halten...“ 


22) Warencharakter erhalten Forschungsergebnisse erst dann, wenn sie vom Waren- 
besitzer in Form des Patents monopolisieri sind und nur der die Forschungsergebnisse 
benutzen kann, der sie als Ware gekauft hat. Besteht die Patentierungsmöglichkeit, 
dann werden Forschungsergebnisse auch kapitalistisch produziert. Es sei nur erwähnt, 
daß dieses Problem in der Schumpeterschen Konjunkturthecrie eine wichtige Rolle 
spielt, da ja der dynamische Unternehmer gerade aufgrund von patentmäßig abge- 
sicherten technelogischem Vorsprung zu produzieren #eginnt. 
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d. h. für die Realisierung des vorgeschossenen Kapitalwerts plus Mehrwert 
absolut zu klein ist; oder daran, daß sich das Kapital nicht mit einer unter- 
durchschnittlichen, wenn auch noch positiven Profitrate zufriedengibt, weil es 
noch profitablere Anlagesphären z. B. im Ausland, gibt. 


Je länger die Arbeitsperiode und je langfristiger die Kapitalrückflüsse, desto 
größer die gegenwärtige Kapitalauslage, desto unsicherer ist auch die Erzie- 
lung der Durchschnittsprofitrate. Kommt bei solchen Kapitalauslagen aber noch 
hinzu, daß die Resultate des Produktionsprozesses nicht Warencharakter 
annehmen können, also die Leistungen etwa einer Straße allen zur Verfügung 
stehen können oder müssen, dann können solche Anlagen kapitalistisch nicht 
betrieben werden. Kapitalistischer Betrieb heißt hier: Ausbeutung von Arbeits- 
kraft zur Produktion von Mehrwert, d. h. Produktion zur Verwertung von 
Kapital. Wenn nun aber die Notwendigkeit zum Ausbau der „Infrastruktur“ 
groß genug ist, so daß Aufwendungen dafür vorgenommen werden müssen, 
„dann wälzt das Kapital sie auf die Schultern des Staates oder, wo der Staat 
traditionell ihm gegenüber noch eine superiore Stellung einnimmt, besitzt er 
noch das Privilegium und den Willen, die Gesamtheit zu zwingen, einen Teil 
"ihrer Revenue, nicht ihres Kapitals, in solche allgemein nützliche Arbeit (zu 
stecken), die zugleich als allgemeine Bedingungen der Produktion erscheinen, 
und daher nicht als besondere Bedingung für irgendeinen Kapitalisten — und 
solange das Kapital nicht die Form der Aktiengesellschaft annimmt, sucht es 
immer nur die besondren Bedingungen seiner Verwertung, die gemeinschaft- 
lichen schiebt es als Landesbedürfnisse dem ganzen Land auf. Das Kapital 
übernimmt nur vorteilhafte, in seinem Sinn vorteilhafte Unternehmungen.“ *°) 
Daß diese Vorteilhaftigkeit angesichts tendenziell sinkender Profitrate und 
steigendem Niveau der Produktivkräfte auch für Aktiengesellschaften nicht 
mehr gegeben sein muß, zeigt die Entwicklung des Eisenbahnwesens: ur- 
sprünglich vielfach eine rentable Anlagesphäre, ist die Eisenbahn heute bei 
kapitalistischer Kalkulation ein Verlustgeschäft. 


Um Mißverständnissen vorzubeugen, muß man von Produktion und Betrieb 
infrastruktureller Einrichtungen sprechen. Es ist klar, daß die Produktion 
einer Straßenbrücke genauso „produktiv“, d. h. profitabel ist, wie die Pro- 
duktion einer Maschine oder eines Anzugs, Alle drei Produkte, die wir als 
Beispiele gewählt haben, werden als Waren produziert und auf einem Markt 
getauscht; die Form ist allerdings je verschieden. Der Anzugsproduzent liefert 
für einen Massenmarkt, und hat ein Käufer den Anzug erworben, so hat der 
Kapitalist sein ausgelegtes Kapital einschließlich des Profits ersetzt und der 
Käufer ein Konsumgut gekauft, indem er Revenue verausgabt. Der Anzug 
interessiert von diesem Augenblick als Wert nicht mehr, nur noch als Ge- 
brauchswert den Käufer; aber der Gebrauchswert ist so lange gleichgültig für 
die ökonomische Analyse, wie er selbst nicht formbestimmend ist — und 
dies ist nach vollbrachtem Austausch der Fall. Der Maschinenproduzent da- 
gegen produziert aufgrund einer Bestellung des Maschinenkäufers. Dies 


29) Grundrisse, S. 430 
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ändert aber nichts daran, daß er dennoch für den Austausch, für einen ihm 
mittelfristig unbekannten Markt produziert und mit der Umsetzung der Ma- 
schine in Geld einen Zirkulationsakt seines Kapitals vollzieht. Darin unter- 
scheidet er sich also nicht vom Anzugproduzenten. Anders allerdings als 
beim Anzugkäufer liegt der Fall beim Maschinenkäufer. Er kauft die Maschi- 
nen nicht aus seiner Revenue, sondern aus dem Geidkapital, das er vor- 
schießi, um einen Produktionsprozeß aufzunehmen oder fortzusetzen. Die 
Maschine wird also in einen Teil des Produktivkapitals verwandelt; sie ist 
Produktionsmittel in Kapitalfsrm und zirkuliert dementsprechend als Kapital 
weiter. Wenden wir uns nun dem Brückenproduzenten (z. B. ein Tiefbau- 
uniernehmen) zu. Auch hier wird eine Ware spezifischen Charakters produ- 
ziert (auf Bestellung, nach Vorauszahlung usw.), in ihrem Verkauf realisiert 
auch dieser Produzent den vergeschossenen Wert und den Mehrwert, sonst 
würde er die Produktion bleiben lassen. Aber er tauscht sie nicht gegen in 
Geldform vörgeschossenes Kapital wie beim Maschinenverkauf oder gegen 
Revenue eines individuellen Käufers für dessen Konsumtion aus, sondern 
gegen Revenue, die der Staat ausgibt, Die Revenue bezieht der Staat per 
Sieuern, Abgaben usw., um sie für die Errichtung allgemeiner Produktions- 
bedingungen zu verausgaben. Die Herstellung der Brücke ist also durchaus 
tür das Kapital profitabel, nicht aber deren Verwendung. Kein Kapitalist würde 
sein Kapital vorschießen, um eine Straßenbrücke zu bauen. Entscheidend da- 
für, ob bestimmte Produktionsbedingungen vom Staat übernommen werden 
oder nicht, ist also die Frage, ob sich erstens ein Kapitalvorschuß dafür kapi- 
talistisch lohnt, und zweitens, ob die jeweilige Produktionsbedingung wirk- 
lich vom geseilschaftlichen Arbeitsprozeß her notwendig ist. (Daß diese Not- 
wendigkeit nicht allein aus Einsicht erkannt wird, sondern in Kämpfen, Kon- 


‚. flikten, Katastrophen, Krisen aufgeherrscht wird, wurde schon betont.) Allge- 
. meine materielle Produktionsbedingungen lassen sich also sehr wohl 
: profitabel herstelien, nicht aber unter einzeikapitalistischen Aspekten profi- 
:: tabel beireiben. 


Anders ist es im Ausbildungsbereich. Für die materielle Seite dieses Bereichs 
gilt das gleiche wie für die erwähnte Brücke: Schulbauten, Unterrichtsmittel 
usw. sind kapitalistisch herstellbar. Nicht aber in größerem Umfang die Pro- 
duktion der Qualifikationen. Sie werden bereits in staatlichen Anstalten her- 
gestellt, während ihre Verwendung als stoffliches Element des variablen 
Kapitals von Einzelkapitalisten erfolgt. Qualifikationen tauschen sich als inte- 
grales Bildungselement der Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt aus in der 
Regel gegen Kapital. °%) Dieser Unterschied zwischen Verkehrswesen usw. 
einerseits (auch Schulbau) und Ausbildungsbereich ist gravierend. Alle Infra- 
strukturausgaben bestreitet der Staat aus der Revenue des Landes, sie gehen 
demzufoige zumindest teilweise vom akkumulationsfähigen Teil des Mehr- 
werts ab, Aber die Ausgaben für Brücken- oder Schulbau fließen doch wieder 
Einzelkapitaien zu, die auf diese Weise in die Lage versetzt WEISEN: ihr Kapi- 


se” Wir gehen nicht auf die Problemaiik der produktiven und unproduktiven Arbeit ein. 
Vgl. dazu die Diskussion in SOPO 6/7 und 8 1970. 
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tal zu verwerten, indem die Zirkulation des Kapitalwerts gelingt. Die 
Ausgaben für die Produktion von Qualifikationen, vor allem für Lehrer 
also, fließen jedoch nicht an Einzelkapitale; sie ermöglichen vielmehr die 
Existenz einer Schicht, die einen gegebenen Arbeitszeitfonds der Gesetischaft 
zur Ausbeutung durch das Kapital verringert. Ersi recht gilt dies für die 
Schüler und Studenten, die während der Ausbildungszeit keine produktive 
Arbeit leisten und daher .nicht nur der direkten Herrschaft des Kapitals zeit- 
weise entzogen sind, sondern darüber hinaus nach Abschluß der Ausbil- 
dungszeit mit den auf sie verwandten höheren Bildungskosten dem Kapital 
auf dem Arbeitsmarkt nur mit einem höheren Wert der Arbeitskraft entgegen- 
treten können, ohne daß daraus schlüssig auch eine erhöhte wertbildende 
Potenz der Arbeit folgern würde. °,) Ausgaben für den Ausbildungssektor 
gehen also nicht nur vom Mehrwert des Kapitals ab, sondern erhöhen im 
Falle ihrer Steigerung immer auch den Weri der Arbeitskraft und verringern 
damit bei sonst gleichbleibenden Bedingungen die Mehrwertrate. Auf der 
anderen Seite jedoch produziert der Lehrer mit seiner Arbeit die allgemeinen 
Qualifikationen als Bedingungen, damit der Arbeitsprozeß überhaupt als 
Mittel des Verwertungsprozesses stattfinden kann, damit kapitalistische Pro- 
duktion und Reproduktion des Kapitalverhältnisses überhaupt möglich ist. 
Nur aufgrund dieser Seite der Lehrertätigkeit kann sich das Kapital bereit- 
finden, den Ausbildungsbereich zu unterhalten. Die ökonomischen Funktionen 
der einzelnen ‚Infrastrukturbereiche‘ sind also nicht nur von ihrer stofflichen 


Brenz, 
Mes “an, 


Seite, sondern auch von ihrer Stellung im kapitalistischen Reproduktions- E 


prozeß her scharf auseinanderzuhalten. °”) 


Da das Kapital sich also aus den beschriebenen Gründen hier nicht oder nur 
unzureichend engagiert, wird der Staat gerade deshalb die Produktion von 
Infrastruktureinrichtungen vornehmen müssen, weil er nicht gezwungen ist, 
karitalistisch zu produzieren: sein Fonds stammt ja aus der Revenue des 
Landes. Auf der anderen Seite wird das Kapital sich dagegen zur Wehr set- 
zen, sollte der Staat Produktionsprozesse übernehmen, die doch dem Kapital 


unter seinen jeweiligen Sondergesichtspunkten als rentierliche erscheinen. E%; ; 
Denn erstens würde dies eine Verminderung der im Sinne des Kapitals un- 


produktiven Arbeit bedeuten und zweitens die Ausschaltung einer Konkurrenz, 
die nicht nach maximaler Selbstverwertung eines Kapitalvorschusses zu 


30 ) Auf das Problem der wertbildenden Potenz der Arbeit soll hier nicht weiter einge- ; 


gangen werden. Vgl. dazu die Beiträge zum „Reduktionsproblem“ in Altwaier und 
Huisken, Materialien zur politischen Qkonomie des Ausbildungssektors, Erlangen 1871. 


31) In der bürgerlichen Ökenomie rangieren alie !nfrastrukturbereich® gleichermaßen 
unter dem Begriff „Sozialkapita!“. Ausgaben für „Verkehrsanlagen, Energieversoraung, 
Wasserwirtschaft und -bau, Erziehung, Justiz, Polizei ung Verwaltung“ sind in unserem 
Sinn... Komplementärinvestitionen....“ Wilheim Weber, a.a.0., S. 306. Ebenso Walter 
Wittmann, 2.2.0. Jacaues Siohler, Zur rationalen Planung der Infrastruktur, in: 
Konjunkturpolitik, 1965 und die meisten anderen Auteren. Einem völlig sinnlosen Kaßpi- 
talbegriff entspricht ein ebenso sinnloser Investitionskegriff, unter dem alle Ausgaken 
begriffslios subsumiert sind, ohne deren unterschiediichen ökonsmischen Charakter 
noch zu reflektieren. 
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streben braucht. Daß dies dann auch gesetzlich fixiert wird, ist nicht mehr 
verwunderlich. Se heißt es in den westdeutschen Gemeindeordnungen, daß 
die wirtschaftliche Betätigung der Gemeinden (1) durch einen Öffentlichen 
Zweck gerechtfertigt sein muß, (2) die gemeindliche Finanzwirtschaft nicht in 
Gefahr gebracht werden darf, (3) die Aufwendungen in angemessenem Ver- 
hältnis zum voraussichtlichen Bedarf stehen müssen und (4) der wirtschaft- 
liche Zweck nicht ebense gut und wirtschaftlich durch private Unternehmen 
erreicht werden kann. Und im Jahresgutachten des Sachverständigenrates 
1971 heißt es dazu ganz ähnlich: „Angelpunkt fast aller wirtschaftspolitischen 
Überlegungen zur mittelfristigen Entwicklung der Gesamtwirtschaft ist das 
Verlangen des Staates, einen höheren Anieil des Produxtionspotenzials in 
Anspruch nehmen zu können. Weithin findet dieses Verlangen Zustimmung, 
wenn auch das Problem des Quantums einer solchen ÄAnteilserhöhung unter- 
schiedlich gesehen wird, weil jede Erhöhung unter dem Vorbehalt stehen 
muß, daß der Staat seine Aufgaben sinnvoll erweitert, jedenfalls nicht nur 
Private aus ihrer Aktivität verdrängt, sondern diese ergänzt und fördert...“ °?) 


Nun darf man alle diese Prozesse nicht lesgelöst von der historischen Ent- 
wicklung betrachten. Was dem Kapital in einer bestimmten historischen 
Situation als profitabei erscheint, braucht es in anderen Situationen nicht zu 
sein. Immer dann, wenn Industriezweige nicht mehr rentabel sind, gibt es 
zuerst staatliche Subventionen, °?) und dann — wenn die auch nicht helfen — 
werden diese Zweige vom Staat in eigener Regie übernommen (Kohlenberg- 
bau nach 1945 in England). Umgekehrt bestehen durchaus Tendenzen, be- 
reits staatlich betriebene Produktionsprozesse zu reprivatisieren, wenn die 
Arbeit als produktive ausgebeutet werden kann (VEBA, VW). 


Hier wird also plastischer, weil konkreter als noch im vorhergehenden Ab- 
schnitt, daß der Staat in seiner Funktion für den kapitalistischen Produktions- 
prozeß nicht nur Regulator ist, sondern mit der aus seiner besonderen 
Existenzform resultierenden Funktion gerade dem Kapital zu seiner Durch- 


32) Jahresgutachten 1971, Ziff. 327, Auch bei W. Wittmann, a.a.0., S. 28 heißt es: 
„Insgesamt liegt der Schluß nahe, daß wachsende Investitionen in das staatliche 
Erwerbskapital die private Investitionsbereitschaft schwächen können.“ Und auch 
Wilhelm Weber unterscheidet „zwischen Branchen, welche von Privaten wegen Unren- 
tabilität verlassen wurden, und soichen, in denen der Staat mit Privaten konkurriert.“ 


‚Im letzteren Fall „dürfte die staatliche Wirtschaftstätigkeit die private Investitions- 
‚, neigung... zumindest eher hemmen...“ (a.a.0©., S. 315) Hier wird offenbar, daß der 
' Staat nicht zum wirklichen Gesamtkapitalisten im Verlauf einer quasi naturwüchsigen 


Entwicklung werden kann. Denn in den Branchen, in denen Kapital verwertet werden 
:; kann, siedeln sich gerade private Einzelkapitale an. Würde der Staat hier tätig werden, 
. so würde er sich gerade aufgrund der Tatsache, daß er im einzeikapitalistischen Sinne 


kapitalistisch agiert, in Widerspruch zu dem Gesamtinteresse der kapitalistischen Ge- 
sellschaft setzen. 


. 39) Subventionen haben in der FRege! den Charakter, durch den Staat und nicht mehr 
durch die Konkurrenz umverteilter Mehrwert zu sein zur Sicherstellung des Bezugs 


8. 
3 
; 
Fi 


- der Durchschnittsprofitrate durch jedes Einzelkapital. Natürlich können Subventionen 
“ auch aus der Revenue der Lohnarbeiter stammen; sie senken dann zugunsten ein- 
; zelner Kapitale die Lebensbedingungen der Arbeiterklasse. 
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schnittsexistenz als Gesamtkapital verhilft. Der Staat sichert die allgemeinen 
Produktionsbedingungen durch Übernahme aller derjenigen stofflichen Pro- 
zesse, die nicht kapitalistisch betrieben werden können. Seine Funktion als 
Staat im Kapitalismus zur Sicherung der Basis der Ausbeutung der Lohn- 
arbeit, besteht gerade darin, nichtkapitalistische Produktionsprozesse in 
eigener Regie zu übernehmen, und die wirklich die gesamte Kapitaiklasse 
und darüber hinaus die gesamte Gesellschaft betreffenden Bedingungen, 
(Rechtsverhältnisse usw.) verbindlich zu regeln und einen nach innen und 
außen gerichteten Gewaltagparat zu unterhalten. Nur so kann er seiner Funk- 
tion als Staat auf der Grundiage der kapitalistischen Gesellschaft gerecht 
werden. LUm es noch deutlicher auszudrücken: Wenn wir von dem „einheit- 
lichen Mechanismus, der Staat und Monopole zusammenfaßt“ ausgehen, 
dann können wir seine Funktionsweise nur in der Weise beschreiben, daß der 
Staat aufgrund der Anforderungen der Produktivkräfte des Arbeitsprozesses 
Produktionsbedingungen zu erzeugen hat, die aufgrund der Bornieriheit des 
kapitalistischen Produktionsverhältnisses von Kapitalen nicht erzeugt werden. 
Der Staat sichert das Kapitalverhältnis, indem er nichtkapitalistisch agiert, 
also bei den vom Staat erzeugten allgemeinen Froduktionsbedingungen ge- 
rade nicht von „Kapital“ gesprochen werden kann. Es ist also ungenau von 
„Staatskapital“ zu sprechen, ohne zwischen Infrastrukturausgaben und „Er- 
werbskapital“ zu differenzieren, °*) und falsch zu behaupten: „Der imperia- 
listische Staat tritt jedoch nicht nur den Arbeitern und Ängestellten im un- 
mittelbar staatlichen Bereich als Kapitalist gegenüber...“ *°) Wenn der Staat 
sich als Kapitalist betätigt, dann kann dies nur aus der besonderen Ge- 
schichte eines Landes, aus besonderen historischen Bedingungen erklärt 
werden. In Ausnahmesituationen wird die Betätigung als wirklicher Kapitalist 
immer wieder geschehen, wie im ersten Weltkrieg in Deutschland (aus dieser 
Zeit stammt der Begriff des „Staatkapitalismus“), z. T. im deutschen Faschis- 
mus oder in Italien und Frankreich und nach dem zweiten Weltkrieg. Damit 
ist jedoch keineswegs die kapitalistische Produktionsweise aufgehoben, wenn 
auch die Zunahme der vom Staat direkt betriebenen Produktionsprozesse 
ein eindeutiges Anzeichen für die Auflösungserscheinungen des entwickelten 
Kapitalismus, für seine Stagnation und die mangelnden „privaten“ Investi- 
tionsgelegenheiten ist. °°) 


Denn der Staat handelt ja — von den erwähnten historischen Besonderheiten 


abgesehen — als Nicht-Kapitalist und begrenzt als solcher das Feld privater F { 


Kapitalakkumuiationen und -reproduktionen. Wäre der Staat selbst Kapitalist, 
dann würde er gerade die Sphäre der Kapitalproduktion erweitern und alles 


34) So Paul Boccara, Üersicht..., a.a.0., 5.3 


3) Der Imperialismus der BRD, Frankfurt 1871, S. 366. Es muß allerdings betont 
werden, daß diese These sich nicht einheitlich durch das Buch durchzieht, wie über- 
haupt eine ausgesprochene Unschärfe der Begrifflichkeit insgesamt dieses „Standard- 
werk“ kennzeichnet. j 


36) Paul Mattick, Gemischte Ökonomie und ihre Grenzen, in: Soziale Revolution, Nr. 
2/1971, S. 46 ff. 
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a andere ausdrücken als Auflösungserscheinungen der bürgerlichen Gesell- 

1 schaft. Insofern ist die Theorie des Staatmonopolistischen Kapitalismus in 

“ sich widersprüchlich, wenn in ihr einerseits behauptet wird, der Staat fungiere 
selbst als Kapitalist, anderseits aber von den allgemeinen Niedergangser- 
scheinungen des Imperialismus gesprochen wird. (Wir leugnen die erste 
These, nicht die letztere.) 


Exkurs zur Herstellung allgemeiner ProduktionsbediIngungen in der asiatischen 
Produktionsweise 


Es ist in der Menschheitsgeschichte nichts Neues, daß vom Staat oder einer 
den unmittelbaren Produzenten übergeorneten Einheit bestimmte Aufgaben 
des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses wahrgenommen werden. 
Besonders wichtig in diesem Zusammenhang ist die asiatische Produktions- 
weise, die dadurch gekennzeichnet ist, daß vor allem die komplizierten Be- 
wässerungssysteme für die landwirtschaftliche Produktion von der überge- 
ordneten Einheit, dem Staat, erhalten und erweitert werden, wie in Indien, 
in China und auch in einzelnen Gebieten Afrikas und Lateinamerikas vor der 
Kolonialzeit. Aber hierbei handelt es sich eben nicht um besondere Funk- 
tionen neben und außer der Gesellschaft, sondern um gesellschaftliche Funk- 
tionen als solche. Die Bewässerungsssysteme werden nicht errichtet, um 
. einzelnen Kapitalen die Verwertungsbasis zu ermöglichen, sondern sind Teil 
nal gesellschaftlichen Arbeitsprozesses, der nicht das Mittel vieler Ver- 
‚ı wertungsprozesse ist. Die künstliche Bewässerung ist in der asiatischen Pro- 
“ duktionsweise die grundlegende materielle Bedingung der Reproduktion der 
Gesellschaft und ihrer Glieder; diese Funktionen werden von der übergeord- 
neten Einheit ausgeübt, weil sie auf Dorfebene oder durch die einzelne Gens 
nicht ausgeübt werden können. Dies ist etwas grundlegend anderes gegen- 
über der Bedeutung der „Gemeinschaftsaufgaben“ im Kapitalismus, wo sie 
deshalb vom Staat übernommen werden, weil die Wahrnehmung der Funk- 
tionen keinen Profit abwirft und folglich für Einzelkapitale uninteressant ist. 
Der Unterschied besteht also nicht in der stofflichen Seite, und allgemeine 
Produktionsbedingungen lassen sich nicht stofflich begründen. Er besteht in 
der Form der Produktionsweise, die erst im Kapitalismus durch den Doppel- 
charakter des Produktionsprozesses gekennzeichnet ist. Erst hier kann es 
die eigentümliche Trennung von kapitalistisch vollzogenen Produktions- 
prozessen und nicht-kapitalistisch d. h. staatlich vollzogenen Produk- 
tionsprozessen, geben, also die Trennung in Gesellschaft und Staat in 
Form der Besonderung des Staates. In der asiatischen Produktionsweise 
hingegen erfordert der gesellschaftliche Arbeitsprozeß direkt die Wahrneh- 
mung bestimmter Funktionen, ohne daß die Zweiteilung dieser Funktionen 
wie im Kapitalismus eintreten könnte. Bezogen auf die Problematik der ge- 
sellschaftlichen Krise zeigt sich der Unterschied zwischen asiatischer Pro- 
duktionsweise und Kapitalismus schlagend: In der asiatischen Produktions- 
weise ist es der Zerfall bzw. die Zerschlagung der zentralen Gewalt durch die 


24 


Kolonialherren, die Vernachlässigung der zentralen Aufgaben des Wegebaus, 
der Bewässerung usw., der zur Auflösung dieser Gesellschaftsform führt; im 
Kapitalismus ist gerade die wachsende Funktion des Staates, die Herausbil- 
dung dessen, was man „gemischte Wirtschaft“ nennt, eine Erscheinungsform 
der Auflösung dieser Gesellschaft. So wird hier deutlich, daß jede Analyse 
des „Staates“. immer nur den Staat einer bestimmten Gesellschaftsformation 
meinen kann; Verallgemeinerungen sind unmöglich. 


4. Die Regulierung von Krisen durch den Staat 


Bei der Darstellung der Funktion des Staates, die allgemeinen Produktions- 
voraussetzungen, vor allem materieller Art zu gewährleisten, wurde schon 
betont, daß der Staat dabei den Notwendigkeiten, die aus dem Arbeitsprozeß 
und den Grenzen, die aus dem Zwang der Kapitalverwertung resultieren, 
unterworfen ist. Er wird also nicht als Ergebnis eines von diesen Problemen 
freien Planungsprozesses der Gesellschaft die Wahrnehmung von Funktionen 
übertragen bekommen wie in einer sozialistischen Gesellschaft; vielmehr 
drängen sich diese Funktionen der Gesellschaft und erst von daher dem Staat 
in krisenhaften Situationen, durch Konflikte, Kämpfe, Katastrophen, Unzu- 
träglichkeiten auf. Daher tritt der Staat nicht erst als Regulator von Krisen, 
als Meister des Krisenmanagement, oder „spätkapitalistischer Wohlfahrts- 
staat“ ”) in Erscheinung, wie eine neuere Richtung der Staatstheorie, vor 
allem vertreten durch Habermas und Offe, aber auch Hirsch und andere *%) 
meinen, sondern er ist als historisch gewordener Staat selbst Resultat histo- 
rischer Gesellschaftskrisen und davon geprägt. Es würde hier zu weit führen, 
diese Prägung im einzelnen nachzuzeichnen — würde dies doch bedeuten, 
die Staatsformen, die personelle Seite des Staatapparates und deren kon- 
krete Geschichte abzuhandeln —, doch scheint mir dieser Hinweis zur pro- 
phylaktischen Vermeidung von Fehlern bei der Untersuchung des Staates und 
seiner Funktionen, die ihm so leicht hin apriorisch zugeschrieben werden, 
ungeheuer wichtig. Denn nur so kann das Verhältnis von Staat und Gesell- 
schaft richtig verstanden werden und nicht als eines, in dem der Staat der 
Regulator, die Gesellschaft in ihren Lebensbereichen aber bloßes Öbjekt der 
Regulierung ist und allenfalls durch Einflußnahme politischer Gruppen auf 
den Staatsapparat aktiv zu werden vermag. 

Wir werden daher jetzt versuchen, die Staatsfunktionen aus den Öökonomi- 
schen Widersprüchen der Gesellschaft, die sich zyklisch immer wieder bis zur 
Krise verschärfen, zu analysieren und die grundlegende Befangenheit des 
Staates in diesen Widersprüchen aufzudecken. Wir wender uns damit einem 


37) Claus Offe, Politische Herrschaft und Klassenstrukturen — Zur Analyse spätkapi- 
talistischer Gesellschaftssysteme, in: Politikwissenschafit, hrsg. von Gisela Kress und 
Dieter Senghaas, Frankfurt 1969, S. 163. 

38) Wir werden uns an dieser Stelle nicht mit den angesprochenen Schriften ausein- 
andersetzen. 
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staatlichen Funktionsbereich zu, der in seinen Besonderheiten bisher noch 
nicht angesprochen worden ist, der aber zumindest seit der „keynesischen 
Revolution“ eine wachsende Bedeutung erlangt hat und nicht zuletzt aus 
diesem Grunde zu Fehleinschätzungen von der Wirksamkeit des Staatsinter- 
ventionismus geführt hat. Um aber die Möglichkeiten staatlicher Interventio- 
nen beurteilen zu können, ist es notwendig, die Gründe der Krisen in der 
gesellschaftlichen Struktur aufzudecken und ihre Funktionen zu untersuchen. 


4.1 Die Funktion der Krise in der kapitalistischen Gesellschaft 


Auf der abstraktesten Ebene ist die Funktion der Krise doppelt bestimmt: 
(1) „In den Weltmarktkrisen bringen es die Widersprüche und Gegensätze 
der kapitalistischen Produktionsweise zum Eklat... .“*?) Krisen sind also nichts 
anderes als bis zum Eklat zugespitzte Widersprüche der kapitalistischen 
Produktionsweise. (2) „Es ist gerade die Krise, worin ihre Einheit (der sich 
gegeneinander verselbständigenden Momente der Kapitalentwicklung und 
des Austausches — E.A.) sich bestätigt, die Einheit der Unterschiedenen.“ “) 
Krisen implizieren also immer auch die zeitweilige Lösung der Widersprüche, 
die Vereinheitlichung sich verselbständigender Momente und erzeugen daher 
immer wieder die Grundlage für eine neue Periode kapitalistischer Akkumu- 
lation. Die Krise ist als zugespitzte Form von Widersprüchen zugleich das, 
was in der bürgerlichen Ökonomie mit dem Begriff der „Reingungskrise“ 
umschrieben wird. Daher gibt es keine „absolut ausweglosen Lagen für die 
Kapitalistische Wirtschaft. Selbst in der Marxschen Akkumulations- und 
Krisentheorie bricht der Kapitalismus nicht von selbst zusammen, sondern 
findet sein mögliches Ende in den durch die Krise ausgelösten politischen 
Aktionen...“ *') Aus dieser doppelten Funktion der Krise folgt aber weiter- 
hin, daß sich die kapitalistische Akkumulation zyklisch bewegen muß; die ihr 
inhärten Widersprüche treiben periodisch hin zur Krise, diese bereinigt 
die der Krise zugrundeliegende Situation sich verselbständigender Momente, 
und initiiert so eine neue Aufschwungphase — bis zur erneuten Krise. Der 
industrielle Zyklus wird somit von Marx und den Marxisten im Gegensatz 
zur bürgerlichen Ökonomie nicht als Konjunkturzyidus mit aufeinander folgen- 
den grundsätzlich gleichwertigen Phasen aufgefaßt, sondern als Krisenzyklus, 
da ja die Krise der „Knotenpunkt“ ist, in dem sich die Widersprüche des 
Kapitalismus konzentrieren. Die Krise, ihr Ausmaß, ihre Länge, ihre konkrete 
Lösung ist es daher auch, die den Charakter der anderen Phasen des indu- 
striellen Zyklus weitgehend bestimmt. Noch etwas folgt daraus für die Ana- 
lyse: Krisenanalyse kann nicht bei der Erscheinungsform der Krise ansetzen, 
sondern muß, will sie Charakter und Funktion der Krise wirklich begreifen, 
die grundlegenden Widersprüche des Kapitalismus darlegen und begründen, 


3) Theorien über den Mehrwert, MEW, 26. 2, S. 500 
40) ebenda, S. 501 
41) Paul Mattick, a. a. ©. S. 53 
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warum und unter welchen Umständen sie zur Krise treiben. *) Um dies in 
gebotener Kürze exemplarisch aufzuzeigen, soll auf Marx‘ Vorgehen im 
„Kapital“ eingegangen werden: 


Exkurs zum Verhältnis von Widerspruch und Krise im „Kapital“ 


Bei dieser Darstellung muß zweierlei unterschieden werden: (1) Verschär- 
fung bedeutet nicht Zuspitzung von Widersprüchen. Nicht jeder Widerspruch 
impliziert notwendig die Möglichkeit der Krise. Widerspruch und Krise sind 
nicht identisch. (2) Verschärfung bedeutet Verselbständigung der den Wider- 
spruch konstituierenden gegensätzlichen Seiten. Dies ist vor allem anhand 
der ersten drei Kapitel des ersten Bandes vom „Kapital“ zu klären. Daraus 
kann folgende — verkürzte — Argumentationslinie entwickelt werden: Die 
Ware stellt sich dar als Einheit von Gebrauchswert und Wert. Diese Qualität 
erhält sie allerdings nur aufgrund der Tatsache, daß die zu ihrer Produktion 
verrichtete Arbeit selbst von doppeltem Charakter als konkret nützliche und 
abstrakt allgemeine ist. Da die Ware für den Austausch produziert wird — und 
diese Zwecksetzung als Warenproduktion macht sie bereits in der Produktion 
zur Ware und nicht erst im Austausch — stellt sich die Arbeit zugleich als 
private (Produktion der einen Ware) und gesellschaftliche (Produktion für den 
Austausch gegen Waren, die von anderen Produzenten hergestellt werden) 
dar. Die Gesellschaftlichkeit der Arbeit wiederum ist doppelt bestimmt: ein- 
mal durch die zur Produktion aufzuwendende gesellschaftlich durchschnitt- 
lich notwendige Arbeitszeit, zum anderen durch das gesellschaftliche Bedürf- 
nis nach der produzierten Ware. Hierhin ist in nuce bereits der Widerspruch 
zwischen Produktion und Realisierung eingeschlossen, der genauer erst im 
dritten Band des „Kapital“ behandelt wird. Die Produktion für den Austausch 
ergibt die Verdoppelung der Ware in Ware und Geld. Ist eine Ware als all- 
gemeines Äquivalent aller anderen Warenwerte ausgesondert, erhält der 
Warenwert eine doppelte Existenz: „Die historische Ausweitung und Ver- 
tiefung des Austausches entwickelt den in der Warennatur schlummernden 
Gegensatz von Gebrauchswert und Wert. Das Bedürfnis, diesen Gegensatz 
für den Verkehr äußerlich darzustellen, treibt zu einer selbständigen Form 
des Warenwerts und ruht und rastet nicht, bis sie endgültig erzielt ist durch 
die Verdoppelung der Ware in Ware und Geld. In demselben Maße daher, 
worin sich die Verwandlung der Arbeitsprodukte in Waren, vollzieht sich die 
Verwandlung von Ware in Geld.“ *) Geld ist zunächst nichts anderes als 
„notwendige Erscheinungsform des immanenten Wertmaßes der Waren, der 
Arbeitszeit.“ **) Die Verdoppelung der Ware in Ware und Geld bringt somit 
die Funktion des Geldes als Wertimaß hervor. In dieser Funktion jedoch dient 
das Geld nur als vorgestelltes, ideelles Geld; die Ware hat nur einen Geld- 
a2) Vgl. Einleitung zu Fred Öelßner, Die Wirtschaftskrisen, Nachdruck Frankfurt 1971 
43) MEW, 23, S. 102 

44) MEW, 23, S. 109 
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namen, einen Preis. Die Warenwerte sind nur verwandelt in vorgestellte 
Goldauanta. Die Waren sagen sich in ihrem Geldnamen nur, was sie wert 
sind, und das Geld dient dabei als „Rechengeld“. Die Verdoppelung der 
Ware in Ware und Geld ist noch ganz auf die Ware bezogen: sie hat einen 
bestimmten Wert, der ihr als Geldnamen, als Preis anhängt; das Geld ist noch 
nicht wirklich der Ware als zu realisierender Preis gegenübergetreten. Aber: 
„Die Preisform schließt die Veräußerung ein.“ *° Geld wird daher in der Zir- 
kulation reel zum Tauschwert, gegen den die Ware reell getauscht werden 
muß: Verkaufen. Das Geld hat allerdings keinen Gebrauchswert, außer den, 
gegen eine andere Ware mit Gebrauchswert eingetauscht werden zu können: 
Kaufen. „Der Austauschprozeß der Ware vollzieht sich also in zwei entgegen- 
gesetzten und einander ergänzenden Metamorphosen — Verwandlung der 
Ware in Geld und ihre Rückwandlung aus Geld in Ware. Die Momente der 
Warenmetamorphose sind zugleich Händel des Warenbesitzers — Verkauf, 
Austausch der Ware mit Geld; Kauf, Austausch des Geldes mit Ware, und 
Einheit beider Akte: verkaufen um zu kaufen.“ *) Sobald der in der Ware ein- 
geschlossene Widerspruch von Gebrauchswert und Wert als äußerer Gegen- 
satz von Ware und Geld erscheint und sich der gesellschaftliche Charakter 
der warenproduzierenden Arbeit sich darin äußert, daß die Ware reell gegen 


.„., Geld getauscht werden muß, ihr Wert also die Geldform annehmen muß, ist 
a » auch die Möglichkeit des Nicht-Gelingens dieses Austauschakts da. „Keiner 
‚kann verkaufen, ohne daß ein andrer kauft. Aber keiner braucht unmittelbar 
ia zu kaufen, weil er selbst verkauft hat. Die Zirkulation sprengt die zeitlichen, 


örtlichen und individuellen Schranken des Produktenaustausches ebenda- 
durch, daß sie die hier vorhandene unmittelbare Identität zwischen dem Aus- 
tausch des eigenen und dem Eintausch des fremden Arbeitsprodukts in den 
Gegensatz von Verkauf und Kauf spaltet. Daß die selbständig einander ge- 
genübertretenden Prozesse eine innere Einheit bilden, heißt ebensosehr, daß 
ihre innere Einheit sich in äußeren Gegensätzen bewegt. Geht die äußer- 
liche Verselbständigung der innerlich Unselbständigen, weil einander ergän- 
zenden, bis zu einem gewissen Punkt fort, so macht sich die Einheit gewalt- 
sam geltend durch eine — Krise...“”) Die der Ware immanenten Wider- 
sprüche erhalten in den Gegensätzen der Warenmetamorphose die „Bewe- 
gungsformen“. Diese Bewegungsformen „schließen daher die Möglichkeit, 
aber auch nur die Möglichkeit der Krisen ein...“ *) Dies bedeutet, daß 
Krisen als Möglichkeit des Eklats nicht auf allen Widerspruchsebenen ange- 
legt sind, sondern die Widersprüche selbst Bewegungsformen gefunden 
haben müssen, in denen sich die Momente als äußere Gegensätze bedingen, 
aber auch verselbständigen können. Folglich ist es kein Zufall, wenn die 


Krise erst von Marx erwähnt wird, als der der Ware immanente Widerspruch 


.“ von Gebrauchswert und Wert zur Notwendigkeit der Warenmetamorphose 


entwickelt ist und damit die Form begründet ist, in der sich die Momente des 


3) MEW, 23, S. 118 
*#) MEW, 23, S. 120 
77) MEW, 23, S. 127 f. 
i6) MEW, 23, S. 128 
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Widerspruchs überhaupt gegeneinander real verselbständigen können. Erst 
hier kann von der Möglichkeit der Krise die Rede sein: „Bie Möglichkeit der 
Krise, soweit sie in der einfachen Form der Metamorphose sich zeigt, geht 
also nur daraus hervor, daß die Formunterschiede — Phasen -, die sie in 
ihrer Bewegung durchiäuft, erstens notwendig sich ergänzende Formen und 
Phasen sind, zweitens trotz dieser inneren notwendigen Zusammengehörig- 
keit gleichgültig gegeneinander existierende, in Zeit und Raum auseinander- 
fallende, voneinander trennbare und getrennte unabhängige Teile des Pro- 
zesses und Formen (sind). Sie liegt also allein in der Trennung von Verkauf 
und Kauf, Es ist nur in der Form der Ware, daß die Ware hier die Schwierig- 
keit durchzumachen hat. Sobald sie die Form des Geldes besitzt, ist sie 
darüber hinweg... Die Weltmarktkrisen müssen als die reale Zusammen- 
fassung und gewaltsame Ausgleichung aller Widersprüche der Bürgerlichen 
Ökonomie gefaßt werden. Die einzelnen Momente, die sich also in diesen 
Krisen zusammenfassen, müssen also in jeder Sphäre der bürgerlichen Öko- 
nomie hervortreten und entwickelt werden, und je weiter wir in ihr vordringen, 
müssen einerseits neue Bestimmungen dieses Widerstreits entwickelt, ande- 
‘ rerseits die abstrakteren Formen desselben als wiederkehrend und enthalten 
in den konkreteren nachgewiesen werden. — Man kann also sagen: Die Krise 
in ihrer ersten Form ist die Metamorphose der Ware selbst, das Auseinander- 
fallen von Kauf und Verkauf...“ *) Die Möglichkeit der Krise liegt also in der 
Trennung von Verkauf und Kauf. Diese Form der Bewegung der der Ware 
immanenten Widersprüche muß erst entwickelt sein, damit von der Krisen- 
“möglichkeit überhaupt die Rede sein kann. Und darüber hinaus ist diese 
abstrakteste, allgemeinste Form ohne inhalt der Krise in den konkreteren, 
in denen sich die Krise real bewegt, enthalten. 


Wird die Krise in diesem Zusammenhang begriffen, dann kann auch nicht 
einfach vom möglichen Krisenmanagement des bürgerlichen Staates ausge- 
gangen werden, da ja die Krise, die „gemanagt“ werden soll, nur die unmit- 
telbare sich aufdrängende Erscheinungsform der sich verschärfenden Wider- 
sprüche ist. Nicht die Krise wäre demzufolge vom Staat zu manipulieren, 
sondern die sie hervortreibenden Widersprüche der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. Aber es darf füglich bezweifelt werden, ob der Staat als In- 
stitution auf der Grundiage der bestehenden Gesellschaft, mit Funktionen 
ausgestattet, die selbst das Resultat eklatierender Widersprüche sind, in der 
Lage ist, diesen Widersprüchen beizukommen. Mehr noch: der Staat ist, wie 
schon gezeigt wurde, selbst in den Widersprüchen dieser Gesellschaft be- 
fangen; wie soll er sie dann wirksam regulieren können? °®) Aus der Form 


a) MEW, 26. 2, S. 5083-511 


50) Vgl. zur Darstellung der Widersprüchlichkeit staatlicher Maßnahmen und der Be- 
fangenheit in den Widersprüchen der kapitalistischen Gesellschaft Eugen Varga, Die 
Krise des Kapitalismus und ihre politischen Folgen, Frankfurt 1969, insbes S. 105 ff. 
und S. 279ff. Auch im „magischen Vieleck“ als Zielfunktion der Wirtschaftspolitik 
drückt sich die Widersprüchlichkeit der Gesellschaft und der darin befangenen 
Aktionen des Staates aus. 
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der kapitalistischen Gesellschaft und ihres Staates folgt daher die prinzipielle 
Unfähigkeit zur Regulierung der gesellschaftlichen Widersprüche. Wenn dann 
aber der Staat als Krisenmanager fungiert, so setzt er an den Erscheinungs- 
formen, an den Symptomen der gesellschaftlichen Widersprüche, der Krisen 
an.°°,) Es sind dem Staat nur die Oberflächenbewegungen der bürgerlichen 
Gesellschaft zur Intervention zugänglich, nicht aber die ihnen zugrundeliegen- 
den Gesetzmäßigkeiten. Jedes staatliche Handeln zur Behebung oder Verrin- 
gerung von Konflikten setzt daher neue Konflikte. Es ist natürlich unmöglich, 
alle Erscheinungsformen der Krise des Kapitalismus heute, die staatlichen 
Interventionen und ihre Folgen zu behandeln. Wir werden uns daher auf 
einen Aspekt beschränken, der mit dem erst neuerdings auftauchenden Be- 
griff der „Stagflation“ beschrieben wird. Wir wählen dieses Problem deshalb, 
weil sich hier sehr schön zeigen iäßt, wie der Staat als „Krisenmanager“ nicht 
nur voll versagt, sondern auf der Grundlage der kapitalistischen Produktions- 
weise, befangen in deren Widersprüchen, die Stagflation als spezifische Er- 
scheinungsform der Krise produziert, indem er keynesianisches Krisenman- 
agement betreibt. 


4.2 „Keynesianische“ Staatsfunktion und Stagflation 


Der Begriff der Stagflation drückt die positive Korrelation zweier Tendenzen 
aus, die im „klassischen“ Konjunkturzyklus negativ korreliert waren: „Der 
Preisanstieg in Boomperioden ist so alt wie der Konjunkturzyklus; das 
Nichtzurückgehen der Preise in der Rezession ist das Spezifikum der jünge- 
ren Vergangenheit.“ °') Welche Gründe sind es, die eine solche Kombination 
bewirken? 

Gehen wir zunächst auf die Preisbewegung ein. Daß an der säkulären Infla- 
tion weder die Gewerkschaften und die „Lohn-Preis-Spirale“ Schuld sind, 
noch die Monopolisierung der Wirtschaft, soll in diesem Papier nicht ausführ- 
lich dargelegt werden; die Auseinandersetzung mit dieser These wird in an- 
deren Schriften geführt. *?2) Die Preissteigerungen der vergangenen 20 Jahre 


50) Infolgedessenk ann sich die bürgerliche Konjunkturforschung selbst als Symp- 
tomatologie begreifen und gerade als solche relevant für staatinterventionistische 
Maßnahmen werden. Daß darin zugleich ihre Begrenzung liegt, diese selbst aber im 
Charakter der Krisen der kapitalistischen Gesellschaft begründet ist, wird ihr nicht 
klar. Zur Darstellung der „Symptomatologie“, vgl. Karl Georg Zinn, Konjunkturlehre 
für Praktiker, Herne und Berlin 1969; Joseph A. Schumpeter, Konjunkturzyklen, Band 1, 
Göttingen 1961, S.20ff., wo eine ganze Reihe von Symptomen aufgeführt sind; Henryk 
Grossmann, Das Akkumulations- und Zusammenbruchsgesetz des kapitalistischen 
Systems, Nachdruck Frankfurt 1967, S. 206 ff. mit kritischen Anmerkungen. 

51) Gottfried Bombach, Trend, Zyklus und Entwicklung des Preisniveaus, in: Welt- 
wirtschaftsarchiv, 1970, S. 274. Ähnlich auch Helmut Arndt, Stagflation, Was man bisher 
nicht wußte, in: Wirtschaftswoche, Nr. 1/1972, S. 20 ff. 


»2) Dazu vor allem Willi Semmler, Jürgen Hoffmann, Kapitalakkumulation, Staats- 
eingriffe und Lohnbewegung, in: PROKLA 2, 1972, S. 1 ff., insbes. S. 69 ff. und Christel 
Neusüss, Imperialismustheorie und Weltmarktbewegung des Kapitals, Manuskript 
1972 
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eines nur durch schwache Rezession kurzzeitig unterbrochenen allgemeinen 
Aufschwungs auf dem kapitalistischen Weltmarkt haben ihre Ursache viel- 
mehr in der raschen Ausdehnung des Kapitals mit der Folge der Kreditaus- 
* weitung in allen Weltmarktländern; den im Aufschwung erzielbaren Extra- 
profiten entwickelter Kapitale (handele es sich um Einzelkapitale innerhalb 
einer Nation oder um nationale Gesamitkapitale auf dem Weltmarkt) die ja 
darin sich ausdrücken, daß Preissenkungen nicht entsprechend der Steige- 
rung der Produktivkraft erfolgen und daher immer ein Moment ‚relativer 
Inflation“, wie Hofmann dies nennt, °°) enthalten; den im Aufschwung aus den 
stofflichen Bedingungen des Produktionsprozesses resultierenden Dispro- 
portionen infolge der Länge der Produktionsperiode bestimmter Waren, wäh- 
rend der aber Rohstoffe gekauft und Arbeitskräfte bezahlt werden müssen, 
so daß dem Markt Ware entzogen wird, aber keine Ware geliefert wird, 
während andererseits Geld in die Zirkulation gelangt; und schließlich haben :; 
die Preissteigerungen ihre Ursache in der kontinuierlich wachsenden Staats- , j 


schuld der wichtigsten kapitalistischen Nationen, vor allem der USA. Da über ‘' 


den Weltmarkt ein enger Zusammenhang der kapitalistischen Nationen gege- 
ben ist, brauchen die benannten Faktoren nicht unbedingt in jeder Nation 
ihren Ursprung zu haben, um in den Prozeß nationaler Preisinflationen einzu- 
münden. Solange der Weltmarkt expandiert, wird eine national beschränkte 
Stagnation oder Rezession, sofern dieses entsprechende Land in den Welt- 
marktzusammenhang integriert ist — und welche entwickelte kapitalistische 
Nation ist dies heute nicht — auch dann nicht zu kompensierenden Preissen- 
kungen führen, wenn eine „disziplinierte“ Wirtschaftspolitik betrieben wird. 
Das höchste, was erwartet werden kann, ist eine zeitweise Preisberuhigung 
wie in Westdeutschland nach 1966. Im Weltmarktzusammenhang liegen ja 
gerade die Grenzen für eine erfolgreiche nationalstaatliche Wirtschaftspoli- 
tik. °*) So schreibt auch der Sachverständigenrat: „Das System von Bretton 
Woods... hat eine Solidargemeinschaft mit inflatorischem Trend geschaffen. 
in großer Anzahl haben die Länder Zielkonflikte, in die sie durch überstei- 
gerte Ansprüche an das Sozialprodukt gerieten, überwiegend zu Ungunsten 
der Geldwertstabilität entschieden. Da diese Länder ein Übergewicht hatten, 
konnten sie das Hintansetzen der Geldwertstabilität zur Norm des Systems 
machen und... auch die stabilitätsbewußten Länder zwingen, dem Trend der 
schleichenden Weltinflation zu folgen ... Das innere Ungleichgewicht des 
Systems läßt sich auch so kennzeichnen: Während inflatorische Impulse 


m 


>) Den Begriff der „relativen Inflation“ verwendet Werner Hoffmann, Die säkulare 
Inflation, Berlin 1962, um einen Prozeß zu kennzeichnen, im Verlauf dessen „das 
Preisniveau der langfristigen Erhöhung der Produktivität... nicht folgt — gleichgültig, 
ob die Preise steigen oder nicht.“ (S. 10) 


>) Vgl. dazu Neusüß/Bianke/Altvater, a.a.0., PROKLA -1. Helmut Arndt schreibt, 
a.a.O., S. 20: „Wer heute in der westlichen Welt in gleicher Weise wie in der Zeit 
der Weltwirtschaftskrise auf Mittel einer nationalen Beschäftigungspolitik zurückgreift, 
übersieht, daß nationales ‚Deficit Spending‘ in einer Weltwirtschaft nicht die gleichen 
Wirkungen haben kann wie in einer durch Devisenbewirtschaftung mehr oder minder 
geschlossenen oder abgeschlossenen Wirtschaft.“ 


31 


4 


Ben 


sich immer ungehinderter ausbreiten konnten, wurden die disziplinierenden 
Wirkungen, die von stabilitätsbewußten Ländern hätten ausgehen sollen — 
und die für die Funktionsfähigkeit des Systems völlig unentbehrlich waren —, 
mehr und mehr durch die Devisenreserven einer reichlich mit Liquidität ver- 
sorgten Welt abgefangen, ja konterkariert ...“ °°) Wir sind nicht der Auffas- 
sung, daß die Weltmarktinflation unmittelbar dem System von Bretton Woods 
geschuldet ist, sondern dem Weltmarktzusammenhang der kapitalistischen 
Nationen in einer allgemeinen Aufschwungphase, gleichgültig wie das Wäh- 
rungssystem technisch ausgestaltet ist, und wir halten es für falsch, die vaga- 
bundierenden Devisen, vor allem Dollardevisen, der „Disziplinlosigkeit“ natio- 
nalstaatlicher Wirtschaftspolitik zuzuschreiben. Denn diese „Disziplinlosig- 
keit“ selbst ist die notwendige Konseauenz der fundamentalen Widersprüche 
im entwickelten Kapitalismus, die sich in den neuen Formen der Staatstätig- 
keit nach dem zweiten Weltkrieg, den besonderen historischen Bedingungen 
also, unter denen der Staat Produktionsbedingungen und damit die Repro- 
duktionsbedingungen des gesellschaftlichen Systems gewährleistet, ergeben. 
Bevor darauf eingegangen werden soll, ist es notwendig, die andere Seite der 
Stagflation, die Stagnation, kurz zu untersuchen. 


Die Stagnation ist eine besondere historische Erscheinungsform der Krise, 
aus der kein neuer Konjunkturaufschwung erfolgt. Sie drückt somit einen 
Zustand der Ökonomie aus, der dadurch gekennzeichnet ist, daß die „reini- 
gende Funktion der Krise sich noch nicht ausgewirkt hat. Vereinfacht, d. h. 
vom Resultat her gesprochen, hat die Krise die Situation dann „bereinigt“, 
wenn die Durchschnittsprofitrate der Einzelkapitale nach dem Fall, der zur 
Krise führte, wieder zu steigen beginnt. In der Krise müssen also Kräfte 
wirksam sein, die auf der einen Seite das vom Kapitalisten vorzuschießende 
Kapital verringern, beispielsweise durch Senkung der Preise der Elemente 
des konstanten Kapitals (Rohstoffe, Maschinen), oder durch Senkung des 
vorzuschießenden variablen Kapitals (Reallohnsenkung, Einschränkung der 


‚: beschäftigten Arbeiterzahl), auf der anderen Seite die Ausbeutungsrate stei- 
gern, vor allem durch Intensivierung der Arbeit, Verlängerung des Arbeits- 


: tages der Beschäftigten. Mit anderen Worten: Kapital muß für einen neuen 


‘ Aufschwung entwertet werden und das nicht entwertete, vorgeschossene 


" Kapital muß eine höhere Profit- und letztlich Mehrwertrate abwerfen, damit 


ss) JG 71, Ziff. 253 


6) Wir haben hier den Kern der Theorie von der „Überakkumulation-Entwertung“, wie 
sie vor allem von Boccara vertreten wird. Allerdings handelt es sich für ihn dabei 
weniger um eine konjunkturelle Erscheinung, als um eine strukturelle Lösung des 
Stagnationsproblems im staatmonopolistischen Kapitalismus. Dem ist insoweit zuzu- 
stimmen, als tatsächlich der bürgerliche Staat in der Lage ist, Kapital zu entwerten 
und damit den tendenziellen Fall der Pofitrate aufzuhalten. Aber, und dies wird zu 
wenig bedacht, ist erstens diese Entwertung selbst mit Konflikten verbunden, da ja 
Entwertung nichts anderes bedeutet als Ausschaltung von an sich produktiv anlegba- 
rem Kapital (und welcher Einzeikapitalist wird sich damit konfliktfrei abfinden), zweitens 
im Gesamtzusammenhang der Problematik der unproduktiven Arbeit zu sehen ist 
(vgl, zu diesem Aspekt Altvater/Huisken, in SOPO 38), drittens die Entwertungsproble- 
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ein Neuaufschwung einsetzen kann.°*‘) Zudem müssen Zinssenkungen und 
Verringerungen der Grundrente stattfinden, damit der industrielle Profit zu 
steigen vermag; denn vom industriellen Profit hängt die Konjunktur ab, nicht 
vom zinstragenden Kapital. °”) Und schließlich müssen Realisierungsmöglich- 
keiten entstehen, um die neu produzierten Werte auch absetzen zu können, 
beispielsweise durch Erschließung neuer Absatzgebiete auf dem Weltmarkt. 
Sind diese Bedingungen nicht oder nur teilweise gegeben, dann ist ein neuer 
Aufschwung zweifelhaft, dann herrscht allenfalls „Gleichgewicht bei Unter- 
beschäftigung“, also Stagnation, die durch „mangelnde Investitionsgelegen- 
heiten“ privater Kapitale gekennzeichnet ist. °°) 


Die mangelnden Investitionsgelegenheiten beziehen sich natürlich nur auf die 
private Kapitalakkumulation. Im Abschnitt über die allgemeinen materiellen 
Produktionsbedingungen sind wir noch davon ausgegangen, daß die man- 
gelnde Kapitalverwertung bei bestimmten Produktionsprozessen in bestimm- 
ten historischen Phasen festgemacht werden kann, die sich aufgrund ihrer 
besonderen Bedingungen nicht oder nur schlecht unter das Kapital als Ein- 
zelkapital subsumieren lassen, während in den anderen Bereichen der kapita- 
listischen Gesellschaft eine für flotte Akkumulation ausreichende Verwertung 
des Kapitals gegeben ist. Der Staat kommt hier sozusagen aus „strukturel- 
len“ Gründen ins Spiel. Anders verhält es sich aber im Falle der Stagnation, 
die ja gerade durch mangelnde Verwertung im privaten Bereich gekenn- 
zeichnet ist. Die Funktion des Staates besteht jetzt nicht darin, allgemeine 
Produktionsbedingungen zu erzeugen, um den gesellschaftlichen Arbeitspro- 
zeß als Mittel des Verwertungsprozesses der vielen Einzelkapitale zu ermög- 
lichen, sondern bei der Herstellung von Verhältnissen mitzuwirken, die die 
Krise zwar überflüssig machen, dennoch aber in der Wirkung ihre reinigende 
Funktion ausüben. Der Staat kommt hier sozusagen aus „konjunkturellen“ 
Gründen ins Spiel. Hier haben wir den Punkt, an dem der Staat mit seinen 
Staatsausgaben relevant wird; der stagnierenden Kapitalakkumulation wird 
durch Staatsausgaben entgegengewirkt. Für Keynes war die Art der Staats- 
ausgaben gleichgültig, °”) jedenfalls soweit es um die multiplikative Einkom- 
mens- und Beschäftigungswirkung geht. Damit sind wir aber dort, wo die 
Keynesianische Ökonomie auf gar keinen Fall hin will, nämlich „in the world 
of Say's Law of Markets; only Governement is the deus ex machina that in- 
sures effective demand...“ 9) Und in bezug auf die Probleme der Schaffung 


matik im zyklischen Verlauf der Kapitalakkumulation keineswegs ausgeschaltet wird. 
Die Problematik der UÜberakkumulation-Entwertung ist also komplizierter als von 
Boccara bisher dargestellt. 

57) Vgl. dazu eine interessante bürgerliche Stimme: Felix Somary, Krisenwende? 
Berlin 1932, insbes. S. 32 ff. 

58) Hier setzt die Stagnationstheorie von Keynes und Hansen an. Vgl. dazu Sydney 
H. Coontz, Productive Labour and Effectiie Demand — Including A Critique of 
Keynesian Economics, London 1965, S. 125 ff. 

59) Vgl. dazu W. Semmler und J. Hoffmann, a. a. O., S. 60 ff. insbes. S. 64 


60%) Sydney H. Coontz, a.a. O. S. 157 
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der allgemeinen Produktionsbedingungen haben wir hiermit ein Exempel 
dafür, wie tatsächlich der Staat entsprechend den Verwerfungsbedingungen 
des privaten Kapitals eine Funktion erhält, also nicht von Natur aus irgend- 
welche Produktionsbedingungen übertragen bekommen hat und andere nicht. 
Was allgemeine Produktionsbedingungen sind, richtet sich derade danach, 
was vom Kapital in einer spezifischen historischen Situation nicht von ihm 
selbst übernommen werden kann. Oder anders ausgedrückt: Wenn die Ver- 
wertungsbedingungen des Kapitals es nur zulassen, daß ein Teil der Arbeiter- 
bevölkerung eines Landes als produktive Arbeiter, d. h. Kapital produzie- 
rende Arbeiter beschäftigt werden kann, dann gibt es nur die Alternative 
der „Unterbeschäftigung“ oder ihrer unpreduktiven, d. h. nicht Kapital produ- 
zierenden Verwendung durch den Staat. Daß der Staat nicht Arbeitskräfte 
gegen Kapital ankauft, zumindest nicht in größerem Umfang, geht schon 
daraus hervor, daß der Staat als Kapitalist nicht in Konkurrenz zu anderen 
Kapitalen treten wird, weil dies eine weitere Verschlechterung der schon 
unzureichenden Verwertungsbedingungen für eine Vollbeschäftigung zur 
Folge haben würde, wie bereits dargestellt wurde. 


Indem der Staat aber in diesem Sinne Maßnahmen zur Abwendung einer all- 
gemeinen Stagnation der kapitalistischen Wirtschaft ergreift, übt er in seinen 
ökonomischen Aktivitäten bestimmte und je nach Ausgabeart unterschiedliche 
Wirkungen auf die Kapitalentwicklung aus. Die Wirkungen der Ausgabenarten 
sollen nur kurz dargestellt werden. 


(1) Kommen die Staatsausgaben der Arbeiterklasse zugute, ohne Einschrän- 
kung der individuellen Konsumtion (verbessertes Gesundheits- und Bildungs- 
wesen z. B.), so verbessert sich die Verteilung des Wertprodukts zugunsten 
der Arbeiterklasse, was jedenfalls eine verringerte Mehrwertrate und letztlich 
auch eine verringerte Profitrate des Kapitals zum Resultat hat. Maßnahmen 
mit dieser Wirkung können daher das Ziel der Beseitigung der Stagnation 
durch Ankurbelung der Kapitalakkumulation nicht erreichen. 


(2) Werden die Staatsausgaben dazu verwandt, eine Umverteilung des Profits 
innerhalb der Kapitalistenklasse vorzunehmen (Subventionen), so ist nur 
dann ein positiver Effekt auf die Akkumulation abzusehen, wenn die subventi- 
onierten Kapitale die erhaltenen Beträge akkumulieren, wohingegen die 
Kapitale, denen die Subventionen weggesteuert worden sind, die entspre- 
chenden Beträge stillgelegt oder konsumiert hätten — ein jedenfalls sehr 
unrealistischer Fall. 


(3) Werden die Staatausgaben für Öffentliche Aufträge verwandt, so ist da- 
nach zu unterscheiden, was mit den vom Staat gekauften Waren weiter 
passiert, aus welchem Teil der nationalen Revenue, den Lohn- oder den 
Profiteinkommen sie hauptsächlich finanziert werden und welcher der beiden 
Klassen sie hauptsächlich zugutekommen. Denn gerade davon hängt ihre 
Wirkung ab. In diesem Zusammenhang ist zu untersuchen; inwieweit die 
Staatsausgaben als Geld den Produzenten von Waren zufließen, ohne daß 
die vom Staat gekauften Waren selbst wieder in Form von Warenkapital 
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oder Produktivkapital im Zirkulationsprozeß der vielen Einzelkapitale bleiben. 
Solche Waren fallen dann aus der Kapitalzirkulation völlig heraus; sie sind 
„Endprodukte“, die der Konsumtion, wenn auch nicht der individuellen Kon- 
sumtion zur Reproduktion der Arbeiterklasse anheimfallen. 


In diese letztere Kategorie fallen vor allem die Rüstungsgüter und Militär- 
ausgaben, die die beliebteste Form der Staatsausgaben darstellen, um eine 
stagnative Phase zu überwinden: Rüstungsaufträge und entsprechende Auf- 
träge für andere Arten von „Vergeudungsproduktion“ ermöglichen die Reali- 
sierung des produzierten Kapitalwerts gerade in den Zweigen, die am 
meisten unter der Stagnation oder Depression leiden, nämlich in den Pro- 
duktionsmittel produzierenden Industrien (natürlich hängt diese Aussage 
auch von der Rüstungstechnologie ab). Rüstungsgüter erhöhen weder den 
Reallohn der Arbeiterklasse, bedeuten also keine Umverteilung des Neuwerts 
zugunsten der Arbeiterklasse, noch können sie als Produktivkapital in Konkur- 
renz zu anderen Privatkapitalen treten. Vom Gesamtkapital her betrachtet wer- 
den Rüstungsausgaben aus der staatlichen Revenue finanziert, die der Staat 
entweder aus Steuern — zumindest zu einem Teil aus dem Mehrwert abge- 
schöpft — oder aus Anleihen bezieht; aber auch Staatsanleihen werden auf 
dem Kapitalmarkt gegen einen bestimmten Zinssatz von den Kapitalisten 
geborgt. °') Wenn nun aber die Rüstungsausgaben vom Kapital „selbstfinan- 
ziert“ werden und ihm wieder in Form von Aufträgen zugutekommen, dann 
kann die Schlußfolgerung nur lauten, daß hier eine staatlich vermittelte Umver- 
teilung innerhalb des Mehrwerts der Kapitalistenklasse vom akkumulations- 
fähigen und der individuellen Konsumtion der Kapitalisten dienenden Teil 
auf einen staatlich vermittelten destruktiv verwendeten Teil stattfindet. Für 
die Gliederung der Wirtschaft in Produktionszweige bedeutet diese Umver- 
teilung die Bevorzugung der Akkumulation der Rüstungswirtschaft und die 
relative Verlangsamung der Akkumulation in den übrigen Zweigen. Wird aber 
so der akkumulationsfähige Teil des Mehrwerts beschnitten, wird er perma- 
nent dazu verwendet, Waren aus dem Markt zu ziehen, Geld in die Kapital- 
zirkulation zu pumpen und Löhne für Arbeiter und vor allem Nicht-Arbeiter 
(Soldaten) zu zahlen,ss ist klar, daß erstens eine permanente Aufblähung des 
Preisniveaus erfolgen muß und daß zweitens unter der Annahme, jede Akku- 
mulationswelle erhöhe die organische Zusammensetzung des Kapitals, bei 
einer Verlangsamung des Akkumulationsniveaus auch der Tendenz zur Er- 
höhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals und folglich 
auch der Tendenz zum Fall der Profitrate entgegengewirkt wird. °2) Auch ist 


61) Vgl. Paul Mattick, a.a.O., S. 47 und Paul Mattick, Marx und Keynes, Frankfurt 
und Wien 1969, insbes. S. 140 ff. 


#2) Insofern ist es ein Irrtum, wenn Mattick schreibt: „Es ist ein Irrtum, mit Altvater 
und Huisken {M. bezieht sich auf den Aufsatz über produktive und unproduktive 
Arbeit in SOPO 8 — E. A.) anzunehmen, daß der Verschwendung gewidmete unpro- 
duktive Arbeit die Tendenz des Falls der Profitrate abschwächt, obwohl ihrer Ansicht 
nach der akkumulationsfähige Teil des Mehrwerts dadurch verringert wird...“ Paul 
Mattick, Arbeits-Teilung und Klassenbewußtsein, in: Soziale Revolution, Nr. 2/1971, 
S.124 
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hiermit eine nachhaltige Steigerung der Staatsschuld verknüpft, worauf schon 
unter dem Aspekt der inflationären Faktoren hingewiesen wurde. 


Der Staat kommt also in der Stagnation ins Spiel, aber kann er sie darum 
auch nachhaltig bekämpfen und zu einer Situation des „Gleichgewichts bei 
Vollbeschäftigung“ hinfinden? Wir müßten allerdings unsere im ersten Ab- 
schnitt entwickelte These revidieren, der Staat fungiere auf Grundlage des 
Kapitalverhältnisses und sei in seinen Widersprüchen involviert, ohne sie 
auf der Grundlage der bestehenden Gesellschaft lösen zu können, gäbe 
es Gründe anzunehmen, der kapitalistische Staat könnte in seinen Interven- 
tionen zur Überwindung der Stagnation erfolgreich sein. Er kann es nicht 
oder nur zeitweise, wie einige Überlegungen klarzumachen in der Lage sind: 
Einmal ist die Ausdehnung des Rüstungssektors und ähnlicher Bereiche 
(Raumfahrt usw.) selbst der wichtigste Faktor für das Anwachsen der Staats- 
schuld, der ja innerhalb des gesellschaftlichen Zirkulationsprozesses eine 
wachsende Geldmenge entspricht, die in Richtung einer Aufblähung des 
Geldausdrucks der Werte tendiert. Denn infolge der staatlich erzeugten Geld- 
nachfrage ist es einzelnen Kapitalisten möglich, ihre Preise zu erhöhen. Wa- 
rum soliten sie es nicht bei verbesserten Realisierungschancen ihrer Waren 
auf dem Markt? In diesen Prozeß werden andere Kapitalisten, die nicht direkt 
Lieferanten für den Staat sind, einbezogen, so daß schleichende oder gar 
galoppierende Inflation die Folge ist. Es wäre allerdings zu einfach, dje Aus- 
dehnung des Rüstungsbereichs nur aus den ökonomisch interpretierten Stag- 
nationsproblemen herzuleiten; der militärische Bereich wird vor allem deshalb 
ausgeweitet, um die Herrschaftsphäre eines nationalen oder mehrerer natio- 
naler Kapitale (oder auch die sogenannte „freiheitlich demokratische Grund- 
ordnung“) zu erhalten oder auszudehnen. Wie Rosa Luxemburg sagt: Der 
Militarismus bedingt den Imperialismus und der Imperialismus bedingt den 
Militarismus. So waren es immer die großen Kriege, die nicht nur eine galop- 
pierende Inflation, sondern die totale Destruktion des Geldwesens zur Folge 
hatten. Und es ist auch heute wieder der Krieg, nämlich die Agression des 
US-Imperialismus vor allem gegen die Völker Indochinas, der die weltweite 
Inflation hervorgerufen hat — einen Grund, den der Sachverständigenrat in 
dem angeführten Zitat als „übersteigerte Ansprüche an das Sozialprodukt“ 
und „Hintansetzung der Geldwertstabilität“ euphemisiert. 


Zum anderen aber sind auf diese Weise die stagnativen Tendenzen in einer 
hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaft gar nicht zu überwinden. Denn 
auch die Kapitale, rlie nicht für den Markt, auf dem die Kapitale untereinander 
austauschen, sondern für den Staat produzieren, sind vermittels der Konkur- 
renz gezwungen, als Kapitale zu fungieren. Sie müssen also akkumulieren 
und das heißt, daß sie nicht nur ihre Merhrwertproduktion, sondern auch ihren 
Warenausstoß ausdehnen müssen. Damit aber wird vom Staat verlangt, im- 
mer mehr von diesen Kapitalen zu kaufen, das heißt die Staatsschuld zu ver- 
größern zugunsten einer tendenziellen Überwucherung der ganzen Ökonomie 
durch die Rüstungsindustrie. Der Staat steht nun vor der Alternative, entwe- 
der diese Überwucherung zuzulassen, also die Akkumulation in der Rüstungs- 
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industrie zu begünstigen und damit letztlich andere Einzelkapitale, die nicht 
zur Rüstungsindustrie gehören, zurückzudrängen, °” oder aber die Über- 
wucherung zu stoppen und damit die Rüstungsindustrie an einem bestimmten 
Punkt ihrer Entwicklung zur Stagnation zu verdammen. 


In dieser Konsequenz manifestiert sich die besondere Funktion des Staates 
in der kapitalistischen Gesellschaft, sofern aufgrund der historischen Tendenz 
der fallenden Profitrate eine wachsende Zahl von Produktionsprozessen nur 
noch infolge staatlich vermittelter Umverteilungsmaßnahmen der produzierten 
Werte erhalten werden kann. Bei der Sicherung allgemeiner materieller Pro- 
duktionsbedingungen (,Infrastruktur“) gibt es für die staatliche Aktivität 
einen aus dem Charakter des Arbeitsprozesses sich ergebenden Sättigungs- 
grad, der zwar nie erreicht zu werden braucht unter Bedingungen der „Öffent- 
lichen Armut“, der aber. in der Natur der Sache selbst steckt, genau wie von 
der Gebrauchswertseite her betrachtet für jede Ware ein Sättigungsgrad der 
individuellen oder gesellschaftlichen Bedürfnisse gegeben ist. Über diesen 
Sättigungsgrad hinaus wird die Produktion der Ware, auch die Produktion 
und der Betrieb der Produktionsbedingungen, überflüssig. Um mit Keynes 
zu sprechen: „Two pyramids, two masses for the dead, are twice as good 
as one; but not so two railways from London to York.“ °*) Es kann sein, daß 
es gar keine Eisenbahnverbindung zwischen „London“ und „York“ gibt als 
Ausdruck des allgemeinen Mangels an infrastrukturellen Einrichtungen; aber 
nur eine Eisenbahnverbindung wäre gut, zwei Verbindungen wären zuviel. 
Ganz anders verhält es sich bei den staatlichen Funktionen, bei denen es 
nicht darauf ankommt, Bedingungen des Arbeitsprozesses für alle Kapitale 
zu errichten, sondern bei denen es darauf ankommt, die Verwertung von Ein- 
zelkapitalen selbst durch Umverteilung von Werten sicherzustellen. Hier voll- 
zieht ja der Staat gerade nicht nicht-kapitalistische Produktionsprozesse wie 
in der Infrastruktur, sondern er stützt durch seine Ausgaben akkumulierende 
Kapitale. Hier gibt es keine Sättigungsgrenze, denn der Verwertungstrieb 
des Kapitals ist maßlos; hier stützt der Staat einen Produktionsbereich, des- 
sen Erhaltung nur möglich ist in seiner permanenten Ausdehnung. Sofern die 
Staatsausgaben zum Moment im Zirkulationsprozeß von Einzelkapitalen wer- 
den, auf das sie angewiesen sind, müssen sie entsprechend dem Akkumu- 


63) Dies hätte gewaltige Konsequenzen für die Reproduktion des Kapitals und sein 
soziales Milieu. Inflatorische Prozesse mit der Ausschaltung ganzer Kapitalfraktionen, 
Verelendung der Arbeiterklasse, Destruktion des sozialen Milieus des Kapitalismus, 
Abbau der die Kapitalreproduktion regulierenden Rechtsverhältnisse usw., ganz abge- 
sehen von wahrscheinlichen kriegerischen Auseinandersetzungen wären die notwen- 
dige Folge. Diese hier nur angedeutete Folge ist immer auch Tendenz im Kapitalis- 
mus der nur in Perioden eines allgemeinen Aufschwungs des Kapitals auch von Kapital- 
fraktionen wirksam entgegengearbeitet werden kann. Vgl. dazu etwa die Darstellnug 
der Interessen der westdeutschen Industrie bei der Wiederaufrüstung von Gerhard 
Brandt, Rüstung und Wirtschaft in der Bundesrepublik, Witten und Berlin 1966 


#4) John M. Keynes, The General Theory of Employment, Interest and Money, {repr.) 
London 1964, S. 131 
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lationsprozeß dieser Einzelkapitale expandieren. Zwei Pyramiden, zwei Toten- 
messen, sind daher tatsächlich besser als eine, und drei sind besser als zwei 
usw. — besser für die in diesen Zweigen akkumulierenden Kapitale. 


Erst die Analyse des Charakters der „keynesischen“ Funktion des Staates 
ermöglicht es, aus der Art des Krisenmanagements theoretisch die Notwen- 
digkeit der Stagflation herzuleiien und damit die historische Tendenz zur 
Stagflation zu begründen. Denn nun ergibt sich folgende Konsequenz: Wenn 
die Rüstungsausgaben (und ökonomisch ihnen entsprechende Staatsaus- 
gaben) permanent gesteigert werden, dann ist nicht nur eine hohe Inflations- 
rate, sondern auch eine strukturelle Veränderung von Ökonomie und Ge- 
sellschaft die Folge mit negativen Begleiterscheinungen für die Reproduk- 
tionsbedingungen des Kapitalverhältnisses. Dies ergibt sich vor allem daraus, 
daß die Rüstungs- und Militärausgaben progressiv steigen müssen, sollen sie 
wirklich den Akkumulationsnotwendigkeiten der Kapitale gehorchen. Daß 
eine solche Progression ihre gewaltsame Lösung nur im Krieg finden kann, 
hat die Geschichte kapitalistischer Staaten schon mehrfach bewiesen. Aber 
auch eine Stagnation oder gar Senkung der Rüstungsausgaben erhöhen mit 
jeder verausgabten Geldeinheit die Staatsschuld absolut. Die inflationisti- 
schen Tendenzen wirken also auch dann weiter, wenn die Rüstungs- und 
Militärausgaben stagnieren oder gar sinken. Aber stagnierende, wenn auch 
auf einem noch so hohen Niveau stagnierende Miilitär- und Rüstungsausgaben, 
bedeuten für die in diesen Sektoren produzierenden Kapitale Stagnation der 
Realisierungsbedingungen und daher auch Stagnation der Produktion mit 
der Konsequenz brachliegenden Kapitals, zurückgehender Bestellungen bei 
Kapitalen, die für die Kapitalerweiterung produzieren (Produzenten von Pro- 
duktionsmitteln), mangelnder Kapazitätsauslastung und ansteigender Arbeits- 
losigkeit. 


Der Staatsinterventionismus im Keynes’schen Sinne muß also deshalb schei- 
tern, weil entgegen der Keynes’'schen Annahme die Art der Staatsausgaben 
für die Entwicklung des Kapitals nicht gleichgültig ist. Besteht die Staats- 
funktion darin, akkumulierenden Kapitalen die Verwertung und damit auch 
die Akkumulation zu ermöglichen, dann dürfen die Staatsausgaben weder 
der Arbeiterklasse zugutekommen noch in der Errichtung von Konkurrenten 
der Kapitale resultieren. Die Staatsausgaben müssen sich auf einen Bereich 
konzentrieren, wo sie sich weder in Produktivkapital noch in Konsumtions- 
mitteln für die Arbeiterklasse manifestieren. Der Vorrang der Rüstungsaus- 
gaben hat also einen tieferen ökonomischen Sinn im Kapitalismus. Jedoch 
ist darin der Widerspruch eingeschlossen, daß der staatlich vermittelte 
Rüstungs- und Militärbereich alle anderen gesellschaftlichen Bereiche und 
alle anderen Einzelkapitale zu Überwuchern tendiert. Geraten die Rüstungs- 
und Militärausgaben an diese Grenze, so kann nur noch Krieg bis zur De- 
struktion des die Profitrate belastenden Kapitals die Konsequenz sein oder 
Kürzung bzw. Stagnation der Rüstungs- und Militärausgaben. Die letztere 
Alternative ist nun die Ursache für die Stagnation: Die Staatsschuld wächst 
weiter, solange überhaupt Rüstungs- und Miltärausgaben vorgenommen wer- 
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den, und damit besteht auch der inflationäre Druck weiter. Mit der Stagnation 
oder stagnierenden Steigerungsrate der Staatsausgaben jedoch ist der Be- 
reich privater Kapitale, der davon sozusagen lebt, zur Stagnation verdammt: 
Stagflation. 


Wir sehen also, wie in den keynesianischen Versuchen der Stagnationsüber- 
windung schon die erneute Stagnation und Krise angelegt ist. Die ursprüng- 
lichen Impulse der Staatsausgaben können auf die Realisierungsbedingungen 
des Kapitals positiv wirken und die Produktion ankurbeln helfen. Dies ist ins- 
besondere dann der Fall, wenn den Rüstungsausgaben der Krieg folgt und 
sein Werk nicht nur der Menschenvernichtung, sondern der Kapitalvernich- 
tung („Entwertung“) in physischer und wertmäßiger Destruktion vollführt und 
somit dem Kapital einen Neuanfang der Akkumulation bei hoher Profitrate 
ermöglicht („Rekonstruktionsperiode“).°°) Solange diese Periode andauerrt, 
ist der in der Form staatlicher Krisenvermeidungsstrategie angelegte Wider- 
spruch überdeckt, die „widerstreitenden Agentien“ sind nicht bis zur vollen 
Entfaltung gelangt. In einer allgemeinen Aufschwungphase des Weltmarktes 
wie nach dem zweiten Weltkrieg kann daher die Stagflation nicht oder nur in 
sehr gehemmter Weise erscheinen. Gerade die Tatsache, daß zwar die 
Rütsungsausgaben in allen kapitalistischen Staaten — allerdings mit Zeit- 
verzögerung, Westdeutschland entwickelt erst seit Ende der 50er Jahre eine 
Rüstungsindustrie und Japan noch sehr viel später — permanent angestiegen 
sind, gleichzeitig aber die Verwertungsbedingungen des Kapitals so gut wa- 
ren, daß die Staatstätigkeit, wie schon erwähnt, per saldo relativ rückläufig 
war, zeigt, daß in den vergangenen 20 ÜJahren die Akkumulation des Kapitals 
wesentlich aus den dem Kapital selbst immanenten Kräften erfolgt ist. Sobald 
aber die Phase der flotten Akkumulation sich dem Ende zuneigt, die Profit- 
rate aufgrund steigender organischer Zusammensetzung des Kapitals wirk- 
lich fällt (“Tendenz zum abnehmenden Ertragszuwachs“) °%), wird der hier 
angeführte Widerspruch zum Tragen kommen. Vermittelt über den Weltmarkt- 
zusammenhang der nationalen Gesamtkapitale wird er zur Erscheinungsform 
in der gesamten kapitalistischen Welt, ) während bisher seine Ausdrucks- 
form als Stagflation national begrenzt war (USA 1958). 


65) Vgl. dazu Franz Janossy, Das Ende der Wirtschaftswunder, Frankfurt 1969. Angus 
Maddison, Economic Growth in the West, New York and London 1964, S. 53, bringt 
eine interressante Gegenüberstellung der Verhältn'sse von Gross Profits und Net 
Value of Fixed Capital Stocks and Inventories. Damit ist natürlich nicht die Profitrate 
bezeichnet. Dennoch zeigt sowohl der temporale als auch der Ländervergleich, wie 
sehr der Krieg positiv auf die Profitrate in Maddissons Definition gewirkt hat. 


6) Zu diesem Ergebnis kommt das IFO-Institut für Wirtschaftsforschung in seinem 
ökonomischen Uhntersuchungsteil im Rahmen der RKW-Studie über wirtschaftliche 
und soziale Aspekte des technischen Wandels in der Bundesrepublik Deutschland, 
Frankfurt 1970, S. 116 


er) Auf diese Vermittlung gehe ich hier nicht ein, da im Aufsatz von Neusüss/Blanke/ 
Altvater in PROKLA 1 dazu bereits ausführlich Stellung genommen wurde. Vgl. ähnlich 
Busch/Schöller/Seelow, Weltmarkt und Weltwährungskrise, Bremen 1971 (Arbeiter- 
politik) 
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Das was heute mit dem neuen Begriff der Stagflation bezeichnet wird, ist 
also nichts Neues, sondern nur die Benennung des der keynesianischen 
Strategie der Krisenvermeidung grundsätzilch zugrundeliegenden Wider- 
spruchs, der sich am Ende eines lange andauernden Weltmarktaufschwungs 
sichtbar erscheinend historisch zuspitzt. 


5. Die Bedeutung der Wissenschaft vom Staatsinterventionismus 


Trotz all der hier aufgezeigten Widersprüche, in denen der bürgerliche Staat 
befangen ist, macht sich die bürgerliche Wissenschaft anheischig, ihm Mo- 
delle und Materialien liefern zu können, mit denen die Interventionen in die, 
Ökonomie effektiver ausgestaltet werden könnten. Im Gegensatz noch zur 
klassischen politischen Ökonomie, deren Erkenntnisziel tatsächlich die Ana- 
tomie der bürgerlichen Gesellschaft war, ist die heutige Sozialwissenschaft 
weitgehend darauf ausgerichtet: was ist mit den Ergebnissen in Händen der 
Politiker anzufangen? Indem diese Wissenschaft sich selbst auf ein Politik- 
verständnis bezieht, in dem nur noch der Begriff der Manipulation gesell- 
schaftlicher Prozesse seitens des Staates adäquat das Verhältnis von Staat 
und Ökonomie auszudrücken vermag, beschränkt sie sich selbst in Analyse 
und Forschungsprogramm auf die Bereiche, die wirklich zur Dispositon ste- 
hen, das heißt auf die Oberflächenerscheinungen des Kapitalverhältnisses. 
Der Begriff des gesellschaftlichen Widerspruchs muß hierbei weitgehend 
oder völlig verlorengehen und damit auch die Wahrnehmungsfähigkeit ge- 
sellschaftlicher Widersprüche; allenfalls werden noch Konflikte gesehen, die 
es gerade zu manipulieren gilt, und darüber hinaus entfallen in zunehmen- 
dem Maße alle Ansprüche, Bedingungen, Voraussetzungen und Möglichkeiten 
gesellschaftlicher Veränderungen zu analysieren. So wie der wissenschaft- 
liche Fortschritt in einem schrittweisen Ansammeln zusätzlicher Fakten er- 
blickt wird, so auch der Fortschritt der staatlichen Manipulationsfähigkeit in 
einem schrittweisen Anwachsen der von der Wissenschaft erkannten manipu- 
lierbaren Daten und Prozesse. Aufgrund eines solchen Verständnisses kön- 
nen es immer wieder wissenschaftliche Scharlatane zu Ruhm, Ehren und 
Einfluß bringen, sofern sie nur neue „manipulierbare Daten und Prozesse“ 
entdecken. °®) Nicht zuletzt aus solchen Erfahrungen begründet sich die eher 
pessimistische Haltung vieler Wissenschaftler, die sich an Beratung orien- 
tieren, daß trotz aller Beratungsvorschläge und -gremien die Politiker doch 
aus ihrer politischen Verantwortung, ihrer Intuiton, ihrem praktischen Ver- 
ständnis unabhängig und unter Umständen auch gegen die Berater handeln 
müßten; theoretisch gewendet führt eine solche Einschätzung geradewegs 
in die Bestätigung der Behauptung, daß Politik und Wissenschaft eben zwei 
verschiedene Bereiche seien, unterschiedlichen Regeln unterworfen und von 
Menschen konträren Naturells bewohnt. Flucht in diese Art der Dichotomie ist 
allerdings nur die Kehrseite der Zusammengehörigkeit, wie sich herausstel- 
len wird, 


68) Typisches Beispiei dafür ist die Chicagoer Schule der Geldtheorie, die mit ihrem 
Hauptvertreter Milton Friedman bis in die Beratergremien des US-Präsidenten auf- 
stieg — um dort ihre völlige Unfähigkeit zu belegen. 
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Wenden wir uns zunächst einem Beispiel zu, um zu sehen, wie Wissenschaft 
in Orientierung auf Politikberatung vorgeht, bevor wir unsere Schlußfolgerun- 
gen daraus ziehen. Grundsätzlich kann gesagt werden, daß an die Stelle des 
Erkenntnisinteresses der theoretischen Einsicht in gesellschaftliche Vor- 
gänge die Suche nach zusätzlichen Informationen getreten ist, von denen 
erwartet wird, neue und komplizierte Ablaufanalysen speisen zu können. 
Diese Fragestellung durchzieht gerade die Gutachten, mit denen die Politik 
die Aura der Wissenschaftlichkeit und natürlich auch der Klassenneutralität 
produziert, und so werden wir uns in unserer Analyse den Jahresgutachten 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (JG) zuwenden, um unserer Frage nachzugehen. 


Die Jahresgutachten sind ganz von ihrem Auftrag her konzipiert, wie er im 
„Gesetz über die Bildung des Sachverständigenrates“ formuliert ist. Dieses 
Gesetz beauftragt den Sachverständigenrat „die jeweilige gesamtwirtschaft- 
liche Lage und deren absehbare Entwicklung darzustellen“ und zu unter- 
suchen, „wie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig Sta- 
bilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und außenwirtschaft- 
liches Gleichgewicht bei stetig steigendem und angemessenem Wachstum 
gewährleistet werden können.“ Das Gesetz knüpft also selbst an den Erschei- 
nungsweisen der ökonomischen Entwicklung an, unter denen einige heraus- 
ragende Indikatoren, nämlich Preisniveau, Beschäftigungsstand, außenwirt- 
schaftliches Gleichgewicht und Wirtschaftswachstum als politische Kriterien 
für gesamtwirtschaftliches Gleiehgewicht innerhalb einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung definiert werden. Nun stehen aber bekantlich diese vier politischen 
Kriterien für eine gesamtwirtschaftliche Gleichgewichtslage widersprüchlich 
zueinander (magisches Viereck). Alle Ziele gleichzeitig zu gewährleisten, ist 
mittlerweile von der bürgerlichen Ökonomie und der Wirtschaftspolitik als 
unmöglich aufgegeben worden, worin indirekt zum Ausdruck kommt, daß die 
bürgerliche Ökonomie in dem Moment, wo sie praktisch werden muß, von den 
kapitalistischen Widersprüchen nicht zu abstrahieren vermag. Daraus zieht 
der Sachverständigenrat die Konsequenz, „daß der Sachverständigenrat im- 
mer jenen Zielen die größte Aufmerksamkeit zuwenden muß, die in der je- 
weiligen gesamtwirtschaftlichen Lage und deren absehbarer Entwicklung am 
wenigsten verwirklicht sind.“ (JG 67/68, Vorwort Ziff. 3). Natürlich hängt das 
Ausmaß, in dem die Ziele widersprüchlich zueinander stehen, gerade von 
der konjunkturellen Entwicklung selbst ab. Zu dieser Einschschätzung kommt 
auch der Sachverständigenrat durch empirische Beobachtung, die er in 
seinem Jahresgutachten 1969/70 angestellt hat. Er untersucht (Ziff. 231), 
„inwieweit die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den vergangenen 6 Jah- 
ren von diesen vier großen Zielen abgewichen ist“, und kommt zu der Ein- 
schätzung: „Den Zielen noch am nächsten kam man im Aufschwungsjahr 
1964, als nur das Ziel der Geldwertstabilität verletzt war, am zweitnächsten 
im Aufschwungsjahr 1968, in dem die Verhältnisse ähnlich lagen, aber außer- 
dem noch das außenwirtschaftliche Gleichgewicht stark gestört war. Diese 
Beobachtung scheint die Auffassung zu erhärten, die großen wirtschaftspoli- 
tischen Ziele seien gleichzeitig allenfalls vorübergehend zu verwirklichen — 
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in Perioden der wirtschaftlichen Erholung, die auf Phasen unzureichender 
Kapazitätsauslastung folgen.“ (JG 69/70 Ziff. 231) Hier erscheint also auf der 
empirischen Ebene die Tatsache, daß ein gesamtwirtschaftliches Gleichge- 
wicht innerhalb einer kapitalistischen Wirtschaft allenfalls in der Phase der 
Depression, nachdem die Wirtschaftkrise ihre ‚reinigende‘ Kraft ausgeübt hat, 
vorhanden sein kann. Dabei ist insofern an dieser generellen Feststellung 
eine Modifikation anzubringen, als nach der Krise von 1966/67 keine langan- 
dauernde Depression herrschte, gerade infolge des „außenwirtschaftlichen 
Ungleichgewichts“, d. h. den außergewöhnlichen hohen Überschüssen der 
westdeutschen Hndelsbilanz. °) Aber die Tendenzen zum zeitweisen Gleich- 
gewicht infolge der Krise haben sich auch nach 1966/67 gezeigt, da sowchl 
Kapitalentwertung (Bankrotte, Konzentration durch Vernichtung kleiner und 
mittlerer Kapitale, Abschreibungen von Lagern und von veralteten Anlagen 
usw.) als auch Arbeitsintensivierung stattfanden, d. h. sowohl das eingesetzte 
Kapital relativ zur Profitmasse verringert als auch die Mehrwertrate gesteigert 
wurde. Die vom Sachverständigenrat konstatierte Widersprüchlichkeit der 
Zielverwirklichung ist nur die äußerste Oberfläche der Bewegung der kapita- 
listischen Akkumulation und auf der Ebene der Abschätzung der vier poli- 
tischen Kriterien sind deren Zusammenhänge ganz sicher nicht zu analysie- 
ren. Der Sachverständigenrat kann sich bei seinem Verhaftetsein in den Er- 
scheinungsweisen des Akkumulationsprozesses auf das Gesetz berufen, das 
ja gerade dies vorschreibt. Der Sachverständigenrat akzeptiert diese Vor- 
schrift und verzichtet so auf die Analyse der grundlegenden Widersprüche, 
die als Ursache für die Entwicklung aller vier Ziele ausgemacht werden müß- 
ten. So bleibt dem Sachverständigenrat der innere Zusammenhang dessen, 
was er analysieren soll, nämlich der Krisenzyklus, letztendlich verborgen. 


Hier ist natürlich die Frage anzuschließen, ob es nur die mangelnden theo- 
retischen Einsichten des Gesetzgebers gewesen sind, die dieses Verhaftet- 
sein in den Oberfiäcnenerscheinungen vorgeschrieben haben, oder ob dem 
andere Ursachen zugiundeilegen. Eine Vorausseizung für die Möglichkeit 
politischer Manipulation mit realen ökonomischen Kategorien (Wirtschafts- 
politik) ist ein gewisser Eklektizismus der Theorie. ”°) Dadurch wird erst die 
Voraussetzung heigesteilt, daß die Faktoren, an denen die Manipulaton an- 


6%) Vgl. dazu und den daraus resultierenden Widersprüchen gerade auf internationaler 
Ebene Elmar Altvater, Die Weltwährungskrise, Frankfurt 1969, Neusüss/Blanke/Alt- 
vater, a.a. O., E. Altvater, SOPO 5 u. v. a. 


0) Es sagt über die Wirklichkeit heute einiges aus, wenn gerade der Eklektizismus 
der bürgerlichen Konjunkturtheorie als Fortsehritt empfunden wird: „Allgemein kann 
man sagen, daß die Konjunkturlehre immer eklektischer geworden ist. Dadurch ist 
sie elastischer und leistungsfähiger im Hinblick auf die gestellten Aufgaben...“ So 
Wilhelm Weber und Hubert Ne:ss, Entwicklung und Probleme der Konjunkturtheorie, 
Köln-Berlin 1967, S. 18. Durch den Eklektizismus löst die Konjunkturtheorie den Zu- 
sammenhang der konjunkturellen Schwankungen mit dem Kapitalverhältnis endgültig 
auf, weil von gesellschaftlicher Totalität keine Rede mehr sein kann. Sie atomisiert 
vielmehr diese Totalität. Gerade dadurch aber wird sie „leistungsfähiger im Hinblick 
auf die gestellten Aufgaben“, d. h. verwendbar zur theoretischen Reflexion der poii- 
tischen Manipulation einzelner Faktoren zum Zwecke der „Krisenvermeidung“. 
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zusetzen hat, als isolierte betrachtet und behandelt werden können. Wenn 
folglich der Gesetzesauftrag von den Notwendigkeiten bürgerlicher Wirt- 
schaftspolitik her formuliert ist, dann kann von diesem Auftrag gar nichts 
anderes erwartet werden, als die erwähnte Isolierung von Faktoren, als die 
Abwägung von gegenseitig isolierbaren politischen Kriterien auf der Ober- 
fläche der bürgerlichen Gesellschaft. Wir erkennen, wie sich die Entwicklung 
der bürgerlichen Ökonomie zum Eklektizismus auf der einen Seite und die 
Anforderungen der Wirtschaftspolitik an die Wirtschaftstheorie auf der ande- 
ren Seite ergänzen und einen unmittelbaren „Sachzwang“ ausüben, der 
dieses Verhaftetsein in den Oberflächenerscheinungen bestärkt. 


Ein zweiter Gesichtspunkt zum Auftrag des Sachverständigenrates muß noch 
reflektiert werden. Es handelt sich dabei um die bürgerlich-positivistische 
Trennung von Beratung und Politik, die im Verbot von Empfehlungen ausge- 
drückt wird: „Mit der im Gesetz niedergelegten Beschränkung des Auf- 
trages...., die darin besteht, daß der Sachverständigenrat ‚keine Empfehlun- 
gen für bestimmte Wirtschafts- und Sozialpolitische Maßnahmen aussprechen 
soll‘, hat der Gesetzgeber unmißverständlich zum Ausdruck gebracht, daß 
die politische Verantwortung in diesem Bereich ausschließlich bei den ver- 
fassungsmäßig zuständigen Organen bleibt; er will nicht einmal Empfehlun- 
gen, die diese Verantwortung nach außen hin abschwächen könnten.“ (JG 
67/68 Vorwort Ziff. 5). Die Grundlage einer solchen Selbstbeschränkung kann 
nur darin bestehen, daß es als unmöglich erkannt wird, richtige Urteile in der 
bürgerlichen Gesellschaft abzugeben, Der bürgerliche Theoretiker ist nicht 
immer in der Lage zu erkennen, was wahr und richtig ist. Da aber in immer 
stärkerem Umfang der Staat in die Wirtschaft regulierend einzugreifen hat, 
man also das Problem der Wahrheit nicht mehr dem „laisser faire, laisser 
aller“, dem Vertrauen darauf, daß das bürgerliche Individium gemäß seinen 
Interessen rational und autonom zu handeln vermag, überlassen kann, bleibt 
nur der Dezisionismus, der sich dadurch absichert, daß Politik mit guten 
Informationen versorgt selbst rational sein oder doch werden könne. So muß 
der Politiker die Entscheidungen treffen und dabei sich auch über Gutachten 
des Wissenschaftlichen Sachverstandes hinwegsetzen können: „Die Wissen- 
schaft dürfte auch in diesem Bereiche nicht dahin kommen können, daß der 
politischen Praxis das Wagnis abgenommen wird.“ 7!) Die Trennung von 
wissenschaftlichsr Beratung und Politik hat demzufolge ihren Grund in der 
Widersprüchlichkeit der bürgerlichen Gesellschaft, in den unterschiedlichen, 
konträren und antagonistischen Interessen der verschiedenen Klassen. Diese 
Widersprüche stellen sich auf der Oberfläche der Erscheinungen als politische 
Zielkonflikte dar. Zu deren Lösung kann der wissenschaftliche Sachverstand 
innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft nur Beiträge, Vorschläge liefern. 
Politik bleibt dem Voluntarismus Ünd Dezisionismus letztendlich doch über- 
lassen. 


71) Gerhard Weisser, Distribution Il, in: Handwörterbuch der Sozialwissenschaften, 
S. 645 
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Es kommt aber noch etwas anderes hinzu. Daß überhaupt ein Sachverstän- 
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gebildet 
worden ist, verdankt sich der Annahme, als ob durch verbesserte Informa- 
tionen über Ziele, Zielkonflikte, Zielmittelkonflikte, über Funktionen und Ab- 
läufe innerhalb des gegebenen Systems die Rationalität der Wirtschafts- 
politik vergrößert werden könnte. Bei Dürr liest sich dies folgendermaßen: 
„Im Bereich der Konjunkturpolitik ist das Hauptziel die Verminderung der 
Konjunkturschwankungen. Wenn eine Theorie die unabhängigen Variablen 
(Ursachen) der Konjunkturschwankungen angibt, kann die Konjunkturpolitik 
durch die direkte oder indirekte Veränderung dieser unabhängigen Variaßslen 
das Ziel ‚Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung‘ erreichen. Wenn die 
Ursachen der Konjunkturschwankungen nicht durch die Konjunkturtheorie 
aufgedeckt werden oder die konjunkturpolitischen Schlußfolgerungen aus der 
Konjunkturtheorie nicht durchführbar sind, kann versucht werden, die als 
unerwünscht betrachteten Symptome der Konjunkturen auszuschalten. Solche 
Symptome sind insbesondere die Preissteigerungen, die meistens mit der 
Hochkonjunktur verbunden sind, sowie die Arbeitslosigkeit in der Depression. 
Wiederum werden zur Beseitigung dieser Begleiterscheinungen der Konjunk- 
turen Theorien gebraucht, die das Preisniveau bzw. die Beschäftigung als 
abhängige Variablen enthalten und die unabhängigen Variablen angeben, 
die Ansatzpunkte der das Symptom bekämpfenden Konjunkturpolitik sein kön- 
nen. Wenn die Preisschwankungen die Ursachen der Konjunkturen wären, 
würde die Preisstabilisierungspolitik eine ursachenbekämpfende Koniunktur- 
politik sein. Diese Ansicht wurde in den zwanziger Jahren vertreten. In- 
zwischen hat sich aber herausgestellt, daß die Stabilität des Preisniveaus in 
der Hochkonjunktur die Krise nicht zuverlässig verhindern kann. In den Ver- 
einigten Staaten war in den zwanziger Jahren sogar eine leichte Preissen- 
kung zu beobachten, und dennoch brach 1929 dort die bisher schwerste 
Wirtschaftskrise aus.“ ””) Nur dann, wenn die einzelnen Momente der Be- 


wegung des Kapitals, _die” wide wi dersprüchlich zı zusammenhängen und vermittelt 
sind, als bloße Faktoren, als. „Ursachen, als unabhängige Variablen begriffen 
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“den2 die “Mänipulationsfähigkeit dieser ‘Faktoren vergrößern könnte. Die 
Manipulierbarkeit verlangt also bereits die Eliminierung der Widersprüche, 
die Konstruktion eines „Systems“, das zum besseren Funktionieren ge- 
bracht werden kann. Rationalität im Sinne der Gewährleistung der „vier 
Ziele“ verlangt folglich, jeweils dem Ziel die größte Aufmerksamkeit zuzuwen- 
den, das in der jeweiligen gesamtwirtschaftlichen Lage und deren abseh- 
barer Entwicklung am wenigsten verwirklicht ist. Dies kann nur heißen: Iso- 


lierung der Auswirkungen auf andere Ziele. Da mit den jeweiligen Zielen 


konkrete Interessen verbunden sind, muß dies auch heißen: „Unterdrückung, 
„konkreter Interessen zugunsten der „Rationalisierung“ des Ganzen. Es läßt, 
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"sich in 1 dert bürgerlichen Klassengesellschaft nicht vermeiden, daß die} Ratio- 


"2) Ernst Dürr, Probleme der Konjunkturpolitik, Freiburg 1968, S. 24 


45 


nalität.des Ganzen nur eine Fiktion darsiellt, die sich immer wieder an der _ 
Rationalität der einzelnen. Klassen_b bricht, Die "Rationalität der Ärbeiterklasse 


h und die Rationalität des Kapitals sind antagonistisch. Das Verkennen dieses 
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- antagonistischen Charakters der Rationalität führt gerade zu entweder naiven 
oder zynischen Ratschlägen zur Verbesserung der „Rationalität“ der Wirt- 
schaftspolitik. Auch dafür ist, wie sich noch zeigen wird, der Sachverständi- 
genrat ein gutes Beispiel. 


In seinem 4. Jahresgutachten, also nach den Erfahrungen der Wirtschafts- 
krise 1966/67 (die er in seinem 3. Gutachten von 1966/67 noch nicht einmal! 
im Anzug zu sehen vermeinte, vgl. Ziff. 233), hält der Sachverständigenrat 
Rückschau, um zu reflektieren, „wie man bestehende Fehlentwicklungen be- 
seitigen und künftige vermeiden könnte.“ (Ziff. 219) Als Fehlentwicklungen 
werden Abweichungen von den genannten Zielen in einem bestimmten 
quantitativen Umfang definiert. Grundsätzlich geht der Sachverständigenrat 
davon aus, daß es möglich ist, Fehlentwicklungen zu vermeiden, und zwar 
erstens durch ein frühzeitiges Erkennen von Fehlentwicklungen und zweitens 
durch eine größere Gelassenheit und Stetigkeit der Wirtschaftspolitik: „Soll 
das Wachstum — bei stabilem Preisniveau — stetiger werden, als es in der 
Vergangenheit war, wird man die Konjunkiturpolitik noch mehr auf mittel- 
fristige Ziele einstellen müssen. Vor allem wird es darauf ankommen, daß 
man Fehlentwicklungen rechtzeitig erkennt und ihnen vorbeugend entgegen- 
wirkt, statt sie nachträglich zu korrigieren mit dem Risiko, daß dabei des 
Guten zuviel geschieht und der Zyklus dadurch verstärkt wird. Mittelfristige 
Ziele und eine konjunkturpolitische Gelassenheit, die von fahrlässigem ‚lais- 
ser-faire‘ ebenso entfernt ist wie von der Unrast, zu der der Nothelfer in der 
Krise gezwungen ist, müßten mit der Zeit eigentlich auch im Kreise der In- 
vestoren Vertrauen in eine stabile und Stetige Entwicklung erwecken und 
dadurch dazu beitragen, daß die private Investitionsneigung künftig weniger 
schwankt als bisher. Insoweit ist in der Wirtschaftspolitik ein Zeithorizont 
von mehreren Jahren eine notwendige Vorbedingung für ein stetiges Wachs- 
tum, auch und vor allem in einer marktwirtschaftlichen Ordnung, in der es 
viele Unternehmer gibt, die die Risiken und Chancen des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln selbst tragen und nutzen.“ (JG 67 Ziff. 220). 


In diesem Zitat wird die implizierte theoretische Vorstellung von der Kon- 
junkturentwicklung angedeutet. Es ist das Vertrauen bei den Investoren, 
welches die Fehlentwicklungen, d. h. die wirtschaftliche Krise zu verhindern 
vermag, also der gleiche Psychologismus, der in der gegenwärtigen Vulgärst- 
ökonomie so weit verbreitet ist. ”?) Obwohl der Sachverständigenrat mit reich- 
haltigem ökonomischen Material jongliert, obwohl er ausgefeilte statistische 
Methoden zur Aufbereitung und Interpretation dieses Materials verwendet, 
ist und dies überrascht nicht, seine konjunkturtheoretische Vorstellung nicht 


73) Vgl. etwa W. A. Jöhr, Alternativen der Konjunkturklärung, in Wilhelm Weber (Hrsg.), 
a.a.0. S. 353 ff, der sich der abgeschmaäcktesten Massenpsychologie bedient, um 
den Konjunkturprozeß zu „erklären“. Auch Keynes‘ zentrale Kategorien sind psycho- 
logische: Hang zum ROY SLDLAUCH: Investitionsneigung, EU eLleh N USW, 
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ökonomisch begründet, sondern psychologisch. Der Umkehrschluß des Sach- 


verständigenrates muß dann aber lauten: Fehlentwicklungen sind Konse- 
quenz von Mißtrauen bei den Investoren. ’*) 


Dann ist aber die Frage zu stellen, welches denn die Ursachen für dieses 
Mißtrauen bei den Investoren sind, beispielsweise für das Mißtrauen, das 
1966 in die Wirtschaftskrise geführt hat. (Wir versuchen, mit diesen Fragestel- 
lungen die Konjunkturtheorie des Sachverständigenrates, die er ja nirgend- 
wo expliziert hat, zu rekonstruieren.) Als Ursachen für die Krise von 1966/67 
führt der Sachverständigenrat folgende Faktoren an: „Eingeleitet hat den 
Schrumpfungsprozeß der Rückgang der privaten und Öffentlichen Investitions- 
nachfrage.“ (JG 1967, Ziff. 3) „Verschärft hat den zyklischen Rückgang der 
Investitionsnachfrage eine zunehmende restriktive Geld- und Kreditpolitik.“ 
(JG 67, Ziff. 4) „Steigende Löhne und Preise veranlaßten die Bundesbank 
noch im Mai 1966 ihren restriktiven Kurs zu bekräftigen.“ (Ziff. 4) „Dieser 
Fehlentwicklung sind die wirtschaftspolitischen Instanzen zu spät und zu 
zögernd entgegengetreten.“ (Ziff. 6) „... war die Finanzpolitik des Bundes 
und der Länder damals noch ganz und gar darauf ausgerichtet, die Haus- 
halte durch Ausgabenkürzungen und Steigerung der Steuereinnahmen in 
Ordnung zu bringen, ohne Rücksicht darauf, was konjunkturpolitisch geboten 
war.“ (Ziff. 7) Wir sehen also, daß als Ursachen für die Rezession in dem 
ersten Jahresgutachten nach der Wirtschaftskrise vom Sachverständigenrat 
beinahe ausschließlich wirtschaftspolitische Fehler aufgeführt werden. Fehler? 
der Wirtschaftspolitik sind nach Vorstellung des Sachverständigenrates ver- , 
antwortlich für „Fehlentwicklungen“ der Wirtschaft. Dies wird auch deutlich, 
wenn wir uns die „konjunkturpolitischen Lehren der letzten 6 Jahre“ ansehen, 
die der Sachverständigenrat im Jahresqgutachten 1969 zu ziehen versucht 
(Ziff. 232). „Zu den Gründen, die erklären könnten, daß die gesamtwirtschaft- 
lichen Ziele so selten gleichzeitig erreicht wurden, gehören sicherlich auch 
Umstände im Bereich der Konjunkturpolitik. Eine Rolle dürfte gespielt haben, 
daß es... Verzögerungen und mitunter gar Blockierungen gab; daß deshalb 
wichtige Maßnahmen unterblieben...; daß das Verhalten der autonomen 
Gruppen oft nicht oder nur unzureichend mit den Zielvorstellungen der staat- 
lichen Instanzen koordiniert war...“ Was soll man von einer solchen Erklä- 
rung halten? Entweder werden Symptome zu Ursachen gemacht (Rückgang 
der privaten und Öffentlichen Investitionsnachfrage, restriktive Geld- und 
Kreditpolitik) oder es werden die Fehler der Wirtschaftspolitik als Krisen- 
ursache hingestellt. 


*%) Bei Günter Schmölders, Konjunkturen und Krisen, Reinbeck 195, S. 11.2 lautet 
dementsprechend die wirtschaftspolitische Konsequenz: „Dementsprechend muß auch 
die Konjunkturpolitik jeweils die der gegebenen Lage am besten angepaßten Ver- 
fahren entwickeln, wie sie in den verschiedenen Ländern schon mit mehr oder weniger 
Erfolg angewandt worden sind; alle Erfahrungen deuten darauf hin, daß der Beein- 
flussung der Öffentlichen Meinung, der ‚moral suasion‘ rechtzeitiger Warnungen und 
Mahnungen sowie der ‚Signalwirkung‘ von Diskontmaßnahmen und dgl. dabei beson- 
dere Bedeutung zukommt.“ 


47 


F 


| 
i 


Allerdings hat diese Oberflächlichkeit der Analyse auch System. Denn wenn 
schon der Investor zur causa movens der konjunkturellen tEntwicklung be- 
stimmt wird (wie bei Schumpeter der „dynamische Unternehmer“), dann muß 
natürlich untersucht werden, welche Faktoren gerade dieses Vertrauen des 
Investors bestimmen. Der „Investor“, sprich: Kapitalist, kann sich sowieso nur 
an Symptomen orientieren. Da nun die Symptome nach der prinzipiellen An- 
nahme der bürgerlichen Wirtschaftstheorie politisch gestaltbar sind, ist die 
letzte Ursache der Krise das Versagen der Wirtschaftspolitik (JG 1969, Ziff. 
239). Aus dieser Begründung für die Krise — Mißtrauen bei den Investoren — 
wird nun der Umkehrschluß gezogen: Die Situation, in der die Investoren 
Vertrauen haben können, ist wirtschaftspolitisch herstellbar. Auch hierzu läßt 
sich der Sachverständigenrat etwas einfallen: Erstens muß den Fehlentwick- 
lungen vorbeugend mit richtigem „timing“ begegnet werden und nicht erst 
dann, wenn sie bereits voll ins Kraut schießen (JG 69, Ziff. 263). „Sollen die 
großen wirtschaftspolitischen Ziele in der Zukunft besser verwirklicht werden 
als in den vergangenen sechs Jahren, so wird es vor allem darauf ankommen, 
daß man konjunkturdämpfende Maßnahmen ergreift, bevor der Aufschwung 
seinen Höhepunkt erreicht hat und daß man eine Politik der Nachfrageexpan- 
sion einleitet, bevor die Wirtschaft in die Talsohle gelangt ist. Denn wirkt 
man Fehlentwicklungen nicht vorbeugend entgegen, so besteht, wie gezeigt, 
die Gefahr, daß das Richtige zu spät geschieht und dadurch falsch wird. Im 
ersten Fall wird der nächste Rückschlag verstärkt, im zweiten Fall der nächste 
Boom angeheizt.“ 
Um nun die Wirtschaftspolitik im richtigen „timing“ einsetzen zu können, 
müssen verschiedene Bedingungen verbessert oder erst hergestellt werden 
(Ziff. 264). Dazu gehören eine „Verbesserung des konjunkturpolitischen Ent- 
scheidungsprozesses“, eine „Option für Mittelkombinationen, die den Beson- 
derheiten einer offenen Wirtschaft Rechnung tragen“, die „einkommenspoli- 
tische Absicherung des wirtschaftspolitischen Programms, — wenn konjunk- 
turelle Extremlagen zu befürchten sind,“ (JG 69, Ziff. 264) und schließlich 
das Einhalten bestimmter Verhaltensregeln der ‚autonomen Gruppen‘. Aus 
dieser Explikation der konjunkturtheoretischen Basis der Sachverständigen- 
gutachten läßt sich auf folgende Grundannahme in dieser Theorie schließen: 
Die handelnden Subjekte innerhalb der Wirtschaft, insbesondere also die 
‚Investoren‘, aber auch die ‚Konsumenten‘, bestimmen mit ihren Handiungen 
oder Unterlassungen den Konjunkturablauf. Insofern sind psychologische 
Kategorien wie ‚Vertrauen‘ und ‚Mißtrauen‘, auch wenn sie in höchstem 
Maße vulgärpsychologisch sind, notwendige Kategorien innerhalb der kon- 
junkturtheoretischen Positionen. Der Sachverständigenrat setzt so eine Tra- 
dition innerhalb_der bürgerlichen Ökonomie fort, in deren System. die drama- . 
di tis ‚personae immer. „Wirtschaftssubjekte“ (genäüer: "verdinglichte Me nschen- 
hülsen. wie der , ‚homo oeconomicus‘) gewesen sind (wohingegen: : die Arbeiter 
_ nur im Reproduktionsbereich „Subjektcharakter“ als „Konsumenten“ haben; 
: im Produktionsbereich zählen sie als dinglicher „Produktionsfaktor Arbeit“). 
. Vertrauen und Mißtrauen bei Investoren und Konsumenten quillt allerdings 
» nicht aus ihrer Psyche hervor, sondern ist durch die ökonomischen Bedingun- 
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gen bedingt. Diese Rahmenbedingungen werden durch Größen bezeichnet 
wie: Preisentwicklung, Auftragseingang, Umsätze, Export-Import-Saldo, Höhe 
des Zinses, Aktienkurse, Lohnhöhe, Höhe der Gewinne, Höhe der verfüg- 
baren Konsumenteneinkommen usw. Sie sind also bestimmt durch Faktoren, 
deren Entwicklung der Sachverständigenrat während des jeweils begutachte- 
ten Jahres ausgiebig untersucht. Der „Gesamtzusammenhang dieser einzelnen _ 
Größen.oder Faktoren erscheint. ‚nurnoch. in_einer Reihe „synthetischer In- | 
dices“, wie _Industrieproduktion, Brutto- oder. Nettosozialprodukt. und.neuer- _ 
dings. in ‚der ‚Konstruktion eines. ‚Gesamtindikators, ‚der frühe Erkenntnisse 
samtzusarmmentrangs-dieserFaktorerrunterdein Gesichtspunkt von Gleich- 
gewicht oder Ungleichgewicht der gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse wird 
vermittelt über die quantitativen Abweichungen der vier schon genannten 
gesamtwirtschaftlichen Ziele von ihren politisch gesetzten Normwerten. Erst 
über diese Faktoren und deren synthetischen Ausdrücken vermittelt ergibt 
sich das, was gewöhnlich das Wirtschaftssystem genannt wird: ein System 
von aufeinander bezogenen Faktoren in Interdependenz. Das Konglomerat 
von Faktoren, die Handlungen bzw. Unterlassungen der Wirtschaftssubjekte, 
bestimmen die Bewegung dieses Wirtschaftssystems. 

Das Kapital als bewegende Kraft all dieser Faktoren, als „Sachzwang“ hinter 
all den „autonomen Subjekten“, die allerdings nur als Charaktermasken in- 
nerhalb des Kapitalverhältnisses richtig verstanden werden könnten, spielt 
in der Analyse keine Rolle. Nachdem also das Kapitalverhältnis als Kategorie, 
aus der erst gesellschaftliche Totalität theoretisch zu reproduzieren wäre, 
innerhalb der Gutachten des Sachverständigenrats also noch nicht einmal 
bewußt eliminiert worden ist, nachdem Wirtschaftsanalyse nur noch als 
Analyse isolierter disparater Fakten, Daten, Faktoren angesehen wird, nach- 
dem folglich der wirtschaftliche Entscheidungsprozeß auf einer Basis von 
„Vertrauen“ und „Mißtrauen“ der „Wirtschaftssubjekte“ hergestellt wird, 
nachdem das Ganze der kapitalistischen Wirtschaft in Zeitreihen, kleine Ein- 
heiten, selbständige Subjekte (deren überragende Bedeutung in Gestalt 
kleiner und mittlerer selbständiger Unternehmer vom Sachverständigenrat 
an jeder nur einigermaßen passenden Stelle hervorgehoben worden ist) auf- 
gelöst ist, kann allerdings der sich in den Zielkonflikten und in den zyklischen 
Bewegungen selbst aufdrängende Gesamtzusammenhang nur noch von 
einem Hypersubjekt hergestellt werden, von einem Subjekt, das den größeren 
Überblick über die vielen Daten und Faktoren hat, das in seinen Handlungen 
einen weiteren Zeithorizont hat als die anderen Wirtschaftssubjekte, das auch 
in der Lage ist, jenseits der vielen Einzelinteressen das zu berücksichtigen, 
was vom Sachverständigenrat ganz in der Tradition affirmativer Sprachrege- 
lung das „Gesamtinteresse“ oder „Gemeinwohl“ genannt wird. Gerade aus 


75) Dieser Gesamtindikator, der regelmäßig in der „Wirtschaftswoche“ veröffentlicht 
wird, funktioniert offensichtlich nicht in Zeiten der Stagflation und ihren spezifischen 
Widersprüchen. So schreibt die „Wirtschaftswoche“ vom 3. März 1972: „Während 
(der Gesamtindikator) die vergangenen Konjunkturzyklen relativ gut beschreibt, wird 
er der neuen, stagflaiorischen Situation nicht mehr gerecht... .“ (S. 59) 
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n der Auflösung gesellschaftlicher Totalität in kleinste Einheiten ergibt sich 
- schlüssig die hypostasierte Bedeutung der Wirtschaftspolitik des Staates für 
die Regulierung des “Ganzen. Nur auf der Grundlage einer solchen theore- 
tischen Einschätzung ist es möglich, die Ursachen für „Fehlentwicklungen“ 
gerade in der Wirtschaftspolitik des Staates zu suchen und nur auf dieser 
Basis ist es auch möglich, ohne weitere Umschweife oder besondere theore- 
tische Skrupel Vorschläge, Mahnungen, Ratschläge, „objektive Notwendig- 
keiten“ für die staatliche Politik als „Krisenvermeidungsstrategien“ zu for- 
mulieren. 

Schaut man sich darauf noch einmal die wirtschaftspolitischen Vorschläge 
des Sachverständigenrates an, so wird man finden, daß sie, soweit sie in- 
stitutionelle Änderungen betreffen, auf eine weitere Hypostasierung des 
Staatsapparates hinauslaufen: Begrenzung der Autonomie der ‚autonomen 
Gruppen‘, Zentralisierung der Wirtschaftspolitik beim Bund, also Aufhebung 
oder Einschränkung föderalistischer Strukturen, Begrenzung der „Rigiditäten 
des Entscheidungsprozesses“, indem die Legislative der Exekutive mehr 
konjunkturpolitische Befugnisse überantwortet (Ziff. 267, JG 68) und der- 
gleichen mehr. Damit wird allerdings am Kapitalverhältnis und seinen Bewe- 
gungen grundsätzlich nichts verändert — dies ist ein Punkt, der häufig völlig 
falsch beurteilt wird, da vielen linken Kritikern zwar nicht das Wort, wohl aber 
der Begriff des Kapitals fehlt. Die Hypostasierung des Staates ist demnach 
einmal aus den besonderen Formen bürgerlicher Wirtschaftstheorie selbst 
abzuleiten, zum anderen aber erst recht aus den objektiven Bedingungen, in 
die der Staat regulierend eingreifen soll, wie schon gezeigt worden ist. 
Natürlich läßt sich zu einem solchen Vorgehen, wie es für den Sachver- 
ständigenrat typisch ist, nur mehr sagen, daß die beständigen Versuche, ent- 
weder den zufälligen Charakter der Krisen zu zeigen oder aber die Ursachen 
für die Krise in subjektiven Fehlern, nicht in den objektiven Verhältnissen, 
nachzuweisen, also den notwendigen Zusammenhang mit der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung zu leugnen, „ihre Ursache in dem apologetischen Be- 
streben der bürgerlichen Wissenschaft (haben), die bestehende Wirtschafts- 
ordnung vor jeder Kritik zu bewahren.“ 7°) Apologie jedoch ist keine Wissen- 
schaft und deren Prognosen können folglich auch nur zufällig richtig sein, 
und deshalb kommt den Analysen des Sachverständigenrates die reale Ent- 
wicklung selbst dann und wann in die Quere. So 1966, als die Wirtschaftskrise 
eintrat, die der Sachverständigenrat nicht in der Lage war vorauszusehen, 
noch nicht einmal in einer sehr kurzfristigen Prognose.’’) Jedoch, wie kann es 
anders sein, muß der Sachverständigenrat die Einheitlichkeit der Termino- 


78) Henryk Grossmann, Das Akkumulations- und Zusammenbruchsgesetz des kapita- 
listischen Systems (Nachdruck) Frankfurt 1967, S. 202 

7) Im JG 66, Ziff. 233 heißt es: Demgegenüber sehen wir für die Beschäftigung auch 
1967 keine ernsten Gefahren, obwohl uns die Sorgen, die die Bevölkerung in struk- 
turschwachen Regionen bewegen, nicht fremd sind. Hauptgrund dieser Zuversicht 
sind die Zeichen kräftiger Wirtschaftsexpansion in wichtigen Partnerländern...“ 
Wenige Wochen nach diesem Urteil vom November 1966 hatten wir über eine Million 
Arbeitslose (incl. derjenigen Gastarbeiter, Frauen und Rentner, die aus dem Produk- 
tionsprozeß ganz herausfielen). 
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logie und die Einheitlichkeit der theoretischen Analyse selbst aufgeben. Denn 
urvermittelt spricht er im Zusammenhang mit der Rezession von 1966/67 auch 
von „Reinigungskrise“ oder von „Stabilisierungskrise“: „Die zweite These, 
Rezessionen hätten den Charakter von Reinigungskrisen und förderten inso- 
weit das Wachstum der Wirtschaft auf längere Sicht, gilt nur, wenn zuvor ver- 
säumt worden ist, Übersteigerungen zu vermeiden. Nach den wirtschaftspoli- 
tischen Fehlern und Versäumnissen von 1964/65 hätte eine milde Rezession 
1966/67 innerhalb gewisser Grenzen sicher eine reinigende und damit wachs- 
tumsfördernde Funktion gehabt... Soll das Wachstum stetiger werden als 
bisher, so muß man versuchen, den künftigen Aufschwung rechtzeitig und 
sanft zu bremsen, damit es nachher kaum mehr (!) einer Reinigungskrise 
bedarf...“ (JG 67, Ziff. 239). In den Begriffen „Reinigungskrise“, „Stabilisie- 
rungskrise“, „Gleichgewicht bei Unterbeschäftigung“ formuliert sich nun der 
Rest von Realismus innerhalb der bürgerlichen Theorie, ohne daß begriffen 
würde, daß hinter diesen bewußtlos verwendeten Begriffen nichts anderes 
steht als die Tatsache, daß innerhalb des Kapitalismus „Gleichgewicht“ der 
Wirtschaft immer wieder gewaltsam und zeitweise durch die Krise hergestellt 
werden muß. 


Das Beispiel des Sachverständigenrates zeigt somit zweierlei: Einmal hat 
die Naturwüchsigkeit kapitalistischer Entwicklung und die Beschränktheit 
staatlicher Interventionsmöglichkeiten eine Form wissenschaftlicher Beratung 
zur Folge, die auf ganz oberflächlichen Theorien basieren muß. Es ist der In- 
tention dieser Wissenschaft, Beiträge zur Politikberatung zu liefern, ge- 
schuldet, daß ihre Fragestellungen nicht mehr auf grundlegende Wider- 
sprüche dieser Gesellschaft zielen; denn gerade diese sind nicht manipulier- 
bar. Letztendlich drückt sich in dem Verhaftetsein an den Oberflächenphäno- 
menen, die nur noch systematisiert und pedantisiert werden, auch das grund- 
sätzliche Einverstandensein mit der bestehenden Gesellschaft, ihr affirma- 
tiver, ja apologetischer Charakter aus. Eine politische Ökonomie des Proleta- 
riats dagegen muß gerade nach den grundlegenden Widersprüchen fragen, 
ihre Bewegung untersuchen, nach ihren Ursachen und Erscheingsformen 
fragen, denn sie will gerade mit dem Nachweis des Bewegungsgesetzes 
dieser Gesellschaft die wissenschaftlichen Voraussetzungen ihrer Verände- 
rung liefern. 


Die von der bürgerlichen Wissenschaft und auch vom Sachverständigenrat 
gezogene Konsequenz der Suche nach „rationaler“, „wissenschaftlich fun- 
dierter“ staatlicher Politik allerdings ist auch politisch bedeutsam: Wir sehen 
eine Tendenz, sich über Grenzen institutioneller und konstitutioneller Art 
dadurch hinwegsetzen, daß dem Staat im Interesse der Steigerung seiner 
Interventionsfähigkeit immer weniger Grenzen auferlegt werden — außer das 
Kapitalverhältnis zu respektieren. Die Richtung solcher Vorschläge ist ein- 
deutig bestimmt: hin zum autoritären Staat, der mit effektiver Gewaltmaschine 
unter Gesichtspunkten der „Rationalität des Sachzwangs“ besser als der 
parlamentarisch verfaßte Staat in der Lage ist, die Gesellschaft wirklich zu 
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einem Objekt seiner Manipulation zu machen. Der autoritäre Staat aber ist 
letzlich die Auflösung der Wissenschaft als Politikberatung. Denn wissen- 
schaftliche Einsichten im Sinne von rational kalkulierten Alternativen werden 
in dem Maße überflüssig, wie die praktische Politik sich über die Gesetz- 
mäßigkeiten des kapitalistischen Produktionsverhältnisses und die gesell- 
schaftlichen Widersprüche hinwegsetzt und zur direkten Gewalt zur Siche- 
rung der Herrschaft des Kapitals und der bürgerlichen Klasse übergeht. 
Warum dann aber wissenschaftliche Politikberatung in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft, wenn ihr Beitrag zur Begründung des praktischen Staatsinterven- 
tionismus eher gering eingeschätzt werden muß, gering nicht nur aus theo- 
retischer Diferenz, sondern aus den generellen Grenzen des Staatsinterven- 
tionismus im Kapitalismus? Wir kommen mit dieser Frage zum zweiten 
Aspekt, den das Beispiel des Sachverständigenrates verdeutlicht. Wissen- 
schaftliche Beratung darf nicht nur instrumental in dem bisher erörterten 
vordergründigen Sinne gesehen werden. Vielmehr fungiert Wissenschaft 
und Beratung auch als Ideologie und zwar in einem spezifischen Sinne zur 
Disposition der staatlichen Bürokratie im weitesten Sinne. Nicht nur daß mit 
der Wissenschaft und ihrem scheinbaren Neutralitätscharakter die mystifi- 
zierten Bewußtformen bestärkt werden, sondern darüber hinaus hat die Wis- 
senschaft für die Staatsbürokratie und deren Politik die Funktion nicht nur 
Handlungsprogramme zu begründen, sondern vor allem auch Verhaltens- 
programme hervorzubringen. Der moderne Sozialdemokratismus wäre gar 
nicht verständlich ohne die „Wissenschaftlichkeit“, mit der einmal die „alten 
Klassenkampfdogmen“ abgestreift worden sind, zum anderen die technokra- 
tische, „ideologiefreie“ Wendung im praktischen Verhalten und den politi- 
schen Programmen vollzogen worden ist. Die Wissenschaft in ihrem Ver- 
hältnis zum bürgerlichen Staat, und dies trifft auch auf den Sachverständi- 
genrat zu, ist nicht oder nur wenig brauchbar für die Begründung praktischer 
Politik; nicht zuletzt deshalb klagen die „Praktiker“ immerzu über die „Praxis- 
fremdheit“ der Wissenschaft und der wissenschaftlich Ausgebildeten. Aber 
sie ist in der bürgerlichen Gesellschaft unabdingbar für die Bildung von 
Doktrinen, für die Enistehung eines bestimmten politisch-ideoligischen Kli- 
mas, für die generelle Begründung von Strategien, auch für die Verfestigung 
der Klassenspaltung, gehören doch die wissenschaftlich Ausgebildeten in der 
Regel zur herrschenden Klasse. Um es pointiert auszudrücken: Die Gut- 
achten des Sachverständigenrates, um bei unserem Beispiel zu bleiben, 
haben eine größere Funktion in den Auseinandersetzungen der Parteien im 
Parlament, als für die wirtschaftspolitischen Planer in der Regierung. Und ihre 
Funktion für die technokratische Einstimmung der Öffentlichkeit, oder dessen, 
was von ihr noch vorhanden ist, leitet sich geradewegs daraus ab. 

In diesem vermittelten Sinne also hat die bürgerliche Wissenschaft auch eine 
Funktion in dieser Gesellschaft und zwar eine die Herrschaft sichernde. Das 
heißt aber auch, daß sie in diesem vermittelten Sinne zu bekämpfen ist, und 
nicht als direktes Instrument der herrschenden Klasse, als Unterdrückungsin- 
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strument an sich, das sie gar nicht zu sein vermag. ’”®) Die bürgerliche 
Gesellschaft würde eine ewige Lebensdauer haben, wenn ihre Funktions- 
fähigkeit mit dem Fortschritt der bürgerlichen Wissenschaft ansteigen 
würde. Auch die ausgefeiltesten und abgefeimtesten Theorien und Modelle 
heben die Bedingungen und Grenzen staatlicher Aktionen auf diese Gesell- 
schaft nicht auf, wie sie in den vorhergehenden Abschnitten dieses Aufsatzes 
beschrieben worden sind. 


8) Wir sind damit wieder bei der anfangs (vgl. Anm. 7) erwähnten Kontroverse mit dem 
KSV. Die bürgerliche Wissenschaft bekämpfen zu wollen, weil sie „Modelle der kolo- 
nialen Konterrevolution“ (Horlemann) usw. liefert und damit ein imperialistisches 
Unterdrückungsinstrument sei, zeugt von einem selbst noch im bürgerlichen Selbst- 
verständnis befangenen idealistischen Bewußtsein: Erstens ist in einer solchen Auf- 
fassung nicht der wirkliche Vermittlungsprozeß von Wissenschaft und Politik, so wie 
wir ihn hier kurz zu kennzeichnen versucht haben, begriffen und zweitens wird die 
Begrenztheit staatlicher Politik im Kapitalismus nicht gesehen, eine Begrenztheit, die 
keine noch so fortgeschrittene bürgerliche Wissenschaft aufheben kann; eine andere 
Annahme zeugt von idealistischem Politikverständnis — das sich auch übrigens in 
Parteigründungen aus den Köpfen einiger Inteliektueller manifestiert — zum Schaden 
des Klassenkampfes. 
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Monika Baumgartner 


DIE ENTWICKLUNGSTENDENZEN 
IN DER WESTDEUTSCHEN LANDWIRTSCHAFT 


Ein einführender Bericht unter Berücksichtigung der ökonomischen Lage der 
Bauern und des Verhältnisses von Landwirtschaft und Industrie. 


Einleitung 


In der Landwirtschaft der EWG-Länder ist ein ständiger Rückgang der Er- 
werbstätigen zu beobachten. Dies trifft selbst dort zu, wo bereits ein relativ 
niedriger Anteil von Beschäftigten in der Landwirtschaft vorhanden ist, wie 
z.B. in Belgien und den Niederlanden. Außerdem verringert sich die Anzahl 
der landwirtschaftlichen Betriebe in großem Umfang. Allein in der BRD sind 
es in jedem Jahr durchschnittlich 29900. Bei diesem Prozeß handelt es sich 
in erster Linie um die Verwandlung von selbständigen Produzenten in Lohn- 
arbeiter, also um die Trennung der Bauern von ihren Produktionsmitteln. Da- 
rauf deutet auch die hohe Anzahl landwirtschaftlicher Zuerwerbs- und Neben- 
erwerbsbetriebe hin, die nur Ausdruck für den Übergang des bäuerlichen 
Produzenten zum industriellen Lohnarbeiter sind. Die Tatsache, daß es Ten- 
denzen zur Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise in der Land- 
wirtschaft der EWG-Länder selbst gibt, macht den Charakter dieses Prozesses 
deutlicher. Es handelt sich um die letzten Stufen jener ursprünglichen Akku- 
mulation des Kapitals auf der einen und der Lohnarbeiter auf der anderen 
Seite, deren klassische Form Marx am Beispiel Englands darstellte. 


War die ursprüngliche Akkumulation in ihrer klassischen Form die Voraus- 
setzung zur kapitalistischen Produktionsweise in gesellschaftlichem Maßstab, 
so ist der heute in der Landwirtschaft zu beobachtende Prozeß als ein Mittel zu 
ihrer weiteren Entfaltung zu betrachten. Außerdem haben sich mit der Eta- 
blierung der bürgerlichen Gesellschaft notwendigerweise die Methoden zur 
Enteignung der selbständigen Produzenten gewandelt. Ökonomische Verän- 
derungen vollziehen sich nicht mehr durch unmittelbare Gewalt, wie es in 
England jedenfalls in den ersten Jahrhunderten fast ausschließlich der Fall 
war. Der größte Teil der Bauern wird heute durch die Konkurrenz in einer 
teilweise schon monopolistisch entwickelten kapitalistischen Gesellschaft 
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proletarisiert; seit der gemeinsamen Agrarpolitik der EWG-Länder sind auch 
bewußte Maßnahmen zur Förderung des Proletarisierungsprozesses festzu- 
stellen, z. B. Prämien für Landabgabe, Einkommensausgleichszahlungen usw. 
Der vorliegende Aufsatz soll einerseits in die allgemeine Problematik des 
Agrarsektors in einer forigeschrittenen kapitalistischen Gesellschaft einfüh- 
ren und andererseits die speziellen Probleme der westdeutschen Landwirt- 
schaft aufzeigen. Er umfaßt folgende Schwerpunkte: 


1. Die Veränderungen in der Landwirtschaft, die mit der gesellschaftlichen 
Entfaltung der kapitalistischen Produktionsweise eintreten. 


2. Der Versuch einer Bestimmung der vorherrschenden Form, unter der sich 
sich die landwirtschaftliche Produktion in der BRD vollzieht, und ihre Aus- 
wirkungen auf die ökonomische Lage der Bauern. 


3. Die Darstellung der besonderen Formen, in denen sich die kapitalistische 
Produktionsweise in der Landwirtschaft der BRD durchsetzt. 


In der bürgerlichen Statistik werden die landwirtschaftlichen Betriebe nur 
nach ganz äußerlichen Erscheinungen, wie z.B. nach der Größe der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche (LN) differenziert. Deshalb war es nicht möglich 
fesizustelien, inwieweit sich der in Westdeutschland typische traditionelle 
Bauernbetrieb, auf dem der Bauer Arbeiter und Produktionsmittelbesitzer 
ist, direkt in einen kapitalistischen Betrieb verwandelt, auf dem der Bauer 
unter Umständen auch noch arbeitet, in erster Linie aber Produktionsmittel- 
besitzer ist und Lohnarbeiter anwendet. Diese Form der kapitalistisch be- 
triebenen Landwirtschaft gibt es in der BRD auch; sie hat aber offenbar ge- 
genüber anderen Formen einen geringen Stellenwert, denn die absolute Zahl 
der landwirtschaftlichen Lohnarbeiter ist niedrig (1969 betrug sie 165 000) und 
hat außerdem eine rückläufige Tendenz. Aufgrund der Unmöglichkeit einer 
genaueren Differenzierung der landwirtschaftlichen Betriebe in dieser Hin- 
sicht, ergibt sich dieSchwierigkeit, daß oft von ‚derLandwirtschaft‘ und ‚den Bau- 
ern‘ gesprochen werden muß. Der Leser sollte dabei im Hinterkopf haben, 
daß darunter einerseits auch der Teil der Betriebe fällt, in denen sich das 
kapitalistische Produktionsverhältnis in der gerade beschriebenen Form her- 
gestellt hat und wo der Bauer ein Kleinkapitalist ist und andererseits auch die 
wenigen Großbetriebe feudalistischen Ursprungs (z.B. Fürstenberg usw.). 
Für eine genauere Analyse, die zur Strategiebestimmung im Agrarsektor bei- 
tragen soll, wäre es unabdingbar, gerade diese kapitalistischen landwirt- 
schaftlichen Betriebe zu erfassen und ihre Entwicklungstendenzen zu unter- 
suchen. 

Da es sich hier nur um einen einführenden Bericht handelt, konnte auf den 
wichtigen Komplex der BRD- und der EWG-Agrarpolitik, der staatlichen Ein- 
griffe in die Landwirtschaft aufgen verschiedenen Ebenen nicht eingegangen 
werden. Gleiches gilt für die politische Organisation der westdeutschen 
Bauern, den „Deutschen Bauernverband“, seine Struktur, seine personelle 
Zusammensetzung und seine Politik. Beides wären wichtige Aspekte einer 
weitergehenden Analyse. 


56 


I. Die Transformation der.l.andwirtschaft durch die Entfaltung der kapita- 
listischen Produktionsweise 


Die historische Aufgabe, die der Kapitalismus hinsichtlich der Landwirtschaft 
erfüllt hat, ist die Vergesellschaftung der landwirtschaftlichen Produktion. 
Lenin schreibt dazu: „In der Tat, daß sich die Landwirtschaft aus einem Pri- 
vileg des obersten oder einer Form des untersten Standes in eine gewöhn- 
liche kommerziell-industrielle Beschäftigung verwandelt, daß das Arbeitspro- 
dukt des Landwirts auf dem Markt einer gesellschaftlichen Kontrolle unter- 
worfen wird; daß sich die einförmige Routine der Landwirtschaft in die tech- 
nisch umgestalteten und mannigfaltigen Formen der warenproduzierenden 
Landwirtschaft verwandelt, daß die lokale Abgeschlossenheit und Zersplitte- 
rung der kleinen Landwirte beseitigt werden, daß die mannigfachen Formen 
der Schuldknechtschaft und der persönlichen Abhängigkeit durch unpersön- 
liche Abmachungen über Kauf und Verkauf der Arbeitskraft verdrängt wer- 
den — alles das sind Kettenglieder eines Prozesses, der die landwirtschaft- 
liche Arbeit vergesellschaftet...“ °) 


Die einzelnen Elemente der kapitalistischen Form der Vergesellschaftung 
landwirtschaftlicher Produktion sind die Konstituierung der Warenproduktion, 
die Arbeitsteilung zwischen der Landwirtschaft und anderen Wirtschäftszwei- 
gen und innerhalb der Landwirtschaft selbst und die Umwälzung der land-"” 
wirtschaftlichen Produktionsmethoden. Hinzu kommt die Herstellung des 
kapitalistischen Produktionsverhältnisses in der Landwirtschaft, das bedeu- 
tungsvoll für die Vergesellschaftung der Arbeitsprozesse, die in der bäuer- 
lichen Landwirtschaft überwiegend von den Produzenten vereinzelt und iso- 
liert durchgeführt werden. Für die BRD ist zu sagen, daß sich die Waren- 
produktion in der Landwirtschaft voll durchgesetzt hat, ohne daß sich in die- 
sem Bereich der Produktion das kapitalistische Produktionsverhältnis her- 
stellte. 


a) Die Durchsetzung der Warenproduktion in der Landwirtschaft. 


Mit der Auflösung der feudalen Bindungen entwickelt sich neben dem Grund- 
verhältnis Lohnarbeit-Kapital die Befreiung des Bauern gegenüber dem 
Grundherrn. Das Mehrprodukt des Bauern wird nicht mehr in Abgaben (Pro- 
duktenrente) und Leistungen (Arbeitsrente) gebunden, sondern seine Pro- 
dukte gelangen zum Austausch auf den Markt. Wenn auch schon zur Feu- 


5) Lenin, W.1., Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland, in: Werke Bd.3, Berlin 
DDR 1963, S. 320 f, 
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dalzeit der teilweise Verkauf von bäuerlichem Mehrprodukt auf dem Markt 
nachweisbar ist °), so hat dieser doch einen ganz anderen Charakter, denn es 
handelt sich nur um eine Verwandlung des naturalen Mehrprodukts in Geld 
(Geldrente), das dem Grundherrn oder Landesherrn abzuliefern ist. Das 
Charakteristische der nichtkapitalistischen Warenproduktion ist aber, daß der 
Produzent Eigentümer des für seine Ware eingetauschten Äquivalents ist. Mit 
zunehmender Arbeitsteilung verlieren die auf den Markt gebrachten Produkte 
den Charakter von Überschüssen, die über die zur Reproduktion der Bauern- 
familie notwendigen Lebensmittel hinaus auf dem Bauernhof selbst produ- 
ziert wurden. Das landwirtschaftliche Produkt wird zur Ware, die produziert 
wird, um auf dem Markt gegen das allgemeine Äquivalent — Geld — ausge- 
tauscht zu werden, mit dem dann Subsistenzmittel für die Bauernfamilie und 
Produktionsmittel gekauft werden. 


Dieser Übergang von der Subsistenzwirtschaft zur Warenproduktion kann 
sogar noch in der Landwirtschaft der Gegenwart sehr gut verfolgt werden. 
Er spiegelt sich wider in dem ständigen Rückgang des Eigenverbrauchs der 
in der Landwirtschaft Tätigen an den landwirtschaftlichen Produkten. „Wur- 
den im Durchschnitt der Jahre 1935/38 76,4°/o und 1950 77,3°/o der pflanz- 
lichen und tierischen Produktion auf dem Markt abgesetzt, so 1960/61 86,5 °o. 
Entsprechend ging der Anteil des Eigenverbrauchs zurück. Der Selbstver- 
sorgeranteil der Landwirtschaft am Verbrauch von Getreide in Westdeutsch- 
land insgesamt hat sich gegenüber der Vorkriegszeit um die Hälfte verrin- 
gert. Der Anteil der Hausschlachtungen an den Gesamtschlachtungen betrug 
in der Vorkriegszeit 40°, Anfang der sechziger Jahre nur noch 20°.“ ?) 
Nach Angaben des Grünen Berichts 1970 betrug der Eigenverbrauch am 
Produktionswert im Wirtschaftsjahr 1968/69 nur noch 9,3°/o. ®) 


Die notwendige Kehrseite dieses Prozesses ist die wachsende Abhängigkeit 
vom kapitalistischen Markt, in die der Bauer als nichtkapitalistischer Waren- 
produzent gerät. Für den unmittelbaren Produzenten hat das schwerwiegende 
Folgen, denn in der warenproduzierenden Landwirtschaft vollzieht sich die 
Produktion ebenso krisenhaft wie in anderen Bereichen. ?) Die Folgen einer 
anarchischen Produktion für einen dem einzelnen Warenproduzenten unbe- 
kannten Markt verschärfen sich mit zunehmender Integration des nationalen 
Agrarmarktes in den Weltmarkt. Ein Indiz dafür ist die Tatsache, daß die er- 
ste Weltagrarkrise in die Zeit fällt, in der der Weltagrarmarkt beginnt, sich 
umfassend zu entfalten (letztes Viertel des 19. Jahrhunderts). '%) Die beson- 


6) Vgl. Saalfeld, Dietrich, Bauernwirtschaft und Gutsbetrieb in der vorindustriellen Zeit, 
Stuttgart 1960, S. 85, 

7) Gündel, R., u.a., Zur Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus, Berlin DDR 
1967, S. 158, 


8) Vgl. Bericht der Bundesregierung über die Lage der Landwirtschaft und Maßnah- 
meni der Bundesregierung (Grüner Bericht) 1970. Drucksache VI/372 des Deutschen 
Bundestags, S. 58/59, 


?) Vgl. Lenin, Die Entwicklung..., a.a.O., S. 317, 
10) Vgl. Gündel, Zur Theorie..., a.a.O., S. 168, 
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dere Abhängigkeit des westdeutschen Agrarmarkts vom Weltagrarmarkt ha- 
ben Gündel u.a. in „Zur Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus“ 
nachgewiesen. '') 


b) Die Ausgliederung von Produktions- und Zirkulationsfunktionen aus der 
Landwirtschaft. 


Die Verallgemeinerung der kapitalistischen Produktionsweise bringt eine Be- 
schleunigung der Arbeitsteilung mit sich. In der Landwirtschaft findet dieser 
Prozeß Ausdruck in der Ausgliederung von Produktions- und Zirkulations- 
funktionen. 


„In den gesellschaftlichen Zuständen, die vor der Unterordnung der Land- 
wirtschaft unter den Kapitalismus herrschten, produzierte der Bauer seine 
Produktionsmittel im wesentlichen selbst; die Herstellung von Energie, Zug- 
Kräften, Düngemitteln, Futtermitteln, Saatgut usw. war Teil seines eigenen 
Arbeitsprozesses. Auch notwendige Bauten wurden hauptsächlich von ihm 
selbständig, eventuell mit Hilfe von Nachbarn, ausgeführt. Der Kapitalismus 
hat hier das Bild gründlich verändert... .“ '?) 


Die Ausgliederung betrifft auf der Produktionsseite die Produktion von Pro- 
duktionsmitteln und die Weiterverarbeitung von agrarischen Rohstoffen, auf 
der Zirkulationsseite die Verkaufsfunktion. '*) Als Indikatoren für die Aus- 
gliederung der Produktion von Produktionsmitteln nennen die Autoren von 
„Zur Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus“ das raschere An- 
steigen der Betriebsausgaben gegenüber dem Produktionswert der Land- 
wirtschaft und den steigenden Anteil der Ausgaben für Produktionsmittel 
an den Verkaufserlösen. '°) Als ein aktuelles Beispiel für den Prozeß der Aus- 
gliederung kann die Entwicklung der Futtermittelindustrie in der BRD genannt 
werden. Sie wurde vorangetrieben durch die rasche Zunahme der tierischen 
Veredelungsproduktion und weist auf die relative Abnahme der Bedeutung 
der landwirtschaftlichen Futtermittelerzeugung hin. Von 1954 bis 1968 er- 
höhte sich die Anzahl der Betriebe der Futtermittelindustrie kontinuierlich von 
300 auf 398, die Anzahl der Beschäftigten in diesem Industriezweig von 6600 
auf 13000, der Umsatz von 528 Mio. auf 3,089 Mrd. DM. ') 


In der Subsistenzwirtschaft wurden die landwirtschaftlichen Produkte not- 
wendigerweise auf dem Bauernhof selbst konsumreif gemacht. Die Tatsache, 
daß in der Warenproduktion der größte Teil von ihnen den Haushalten nicht 
unmittelbar zugeführt werden kann, sondern einen Prozeß der Aufbereitung 


11) Vgl. Gündel, Zur Theorie..., a.a.0., S. 166-176, 

12) entfällt 

13) Gündel, Zur Theorie...”a.a.0., S. 163, 

14, Vgl. Gündel, Zur Theorie..., a. a. O:, S. 159-166, 

15) Vgl. Gündel, Zur Theorie..., a.a.0., S. 163, 

16) Vgl. Timm, Heinz-Ulrich, u. a, Die Nahrungswirtschaft, Hamburg Berlin 1971, S. 27, 
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und Verarbeitung durchlaufen muß, zwingt zur Ausgliederung dieser Tätigkei- 
ten aus dem landwirtschaftlichen Betrieb. Dieser Prozeß spiegelt sich wider 
in der zunehmenden Bedeutung der Ernährungsindustrie. 7) 


Für die Ausgliederung der Verkaufsfunktion aus der Landwirtschaft ist der 
Direktabsatz von landwirtschaftlichen Produkten durch den Produzenten ein 
Indikator. Er macht z.B. bei Eiern und Speisekartoffeln immer noch etwa die 
Hälfte des Gesamtumsatzes aus, bei Schweinen und Rindern nur noch etwa 
ein Drittel, bei Suppenhühnern und Milch etwa ein Fünftel..'®) Diese Angaben 
beziehen sich nicht nur auf den Absatz des Produzenten an den Konsumen- 
ten, sondern erhalten auch den Absatz an Nahrungsmitteleinzelhandel und 
Nahrungsmittelhandwerk. 

Die Landwirtschaft wird durch diesen Prozeß der Ausgliederung ausschließ- 
lich auf die Produktion von landwirtschaftlichen Produkten beschränkt, die 
wiederum zum allergrößten Teil Halbfabrikate sind, die der weiterverarbei- 
tenden Industrie als agrarische Rohstoffe dienen. Durch diese Beschränkung 
ergibt sich eine Arbeitsteilung (Spezialisierung) innerhalb der Landwirtschaft 
selbst. Die Eigenart der Spezialisierung in der Landwirtschaft gegenüber der 
der Industrie wird durch folgendes Zitat aus dem Buch von Gündel u.a. klar: 
„Daraus ergibt sich, daß die Spezialisierung in der Landwirtschaft... ., sich in 
der Form vollzieht, daß in der einen Gegend (bzw. in dem einen Betrieb) 
beispielsweise Getreide für den Markt produziert und zum Hauptprodukt 
wird, während die anderen Produkte, die in dieser Gegend bzw. Betrieb pro- 
duziert werden, diesem Hauptprodukt untergeordnet sind und nur in gerin- 
gem Maße oder gar nicht auf dem Markt erscheinen. Dagegen wird in einer 
anderen Gegend (bzw. in einem anderen Betrieb) dasVieh bzw. eine bestimm- 
te Viehart zum Hauptmarktprodukt, während das Getreide hauptsächlich zu 
Futterzwecken verwendet und auch die übrigen Produktionseinrichtungen 
den Bedürfnissen der Hauptproduktion weitgehend angepaßt und unterge- 
ordnet werden.“'?) Die Besonderheiten der Spezialisierung haben sowohl 
natürliche (Fruchtwechsel, Abfälle der Bodenproduktion, die durch Viehwirt- 
schaft verwertet werden können, usw.) als auch gesellschaftlich-historische 
Ursachen (Zersplitterung der landwirtschaftlichen Produzenten und geringere 
Größe der bäuerlichen Betriebe). 

Die Kehrseite,dieses Ausgliederungsprozesses besteht darin, daß industrielles 
Kapital, permanent auf der Suche nach profitablen Anlagesphären, in die 
ausgegliederten Bereiche fließt. Welche Auswirkungen das auf den unmittel- 
baren Produzenten der agrarischen Rohstoffe — also den Bauern — hat, wird 
später zu untersuchen sein. 


77) Vgl. Thimm, Die Nahrungswirtschaft, a.a.©., S. 100 ff, 

18) Vgl. Oppen, Matthias von, Möglichkeiten und Grenzen der Anwendung vertrag- 
licher Regelungen beim Absatz landwirtschaftlicher Produkte, Braunschweig-Völken- 
rode 1968, S.29. Aus dem Text geht keine Jahreszahl für den Direktabsatz hervor, 
das übrige statistische Material der Untersuchung bezieht sich auf den Anfang der 
60er Jahre. Es ist anzunehmen, daß der Direktabsatz inzwischen weiter gesunken ist. 


17) Gündel, Zur Theorie..., a.a.0., S. 160 f, 
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c.) Die Umwälzung der Produktionsmethoden in der Landwirtschaft. 


Lenin beschreibt in „Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland“ (1899) 
sehr detailliert die Auswirkungen, die die sich durchsetzende kapitalistische 
Produktionsweise in Rußland auf die Landwirtschaft ausübt. Er betont u.a. 
die hervorragende historische Leistung des Kapitalismus, der die Möglichkeit 
schafft, durch Anwendung der Technik und chemischer Produkte die Land- 
wirtschaft aus ihrer Stagnation herauszureißen und ihre Produktivkräfte zu 
entfalten. 2°) Die drei wichtigsten Methoden, die Produktivkraft der Arbeit in 
der Landwirtschaft zu steigern, sind die Anwendung der Technik (Mechani- 
sierung), die Anwendung der Agrochemie (z.B. Erhöhung der Fruchtbarkeit 
des Bodens durch künstliche Düngemittel) und die Anwendung der Ergebnis- 
se der biologischen Forschung (Erhöhung der Leistungs- und Ertragsfähig- 
keit von Tieren und Pflanzen durch Zucht). 


Die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit durch die Anwendung der Tech- 
nik in der Landwirtschaft ist ganz offensichtlich, wenn man z.B. die Verän- 
derung der Getreideerzeugung betrachtet, bei der durch die Einführung des 
Mähdreschers ursprünglich selbständige Arbeitsgänge eingespart bzw. mit 
anderen zusammengelegt werden, wie z.B. das Dreschen. 


Durch die Anwendung der Methoden der Agrochemie und der Biologie haben 
sich die Ernteerträge pro ha und die tierischen Leistungen erheblich ge- 
steigert. Vergleicht man den mittleren Hektarertrag der Jahre 1957 bis 1961 
mit dem der Jahre 1963 bis 1968, so stieg er in der BRD bei Getreide insge- 
samt von 28,0 dz auf 32,8 dz, bei Kartoffeln von 223,9 dz auf 265,9 dz, bei 
Zuckerrüben von 394,1 dz auf 429,6 dz. ?') Der Jahresmilchertrag je Kuh stieg 
von 1962/63 bis 1968/69 kontinuierlich von 3485 kg auf 3760 kg. Die Jahres- 
eierleistung je Henne stieg im selben Zeitraum kontinuierlich von 166 auf 211 
Stück. 2) 


Aussagekräftig hinsichtlich der Steigerung der Produktivkraft der Arbeit 
werden die oben genannten Zahlen nur, wenn man sie im Zusammen- 
hang mit der Veränderung der Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
betrachtet. Nach Angaben des Grünen Berichts 1970 nahm die Zahl der Er- 
werbstätigen in der Landwirtschaft 1968/69 gegenüber dem Vorjahr um 4 %o 
ab. ??) Demgegenüber erhöhte sich die Nahrungsmittelproduktion (pflanzliche 
und tierische Produktion) von 1967/68 bis 1968/69 von 58,57 Mio auf 59,83 
Mio t Getreideeinheiten (= 29%). ?‘) „Der starke Rückgang der Arbeits- 
kräfte..., und die Ausweitung der Produktion haben in der Landwirtschaft 
seit 1960 eine Steigerung der Arbeitsproduktivität der Landwirtschaft um über 


20) Vgl. Lenin, Die Entwicklung..., a.a.O., S.317f, vgl. dazu auch: Marx, Karl, Das 
Kapital, Bd. I, in: Marx Engels Werke (MEW), Bd. 23, Berlin DDR 1969, S. 527 ft, 


2!) Vgl. Grüner Bericht 1970, a.a. ©. S.39, 
22) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a.O., S. 195, 
23) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S.7, 
24) Vgl. Grüner Bericht 1970, a.a.©., S. 41, 
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60°/o gebracht gegenüber 40° in den übrigen Wirtschaftsbereichen.“ *°) „Im 
Jahre 1949/50 erzeugte eine Arbeitskraft 7,8t und im Wirtschaftsjahr 1964/65 
279t Getreideeinheiten. Das heißt, die Nahrungsmittelproduktion pro Ar- 
beitskraft stieg um 256 %0.“ 2°) 


Absolut steigende Nahrungsmittelproduktion bei absolut sinkender Zahl der 
Erwerbstätigen in der Landwirtschaft zeigen nicht nur eine Steigerung der 
Produktivkraft der Arbeit an, sondern lassen auch auf eine erhebliche Inten- 
sivierung der Arbeit des unmittelbaren Produzenten in der Landwirtschaft 
schließen. *.) Zu der gewaltigen Produktivitätssteigerung in der Landwirt- 
schaft der BRD bemerken die Autoren von „Imperialismus heute“: „Aus die- 
sen beachtlichen Ergebnissen darf jedoch nicht geschlußfolgert werden, daß 
sich die Lage der Hauptmasse der landwirtschaftlichen Produzenten, das 
heißt der werktätigen Bauern, und ihre Stellung gegenüber dem Monopol- 
käapital wesentlich verbessert oder gar grundlegend gewandelt hat.“ °) 


d) Der Konzentrations- und Zentralisationsprozeß in der Landwirtschaft. 


Durch die Expropriation eines Teils der ländlichen Produzenten von ihren 
Produktionsmitteln und durch die Umwälzung der Produktionsmethoden in 
der Landwirtschaft ergeben sich auch in diesem Wirtschaftszweig notwen- 
digerweise Tendenzen zur Konzentration und Zentralisation. Marx geht bei 
der Analyse dieses Prozesses von der kapitalistischen Produktionsweise in 
der Landwirtschaft aus, wie sie sich in England durchgesetzt hatte. Berg- 
mann gibt in seinem Aufsatz „Die Agrarfrage bei Marx und Engels — und 
heute“ eine kurze Zusammenfassung dieser Analyse: „Ist Marx sich also 
völlig im klaren, daß der Kapitalismus sich der Agrikultur bemächtigt, wenn 
auch mit Gradunterschieden, so sieht er doch diesen Prozeß nicht einseitig 
als eine Vergrößerung der Betriebsflächen.“ ?®) Dies sei nur eine Seite des 
Prozesses, nämlich die Zentralisation von Boden in weniger Händen (Erwei- 
terung der Produktion durch Betriebsvergrößerung), während die andere 
Seite die Konzentration von Produktionsmitteln sei?”) (u. U. Betriebsver- 
kleinerung, aber Erweiterung der Produktion durch intensivere Bewirtschaf- 
tung des Bodens). °°) 


25) Grüner Bericht 1970, a.a.O., S.7, 
2°) Imperialismus heute, Berlin DDR 31968, S. 306, 


26a) So hat z.B. der Ersatz des Pferdegespanns als Transportmittel durch den Traktor 
die Pausen des Arbeitstages erheblich verkürzt. 

27) Imperialismus heute, a.a.O., S.306f, - 

28) Bergmann, Theodor, Die Agrarfrage bei Marx und Engels — und heute, in: Kritik 
der politischen Ökonomie heute — 100 Jahre ‚Kapital‘, Frankfurt 1968, S. 177, 

2?) Vgl. Marx, Kapital I, a.a. O., S. 348, Fußnote 18, 

30) Bergmann verweist a.a.O. in diesem Zusammenhang auf die Ergebnislosigkeit 
der sozialdemokratischen Agrardebatte (im wesentlichen geführt zwischen Kautsky, 


Bernstein und David), die daran scheiterte, daß eine Seite dieses Prozesses, nämlich 
die Konzentration von Produktionsmitteln, vernachlässigt wurde. 
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In den kapitalistischen Ländern, in denen sich eine nichtkapitalistische Pro- 
duktionsweise in der Landwirtschaft erhalten hat, vollzieht sich dieser Kon- 
zentrations- und Zentralisationsprozeß, der keine Konzentration und Zen- 
tralisation von Kapital ist, sehr langsam, vor allen Dingen hinsichtlich der 
Zentralisation des Bodens. So hat sich nach Angaben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften z.B. die Durchschnittsfläche der über 1ha 
großen Betriebe in der BRD innerhalb von 10 Jahren (etwa im Zeitraum von 1959 
bis 1969) um 1 ha erhöht. ?') Auf der Seite der Produktionsmittel ist ein stär- 
kerer Konzentrationsprozeß zu beobachten. Z. B. erhöhte sich der Schlepper- 
bestand in der BRD von 1963 bis 1965 von 1,05 Mio auf 1,16 Mio Stück und 
der Mähdrescherbestand von 95000 auf 120000 Stück °?), während sich im 
selben Zeitraum die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe um rund 
75700 verringerte. *) Die Autoren von “Zur Theorie des staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus“ stellen zu recht fest, daß trotz der Veränderung der 
Agrarstruktur und der Abnahme der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
der BRD die unmittelbare landwirtschaftliche Produkticn im Vergleich zur 
industriellen außerordentlich gering konzentriert ist. °*) 


Die speziellen Probleme des Konzentrations- und Zentralisationsprozesses 
in der Landwirtschaft unter den Bedingungen der Monopolisierung °*,) der 
Industriezweige, die der Landwirtschaft vor- und nachgeschaltet sind, werden 
in Abschnitt VII. b) dargestellt. 


e) Die Veränderung des Produktionsverhältnisses in der Landwirtschaft. 


Wie wir im nächsten Abschnitt sehen werden, dringt mit der Auflösung der 
feudalen Verhältnisse die kapitalistische Produktionsweise auch in die Land- 
wirtschaft ein. Das kapitalistische Produktionsverhältnis stellt sich entweder 
her, indem der Grundeigentümer Lohnarbeiter anwendet, oder idem zwi- 
schen den Grundeigentümer und den landwirtschaftlichen Lohnarbeiter der 
Kapitalistische Pächter tritt. Dieser wird jetzt der unmittelbare Anwender der 


31) Vgl. Die Landwirtschaftsreform in der Gemeinschaft, in: Europäische Dokumen- 
tation 1969, Bonn Brüssel 1969, S. 1, 

32) Vgl. Hrsg. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik 
Deutschland 1968, Stuttgart Mainz 1968, S. 60, (internationale Übersichten), 

33) Vgl. Bericht der Bundesregierung über die Lage der Landwirtschaft (Grüner Be- 
richt 1965) und Maßnahmen der Bundesregierung (Grüner Plan 1965). Drucksache 
IV/2990 des Deutschen Bundestags, S. 34; Bericht der Bundesregierung über die Lage 
der Landwirtschaft (Grüner Bericht 1966) und Maßnahmen der Bundesregierung 
(Grüner Plan 1966). Drucksache V/255 des Deutschen Bundestags, S. 37, 

34, Vgl. Gündel, Zur Theorie..., a.a. O., S. 182f, 

34a) Wenn ich im folgenden abgekürzt von Monopolkapital oder monopolisiertem 
Kapital spreche, so ist darunter immer Kapital zu verstehen, das sich trotz seiner 
hohen Konzentration und Zentralisation als konkurrierendes verhalten muß, was sich 
spätestens auf dem Weltmarkt zeigt. Vgl. zu diesem Problem Neusüß/Blanke/Alt- 
vater, Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwährungskrise, in: Probleme des Klassen- 
kampfs, Erlangen, Heft 1/1971. 
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Lohnarbeiter, während der Grundeigentümer vom Pächter eine Grundrente 
bezieht. °°) (Typische Form der kapitalistischen Landwirtschaft in England 
im 18./19. Jahrhundert). Daneben entsteht vorwiegend in Kontinentaleuropa 
und Japan mit unterschiedlicher Verbreitung die bäuerliche Landwirtschaft, 
bei der die Bauernfamilie mit eigenen Produktionsmitteln für den Markt 
produziert. Knechte und Mägde, soweit sie als fremde Arbeitskräfte auf die- 
sen Bauernhöfen existieren, sind nicht mit Lohnarbeitern zu vergleichen. Dies 
Abhängigkeitsverhältnis entspricht dem der feudalen Produktionsweise, etwa 
dem Verhältnis Meister - Geselle im handwerklichen Zunftbetrieb, wo die 
fremde Arbeitskraft integraler Bestandteil der Familie des Meisters war. 

In den kapitalistischen Ländern, in denen sich die bäuerliche Landwirtschaft 
bis heute erhalten hat, sind besondere T&ndenzen zur Veränderung des 
Produktionsverhältnisses festzustellen. Sie stellen sich in der BRD dar. 


1. in der Kapitalisierung einzelner Produktionszweige der Landwirtschaft, in 
die industrielles Kapital hineinfließt und 


2. in der ‚vertikalen Integration‘. 


Diese beiden Formen der Veränderung des Produktionsverhältnisses in der 
Landwirtschaft werden in Abschnitt Vli. über die Entwicklungstendenzen in 
der Landwirtschaft der BRD untersucht. 

Die kapitalistische Produktionsweise kann sich noch auf einem anderen Weg 
in der Landwirtschaft durchsetzen. Er besteht darin, daß sich durch Kon- 
kurrenz der bäuerlichen Betriebe untereinander der traditionelle Bauernbe- 
trieb in einen kapitalistischen verwandelt, der Bauer also Lohnarbeiter an- 
wendet. Die Schwierigkeiten bei der Untersuchung dieser Form der kapitali- 
stischen Landwirtschaft und die Vermutung, daß dies nicht die herrschende 
Form ist, in der sich die kapitalistische Produktionsweise in der Landwirt- 
schaft durchsetzt, wurden bereits in der Einleitung dargelegt. In seinem Auf- 
satz „Zur Bauernfrage in Westdeutschland“ schreibt Poppinga zu diesem 
Problem folgendes: „Die absolute Zahl der kapitalistischen Bauernbetriebe 
nimmt laufend ab... Der Kapitalismus setzt sich in der Landwirtschaft der 
Bundesrepublik nicht in erster Linie dadurch durch, daß ein Teil der land- 
wirtschaftlichen Betriebe den anderen niederkonkurriert, sondern durch Über- 
nahme ganzer Bereiche bisher bäuerlicher Produktion durch das industrielle 
Kapital.“ ?°%.) Aber auch hier kann empirisch nicht eindeutig belegt werden, 
wie groß der Anteil dieser kapitalistischen Bauernbetriebe an allen landwirt- 
schaftlichen Betrieben in der BRD ist und deshalb kann auch ihre Abnahme 
nicht klar nachgewiesen werden. 

Zur näheren Bestimmung der vorherrschenden Form, unter der sich die 
landwirtschaftliche Produktion in der BRD vollzieht, folgt im nächsten Ab- 
schnitt eine Darstellung der historischen ‘Entwicklung der Agrarstruktur in 
Westdeutschland. 


35) Vgl. Marx, Karl, Das Kapital, Bd. Ill, in: MEW Bd.25, Berlin DDR 1968, S. 631, 
35a) Poppinga, Onna-Hans, Zur Bauernfrage in Westdeutschland, Teil I-IIl, in: links, 
Nr. 27, 28/1971, Nr. 29/1972, Offenbach, hier: Nr. 29/1972, S. 19. 
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Il. Die historische Entwicklung der bäuerlichen Agrarstruktur der BRD. 


Legt man die Kriterien der Bodenreform in der Sowjetischen Besatzungszone 
nach dem Zweiten Weltkrieg zugrunde, bei der u.a. der Großgrundbesitz 
über 100 ha enteignet wurde, so ergibt sich für die BRD folgendes Verhältnis 
zwischen Großgrundbesitz und bäuerlichen Wirtschaften: 1960 entfielen in 
der BRD rd. 2600 der rd. 1,6 Mio landwirtschaftlichen Betriebe auf die Größen- 
klasse von über 100 ha. Sie bewirtschafteten 450000ha der rd. 13,1 Mio ha 
landwirtschaftlichen Nutzfläche (LN). ®) Der zahlenmäßige Anteil dieser Be- 
triebe des Großgrundbesitzes und die auf sie entfallende LN sind also so 
gering, daß man die Agrarstruktur in der BRD als bäuerliche bezeichnen 
kann. 

Im folgenden sollen kurz die historischen Gründe skizziert werden, die zu 
unterschiedlichen Agrarstrukturen in Westdeutschland einerseits und in den 
Gebieten östlich der Elbe (Mecklenburg, Pommern, Ostpreußen und Branden- 
burg) andererseits führten. 


Der wesentliche Unterschied zwischen westdeutscher und ostdeutscher 
Grundherrschaft entsteht mit der Ostkolonisation, da die Hofländereien der 
Ritter in diesem Gebiet erheblich größer sind als in dem bereits besiedelten 
und kultivierten Gebiet Westdeutschlands. ®””) Während im Verlauf der ge- 
schichtlichen Entwicklung in Westdeutschland am Institut der Grundherrschaft 
festgehalten wird, bei der der Grundherr seinen Anspruch auf das Mehrpro- 
dukt in Form von Abgaben und Diensten aus der Weiterverleihung des Lan- 
des an Bauern, die es selbst bewirtschaften, herleitet, bildet sich in Ost- 
deutschland die Gutsherrschaft heraus, die im Eigenbetrieb der Wirtschaft 
durch den adeligen Besitzer und den Spann- und Handdiensten seiner Hinter- 
sassen besteht. °°) 


Für die Erweiterung des gutsherrlichen Besitzes boten sich in Ostdeutschland 
vielfältige Möglichkeiten, die in Westdeutschland nicht gegeben waren. Der 
Wirtschaftshistoriker Treue nennt als wichtigste: das Bauernlegen, in Ost- 
deutschland begünstigt durch das Vorhandensein slavischer Bauern in nied- 
rigerer Rechtsstellung als die deutschen Bauern, und die Rodung und Ur- 
barmachung neuer Ländereien aufgrund der dünnen Besiedlung dieser Ge- 
biete. *°) 

Während im 16. Jahrhundert in Ostdeutschland der Feudalismus seiner aus- 
geprägtesten Form zustrebt — mit ungemessener Fron für die Bauern, neuen 
Leistungen für Adel und Territorialstaaten und neuer Leibeigenschaft —, ent- 


36) Vgl. Statistisches Jahrbuch 1968, a. a.O., S. 146, 

37) Vgl. Schmidt, Hilde-Lore, Die soziale Lage der Landbevölkerung im 18. Jahrhundert 
sowie Probleme ihrer Umgestaltung, Diss., Berlin 1965, S. 14, 

38) Zur begrifflichen Unterscheidung zwischen Grundherrschaft und Gutsherrschaft 
siehe Schmidt, Die soziale Lage..., a.a. O., S. 11 ff, 

39) Vgl. Treue, Wilhelm, Wirtschafts- und Sozialgeschichte vom 16. bis zum 18. Jahr- 
hundert in: Gebhardt, Bruno, Handbuch der deutschen Geschichte, Bd. Il, Stuttgart 
81955, S. 377, 
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wickelt sich in Westdeutschland, insbesondere in Niedersachsen, das Meier- 
recht. „Das Vordringen der Geldwirtschaft in den ländlichen Bereich bewirkte 
die Umwandlung der naturalwirtschaftlich ausgerichteten Villikationsverfas- 
sung in das bewegliche Institut der Zeitpacht — und unter dem Einfluß der 
erstarkenden Landesherrschaft bildete sich ein erbliches Nutzungsrecht der 
Bauern an den für unteilbar erklärten Höfen heraus. Diese günstige — Meier- 
recht genannte — bäuerliche Rechtsinstitution bestimmte die gesamte Agrar- 
verfassung Niedersachsens in der vorindustriellen Zeit...“ *°) 


Die Tendenzen zur Auflösung der feudalen Verhältnisse in der Landwirtschaft 
kommen erst zu Beginn des 19. Jahrhunderts voll zum Durchbruch, obwohl 
sie während des ganzen 18. Jahrhunderts in verschiedenen Gebieten mit 
unterschiedlichen Ergebnissen bestanden hatten. In Preußen führten sie zu 
dieser Zeit vor allen Dingen zur Auflösung der alten Dorfgenossenschaften, 
was einem Entzug des Gemeinbesitzes der Bauern gleichkommt und zu ihrer 
wirtschaftlichen Schwächung beitrug. *') 


In Westdeutschland und in Ostdeutschland nimmt die Auflösung der feudalen 
Verhältnisse eine unterschiedliche Entwicklung. In den Rheinstaaten werden 
die von Napoleon hinsichtlich der Landwirtschaft erlassenen Gesetze 1815 
wieder aufgehoben, in den südlichen Staaten Westdeutschlands wird nur die 
Befreiung der Person durchgeführt, unter Beibehaltung der Grund- und Ge- 
richtsherrschaft. Das bedeutet, daß an der Agrarstruktur nichts verändert 
wurde. Die meisten Bauern verblieben auf den bestehenden Betriebs- 
größen. *?) „Ganz anders verlief die Bauernbefreiung im Königreich Preußen. 
Dort wurde sie..., bis 1816 umfassend durchgeführt, die persönliche Freiheit 
verliehen und für den größten Teil des mittleren und großen Bauerntums die 
Grundentlastung durch Verleihung des Eigentums und Fortfall aller Dienste 
und Abgaben gegen Entschädigung gesetzlich durchgeführt (‘Regulie- 
rung‘)“. *%) ? 


Engels beschreibt in seinem Aufsatz „Zur Geschichte der preußischen 
Bauern“ *), daß diese ‚Bauernbefreiung‘ den Bauern in zweierlei Hinsicht frei 
macht. Er bekommt die freie Verfügung über seine Arbeitskraft durch die 
Abschaffung der feudalen Lasten und er wird frei von seinem wichtigsten 
Produktionsmittel, dem Boden, denn nur die wenigsten Bauern sind in der 
Lage, ihre Ablösung durch Zahlung von Geld vom früheren Gutsherrn zu 


40) Saalfeld, Bauernwirtschaft und Gutsbetrieb ....., a.a. O., S. 15, 

#1) Vgl. Treue, Wilhelm, Wirtschafts- und Sozialgeschichte Deutschlands im 19. Jahr- 
hundert, in: Gebhardt, Bruno, Handbuch der deutschen Geschichte; Bd. Ill, Stuttgart 
81960, S. 319 f, ß 

42) Vgl. Treue, Wirtschafts- und Sozialgeschichte Deutschlands..., a.a.O., S.320f, 
#3) Treue, Wirtschafts- und Sozialgeschichte Deutschlands..., a. a. O., S.320 f, 


44) Vgl. Engels, Friedrich, Zur Geschichte der preußischen Bauern, in: MEW Bd. 21, 
Berlin DDR 1969, 


66 


erkaufen, sondern treten ihm ihr Land ab. So werden durch die ‚Bauernbe- 
freiung‘ in Preußen den Gutsherren mit der Erweiterung ihrer Betriebsflächen 
gleichzeitig die notwendigen Landarbeiter geschaffen. 


Treue drückt diese vom Staat durchgesetzte Herstellung des Kapitalverhält- 
nisses in der landwirtschaftlichen Produktion so aus: „Die Bauernbefreiung 
war zugleich vielfach auch eine Befreiung der Herren, die ihren Gutsbesitz 
durch Landentschädigung der Bauern, freihändigen Erwerb bzw. Einziehung 
von ungeschützten Bauernstellen vergrößerten, Arbeitskräfte, technische Re- 
formen und Feldbereinigung erhielten, die für einen modernen Betrieb nötig 
waren, mit Ablösungsgeldern die Wirtschaft verbesserten, gewerbliche Anla- 
gen — Rübenzuckerfabriken, Schnapsbrennereien usw. — anlegten...“ *°) 


Marx analysiert den historischen Prozeß der Auflösung der feudalen Verhält- 
nisse in der Landwirtschaft — nachdem er die Kategorien Arbeitsrente, Pro- 
duktenrente, Geldrente entwickelt hat — folgendermaßen: „In ihrer weiteren 
Entwicklung muß die Geldrente führen — von allen Zwischenformen abge- 
sehen, wie z. B. von der des kleinbäuerlichen Pächters — entweder zur Ver- 
wandlung des Bodens in freies Bauerneigentum oder zur Form der kapita- 
listischen Produktionsweise, zur Rente, die der kapitalistische Pächter zahlt.“ 
(Eine Form, die zur Voraussetzung hat, daß der Grundbesitzer die Landwirt- 
schaft nicht im Eigenbetrieb führt. „Mit Geldrente verwandelt sich notwen- 
dig das traditionellen gewohnheitsrechtliche Verhältnis zwischen den, einen 
Teil des Bodens besitzenden und bearbeitenden, Untersassen und dem 
Grundeigentümer in ein kontraktliches, nach festen Regeln des positiven Ge- 
setzes bestimmtes, reines Geldverhältnis. Der bebauende Besitzer wird daher 
der Sache noch zum bloßen Pächter. Diese Verwandlung wird einerseits, 
unter sonst geeigneten allgemeinen Produktionsverhältnissen, dazu benutzt, 
die alten bäuerlichen Besitzer nach und nach zu expropriieren und an ihre 
Stelle einen kapitalistischen Pächter zu setzen; andererseits führt sie zum 
Loskauf des bisherigen Besitzers von seiner Rentenpflichtigkeit und zu seiner 
Verwandlung in einen unabhängigen Bauer, mit vollem Eigentum an dem von 
ihm bestellten Boden. Die Verwandlung von Naturalrente in Geldrente wird 
ferner nicht nur notwendig begleitet, sondern selbst antizipiert durch Bildung 
einer Klasse besitzloser und für Geld sich verdingender Tagelöhner.“ *) 


Zusammenfassend kann gesagt werden, daß sich mit der Verallgemeinerung 
der kapitalistischen Produktionsweise kapitalistische Verhältnisse in der 
Landwirtschaft Ostdeutschland herausbildeten, wenn auch nicht in der klas- 
sischen Form, wie Marx sie für England beschreibt. 


In Westdeutschland wurden die feudalen Bindungen in der Landwirtschaft 
zwar sukzessive abgebaut, aber die Agrarstruktur blieb davon im großen und 
ganzen unberührt. Es entstand der unabhängige Bauer, der Eigentümer 


45) Treue, Wirtschafts- und Sozialgeschichte Deutschlands..., a. a. O., S. 323, 
46) Marx, Kapital Ill, a.a. O. S. 8068 f, 


67 


seines Bodens ist. Die Differenzierung der Betriebsgrößen innerhalb West- 
deutschlands ist auf die unterschiedlichen Erbverfahren zurückzuführen. Im 
Norden Westdeutschlands ist das Erbrecht stark vom Meierrecht beeinflußt, 
das die ungeteilte Vererbung der Höfe festlegte, während im Südwesten das 
Prinzip der Realteilung vorherrscht, das zur Bodenzersplitterung führte. Da- 
neben hat sich noch eine relativ geringfügige Zahl von Großgütern feudaler 
Herkunft erhalten, deren Bedeutung nicht so sehr in ihrem ökonomischen Ge- 
wicht wie in der politischen Bedeutung ihrer Besitzer liegt. *,) 


ill. Die vorherrschende Form, in der sich die landwirtschaftliche Produktion 
in der BRD vollzieht. 


Bei der theoretischen Untersuchung der verschiedenen Formen der Grund- 
rente — absolute Grundrente und Differentialrente — geht Marx von der kapi- 
talistischen Produktionsweise in der Landwirtschaft aus, die er folgender- 
maßen beschreibt: „Die Voraussetzung bei der kapitalistischen Produktions- 
weise (in der Landwirtschaft M. B.) ist also diese: die wirklichen Ackerbauer 
sind Lohnarbeiter, beschäftigt von einem Kapitalisten, dem Pächter, der die 
Landwirtschaft nur als ein besonderes Exploitationsfeld des Kapitals, als An- 
lage seines Kapitals in einer besonderen Produktionssphäre betreibt. Dieser 
Pächter-Kapitalist zahlt dem Grundeigentümer, dem Eigentümer des won ihm 
exploitierten Bodens, in bestimmten Terminen, z.B. jährlich, eine kontraktlich 
festgesetzte Geldsumme (ganz wie der Borger von Geldkapital bestimmten 
Zins) für die Erlaubnis, sein Kapital in diesem besonderen Produktionsfeld 
anzuwenden. Diese Geldsumme heißt Geldrente...“ *) 

Dies ist nur eine Form des Kapitalismus in der Landwirtschaft; eine andere, 
bei der der Großgrundbesitzer selbst die landwirtschaftlichen Lohnarbeiter 
ausbeutet, haben wir als die für Ostdeutschland typische bereits kennenge- 
lernt. Für beide aber ist charakteristisch, daß sich notwendigerweise — ge- 
nauso wie in der Industrie — das kapitalistische Produktionsverhältnis Lohn- 
arbeit-Kapital herstellt. Im folgenden wird untersucht, ob dieses Produktions- 
verhältnis das vorherrschende in der Landwirtschaft der BRD ist. 

Die Arbeitskräftestatistik des Grünen Berichts 1970 weist für das Wirtschafts- 
jahr 1968/69 165000 ständige Lohnarbeitskräfte gegenüber 2,056 Mio vollbe- 
schäftigten Familienarbeitskräften aus. *) Daraus ergibt sich ein Anteil der 
Lohnabhängigen von 7,4% an den Vollbeschäftigten in der Landwirtschaft. 
Berücksichtigt man bei der Berechnung auf der einen Seite auch die teilbe- 
schäftigten Familienarbeitskräfte und auf der anderen die nichtständigen 
Lohnarbeitskräfte, erhöht sich der Anteil der Lohnabhängigen an den ins- 


#a) Zu den politisch ambitionierten Großgrundbesitzern gehören zum Beispiel Frei- 
herr von Kühlmann-Stumm (FDP) und Freiherr von und zu Guttenberg (CDU). Der 
größte Grundeigentümer in der BRD ist das Fürstenhaus Thurn und Taxis. Vgl. dazu 

en Sprenger, Arbeiter und Bauern gegen Bosse und Banken, Frankfurt 1970, 
. 798, : 

47) Marx, Kapital Ill, a. a. O., S. 631, 

48) Vgl. Grüner Bericht 1970, a.a. O., S. 178, 
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gesamt in der Landwirtschaft Beschäftigten auf 7,9°/o. Diese Verhältniszahlen 
berücksichtigen auch die Arbeitskräfte in Nebenerwerbsbetrieben, die für den 
Markt produzieren. Dies ist korrekt, da die Tatsache, daß diese Betriebe nur 
durch die außerlandwirtschaftliche Erwerbstätigkeit eines oder mehrerer Fa- 
milienmitglieder existieren können, nicht zu dem Schluß verleiten darf, daß 
die Nebenerwerbsbetriebe für die Landwirtschaft der BRD unbedeutend 
wären. Sie machten 1969 44°/o aller landwirtschaftlichen Betriebe aus und 
bewirtschafteten 13%o der LN. *) Ihre Bedeutung für die landwirtschaftliche 
Produktion ließe sich nachweisen, wenn es Statistiken gäbe, die ihren Anteil 
am jährlichen Produktionswert der westdeutschen Landwirtschaft auswiesen. 


Folgende Tabelie soll einerseits die Bedeutung einzelner Betriebsgrößen- 
Klassen hinsichtlich der Gesamtzahl der landwirtschaftlichen Betriebe und der 
gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche (LN) verdeutlichen und andererseits 
einen Überblick über die Verteilung der ständigen Lohnarbeitskräfte und der 
voilbeschäftigten Familienarbeitskräfte auf die einzelnen Betriebsgrößen- 
klassen geben. Betrachtet wird das Wirtschaftsjahr 1968/69. 


Tab. i 


Betriebs- 0,5 — 2 — 5— 10 — 20 — 50 ha 
größenklasse 2 ha* 5ha 10 ha 20 ha 50ha u. mehr 


Zahl der 
Betriebe in 132,9 279,2 252,3 280,6 149,1 18,0 
1000 


Zahl der 
Betriebe in °%o 


Nino 00 a 1a A 2 NM 


ständige 
Lohnarbeits- 
Kräfte in 
1000 


vollbeschäftigte 

Familienarbeits- 

kräfte in 118 346 459 689 403 41 
1000 


*) Ohne 230000 Kleinstbetriebe mit 222200 ha LN, die nicht für den Markt 
produzieren, d. h. mit Verkaufseriösen unter 1000 DM jährlich. 
Quellen: Grüner Bericht 1970, S. 26/27 und S. 178, 
Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 1970, S. 26. °°) 
49) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 22/23, 


50) Hrsg. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Statistisches 
Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1970, Hamburg Berlin 1970, 


9,9 20,8 18,8 20,9 11,2 1,3 


20 12 15 23 41 54 
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Zu der hohen Anzahl ständiger Lohnarbeitskräfte in der Betriebsgrößenklasse 
0,5-2 ha muß bemerkt werden, daß sie auf eindeutig kapitalistisch betriebene 
Gartenbaubetriebe in Großstadtnähe zurückzuführen ist. Bestätigt wird diese 
Annahme durch die Tatsache, daß es bei dieser minimalen Betriebsgröße 
immerhin noch 16500 Vollerwerbsbetriebe gibt °°.), auf die die Lohnarbeits- 
kräfte wahrscheinlich ausschließlich entfallen. Die stärkste Konzentrierung 
der ständigen Lohnarbeitskräfte ist mit 54000 in den 18000 Betrieben mit 
50 ha und mehr vorhanden; das ergibt ein arithmetisches Mittel von 3 Lohnar- 
beitskräften pro Betrieb. Aber auch hier läßt sich, wie bei allen anderen Be- 
triebsgrößenklassen, nichts über die tatsächliche Verteilung aussagen, da 
das statistische Material ungenügend ist. 


Übrigens ist die DDR-Literatur der 50er Jahre in der Bestimmung der vor- 
herrschenden Form der Produktion in der Landwirtschaft der BRD scharf 
zu kritisieren. Häufig werden in diesen Untersuchungen Betriebe über einer 
bestimmten Hektargröße kapitalistisch genannt. Z.B. definieren die Autoren 
von „Westdeutschland unter den Gesetzen der Reproduktion des Kapitals 
und die Arbeiterklasse“ alle Betriebe über 20 ha als kapitalistisch und schlies- 
sen dann aus der Zunahme dieser Betriebe auf die Entwicklung der kapitalis- 
tischen Produktionsweise in der westdeutschen Landwirtschaft. °') Eine 
Untersuchung des Produktionsverhältnisses erfolgt nicht, obwohl es eins 
der wichtigsten Kriterien für die Bestimmung der Produktionsweise ist. 


Marx stellt immer wieder heraus, daß aus Rohstoffen, Arbeitsinstrumenten 
und Lebensmitteln nur unter ganz bestimmten historischen Bedingungen 
Kapital wird.°) Notwendige Voraussetzung dafür ist, daß die gesell- 
schaftliche Produktion unter spezifischen Verhältnissen vor sich geht, die sich 
z.B. von denen der feudalen Gesellschaft unterscheiden. Es müssen sich 
nämlich Lohnarbeiter als Besitzer von nichts als ihrer Arbeitskraft und Kapi- 
talisten als Besitzer von vergegenständlicher Arbeit — Kapital — auf dem 
Markt gegenübertreten, es muß in diesem Sinn das kapitalistische Produk- 
tionsverhältnis, als Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital, hergestellt sein. 
Wie wir sahen, ist dieses spezielle Produktionsverhältnis in dem überwie- 
genden Teil der landwirtschaftlichen Betriebe nicht gegeben, da der Bauer 
sowohl unmittelbar Produzent als auch Besitzer seiner Produktionsmittel ist. 
Von daher hat das Privateigentum in der Landwirtschaft einen anderen Cha- 
rakter als das kapitalistische Privateigentum. Es beruht auf der eigenen Ar- 
beit des unmittelbaren Produzenten bzw. auf der seiner Familie, während das 
kapitalistische Privateigentum auf der Ausbeutung fremder Arbeit beruht. °°) 


50a) Vgl. Grüner Bericht 1970, a.a.O., S. 26/27, 


1) Vgl. Altmann, Eva, u.a., Westdeutschland unter den Gesetzen der Reproduktion 
des Kapitals und die Arbeiterklasse, Berlin DDR 1959, S.287f, 


2) entfällt 
53) Vgl. Marx, Kapitall, a. a. O., S.789f, 
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Das spezifische Charakteristikum der kapitalistischen Produktionsweise — die 
Aneignung fremder Mehrarbeit — existiert also in dieser Form der Warenpro- 
duktion nicht. Daraus ergibt sich notwendigerweise ein relativ langsames 
Tempo der Reproduktion auf erweiterter Stufenleiter, die sich in der Land- 
wirtschaft nicht als Akkumulation von Kapital darstellt, sondern von dieser 
nur äußerlich beeinflußt wird. °*) Im Monopolkapitalismus werden bestimmte 
Methoden entwickelt, auf die später noch eingegangen wird, um auch in der 
Landwirtschaft die erweiterte Reproduktion zu forcieren. 


Zusammenfassend kann man sagen, daß, wenn auch eine relativ geringe An- 
tion in der Landwirtschaft der BRD die nichtkapitalistische Warenproduktion 
ist. Eindeutiger nachweisbar wäre dies, wenn der Anteil dieser nichtkapita- 
listischen Betriebe am jährlichen Produktionswert der Landwirtschaft errech- 
net werden könnte, was aber aus den bereits weiter oben angeführten Grün- 
den nicht möglich ist. 


Der Bereich der nichtkapitalistischen Warenproduktion in der Landwirtschaft 
ist einem immer stärker werdenden Zersetzungspozeß ausgesetzt. Das zeigt 
einerseits die Tatsache, daß ein großer Teil der bäuerlichen Produzenten 
auf ihren Betrieben nur noch existiert, weil er zugleich Lohnarbeiter ist oder 
elend dahinlebt. Andererseits dringt die kapitalistische Produktionsweise in 
die Landwirtschaft ein und fördert den Proletarisierungsprozeß der selbstän- 
digen Warenproduzenten. (Vgl. Abschnitt VII. b) .) 


IV. Die ökonomische Lage der Bauern in der BRD 


Die Ursachen, die dafür verantwortlich sind, daß sich das Kapitalverhältnis 
in der Landwirtschaft der BRD bisher nicht allgemein durchgesetzt hat, blei- 
ben in diesem Aufsatz unberücksichtigt, da eine Berücksichtigung die Unter- 
suchung der Auswirkungen staatlicher Eingriffe in die Landwirtschaft zur 
Voraussetzung hätte. Dies aber kann hier nicht geleistet werden. (Vgl. Ein- 
leitung). Im folgenden wird deshalb von der Tatsache ausgegangen, daß 
es einen überwiegend nichtkapitalistischen Sektor innerhalb einer kapita- 
listisch organisierten, ja vielfach hochmonopolisierten Gesamtwirtschaft gibt 
und es werden die Konsequenzen dieser Tatsache für die Lage der land- 
wirtschaftlichen Produzenten untersucht. Die ökonomische Lage der Bauern 
umfaßt zwei Aspekte, nämlich erstens die Möglichkeit zur Reproduktion und 
erweiterten Reproduktion des landwirtschaftlichen Betriebs und zweitens die 
Lebensbedingungen der selbständigen Warenproduzenten. Für den Bauern 
als Produktionsmittelbesitzer und unmittelbaren Produzenten stellen sich 
diese beiden analytisch trennbaren Aspekte als untrennbare Einheit dar. Sein 
Einkommen ist deshalb nicht zerlegbar in einen Teil, der seinem Lohn ent- 
spricht (v) und einen anderen Teil, der zur Reproduktion seines Betriebes 
vorhanden ist (m). Die Tilgung von Krediten, seien sie aufgenommen zur 


°4) Vgl. Marx, Kapitall, a.a.O., S.624, 


71 


Reproduktion seines eigenen Lebens und dem seiner Familie oder zur Re- 
produktion des landwirtschaftlichen Betriebs, wirken für ihn direkt sichtbar 
als Einkommensschmälerung. Das gilt nicht für den Abzug von seinem 
Mehrprodukt mittels des Preises durch die der Landwirtschaft vor- und nach- 
gelagerten Wirtschaftsbereiche, da ihm dieser Mechanismus subjektiv nicht 
bewußt ist. 


Diese Überlegungen haben zu folgender systematischer Darstellung in die- 
sem Aufsatz geführt: In diesem Abschnitt über die Ökonomische Lage der 
Bauern werden die Einkommenssituation, die Arbeitszeiten in der Landwirt- 
schaft und die Verschuldung als Ausdruck der Einheit von Reproduktion des 
landwirtschaftlichen Betriebs und Reproduktion der Bauernfamilie darge- 
stellt. In Abschnitt V.b) wird dann der Abzug vom landwirtschaftlichen Mehr- 
produkt aufgezeigt, nachdem die Ökonomische Stellung der Landwirtschaft 
gegenüber den ausgegliederten Produktions- und Zirkulationsbereichen in 
Abschnitt V. a) verdeutlicht wurde. 


a) Die Einkommensituation. °°) 


In den jährlichen Berichten der Bundesregierung über die Lage der land- 
wirtschaft (Grüne Berichte) wird ein Einkommensvergleich zwischen den in 
der Landwirtschaft Tätigen und den Lohnabhängigen in der gewerblichen 
Wirtschaft ausgewiesen. Und zwar wird ein ‚gewerblicher Vergleichslohn‘ dem 
‚erzielten Lohn der Landwirtschaft‘ gegenübergestellt. 


Der ‚gewerbliche Vergleichslohn‘ errechnet sich aus den Bruttoarbeitsver- 
diensten aller rentenversicherten Arbeiter in der gewerblichen Wirtschaft 
(also ohne Land- und Forstwirtschaft und Bergbau) und berücksichtigt das in 
der Landwirtschaft gegebene Verhältnis von männlichen und weiblichen 
Vollarbeitskräften °), da bekanntlich die Frauenlöhne erheblich unter denen 
der Männer liegen. Er belief sich 1967 auf 9726 DM pro Arbeitskraft. °) Der 
‚erzielte Lohn der Landwirtschaft‘ ist gleich dem Arbeitseinkommen minus 
Betriebsleiterzuschlag, minus Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung für 
die mithelfenden Familienarbeitskräfte und die Lohnarbeiter, verteilt auf die 
Vollarbeitskräfte in der Landwirtschaft. °®) Er war 1967 mit 6 394 DM pro Voll- 
arbeitskraft angegeben. °”) Der erzielte Lohn der Landwirtschaft stieg zwar 


5°) Vgl. Rechtziegler, Emil, u.a., Westdeutsche Landwirtschaft im Strukturwandel, in: 
DWI-Forschungshefte, Heft 2/1966, Berlin DDR, S. 43 ff, 

56) Vgl. Bericht der Bundesregierung über die Lage der Landwirtschaft und Maßnah- 
men der Bundesregierung (Grüner Bericht) 1968. Drucksache V/2540 des Deutschen 
Bundestags, S. 148, 

57) Vgl. Grüner Bericht 1968, a. a. O©., S. 148, 

58) gl. Grüner Bericht 1968, a.a. O., S. 151, 

®) Vgl. Grüner Bericht 1968, a.a.O., S. 148. Zur statistischen Kategorie „erzielter 
Lohn der Landwirtschaft“ ist zu sagen, daß sie keine Differenzierungen innerhalb der 
Bauernschaft zuläßt, da sie nicht für einzelne Betriebsgrößenklassen und schon gar 
nicht für kapitalistische und nichtkapitalistische landwirtschaftliche Betriebe gesondert 
errechnet wird. 
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absolut, aber der Abstand zum gewerblichen Vergleichslohn fiel von 1959/60 
bis 1966/67 nie unter 21%. Er betrug im Durchschnitt aller Betriebe 1964/65 
23°/o, 1965/66 33%0, 1966/67 34°/o. 6%) Bei der Aufgliederung nach Betriebs- 
größen ist festzustellen, daß der Abstand zum gewerblichen Vergleichslohn 
in den Betrieben unter 20 ha LN geringfügig höher liegt als in den Betrieben 
zwischen 20 und 50 ha. In den Betrieben mit 50 ha und mehr verringert sich 
der Abstand’im Vergleich zu dem der beiden anderen Betriebsgrößenklassen 
stark. Aber auch hier wird im genannten Zeitraum der gewerbliche Ver- 
gleichslohn nur in einem Jahr (1964/65) erreicht und um 6° übertroffen. °') 


Nach Abzug eines durchschnittlichen Betrages für Steuern und Soziallasten 
stellt der gewerbliche Vergleichslohn die Rechengröße dar, die für die Re- 
produktion der Arbeitskraft des Arbeiters (Konsum unter den Bedingungen 
des geslIschaftlich üblichen Lebensstandards) übrig bleibt. Der erzielte Lohn 
der Landwirtschaft sagt dagegen aus zwei Gründen nichts darüber aus, was 
den in der Landwirtschaft Tätigen tatsächlich für ihre Reproduktion verbleibt. 


Ersiens: Er wird pro Vollarbeitskraft errechnet; eine Vollarbeitskraft 
muß aber nach der Definition des Grünen Berichts nicht immer mit einer 
Arbeitskraft identisch sein. „... vollarbeitsfähige männliche und weibliche 
Arbeitskräfte zwischen 16 und 65 Jahren, die ganzjährig im Betrieb arbeiten, 
(werden) als eine Vollarbeitskraft (= 1 AK), Jugendliche von 14 bis 16 Jah- 
ren als eine halbe Vollarbeitskraft und Personen über 65 Jahre mit 0,3 AK 
bewertet.“ °2) Der für eine Vollarbeitskraft ausgewiesene Betrag kann also — 
neben den Reproduktionskosten für die nichtarbeitenden Familienmitglieder, 
ebenso wie beim gewerblichen VergleichsIohn — unter Umständen die Repro- 
duktionskosten für zwei arbeitende Personen umfassen. °°) 


Zweitens: Der Ausdruck ‚erzielter Lohn der Landwirtschaft‘ erweckt die Vor- 
stellung, daß diese gesamte Größe für den Konsum vorhanden ist. Jedoch 
müssen neben den Nettoinvestitionen °*) die Zinslasten, die Pachten und 
Mieten (z. B. für Stallgebäude usw.) und die privaten Steuern (z. B. Vermö- 
genssteuer, Lastenausgleichsabgaben usw.) von dieser Größe abgezogen 
werden, um den Betrag zu erhalten, der für den individuellen Konsum übrig- 
bleibt. °°) 


60) Vgl. Grüner Bericht 1968, a. a. O., S. 151, 

6) Vgl. Grüner Bericht 1968, a.a.O., S. 151, 

62) Grüner Bericht 1968, a. a. O., S. 113, 

63) Vgl. Deenen, Bernd var, Bedeutung und Struktur der Landwirtschaft in Vergan- 
genheit und Gegenwart, in: Die Wandlung der landwirtschaftlichen Arbeitsverfassung 
in der Industriegesellschaft, Berlin 1961, S.57 f, 

64) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Strukturwandel, a.a.O., S. 44, 
65) Alle Einkommenskategorien der Grünen Berichte außer dem ‚Reineinkommen‘ 
unterstellen übrigens pacht- und schuldenfreie Betriebe, obwohl es 1966/67 rd. 
696000 Betriebe im Pachtland gab und 1969 der „Fremdkapitalbesatz“ pro ha LN bei 
2 108 DM lag. Vgl. dazu Grüner Bericht 1970, a. a. O., S.4, 
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Die Kategorie ‚erzielter Lohn der Landwirtschaft‘, wie sie im Grünen Bericht 
existiert, entspricht also der Logik der bürgerlichen Ökonomie, die nicht den 
qualitativen Unterschied bemerkt, der zwischen dem Kauf eines Kühlschranks 
für einen Arbeiterhaushalt und dem Kauf eines Traktors bestent, aer aıe 
Voraussetzung der Produktion in einem landwirtschaftlichen Betrieb, nämlich 
Produktionsmittel ist. 


Der hohe Verschuldungsgrad der Landwirtschaft ist ein Ausdruck dafür, daß 
der pro Vollarbeitskraft erzielte ‚Lohn‘ viel zu gering ist, um die unter „Zwei- 
tens“ genannten Lasten zu decken und außerdem noch die Reproduktion 
der Bauernfamilie zu ermöglichen. (Vgl. dazu Abschnitt IV. c). 


Marx bemerkt hinsichtlich des Parzelleneigentums, daß die Schranke der 
Produktion für den Parzellenbauern weder im Durchschnittsprofit des Kapi- 
tals noch in der notwendigen Existenz einer Grundrente bestehe, wie dies in 
der kapitalistischen Produktionsweise der Fall ist, sondern einzig und allein 
in seinem ‚Arbeitslohn‘, d. h. den Reproduktionskosten seiner Arbeistkraft. 
Dieser sinke aber oft herab bis zum physischen Minimum. °°%) Außerdem stelle 
hier das zu zahlende Pachtgeld nur nominell Grundrente dar, da es „weit 
mehr als unter irgendwelchen anderen Verhältnissen einen Teil des Profits 
und selbst einen Abzug vom Arbeitsiohn“ des Bauern umfasse. °’) Die heu- 
tigen Verhältnisse bestätigen diese Aussagen. Die elende materielle Lage 
von großen Teilen der Bauernschaft springt besonders deutlich in Gebieten 
ins Auge, wo die Möglichkeiten zur außerlandwirtschaftlichen Erwerbstätig- 
keit gering oder gar nicht vorhanden sind. 


b) Die Arbeitszeiten in der Landwirtschaft 


Ein umfassender Eindruck von der Lage der Bauern ist nur möglich, wenn 
ihre Einkommenssituation im Zusammenhang mit den Arbeitszeiten in der 
Landwirtschaft betrachtet wird. 

Nach Angaben des Grünen Berichts 1970 betrug die Anzahl der Wochenar- 
beitsstunden in der Landwirtschaft 1968 für die männlichen Selbständigen 
62,8 Stunden, für die männlichen mithelfenden Familienangehörigen 52,2 
Stunden und für die männlichen Arbeiter 49,7 Stunden. Als Vergleichszahlen 
seien hier die Wochenarbeitsstunden der Männer im Produzierenden Ge- 
werbe (Handwerk und Industrie) genannt: Selbständige 52,8 Stunden, mit- 
helfende Familienangehörige 384 Stunden und Arbeiter 42,0 Stunden. °®) 
Die Wochenarbeitszeit ist also in der Landwirtschaft durchschnittlich um 10 
Stunden höher als im Produzierenden Gewerbe. 


Die Arbeitszeiten der Frauen in der Landwirtschaft sind durchschnittlich nur 
um 9 Stunden pro Woche niedriger als die der Männer, was darauf hindeutet, 


66) Vgl. Marx, Kapital Ill, a.a. O., S. 814, 
67) Vgl. Marx, Kapital Ill, a.a. O., S. 818, 
68) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a.O., S. 38, 
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wie groß die Überarbeit gerade bei ihnen sein muß, da sie ‚nebenbei‘ noch 
den Haushalt führen müssen. Außerdem läßt sich ein ansteigender Trend für 
die Arbeitszeiten der Frauen feststellen. °°) 

Zu der Erhebung muß bemerkt werden, daß sie auf dem Mikrozensus beruht 
und sich nur auf die Woche vom 21. bis 27. April 1968 bezieht. Die Auswahl 
einer für die Landwirtschaft relativ ruhigen Jahreszeit und der kurze Erhe- 
bungszeitraum dürften erhebliche Verzerrungen der Wochenarbeitszeiten 
hervorrufen. 

In der westdeutschen Literatur sind außer in detaillierten Dorfuntersuchun- 
gen, die in den 50er Jahren gemacht wurden, keine beseren Angaben über 
die Arbeitszeiten aufzufinden gewesen. 

In der DDR-Literatur ist zwar ausgezeichnetes Material über die Arbeitszeiten 
vorhanden, das sich allerdings wiederum nur auf den Beginn der 50er Jahre 
bezieht und ausschließlich die Kleinbauern berücksichtigt. ”°) Dort werden 
detailliert die Folgen eines durchschnittlichen 13stündigen Arbeitstages, der 
jahrelang ohne Urlaub geleistet werden muß, aufgezeigt: nämlich die vor- 
zeitige Zerstörung der Arbeitskraft durch irreparable Gesundheitsschäden, 
von denen auch die Kinder stak betroffen werden ”'), da die Kinderarbeit 
in der Landwirtschaft weit über das Maß vergleichbarer Bereiche (etwa kleine 
Handwerksbetriebe) hinausgeht.’?) 

Zur Illustration seien noch zwei aktuelle Beispiele genannt: der ‚Stern‘ (Heft 
34/1971) gibt in einem Artikel über Bauerntöchter einen 12stündigen Arbeits- 
tag an, und zwar bei einer Betriebsgröße von 40 ha. Die Arbeiten dieser 
Mädchen erstrecken sich von Stallarbeiten über Feldarbeiten bis hin zur 
Buchführung. Die. meisten bekommen als Entlohnung ein Taschengeld und 
kennen keinen Urlaub. 7?) Zu demselben Ergebnis hinsichtlich der Arbeitszeit 
kommt Erika Runge in einem Interwiev mit zwei Bäuerinnen (Hofgröße 
13 ha). 7%) 

Statistisches Material über die Stundenarbeitsverdienste in der Landwirt- 
schaft ist in den Grünen Berichten nicht vorhanden, obwohl der Bundestag 
1961 beschloß, „im Grünen Bericht in Zukunft beim Lohnvergleich als Ver- 
gleichsIohn neben den Jahresarbeitsverdienst auch den Stundenarbeitsver- 
dienst heranzuziehen.“ ”°) Die Gründe, aus denen eine derartige Berechnung 


6?) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a.O., S. 38, 

70) Vgl. Müller, Gerhard, Zur Lage der Kleinbauern in Westdeutschland, Berlin DDR 
1956, S. 112 ff, 

71) Vgl. Müller, Zur Lage der Kleinbauern..., a.a. O. S. 117 ff, 

72) Vgl. Planck, Ulrich, Der bäuerliche Familienbetrieb, Stuttgart 1964, S.83 ff, Das 
Fehlen eines Jugendarbeitsschutzgesetzes für die Landwirtschaft weist auch auf die 
vorkapitalistische Produktionsweise in diesem Wirtschaftszweig hin. 

73) Vgl. Grubbe, Peter, Mädchen vom Lande, in: Stern, Hamburg, Heft 34/1971, S. 74 ff, 
74) Vgl. Runge, Erika, Frauen, Versuche zur Emanzipation, Frankfurt 21970, S. 141 ff, 


75) Bericht über die Lage der Landwirtschaft (Grüner Bericht) 1961 und Maßnahmen 
der Bundesregierung (Grüner Plan) 1961. Drucksache 2400, 3. Wahlperiode, des 
Deutschen Bundestags, S.67, 
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abgelehnt wurde, sind im Grünen Bericht 1961 aufgeführt. ’°) Ihre Faden- 
scheinigkeit legt die Vermutung nahe, daß man vor der Veröffentlichung 
derartig niedriger Stundenarbeitsverdienste zurüchschreckte. Die DDR-Auto- 
ren Rechtziegler und Jacobi errechnen für das Jahr 1964/65 einen durch- 
schnittlichen Stundenarbeitsverdienst von 1,39 DM. 7”) Der Bruttostundenver- 
dienst der Arbeiter insgesamt lag 1965 in der BRD bei 4,26 DM. ”°) 


c) Die Verschuldung der Landwirschaft 


Das „Fremdkapital“ 78%) in der Landwirtschaft weist seit 1962 eine kontinu- 
ierliche Zunahme auf. Es belief sich 1969 auf rund 27,6 Mrd. DM. ’?) Das ent- 
spricht fast der Höhe der gesamten Verkaufserlöse, die 1968/69 bei rd. 
29,4 Mrd. DM lagen. °) In der Summe von 27,6 Mrd. DM Fremdkapital ist 
nicht enthalten die Belastung landwirtschaftlicher Grundstücke mit Hypo- 
theken, die von Dezember 1965 bis Dezember 1966 sprungartig von ca. 6,2 
Mrd. DM auf ca. 11,1 Mrd. DM stieg und im Dezember 1969 bei ca. 10,9 Mrd. 
DM lag. a) Bei den folgenden Berechnungen mußte die Hypothekenbe- 
lastung aus statistischen Gründen unberücksichtigt bleiben. 


Die Zinsleistungen der Landwirtschaft betrugen 1968/69 1,6 Mrd. DM; das 
sind 5,4°/o der Verkaufserlöse und 7,7°/o der Betriebsausgaben. °') 


Die absolute Höhe des Fremdkapitals bleibt hinsichtlich der Lage der Bauern 
aussagelos, solange keine Klarheit über die Funktion der Kredite in der 
Landwirtschaft besteht, d. h., ob mit ihnen in erster Linie Nettoinvestitionen 
finanziert oder nur Ersatzinvestitionen, d. h. Substanzverluste der Betriebe 
ausgeglichen werden, und ob der durch die Investitionen erzielte Einkom- 
menszuwachs nicht nur hinreicht, den Kredit einschließlich der Zinsen zu- 
rückzuzahlen, sondern darüber hinaus einen zusätzlichen Gewinn darstellt. 


Ein Anzeichen dafür, ob mit dem Fremdkapital nicht nur die erweiterte Repro- 
duktion (Nettoinvestitionen), sondern auch ein Teil der einfachen Repro- 
76) \gl. Grüner Bericht 1961, S. 66, 

77, \gl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Strukturwandel, a.a.O. S.44, 
78, \gl. Statistisches Jahrbuch 1968, a.a.O., S. 454, 

’8a) Der Begriff „Fremdkapital“ ist aus der Terminologie der bürgerlichen Ökonomie 
und Statistik übernommen worden, obwohl er beim Leser auf den ersten Blick falsche 
Assoziationen hervorrufen kann, weil es späteres Nachlesen in Grünen Berichten und 
bürgerlicher Literatur über Landwirtschaft erleichtert. Warum unter diesem Begriff 
nicht Leihkapital in dem Sinn, wie Marx ihn verwandte, zu verstehen ist, wird im Text 
ausgeführt. Dieses „Fremdkapital“ umfaßt kurz-, mittel- und langfristige Kredite und 


„Kapitalisierte“ Renten und Altenteile. Es ist im Grunde geliehenes Geld, dessen Ver- 
wendungszweck unterschiedlich ist. 


7%, Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 65, 
80) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 47, 


80a) Vgl Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1970, 
a.a.O., S. 140, 


81) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 65, 
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duktion (Ersatzbeschaffungen) finanziert wird, ist das Verhältnis des Zu- 
wachses von Fremdkapital zu den Nettoinvestitionen in einem bestimmten 
Zeitraum. Rechtziegler und Jacobi stellen für den Zeitraum von 1950 bis 1957 
fest, daß die Nettoinvestitionen unter dem Niveau der Neuverschuldungen la- 
gen, d.h., daß das Einkommen der Landwirtschaft langfristig nicht ausreichte, 
die Substanz der Betriebe zu erhalten. °?) Für die folgenden Jahre konstatieren 
sie allerdings folgendes: „Die im Rahmen des Landwirtschaftsgesetzes er- 
griffenen staatsmonopolistischen Maßnahmen verbesserten zwar nicht prin- 
zipiell die Lage der Bauern, sie trugen jedoch dazu bei, die kat@strophale 
Situation insofern zu ändern, als nunmehr, ..., die Neuverschuldung nicht 
mehr das Niveau der Nettoinvestitionen erreichte.“ ®°) 


Seit dem Wirtschaftsjahr 1966/67 liegen jedoch die Nettoinvestitionen wieder 
erheblich unter der Zunahme des Fremdkapitals. 


Tab. 2 
1966/67 1967/68 1968/69 
Nettoinvestitionen in Mio DM 1306 1156 1327 


Zunahme des Fremdkapitals in Mio DM 2261 2454 1729 


—_— — — |— 


Quelle: Grüner Bericht 1970, S. 62 


Eine Betrachtung der ‚Vergleichsrechnung‘ der Grünen Berichte führt zu dem 
Ergebnis, daß der Kredit in der Landwirtschaft vorwiegend keine typisch 
kapitalistische Funktion hat, d. h., daß er den Geldleiher in den allermeisten 
Fällen nicht in die Lage versetzt, durch die getätigten Investiionen einen 
Betrag zu erwirtschaften (d. h. sich Mehrarbeit von Lohnarbeitern anzueig- 
nen), der sowohl die Rückzahlung des Kredits einschließlich der Zinsen er- 
möglicht und darüber hinaus einen Gewinn enthält. °%) 


Die Vergleichsrechnung soll Aufschluß über die Ertragslage der Landwirt- 
“ schaft geben, wobei der gewerbliche Vergleichslohn als das Kriterium gilt, 
an dem gemessen wird, inwieweit in der Landwirtschaft Gewinne erzielt wer- 
den, also Überschüsse über die entstandenen Kosten plus den veranschlag- 
ten Reproduktionskosten der Arbeitskräfte realisiert werden. 


Im Wirtschaftsjahr 1966/67 zeigten die Buchführungsergebnisse der Testbe- 
triebe, daß auf ihrer gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche (LN) der Ver- 


82) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Strukturwandel, a.a.0O., S. 48, 
83) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Strukturwandel, a.a.O. S.48, - 
84) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Strukturwandel, a. a.0©. S.S1f, 
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gfeichsaufwand °°) durch den Vergleichsertrag ®) folgendermaßen gedeckt 
wurde °) 


auf 6,2% der LN zu 100 und mehr °% 
47,2°%/ der LN zu 90 bis unter 100° 
40,3%/0 der LN zu 80 bis unter 90%o 

6,3°/o der LN zu weniger als 80 °/o. 


Leider existiert keine Berechnung der Deckung des Vergleichsaufwandes 
durch den Vergleichsertrag, die sich anstatt auf die LN auf die einzelnen 
landwirtschaftlichen Betriebe bezieht. Trotzdem kann man aus dem vorhan- 
denen Zahlenmaterial schließen, daß es in der Landwirtschaft der BRD kaum 
Betriebe gibt, die im Sinne der Vergleichsrechnung Gewinne erzielen. 


Hinsichtlich der Buchführungsergebnisse der Testbetriebe, bei denen die 
Reproduktion und die erweiterte Reproduktion immer weniger aus eigenen 
Geldmitteln und mit steigendem Einsatz von Fremdkapital finanziert wird, 
wird im Grünen Bericht 1970 bemerkt: „Nach den Ergebnissen muß jedoch 
angenommen werden, daß ein recht großer Teil der Betriebe mit hohem 
Fremdkapitaleinsatz tatsächlich von der Substanz des Betriebes lebt, weil 
der private Verbrauch (Reproduktionskosten der Arbeitskraft, M. B.) über 
das erzielte Reineinkommen hinausgeht.“ °®) Für solche Fälle empfielt der 
Grüne Bericht die Betriebsaufgabe. Wo dies nicht geschieht, beruht die 
Weiterexistenz auf einer Anspannung der Arbeitskraft, die das gesellschaft- 
liche Durchschnittsmaß bei Industriearbeitern ganz erheblich übersteigt — 
mit entsprechenden Folgen für die Gesundheit und Lebenskraft der er- 
wachsenen und aufwachsenden Generation. 


Die Gründe für die äußerst beschränkten Möglichkeiten der Landwirtschaft 
zur einfachen und zur erweiterten Reproduktion und daher die Gründe ihrer 
Verschuldung entspringen einerseits aus dem Überleben nichtkapitalistischer 
Warenproduktion in einer Gesellschaft mit entwickeltem kapitalistischen Pro- 
duktionsverhältnis, d. h. aus der fehlenden Aneignung fremder Mehrarbeit 
und der ökonomischen Stellung der Landwirtschaft gegenüber den ihr vor- 


8°) Der ‚Vergleichsaufwand‘ setzt sich zusammen aus dem baren und unbaren 
Sachaufwand, den Betriebssteuern. den Beiträgen zur Unfallversicherung, dem ge- 
werblichen Vergleichslohn für familieneigene und familienfremde Arbeitskräfte, dem 
Betriebsleiterzuschlag, dem Arbe'tgeberanteil zur Sozialversicherung und dem Zins- 
ansatz für das „Aktivkapital“. (Zum „Aktivkapital“ gehören alle im landwirtschaftlichen 
Produktionsprozeß eingesetzten „Kapitalgüter“: Boden, Gebäude, Dauerkulturen, 
Maschinen, Vieh, Vorräte, Geld). Vgl. dazu Grüner Bericht 1968, a.a.O., S.8, 


86) Der ‚Vergleichsertrag‘ enthält die baren Betriebseinnahmen und die unbaren Lei- 
stungen, die aus dem Wert des Mehrbestandes an Vieh und Vorräten, dem Wert des 
Eigenverbrauchs an Betriebserzeugnissen zu Einzelhandelspreisen und dem Wert des 
Naturallohnes an Betriebserzeugnissen zu Einzelhandelspreisen bestehen. Vgl. dazu 
Grüner Bericht 1968, a.a.O., S.8, 

87) Vgl. Grüner Bericht 1968, a. a.0O., S. 143, 


88) Grüner Bericht 1970, a.a.O., S. 98, 
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und nachgelagerten Wirtschaftsbereichen. Andererseits sind sie im Privat- 
eigentum an Grund und Boden zu suchen, denn es hat zur Voraussetzung, 
daß für den Boden ein Geldbetrag ausgelegt wird, der nicht in die Produktion 
eingeht, da er dem Käufer nur einen Eigentumstitel vermittelt. Dies gilt so- 
wohl für die bäuerliche als auch für die Form der kapitalistischen Landwirt- 
schaft, bei der der Grundbesitzer zugleich landwirtschaftlicher Kapitalist ist. 
Bei der bäuerlichen Landwirtschaft hat dies eine Verminderung des Umfangs 
der Produktionsmittel zur Folge, bei der kapitalistischen Landwirtschaft eine 
Verminderung des Kapitals, das der Kapitalist in dieser Produktionsphäre 
anlegen will. ®°) 


Der Kauf und Verkauf von Boden für die landwirtschaftliche Produktion ist 
in der BRD zwar äußerst selten, aber das oben Gesagte trifft auch bei der 
Vererbung von Grund und Boden zu. Der Hoferbe jeder neuen Generation 
muß an seine Miterben anteilmäßig auch den Wert des von ihm geerbten 
Bodens auszahlen, was ein nicht zu unterschätzender Grund für die hohe 
Verschuldung in der Landwirtschaft ist. 


Die Ökonomische Lage der Bauern in der BRD zeigt sehr deutlich, daß die 
Weiterexistenz einer bäuerlichen Landwirtschaft in einer kapitalistischen 
Gesellschaft keineswegs in der wirtschaftlichen Überlegenheit des Familien- 
betriebes begründet ist, wie es die herrschende Auffassung bürgerlicher 
Agrarwissenschaftler und sonstiger Ideologen will, sondern in der Überarbeit 
und Unterkonsumtion (gemessen am gesellschaftlich üblichen Lebensstandard) 
der unmittelbaren Produzenten. Diese Überarbeit bzw. Unterkonsumtion ist 
die Grenze aller politischen Versuche zur Erhaltung des ‚Bauernstandes‘. 
Spätestens die Töchter und Söhne dieser Bauern werden die volle Verwand- 
lung in Lohnarbeiter mit dem gesellschaftlich normalen Lebensstandard vor- 
ziehen, soweit sie die Möglichkeit dazu haben. Den Übergang bildet häufig 
die Doppelexistenz als Arbeiterbauern (Nebenerwerbs- und Zuerwerbsbe- 
triebe). 


V. Die besondere ökonomische Stellung der Landwirtschaft gegenüber den 
ausgegliederten Produktions- und Zirkulationsbereichen und ihre Folgen. 


Aufgrund der bäuerlichen Struktur findet der Konzentrations- und Zentrali- 
sationsprozeß in der Landwirtschaft nur sehr begrenzt statt und steht hin- 
sichtlich seines Ausmaßes in keinem Vergleich zu dem der Wirtschaftsbe- 
reiche, in denen die kapitalistische Produktionsweise herrscht. 


1969 gab es in der BRD insgesamt rd. 1,3 Mio landwirtschaftliche Betribe ”°), 
d. h. auch eine ebenso große Anzahl von Anbietern landwirtschaftlicher Pro- 
dukte und Käufern landwirtschaftlicher Produktionsmittel (Betriebsmittel). 


8) Vgl. dazu Marx, Kapital Ill, a. a. O., S. 816 ff, 
90) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 23, 
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Selbst bürgerliche Ökonomen bemerken zu dieser Tatsache, daß die Kon- 
kurrenz auf den Agrarmärkten zu vollkommmen sei.”') In den der 
Landwirtschaft vor- und nachgeschalteten Wirtschaftsbereichen — der Nah- 
rungsmittelindustrie, dem Nahrungsmittelhandel, der Landmaschinenindustrie 
und der chemischen Industrie — ist dagegen eine überaus starke Zentrali- 
sation festzustellen. 


a) Die Monopolisierung innerhalb der ausgegliederten Produktions- und 
Zirkulationsbereiche. 


1. Nahrungsmittelindustrie und Nahrungsmittelhandel 


Als Käufer landwirtschaftlicher Produkte treten der Landwirtschaft sowohl 
Verarbeiter (Konservenfabriken usw.) als auch Erfassungshändler (Genos- 
senschaften, Landhandel) und der Nahrungsmittelhandel gegenüber. Die be- 
sondere Form der Beziehung, die sich zwischen Verarbeitern und Landwirt- 
schaft herausgebildet hat, nämlich die vertikale Integration, wird später dar- 
gestellt werden. (Vgl. Abschnitt VII. b.) ). 


Der Grad der Zentralisation in der Nahrungsmittelindustrie soll am Beispiel 
der Nährmittelindustrie, der Zuckerindustrie und der Fleischwarenindustrie 
aufgezeigt werden. 


In der Nährmittelindustrie entfielen 1967 auf vier Betriebe 37,7°%/o des Um- 
satzes, auf weitere fünf Betriebe entfielen 17,5%/ oder aber anders ausge- 
drückt: 6% der Betriebe in diesem Industriezweig vereinigten 55,2% des 
Umsatzes auf sich. ”) 


In der Zuckerindustrie haben die Süddeutsche Zucker AG und die Zucker- 
fabrik Franken GmbH (von deren Kapital sich 25°/0 im Besitz der Süddeut- 
schen Zucker AG befinden) einen Marktanteil von 34°/o, weitere 12 0 entfallen 
auf ein drittes Unternehmen. ??) Die Situation in der Zuckerindustrie anderer 
EWG-Staaten (in Italien kontrolliert ein Zuckerkonzern den Zuckermarkt, in 
den Niederlanden zwei Konzerne, von denen der größere einen Marktanteil 
von 60°. hat; in Belgien fallen 80°%0 der Zuckerproduktion auf ein Unter- 
nehmen °*) ) läßt darauf schließen, daß der Konzentrations- und Zentralisa- 
tionsprozeß in der BRD in dieser Branche noch fortschreiten wird. 


In der Fleischwarenindustrie der BRD vereinigen die vier größten Unter- 
nehmen knapp ein Viertel des Umsatzes auf sich. ”°) Unter diesen vier Unter- 
nehmen befindet sich die Großeinkaufsgenossenschaft Deutscher Konsum- 


?1) Vgl. Giersch, H., Allgemeine Wirtschaftspolitik - Grundlagen, 1. Bd., Wiesbaden 1960, 
S. 2271, 


2) Vgl. Rechtziegler, Emil, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, in: 
DWI-Forschungshefte, Heft 4/1969, Berlin DDR, S.61, 


93) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O., 
S.62%, 


94) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O©., S. 63, 
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gesellschaften mbH, die auch einen erheblichen Machtfaktor im Nahrungs- 
mittelgroßhandel darstellt. Rechtziegler bemerkt, daß in der westdeutschen 
Nahrungsgüterwirtschaft die sarke Tendenz zu beobachten ist, daß einzelne 
Konzerne sowohl die Erfassung, als auch die Verarbeitung landwirtschaft- 
licher Produkte und den Absatz an den Einzelahndel in sich vereinigen. ?°) 
Die Einzelheiten der Konzentration und Zentralisation im Nahrungsmiittel- 
handel darzustellen, ginge über den Rahmen dieser Arbeit hinaus. Deshalb 
sollen hier nur die groben Tendenzen aufgezeigt werden, die auf eine Mono- 
polisierung hinweisen. Die Struktur des Lebensmitteleinzelhandels hat sich 
seit 1950 grundlegend gewandelt. Von 1950 bis 1967 ist der Anteil des nicht- 
organisierten Einzelhandels am Umsatz von 66,6° auf 3° gesunken ””), 
während die Zusammenschlüsse und Großbetriebsformen ihre wirtschaftliche 
Position verstärken konnten. Ihr Anteil am gesamten Einzelhandelsumsatz 
stieg von 1950 bis 1968 von 12° auf 31°/o.°°) „Mehr als 97 Prozent des 
Nahrungsmitteleinzelhandelsumsatzes entfallen auf Geschäfte, die eng mit 
Einkaufsgenossenschaften, Einkaufsketten oder -zentralen auf der Stufe des 
Verteilergroßhandels zusammenarbeiten bzw. von diesen abhängig sind, 
wie das bei den Einkaufsketten in der Regel der Fall ist. Die auf diese Weise 
‚organisierten‘ Einzelhändler beziehen etwa 50 bis 70 Prozent ihres Bedarfs 
über die Einkaufszentrale, der sie angeschlossen sind.“ ”) D. h., die Nach- 
frage nach landwirtschaftlichen Produkten geht von einer geringen Anzahl 
marktbeherrschender Unternehmen aus. Die Konzentration im Lebensmittel- 
handel erzwingt die Konzentration des Angebots landwirtschaftlicher Pro- 
dukte und die Produktion großer Mengen mit einheitlicher Qualität, was 
unmittelbare Auswirkungen auf den Produktionsprozeß in der Landwirtschaft 
hat. '°°) 


2. Landmaschinen- und Düngenmiittelindustrie 


Der Monopolisierungsgrad in der Landmaschinenindustrie geht aus Tabelle 3 
hervor. Leider stammt das Material aus der Mitte der 50er Jahre, so daß 
darin noch Maschinen enthalten sind, deren Bedeutung für die Landwirt- 
schaft inzwischen stark gesunken ist (z.B. Dreschmaschinen), während die 
Anwendung anderer Maschinen gerade erst begann (z. B. Melkmaschinen). 
Das letztere schließt nicht die Möglichkeit aus, daß die Produktion dieser 


9°) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Sipätkapitalismus, a.a.O,, 
S.63f, 

%6) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a. a. O., S.59, 
97) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.0., 
S.70, 

98) Vgl. Thimm, Die Nahrungswirtschaft, a. a. O., S. 118, 


9) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a. O., S.71, 
100) Vgl. zum Problem der Monopolisierung im Lebensmittelhandel: Oppen, Möglich- 
keiten und Grenzen..., a.a.0O., S.29ff, und Thimm, Die Nahrungswirtschaft, a.a.O,, 
S. 116 ff, 
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Maschinen später noch von anderen Unternehmen aufgenommen wurde. 
Die Angaben über die Anzahl der Unternehmungen enthalten Doppelzäh- 
lungen, da ein Betrieb meistens nicht auf die Herstellung einer einzigen 
Landmaschinenart spezialisiert ist. 


Tab. 3 


Grad der Konzentration in der Produktion ausgewählter Landmaschinen 
(Stand etwa 1955) 


j Anteil der Groß- 
Anzahl Anzahl firmen an der 


der Firmen der Großfirmen p,oduktion in % 


Maschinenart 


Düngerstreuer 35 3 80 
Heuerntemaschinen 43 4 69 
Rübenerntemaschinen 34 3 So 
Kartoffelerntemaschinen 36 3 sie) 
Dreschmaschinen 22 4 55 
Heu- u. Strohpressen 9 3 85 
Luftbereifte Ackerwagen 18 3 60 
Melkmashnien 5 1 88 


Quelle: Pluquet, Hans-Peter, Die Preisbildung landwirtschaftlicher Produk- 
tionsmittel, Diss., Marburg 1960, S. 101 


Für den Mähdrescher, der erst in den 60er Jahren für die Landwirtschaft der 
BRD zunehmende Bedeutung gewann, seien hier ncch folgende Zahlen 
genannt: 1967 vereinigten die drei größten Mähdrescherproduzenten einen 
Marktanteil von rd. 86% auf sich, wobei allein die Gebr. Ciaas Maschinen- 
fabrik GmbH einen Marktanteil von rd. 66° besaß. ’°') 

In der Ackerschlepperindustrie besaßen 1967 die acht größten Unternehmen 
einen Marktanteil von 67,5 %/o, sechs weitere Konzerne, darunter Ford, Daim- 
ler-Benz, Renault und Fiat, besaßen 15,2%. '?) 


Die stärkste Monopolisierung im Bereich der landwirtschaftlichen Produktions- 
mittel besteht in der Düngemittelindustrie. '°°) Für die Kalidüngemittel und die 


101) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O., 
S.75, j 

102) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a. a. O., S. 75, 
103) Die Konzentration in der Düngemittelindustrie der BRD ist am umfassendsten von 
Pluquet, Hans-Peter, Die Preisbildung der landwirtschaftlichen Produktionsmittel, Diss., 
Marburg 1960, aufgearbeitet worden. Leider ist das Material schon etwas veraltet. 
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Phosphorsäuredüngemittelindustrie ist es typisch, daß sich die existierenden 
Betriebe kartellmäßig zusammengeschlossen haben. Die Erzeugung von Kali- 
düngemitteln verteilt sich auf acht Unternehmen, deren Kartellzusammen- 
schluß die ‚Verkaufsgemeinschaft Deutscher Kaliwerke GmbH' ist, die den 
gesamien Absatz für Kalidünger durchführt. '%) Das Thomasphosphat-Syndi- 
kat besteht aus zwölf Hüttenwerken, das Superphosphat-Syndikat bestand 
aus dreizehn Unternehmen. Es wurde 1963 offiziell verboten, was jedoch nicht 
zu einer Senkung der Preise führte. '°°) Am Stickstoffdüngemittelmarkt haben 
die Badische Anilin- & Soda-Fabrik AG und die Farbwerke Höchst AG einen 
Anteil von 60°/o. Auf die Ruhr-Stickstoff-AG entfallen die restlichen 40/0. '%) 
Die Monopolisierung führt unter anderem dazu, daß ausländische Konkurren- 
ten, die billigere Düngemittel auf dem westdeutschen Mart anbieten könnten, 
ausgeschlachtet werden, wie dies im Fall des Thomasphosphats geschah. '”) 
Des weiteren wird die Einführung billigerer Düngemethoden verhindert. Z.B. 
gewinnt die Stickstoffdüngung mit flüssigem Ammoniak international zuneh- 
mende Bedeutung, da sie preiswerter ist als die herkömmliche Methode, 
aber die westdeutschen Konzerne nehmen diese Produktion nicht auf. „Um 
den Konzernen über hohe Preise ihre Profite zu sichern, wird also den west- 
deutschen Bauern eine durch den technischen Fortschritt mögliche Senkung 
der Düngemittelpreise vorenthalten. Es zeigt sich auch an diesem Beispiel, 
daß Neuerungen von den Monopolen erst dann eingeführt werden, wenn sie 
die Kapitalverwertung verbessern, nicht aber bereits, wenn gesellschaftliche 
Arbeit eingespart wird.“ '%) Der Einfluß der Konzerne in der Düngemittelindu- 
strie führte auch zu einer 20°/oigen Subventionierung der Düngemittelpreise 
im Jahre 1956, wodurch sie weiterhin in der Lage waren, ihre Monopolpreise 
zu realisieren. '%) 


Die Beschleunigung des Konzentrations- und Zentralisationsprozesses in der 
gesamten Wirtschaft der BRD hat also, wie wir sahen, auch in allen Berei- 
chen, von denen die Landwirtschaft abhängig ist, zur Herausbildung maktbe- 
herrschender Monopole geführt. Die Folgen, die sich hieraus für den Bauern 
ergeben, werden im folgenden Abschnitt aufgezeigt. 


4) Vgl. Pluquet, Die Preisbildung ..., a.a.O., S.165 ff, 
°) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O., 
S. 78, 


106) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O., 
S. 77, 
107) Ygl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O., 
S.78, 
108) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O., S.78, 


10 
10 


109) Vgl. Hansmeyer, K.-H., Finanzielle Staatshilfen für die Landwirtschaft, Tübingen 
1963, S. 139 ff, Die Düngemittelsubventionen wurden 1963 zum letzten Mal gezahlt. 
Vgl. Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1968, a. a.O., 
S.228, 
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b) Der Abzug vom landwirtschaftlichen Mehrprodukt mittels des Monopol- 
preises. 


Die schwache Ökonomische Stellung der ländlichen Produzenten ermöglicht 
den monopolisierten vor- und nachgeschalteten Bereichen die Aneignung 
eines Teils des landwirtschaftlichen Mehrprodukts über die Monopolpreisbil- 
dung. 

Die Voraussetzungen für den Monopolpreis sind ein künstliches oder natür- 
liches Monopol '!°), eine genügende Nachfrage und damit die Zahlungsfähig- 
keit der Käufer. ''') Alle drei Voraussetzungen sind in der Beziehung zwi- 
schen Produktionsmittelindustrie und Landwirtschaft erfüllt. Die Produktion 
der landwirtschaftlichen Produktionsmittel ist, wie wir sahen, in wenigen 
monopolistischen Betrieben konzentriert; die Nachfrage wird ständig ge- 
steigert, da für den Bauern die einzige Möglichkeit, seine Lage zu verbessern, 
in der Steigerung der Produktion liegt, was nur durch vermehrten Produk- 
tionsmitteleinsatz erreicht werden kann; die Zahlungsfähigkeit wird durch die 
Aufnahme von Krediten und durch Subventionen hergestellt. Die Bildung der 
Monopolpreise kann auf der Grundlage von Preiserhöhungen, aber auch bei 
gleichbleibendem oder fallendem Preisniveau vor sich gehen. „Bei gleich- 
bleibendem Preisniveau entstehen Monopolpreise, wenn durch das Steigen 
der Arbeitsproduktivität der Marktwert fällt und das Monopol eine Verbill- 
gung dieser Waren verhindert. Monopolpreise gibt es auch bei fallendem 
Preisniveau, wenn der kapitalistische Kostpreis schneller fällt als die Waren- 
preise fallen.“ ''2) 


Der Abzug vom landwirtschaftlichen Mehrprodukt über den Preis wird viel- 
fach auch von bürgerlichen Ökonomen erkannt. Stellvertretend sei hier aus 
den programmatischen Erklärungen der SPD zur Agrarpolitik (1960) zitiert: 
„Die landwirtschaftliche Bevölkerung hat Anspruch darauf, daß ihr die indu- 
striellen Güter — landwirtschaftliche Betriebsmittel ebenso wie allgemeine 
Gebrauchsgegenstände — so preisgünstig wie möglich zur Verfügung ge- 
stellt werden. Die allgemeine Wirtschaftspolitik muß insbesondere dafür 
sorgen, daß in jenen Bereichen der Wirtschaft, in denen hohe Rationalisie- 
rungserfolge erzielt werden und deren Märkte in der Regel von wenigen gros- 
sen Unternehmen beherrscht werden, die eintretenden Kostensenkungen 
durch niedrige Preise an die Verbraucher weitergegeben werden.“ '"?) 


Die Entwicklung der Indizes der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 
(die Preise, die der Bauer für seine Waren realisiert) und der landwirtschaftli- 
chen Betriebsmittelpreise zeigen, daß es für die Landwirtschaft unmöglich 
ist, gestiegene Produktionskosten über die Preise weiterzugeben. !'*) 


10) Vgl. Marx, Kapital Ill, a. a.O., S. 868 f, 

111) Vgl. Marx, Kapital Ill, a. a. O., S. 772, 

112) Heinke, Alfred, u.a., Wer bestimmt die Agrarpreise?, Berlin DDR 1959, S. 21, 
113) Hrsg. SPD-Parteivorstand, Der Bauer in der Welt von morgen, Arbeitsmaterial zu 
Agragpolitik Hannover 1960, S. 17, 

114) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 46, 
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Die Erzeugerpreise ausgedrückt in Prozent der Betriebsmittelpreise geben 
den Verlauf der für die Landwirtschaft typischen Preis-Kosten-Schere wieder, 
die sich in den Jahren 1962/63 und 1963/64 fast und 1966/67 erstmals tat- 
sächlich schloß. 


Tab. 4 


1962/63 1963/64 1964/65 1965/66 1966/67 1967/68 1968/69 


100,8 100,7 102,7 105,9 99,5 94,2 * 100,2 * 


* wegen der Änderung des Umsatzsteuersystems nur bedingt mit den Vor- 
jahren vergleichbar. 


Quelle: Grüner Bericht 1970, S. 50. 


Daß sich die für die Landwirtschaft negative Entwicklung fortsetzt, zeigt sich 
in der Tatsache, daß der Preisindex für Agrarprodukte im September 1970 
gegenüber dem gleichen Vorjahrsmonat um 7,4 °/o niedriger war, während die 
Betriebsmittelpreise um 5,3°a anstiegen. ''°) 


Heinke stellt die These auf, daß in der Beziehung zwischen Nahrungsmiittel- 
industrie und -handel einerseits und der Landwirtschaft andererseits die 
Kehrseite des überhöhten Monopolpreises, nämlich der niedrige Monopol- 
preis (Unterwertpreis) wirkt ''°), d. h., die Monopole zwingen die selbständigen 
Warenproduzenten, ihre Waren unter dem Wert zu verkaufen. Das könne 
sogar zu einem Abzug eines Teils des Wertes führen, der in der zur Repor- 
duktion der Arbeitskraft notwendigen Arbeitszeit geschaffen wird. ''”) Die 
Existenz ländlicher Verelendungsgebiete (Emsland, Hunsrück, Vogelsberg, 
Rhön, Bayerischer Wald, Teile der Oberpfalz usw.), die deshalb welche sind, 
weil dort die Bauernfamilien ausschließlich von ihrer landwirtschaftlichen 
Tätigkeit leben müssen, könnte ein Indiz dafür sein. 


Der Abzug vom bäuerlichen Mehrprodukt durch Nahrungsmittelindustrie und 
-handel wird deutlich, wenn man die Entwicklung des Anteils der Verkaufs- 
erlöse der Landwirtschaft an den Verbraucherausgaben für Nahrungsmittel 
unter Berücksichtigung der Tabelle 4 betrachtet. Diese Entwicklung gibt Aus- 
kunft über das Ausmaß der Verarbeitungs- und Handelsspannen. 


115) Vgl. Bauernverband sieht schwere Benachteiligung, in: ‚Der Tagesspiegel‘, Berlin, 
Ausgabe vom 11.11. '70, 


116) Vgl. Heinke, Wer bestimmt die Agrarpreise?, a. a.O., S. 21 ff, 
117) Vgl. Heinke, Wer bestimmt die Agrarpreise?, a. a. O. S.19f, 
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Tab. 5 


Anteil der Verkaufserlöse der Landwirtschaft an den Verbraucherausgaben 
für inländische Nahrungsmittel in %. 


Brotgetreide u. Schtachtvieh 

Brotgetreide- SpeisekartoffeIn Gemüse u. Fleisch u. 

erzeugnisse Fleischwaren 
1960/61 24,1 69,7 34,3 58,9 
1961/62 22,1 70,4 33,8 56,1 
1962/63 20,7 72,4 36,6 54,3 
1963/64 19,8 66,9 30,8 55,4 
1964/65 19,1 69,0 29,9 52,9 
1965/66 17,9 71,4 32,4 53,4 
1966/67 17,4 66,1 30,4 51,8 
1967/68 15,1 62,0 29,1 50,1 
1968/69 14,9 58,1 33,7 54,6 


Quelle: Grüner Bericht 1970, S. 171, 


Rechtziegler bemerkt zum Problem der Ausweitung der Handelsspannen: 
„Das ganze Ausmaß der Spannenausweitung kann auf keinen Fall durch 
einen steigenden Verarbeitungsgrad der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und 
Kostensteigerungen in diesem Bereich erklärt werden. Ohne Zweifel haben 
beide Faktoren in einem gewissen Umfang bei einigen Produkten zu grös- 
seren Handels- und Bearbeitungsspannen geführt... (Es zeigt sich @ber), daß 
dieser Entwicklung andere Ursachen zugrunde liegen, denn die Ausweitung 
der Handels- und Bearbeitungsspannen war in jenen Jahren besonders groß, 
in denen die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise sanken. Das Monopolkapital 
nutzte als seine Marktmacht aus, um gerade dann die Spannen stark auszu- 
weiten, wenn die Landwirtschaft sich in einer ökonomisch besonders ungün- 
stigen Lage befand. In den folgenden ausgeglicherenen Wirtschaftsjahren 
wurden die Spannen von den Monopolen dann aber nicht wieder gesenkt... 
Selbst bei Erzeugnissen, deren Verarbeitungsgrad, Verpackung usw. sich 
kaum oder gar nicht verändert hat, ist die Handelsspanne gestiegen, obwohl 
die Rationalisierung der Produktion und das Wachstum der Arbeitsproduk- 
tivität in diesen Zweigen nicht gering war.“ ''®) ; 


Auf dem Hintergrund dieser Tatsachen erscheint die Diskussion um die For- 
derung des Bauernverbandes nach einer 10%igen Erhöhung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugerpreise im Herbst 1970, die in der bürgerlichen Presse 
geführt wurde, lächerlich. Denn eine Erhöhung der Erzeugerpreise um 10 %o 


118) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Strukturwandel, a.a.0O., S.13f, 
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hätte nur eine 1-2°/.ige Erhöhung der Lebensmittelpreise zur Folge '?), 
vorausgesetzt, die Konzerne in Nahrungsmittelindustrie und -handel benut- 
zen die Steigerung der Erzeugerpreise nicht als Vorwand, ihre Monopolpro- 
fite auszuweiten. 


Die schwache Ökonomische Position der Landwirtschaft der BRD gegenüber 
den Monopolen wird aus folgenden zwei Gründen noch verschärft: 

Erstens werden die westdeutschen Agrarpreise durch die Konkurrenz aus- 
ländischer Agrarprodukte gedrückt. '?°) 


Zweitens ist die Landwirtschaft stark von der Tendenz zur relativen Über- 
produktion betroffen (Überproduktion im Verhältnis zur zahlungsfähigen 
Nachfrage — z.B. können sich kinderreiche Arbeiterfamilien und Arbeiter- 
rentner nur in engen Grenzen Butter, Fleisch usw. kaufen). Die niedrigen 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise bedingen neben anderen Faktoren die 
schlechte ökonomische Situation der selbständigen Warenproduzenten. Die 
einzige Möglichkeit für ‘sie, diese zu verbessern, besteht aber in der Auswei- 
tung der Produktion. Ein größer werdendes Angebot bei etwa gleichbleiben- 
der Nachfrage erleichtert wiederum den Druck auf die Preise. — Dies sind die 
Gründe für die relative Überproduktion in der Landwirtschaft, die an der 
Oberfläche sichtbar werden. 


Vi. Die Behinderung der Weiterentwicklung der Produktivkraft der Arbeit 
durch die bäuerliche Landwirtschaft. 


Mit der vom Kapital immer weiter vorangetriebenen Entwicklung der Produk- 
tivkräfte gerät das vorkapitalistische Produktionsverhältnis der Landwvirt- 
schaft in immer größeren Widerspruch zu ihnen. Die geringe Größe der bäu- 
erlichen Betriebe und die Zersplitterung der Produktion erzwingen z.B. einen 
relativ hohen Einsatz von Produktionsmitteln pro ha LN, und zwar ist dieser 
Einsatz umso höher, je geringer die Anbaufläche des Betriebes ist. Diese 
Tatsache ist an der Entwicklung der Neitoinvestitionen nach Betriebsgrößen- 
klassen in der BRD seit 1956/57 festzustellen. 1968/69 betrugen die Nettoin- 
vestitionen in Betrieben unter 20ha LN 222DM/ha LN, in Betrieben mit 
20-50 ha 162 DM/ha LN, in Betrieben mit 50ha und mehr 90DM/ha LN. '*') 
Obwohl ein Teil des höheren Produktionsmitteleinsatzes pro ha in den klei- 
neren Betrieben auf die intensivere Bewirtschaftung zurückzuführen ist, sieht 
man doch, wie unrationell diese Betriebe arbeiten müssen. Schon dieses Bei- 
spiel zeigt, daß unter den Voraussetzungen eines anderen Produktionsver- 
hältnisses die in der Landwirtschaft verausgabte gesellschaftliche Arbeit viel 
geringer sein könnte, um ein gleich großes Produkt zu erbringen. 


119) Vgl. Müller, Roland, Bauern pfeifen Minister Ertel aus, in: ‚Frankfurter Rundschau‘, 
Frankfurt, Ausgabe vom 11.11. ‘70, 
120) entfällt. 


121) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 214, 
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In dem Maße, in dem immer größere Teile des Mehrprodukts der Landwirt- 
schaft von den monopolisierten ausgegliederten Wirtschaftsbereichen abge- 
zogen werden (Vgl. Abschnitt V.b) ), beschränkt die bäuerliche Landwirt- 
schaft die Verwertungsmöglichkeiten des Kapitals in diesen Zweigen. 


Die Akkumulation in der landwirtschaftlichen Produktionsmittelindustrie ist 
zum Teil völlig (Landmaschinen- und Ackerschlepperindustrie, Futtermittel- 
indstrie) und zum Teil schwächer (chemische Industrie, Baugewerbe) von der 
erweiterten Reproduktion der Landwirtschaft abhängig. In der Landmaschinen- 
industrie haben 1965 rd. 57000 Beschäftigte für die einheimische Landwvirt- 
schaft produziert, '2?2) rd. 70°/o des Produktionswertes wurde im Inland abge- 
setzt. '??) Die chemische Industrie setzte im selben Jahr 10% ihrer Produk- 
tion an die Landwirtschaft ab. '?*) Im Abschnitt IV. c) haben wir jedoch bereits 
gesehen, wie beschränkt die Möglichkeiten der Landwirtschaft zur erweiter- 
ten Reproduktion sind. 


Die Zersplitterung der Produktion agrarischer Rohstoffe steht in einem ekla- 
tanten Mißverhältnis zu dem hohen Konzentrationsgrad der weiterverarbei- 
tenden Industrie und dem Nahrungsmittelhandel, die beide zur optimalen 
Verwertung ihres Kapitals auf die zunehmende Konzentration und Standardi- 
sierung des Angebots landwirtschaftlicher Produkte angewiesen sind. Eine 
Zahl soll dies Mißverhältnis verdeutlichen: Die Schweinfurth-Gruppe, größter 
Fleischwarenproduzent in der BRD, verarbeitete 1967 rd. 730000 Schweine. 
Das entspricht der Jahresproduktion von etwa 21000 mittleren landwirt- 
schaftlichen Betrieben. '?°) Diese Zahlen dürften sich aufgrund des ständig 
fortschreitenden Konzentrations- und Zentralisationsprozesses in den aus- 
gegliederten Wirtschaftsbereichen noch erhöht haben. 


Die Interessen der Konzerne in den ausgegliederten Bereichen sind in Bezug 
auf die Landwirtschaft und untereinander äußerst widersprüchlich. Der stake 
Abzug vom Mehrprodukt der Landwirtschaft über den Monopolpreis einer- 
seits und den niedrigen Erzeugerpreis landwirtschaftlicher Produkte anderer- 
seits steht dem Interesse an einer erweiterten Reproduktion der Landwirt- 
schaft entgegen. Darüberhinaus hat die exportorientierte Industrie der BRD 
ein Interesse an der absoluten Einschränkung der westdeutschen Agragpro- 
duktion. Die uneingeschränkte Einfuhr billigerer Agrarprodukte würde ihre 
Exportmöglichkeiten vergrößern und außerdem ihrem Interesse nach mög- 
lichst niedrigen Reproduktionskosten der Arbeitskraft entgegenkommen, das 
sie aufgrund der Konkurrenzbedingungen auf den Auslandsmärkten stärker 
hat, als die Industrien, die für den Inlandmarkt produzieren. Die Durchset- 
zung dieses Interesse würde die Möglichkeit zur Erzielung von Monopol- 


122) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O., 
S.22, 

123) Vgl. Thimm, Die Nahrungswirtschaft, a. a. O., S. 45, 

124) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a. a. O., S. 22, 
125) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a. a. O., S. 15, 
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profiten für die Konzerne in den der Landwirtschaft vor- und nachgelagerten 
Bereichen beschneiden. '?*) Ein Ausdruck dieser Interessenwidersprüche war 
zum Beispiel der ‚Hähnchenkrieg‘ zwischen den USA und der BRD, wo im 
Zuge des Inkrafitretens der EWG-Geflügelmarktordnung die Einfuhr von ame- 
rikanischen Geflügelfleisch fast völlig zum Erliegen kam. Das beantworteten 
die USA mit einer kräftigen Zollerhöhung für Exportwaren aus der EWG, wo- 
runter u. a. auch der Absatz des VW-Werkes litt. '77) 


Durch die aufgezeigten widersprüchlichen Interessen des Kapitals einerseits 
und durch den Existenzkampf der Bauern, der im Verhältnis zum allgemeinen 
Niveau der gegenwärtigen Klassenauseinandersetzungen in der BRD sehr 
radikale Formen hat, andererseits, wird der Staat in seiner Funktion als Ga- 
rant der Rahmenbedingungen des kapitalistischen Reproduktionsprozesses 
zu Interventionen gezwungen. Es ginge über den Rahmen des Aufsatzes 
hinaus, diese staatlichen Maßnahmen im einzelnen darzustellen und zu ana- 
lysieren. Hier sollen nur kurz ihre Funktionen genannt werden. 


Zinsverbilligungsprogramme, Subventionen aller Art und die Förderung der 
Zentralisation des Bodens durch Landabgabeprämien sollen die Möglichkeit 
der Landwirtschaft zur erweiterten Reproduktion herstellen. '?7®) Die Agrar- 
marktordnungen mit Preisregelungen und Qualitätsbestimmungen, unter de- 
ren Regelungen 1963 rd. 86 °/o der Verkaufserlöse der EWG-Bauern fielen, '*) 
sind das wichtigste Instrument zur Konzentration und Standardisierung des 
Angebots landwirtschaftlicher Produkte und zur Stabilisierung der Agrarprei- 
se, die von großer Wichtigkeit für die Kalkulation in Nahrungsmittelindustrie 
und -handel ist. 


Widersprüchlich wie die Interessen, die diese Maßnahmen provozieren, sind 
auch deren Folgen. Ein großer Teil dieser Maßnahmen, die alle ihren Ur- 
sprung in dem Widerspruch zwischen der bäuerlichen Agrarstruktur und den 
Kapitalistisch entwickelten Produktivkräften in der gesamten Gesellschaft 
haben, tragen wiederum zur längeren Erhaltung gerade dieser Struktur bei, 
als es der Fall wäre, wenn sich die Folgen der Konkurrenz ungehindert aus- 
wirken könnten. 


126) Vgl. Hrsg. Meißner, Herbert, Bürgerliche Ökonomie im modernen Kapitalismus, 
Berlin DDR 1967, S. 485 f, 


127) Vgl. Ernst, Heiner, Die grüne Front, Wien Frankfurt Zürich 1965, S. 146 ff, 


127a) Alle Subventionen, bei denen entweder bares Geld in den landwirtschaftlichen 
Betrieb fließt oder sich die Produktionskosten für den Bauern verringern, stellen staat- 
lich durchgeführte Wertverschiebungen zugunsten der Landwirtschaft dar. Ein 
geringer Teil des Wertabzugs durch die vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereiche 
wird der Landwirtschaftsrat also auf diesem Weg wieder zugeführt. Diese Art staat- 
licher Maßnahme trägt zur Erhaltung der Landwirtschaftlichen Produzenten als Bauern 
bei, anders als z.B. eine Maßnahme wie die Landabgabeprämie, die den Konzen- 
trations- und Zentralisationsprozeß in der Landwirtschaft fördert und somit auch die 
Proletarisierung eines Teils der Bauern. Von daher waren Maßnahmen der ersteren 
Art ein beliebtes Mittel der CDUfICSU- zur Erhaltung eines ‚gesunden Mittelstandes‘. 


128) Vgl. Ernst, Die Grüne Front, a.a. O., S. 76, 
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En 


Vil. Die Entwicklungstendenzen in der Landwirtschaft der BRD. '*®,) 


Wie wir sahen, ist die Entfaltung der kapitalistischen Produktionsweise not- 
wendigerweise gekennzeichnet durch die Proletarisierung der unmittelbaren 
Produzenten, d.h. durch die Trennung von ihren Produktionsmitteln. Bei der 
Zerstörung der nichtkapitalistischen Warenproduktion in der Landwirtschaft 
haben sich neben dem ‚Bauernlegen‘ drei besondere Formen herausgebildet, 
in denen sich dieser Proletarisierungsprozeß vollzieht: 


1. die Entstehung einer großen Anzahl landwirtschaftlicher Zuerwerbs- und 
Nebenerwerbsbetriebe, 


2. die vertikale Integration, bei der der unmittelbare Produzent teilweise noch 
Besitzer seiner Produktionsmittel ist, seines Status objektiv aber dem eines 
Lohnarbeiters gleicht, und 


3. die Kapitalisierung einzelner landwirtschaftlicher Produktionszweige, in die 
Kapital hineinfließt, und wo sich dadurch das Produktionsverhältnis Lohnar- 
beit-Kapital in seiner reinen Form herstellt. 

Die beiden letzteren Formen unterscheiden sich wesentlich von der ersten, 
da in diesen Fällen das Produktionsverhältnis in der Landwirtschaft selbst 
umgestaltet wird. 


a) Der landwirtschaftliche Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbetrieb. 


Die Zuerwerbsbetriebe werden hauptberuflich bewirtschaftet. Da aber die 
Reproduktion der Bauernfamilie aus der landwirtschaftlichen Tätigkeit allein 
nicht gewährleistet ist, muß eine außerbetriebliche Tätigkeit aufgenommen 
werden, d.h., ein oder mehrere Familienmitglieder müssen Lohnarbeiter 
werden. Die Zuerwerbsbetriebe stellen zum allergrößten Teil einen Über- 
gang vom Vollerwerbs- zum Nebenerwerbsbetrieb dar. '??,) Beim Nebener- 
werbsbetrieb wird die Reproduktion der Bauernfamilie in erster Linie durch 
den Verkauf der Arbeitskraft gewährleistet. Der landwirtschaftliche Betrieb 
wird nur im Nebenberuf bewirtschaftet. '??) 


Die Anzahl der Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbetriebe in der BRD betrug 
1969 863400, das sind 64°/o aller landwirtschaftlichen Betriebe über 0,5 ha 
LN. 3°) Bei dem überwiegenden Teil der noch bestehenden landwirtschaft- 
lichen Betriebe hat sich also die Proletarisierung der Bauernfamilie bereits 
vollzogen. Allerdings läßt diese Form des Proletarisierungsprozesses das 


1284) Vgl. Grüner Bericht 1970, a.a.O., S.26f, Dort wird betont, daß Zuerwerbsbe- 
triebe „sozialökonomisch verhältnismäßig labil“ sind. 


128b) Eine Untersuchung von bäuerlichen Zusammenschlüssen zu Formen der hori- 
zontalen Kooperation (Erzeugergemeinschaften usw.) konnte in diesem Aufsatz nicht 
geleistet werden. Durch die horizontale Kooperation wird die Spezialisierung in der 
Landwirtschaft vorangetreben; außerdem werden die Schwierigkeiten der Landwirt- 
schaft zur erweiterten Reproduktion gemindert. Eine Einschätzung der horizontalen 
Kooperation findet sich bei Scheringer, Arbeiter und Bauern ..., a.a.O., S.85ff, deren 
Richtigkeit allerdings üßerprüft werden müßte. 
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Produktionsverhältnis in der landwirtschaftlichen Produktion selbst unberührt, 
da die Arbeitskraft in erster Linie an einen industriellen Kapitalisten oder an 
das Handwerk verkauft wird. Der Zuerwerbs- bzw. Nebenerwerbsbetrieb stellt 
eine Zwischenform zwischen dem Status des selbständigen Warenproduzen- 
ten und dem des Lohnarbeiters dar. Lenin nennt sie „die erste Stufe zur 
Proletarisierung“ '*') und verweist auf die zunehmende Belastung der Bau- 
ernfamilie durch die Verlängerung des Arbeitstages bei dieser Verbindung 
von landwirtschaftlicher Produktion und Lohnarbeit. 

Diese Form der Proletarisierung der landwirtschaftlichen Produzenten wird 
durch die Industrialisierung überwiegend argrarischer Regionen (zum größten 
Teil identisch mit den Verelendungsgebieten) staatlich gefördert '°?), denn sie 
entspricht den Interessen von Kapitalien in verschiedenen Produktionssphä- 
ren und beseitigt zumindest vorübergehend die Gefahr von Klassenausein- 
andersetzungen. 

Hermann Priebe, der eifrigste Apologet des Kapitals in den Reihen der 
westdeutschen Agrarwissenschaftler, zeigt sehr konkret die Vorteile für die 
Verwertung des Kapitals auf, das die Produktion in diesen vom Staat infra- 
strukturell erschlossenen Gebieten aufnimmt: 

Erstens eröffnen sich neue Anlagesphären und die Möglichkeit einer Er- 
höhung der Mehrwertmasse, da sich durch die Proletarisierung der selb- 
ständigen Warenproduzenten das für das Kapital unentbehrliche Exploitions- 
material — die Lohnarbeiterschaft — vermehrt. '°?) 

Zweitens kann das Kapital in diesen argrarischen Regionen mit einem über- 
durchschnittlichen Exloitationsgrad rechnen. Das Verhältnis der Arbeitszeit, 
die für die Reproduktion der Arbeitskraft notwendig ist, zur Mehrarbeitszeit, 
ist für das Kapital so günstig, weil zunächst die Reproduktionskosten der 
Arbeitskraft (der Lohn) um 25 — 35% niedriger angesetzt werden können als 
in der Stadt, da ein zusätzliches Einkommen aus der Landwirtschaft, ein 
eigenes Haus usw. vorhanden sind. '**) Außerdem sind „die Antriebskräfte 
zur Steigerung des Lohniveaus ... in ländlichen Gebieten im allgemeinen 
geringer als in reinen Industriegebieten.“ '?°) Denn Preissteigerungen kom- 
men auf dem Lande nicht so zum Tragen, wenn ein eigenes Haus, Gartenland 
usw. vorhanden ist. 

Drittens zeichnen sich die ländlichen Arbeitskräfte zusätzlich noch durch 
große Seßhaftigkeit '”%) und ein durch ihre landwirtschaftliche Tätigkeit be- 


129) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a.O., S. 26/27, 

130) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 27, 

137) Vgl. Lenin, W.I., Die Agrarfrage und die Marxkriiiker, Werke Bd.5, Berlin DDR 
1959, S. 220, 

132) Vgl. Hrsg. Bundeswirtschaftministerium, Intensivierung und Koordinierung der 
regionalen Strukturpolitik, Reihe BMWi-Texte, Bonn, (1968), 

133) Vgl. Priebe, Hermann, Regionale Wirtschaftspolitik als Voraussetzung einer er- 
folgreichen Agrarpolitik, in: Studien, Reihe Landwirtschaft, Nr. 4fi1961, Brüssel, S.9 f, 
134) gl. Priebe, Hermann, Strukturpolitik, in: Der Arbeitgeber, Nr. 2/1971, S. 69, 

135) Priebe, Regionale Wirtschaftspolitik..., a.a.O., S. 10, 

136) gl. Priebe, Regionale Wirtschaftspolitik..., a.a. O., S. 10 
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gründetes Selbständigen-Bewußtsein aus, das maßgeblich ihr Verhalten im 
Betrieb bestimmt (z.B. Bereitwilligkeit zu Überstunden, keine Organisation 
in Gewerkschaften usw.). '”) 


Neben dem nach profitablen Anlagemöglichkeiten suchenden Kapital hat die 
landwirtschaftliche Produktionsmittelindustrie ein Interesse an der vermehr- 
ten Entstehung von Zuerwerbs- bzw. Nebenerwerbsbetrieben, da diese land- 
wirtschaftlichen Betriebe mehr als vorher in der Lage sind, mit dem durch 
den Verkauf der Arbeitskraft erzielten Lohn veraltete Produktionsmittel zu er- 
setzen oder sogar ihren Maschinenbestand zu erweitern. 


„Es zeugt von der Tiefe der Widersprüche, daß gerade die ‚Nebenerwerbs- 
landwirte‘, die Schicht der ländlichen Produzenten also, die den Übergang 
zum Industrieproletariat schon am weitesten vollzogen hat, zu einem aus- 
schlaggebenden Faktor des Marktes für Landmaschinen und Schlepper ge- 
worden ist, obwohl doch gerade in diesen vorwiegend zwerghaften Betrie- 
ben eine rationelle Ausnutzung der Maschinen am wenigsten möglich ist. 
Rund ein Viertel aller Schlepperkäufe entfiel 1959 auf sogenannte Nebener- 
werbsbetriebe. Zur gleichen Zeit befanden sich 40 °/o des Gesamtbestandes 
an Schleppern in dieser ‚Betriebs’kategorie. Die Monopole allgemein (we- 
gen des stabilen und niedrig bezahlbaren Arbeitskräftereservoirs) und die 
Landmaschinenmonopole insbesondere betrachten die Förderung der ‚ne- 
benberuflichen Landbewirtschaftung‘ als ihr ureigenes Interesse, ...“ '*®) 
Auch Rechtziegler verweist darauf, daß das Einkommen aus der außerland- 
wirtschaftlichen Tätigkeit in erster Linie in den landwirtschaftlichen Betrieb 
investiert wird und nur zu einem geringen Maß der Verbesserung des Le- 
benstsandards dient. '??) 


Die Ausweitung dieser Form des Proletarisierungsprozesses findet ihre Gren- 
zen in der Verbesserung der Agrarstruktur. In dem Maße, in dem die Ver- 
größerung der Anbaufläche der bestehenbleibenden Vollerwerbsbetriebe ge- 
fördert wird (durch Landabgabeprämien usw.), wird die Anzahl der 
Nebenerwerbsbetriebe abnehmen müssen, bzw. neue Betriebe dieser Art 
werden erst gar nicht entstehen können. Demgegenüber fordert Priebe 
im Interesse der landwirtschaftlichen Produktionsmittelindustrie und des 
Kapitals, das nach profitablen Aniagemögtichkeiten sucht, „der negativen 
Agrarstrukturpolitik (Freisetzung eines Teils der Bauern von ihrem Land, um 
die veis:zibenden landwirtschaftlichen Betriebe vergrößern zu können, M. B.) 
eine positive Konzeption entgegenzusetzen, die nicht zur Auflösung der Land- 
wirtschaft, sondern zur Ergänzung durch einen weiteren Erwerb führt... .“ '*°) 


137) Vgl. Priebe, Strukturpolitik, a. a. O., S. 70 
138) Hrsg. Meißner, Bürgerliche Ökonomie...., a.a. O., S. 480, 
13?) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Strukturwandel, a.a. OÖ. S. 50, 


140) Priebe, Strukturpolitik, a. a. O., S. 69, 
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b) Die Durchsetzung des kapitalistischen Produktionsverhältnisses in der 
Landwirtschaft selbst. 


1. Die vertikale Integration oder Verbundwirtschaft. 


Die vertikale Integration oder Verbundwirtschaft hat sich in der BRD vorwie- 
gen in den Beziehungen zwischen Landwirtschaft einerseits und Nahrungs- 
mittelindustrie und -handel andererseits herausgebildet. Sie umfaßt in erster 
Linie die tierische Veredelungsproduktion (Geflügel-, Schweinemast, Eier- 
produktion) und die Sonderkulturen (Obst, Gemüse), also landwirtschaftliche 
Produkte, die einem hohen Weiterverarbeitungsgrad unterliegen oder eine 
starke Konzentration des Angebots erfordern. 

Im folgenden bleibt die vertikale Integration auf gesetzlicher Grundlage bei 
Milch und Zuckerrüben außer Betracht. „Solche Formen der Liefer- und Ab- 
nahmebeziehungen können nicht unbedingt als Vertragslandwirtschaft be- 
zeichnet werden, da die für ein vertragspartnerschaftliches Verhältnis allge- 
mein üblichen Möglichkeiten der Kündigung oder des Partnerwechsels sowie 
des Aushandelns individueller Sonderbedingungen weitgehen entfallen.“ '*') 
Oppen stellt fest, daß die Verbundwirtschaft in der Landwirtschaft formell als 
Kooperation bezeichnet werden kann, da sich zwei in juristischem Sinn selb- 
ständige Betriebe (landwirtschaftlicher Betrieb — industrieller Verarbeitungs- 
betrieb oder Handelunternehmen) zur Zusammenarbeit bereiterklären. Da 
diese Zusammenarbeit aber in der Form stattfindet, „daß alle unternehme- 
rischen Entscheidungen vertraglich auf Zeit an einen der Partner delegiert 
werden“ '*), nämlich an den Verarbeitungsbetrieb, kommt sie einer Integra- 
tion gleich, deren wichtigstes Kriterium die Einheitlichkeit der Unternehmens- 
führung ‘ist. Zum besseren Verständnis der vertikalen Integration sei hier ein 
Beispiel aus der Masthähnchenproduktion zitiert: „Geht nun ein landwirt- 
schaftlicher Betrieb für einen seiner Betriebszweige feste Verträge über die 
Herstellung eines Produkts, beispielsweise Broiler (Masthähnchen, M. B.), ein, 
so können in diesen Verträgen möglicherweise sämtliche Entscheidungen 
über diesen Betriebszweig an das beteiligte Unternehmen delegiert worden 
sein, zum Beispiel mit Festlegung von Aufstallungstermin, Fütterungsvor- 
schriften und Haltungsbedingungen, Ablieferungstermin, Festpreisen für Kü- 
ken und Masthähnchen. Sogar die Produktionsmittel können zumindest zum 
Teil Eigentum des Vertragspartners sein.“ '*°) 

In den Verträgen werden sowohl Bestimmungen, die den unmittelbaren Pro- 
duktionsprozeß betreffen, als auch die zu liefernde Menge, die Qualität und 
der Preis des Produkts festgelegt. '*) Der Bauer arbeitet nur noch teilweise 


141) Oppen, Möglichkeiten und Grenzen. .., a.a. O., S. 139, 
142) Oppen, Möglichkeiten und Grenzen..., a.a. O., S. 10 
143) Oppen, Möglichkeiten und Grenzen. .., a.a.O., S.11, 


144) Vgl. Oppen, Möglichkeiten und Grenzen..., a.a.O., S. 180 ff, Oppen gibt an 
dieser Stelle Vordrucke für Verträge in den verschiedenen Produktionszweigen wieder. 
Sie vermitteln einen guten Eindruck über das Ausmaß der Abhänggkeit, in die der 
Bauer gegenüber dem Integrator gerät. 
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mit seinen eigenen Produktionsmitteln. Deutlicher wird dies an einem Bei- 
spiel aus Schweden, das sich auf die Bodenproduktion bezieht: „Im mecha- 
nisierten Feldgemüsebau wird die gesamte Ernte (einschließlich des Trans- 
ports zur zentral gelegenen Dreschstation bei Erbsen) von den Verarbeitungs- 
unternehmen durchgeführt. Der Verarbeiter liefert das Saatgut und verpflich- 
tet sich, die besäte Fläche zu vermessen und Bodenuntersuchungen als Vor- 
aussetzung des Anbaus durchzuführen. Während der gesamten Wachstums- 
zeit steht der Gemüsebestand unter ständiger Kontrolle der Konservenfa- 
brik. Chemische Unkrautbekämpfung und auf Wunsch des Erzeugers auch die 
Schädlingsbekämpfung werden zum Selbstkostenpreis von der Fabrik durch- 
geführt.“ '*°) 


Der Bauer führt nur noch die Vorbereitung des Ackers und die Aussaat durch 
und stellt die für die Produktion wichtigste Vorausetzung zur Verfügung — 
den Boden. Den Rest eriedigen die Lohnarbeiter des industriellen Verarbei- 
tungsbetriebes. Dieses Beispiel zeigt sehr klar, daß der Integrator kein Kapi- 
tal in Form von Grundrente verausgaben muß, denn der Boden wird für die 
Produktion weder von ihm gekauft noch gepachtet, sondern er bleibt das 
Eigentum des Bauern. 


Wie wir sahen, reicht der Marktpreis für Agrarprodukte nur zu einer sehr 
dürftigen Reproduktion der Bauernfamilie hin. Da sich aber der vertraglich 
festgelegte Preis für die in der Verbundwirtschaft produzierten agrarischen 
Rohstoffe nach dem jeweiligen Marktpreis richtet, sind durch das hiermit er- 
zielte Einkommen auch nur die Reproduktionskosten der Arbeitskraft abge- 
deckt, d. h., der Bauer wird auf seinem eigenen Betrieb de facto zum Lohn- 
arbeiter. Er hört auf, selbständiger Warenproduzent zu sein und wird zum 
* Jandwirtschaftlichen Kontraktarbeiter der monopolisierten nachgelagerten 
Wirtschaftsbereiche. Nach Schilling unterscheidet er sich vom tatsächlichen 
Landarbeiter nur noch in zwei Punkten: 


„i. Während im kapitalistischen Lohnarbeitsbetrieb der Unternehmer die 
Verluste bei Seuchen, Mißernten, Marktschwankungen usw. selbst tragen 
muß und der Lohnarbeiter relativ wenig betroffen ist, wird bei der ‚vertikalen 
Integration‘ dieses Risiko zu einem großen Teil auf den unmittelbaren Pro- 
duzenten, den ‚Vertragsbauern‘, abgewälzt. 


2. Während für den Landarbeiter seine klassenmäßige Stellung,.... eindeu- 
tig ist, betrachtet sich der ‚Vertragsbauer‘ immer noch als ‚Selbständiger‘. 
Das... veranlaßt ihn auch zu stärksten Anstrengungen, um sein scheinbares 
Eigentum zu erhalten...“ '*°) 


In den Fällen, in denen der Bauer noch mit seinen eigenen Produktionsmit- 
teln produziert, tritt die Proletarisierung durch die Verbundwirtschaft in einer 
verschleierten Form auf. Es entsteht ein der Heimarbeit vergleichbares Ver- 


142) Oppen, Möglichkeiten und Grenzen..., a.a. O., S. 114, 
146) Schilling, Horst, Probleme der westdeutschen Landwirtschaft in der zweiten 
Etappe der EWG, Berlin DDR 1964, S. 27, zit. nach: Imperalismus heute, a.a. O., S.313, 
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Verhältnis, bei dem der unmittelbare Produzent auch teilweise mit seinen ei- 
genen Produktionsmitteln arbeitet. Das Entgeit bemißt sich aber nur nach 
den Reproduktionskosten der Arbeitskraft. 


Um die Bedeuung der Vertragswirtschaft der BRD abschätzen zu können, 
seien hier für einige landwirtschaftliiche Produkte die Anteile der Verkaufs- 
erlöse aus der Vertragslandwirtschaft an den gesamten Verkaufserlösen die- 
ser Produkte genannt. Der vertraglich gebundene Anteil der Verkaufserlöse 
betrug 1964/65 für 


Getreide 2°/o 
Speisekartoffein 1% 
Fabrikkartoffein 50 %o 
Gemüse 60 %o 
Obst 20 °%/o 
Hopfen 80 %/o 
Schweine rd. 1% 
Eier rd.‘ 390 
Mastgeflügel 12/0.) 


Der vertraglich gebundene Anteil der Verkaufserlöse ist für die einzelnen 
Produkte je nach Verarbeitungsgrad sehr unterschiedlich. Z. B. werden Spei- 
sekartoffeln höchstens noch abgepackt, bevor sie an den Konsumenten ge- 
langen, während aus Fabrikkartoffeln in einem besonderen Produktionspro- 
zeß Stärke, Spiritus usw. hergestellt werden, die zum Teil anderen Industrie- 
zweigen wiederum als Rohstoffe dienen. Die stärkste Zunahme ist in der Ge- 
flügelproduktion zu beobachten, wo der vertraglich gebundene Anteil der 
Verkaufserlöse von 1961/62 bis 1964/65 von 43 auf 72° stieg. '*) Die Tat- 
sache, daß die Verbundwirtschaft staatlich gefördert wird (1970 mit 40 Mio. 
DM, 1971 und 1972 mit je 50 Mio. DM '*) ), weist darauf hin, daß ihre Bedeu- 
tung für die Landwirtschaft zugenommen hat und noch zunehmen wird. 


Zusammenfassend kann man sagen, daß sich bei der vertikalen Integration 
ohne formelle Veränderung des Eigentums an Boden und der Agrarstruktur 
die kapitalistische Produktionsweise in der Landwirtschaft herstellt. Damit 
finden auch die entstandenen Widersprüche zwischen der bäuerlichen Waren- 
produktion und dem Entwicklungsstand der Produktivkraft der Arbeit (vgl. 


147) Vgl. Oppen, Möglichkeiten und Grenzen..., a. a. O., S. 96 
148) Vgl. Oppen, Möglichkeiten und Grenzen..., a.a.O., S. 96, 
149) Vgl. Grüner Bericht 1970, a. a. O., S. 160, 
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Abschnitt VI.) ihre vorläufige Lösung: das Angebot agrarischer Rohstoffe wird 
konzentriert und standardisiert, die beschränkten Möglichkeiten der Land- 
wirtschaft zur erweiterten Reproduktion werden überwunden, indem der 
Integrator einen Teil der Produktionsmittel stellt. 


2. Die Kapitalisierung landwirtschaftlicher Produktionszweige. 


Unter der ‚Kapitalisierung landwirtschaftlicher Produktionszweige‘ verstehe 
ich die Anlage von Kapital in der landwirtschaftlichen Produktion. Wir haben 
bereits gesehen, daß industrielles Kapital in die der Landwirtschaft ausge- 
gliederten Bereiche floß, als die Entwicklung der Produktivkräfte zur Arbeits- 
teilung z. B. zwischen der Produktion landwirtschaftlicher Produkte einerseits 
und ihrer Verarbeitung andererseits zwang. Jetzt können wir einen ähnlichen 
Prozeß beobachten, bei dem einzelnen Produktionszweige der Landwirtschaft 
(z.B. die Hähnchenmast oder die Eierproduktion) aus dem landwirtschaftli- 
chen Betrieb ausgegliedert und in großem Maßstab von einem Kapitalisten 
betrieben werden. Diese kapitalistischen Unternehmen gelten nicht als land- 
wirtschaftliche, sondern als gewerbliche Betriebe '*”.) und werden daher 
auch nicht in den Statistiken der Grünen Berichte berücksichtigt. 

Die Kapitalisierung landwirtschaftlicher Produktionszweige ist in dem Maße 
möglich, in dem die Entwicklung der Produktivkräfte erlaubt, landwirtschaft- 
liche Produkte industriemäßig herzustellen, d. h. die technischen und wissen- 
schaftlichen Voraussetzungen müssen gegeben sein, die es ermöglichen, die 
Produktion einer starken Arbeitsteilung zu unterwerfen, so daß eine große 
Menge in kurzer Zeit produziert werden kann. Deshalb ist die Kapitalisierung 
der landwirtschaftlichen Produktion in der BRD ausschließlich in der tieri- 
schen Veredelungsproduktion zu beobachten, nämlich bei der Schweine- 
mast '°°) und der Schweinezucht '°'), bei der Eierproduktion 15?) und der Ge- 
flüdelmast '°?). 

Gegen die kapitalistische Bodenproduktion in dieser Form scheint zu spre- 
chen, daß hier die Produkte nicht in dem Maße industriemäßig herzustellen 
sind wie bei der Veredelungsproduktion, die Abhängigkeit von nicht beein- 
flußbaren, natürlichen Bedingungen zu groß ist und außerdem Kapital für 


149a) Die Bestimmung von landwirtschaftlichen und gewerblichen Betrieben erfolgt 
nach dem Verhältnis von landwirtschaftlicher Nutzfläche zu Nutzvieh. Für ieden Hektar 
Ackerland wird nur eine bestimmte Anzahl von Tieren als bäuerliches Nutzvieh 
enerkannt. Wird diese Anzahl überschritten, ailt der Betrieb als aewerblicher und 
unterlieat der Umsatz- und Gewerbesteuer. Für den bävserlichen Produzenten, der 
sich z. B. auf die Eierproduktion spezialisiert hat und 5000 Hühner hält, ergibt sich 
unter Umständen die makabre Situation, daß er Land dazunachten muß, um der 
hohen Steuerbelastung zu entgehen. Val.,dazu Rosema, Bernd, Betrogen und ohne 
Bewußitsein, in: Pardon, Frankfurt, Heft 5/1971, S. 29, 

150) Val. Schmidt, Josef, Manaaer für Leaehennen und Mastschweine, in: Süddeutsche 
Zeitung, München, Ausgabe vom 31. 1. 1970, 

15}, Vgl. Bauern, wollt ihr ewig leben?, in: Die Zeit, Hamburg, Ausgabe vom 26 6. 1970, 
172) Vgl. Bauern, wollt ihr ewig leben?, a.a.O., 

153) Vgl. Rechtziegler,, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a. a. O., S. 16f, 
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den Kauf von Boden ausgelegt werden muß, bzw. eine Rente bei Pacht. Ob 
wohl statistisch nicht nachweisbar, scheint die ‚zeitgemäße‘ Form, in der der 
Kapitalismus in die Bodenproduktion eindringt, die vertikale Integration zu 
sein, denn der Bauer trägt dabei das Risiko (z.B. bei Mißernten) und der 
Kapitalist spart dabei Kapital bzw. Rente für den Boden. 


Statistisches Material über die kapitalistische Veredelungsproduktion ist in 
der von mir untersuchten westdeutschen Literatur nicht vorhanden. Recht- 
ziegler gibt für die Masthühnererzeugung und die Eierproduktion folgende 
Zahlen an: 1966 entfielen 5,8% der Masthühnererzeugung und 3,9% der 
Eierproduktion in der BRD auf nichtlandwirtschaftliche Unternehmen. "°*) Die 
Kapitalisierung landwirtschaftlicher Produktionszweige scheint in der BRD 
also erst am Anfang zu stehen. Da sie in anderen kapitalistischen Ländern 
schon viel weiter fortgeschritten ist, liegt der Schluß nahe, daß sie sich auch 
in der BRD weiter ausbreiten wird. In den USA wurden z.B. 1967 40° der 
Masthähnchen in industriellen Betrieben produziert. '’°) Auch in den EWG- 
Ländern Italien und Frankreich entwickelt vor allen Dingen amerikanisches 
Kapital große Aktivitäten, um die Geflügelmast zu industrialisieren. '°°) 


Zwei Beispiele mögen einen Eindruck von dem Umfang der Produktion in die- 
sen Betrieben geben: Ein Schweinemastbetrieb in der Nähe von Hamburg, 
der vom Uhnilever-Konzern betrieben wird, hat eine Jahresproduktion von 
20000 Schweinen '’); die von dem „nur die“-Strumpfkonzern betriebenen 
Eierfarmen haben einen Jahresausstoß von 112 Mio. Eiern '°®). 


Der Widerspruch zwischen der zersplitterten landwirtschaftlichen Produktion 
und der Entwicklung der Produktivkräfte wird durch die kapitalistische Pro- 
duktion von Agrarerzeugnissen gelöst. Den selbständigen Warenproduzenten 
in der Landwirtschaft mit seinen beschränkten Produktionsbedingungen muß 
sie ruinieren, da mit der industriellen Produktion eine Verbilligung des Pro- 
dukts einhergeht. So fiel z.B. der Erzeugerpreis für Eier, der 1966 zwischen 
17,1 und 18,9 Pfennigen pro Ei lag, kontinuierlich bis 1970 auf 11,9 Pfenni- 
ge, wovon der Verbraucher übrigens nichts merkte. '°”) Da dem Bauern das 
Kanital für eine industrielle Veredelungsproduktion fehlt, wird er nach und 
nach aus diesen Produktionszweigen verdrängt werden und auf die Boden- 
produktion beschränkt. 


124) Vgl. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a. a. O., S.16, 
152) Vgl. Rechtziegler Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus, a.a.O., S. 17, 
156) Vgl. Ernst, Die grüne Front, a.a. O. S. 67, 


157) Vgl. Schmidt, Manager für Legehennen und Mastschweine, a. a. O., Dieser Schwei- 
nemasibetrieb des Unilever-Konzerns ist es übrigens, der im Moment die bäuerliche 
Seuchenk>zsse plündert, da unter seinen 20 000 Schweinen die Schweinepest ausge- 
brochen ist. Die Seuchenkasse ist eine Selbsthilfeeinrichtung der Bauern und besteht 
aus Beiträgen der Kuhhalter. Da aber auch Schweinehalter bei Seuchen Anspruch auf 
Entschäd’gung aus dieser Kasse haben, kassiert Unilever für jedes tote Schwein 
80% des Marktpreises. 


158) Vgl. Bauern, wollt ihr ewig leben? a.a.O., 
159%) Vgl. Rosema, Bernd, Betrogen und ohne Bewußtsein, a. a. O., S. 29, 
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Die in diesem Abschnitt aufgezeigten drei Formen — der landwirtschaftliche 
Nebenerwerbs- und Zuerwerbsbetrieb, die vertikale Integration und dieKapi- 
talisierung landwirtschaftlicher Produktionszweige —, in denen sich das Ka- 
pital die bäuerlichen Produzenten unmittelbar und mittelbar unterwirft, wer- 
den sich in Zukunft sicherlich verändern. Die Auswirkung für den Bauern wird 
aber stets die gleiche sein, nämlich seine Verwandlung von einem selbstän- 
digen Warenproduzenten in einen Lohnarbeiter — sei es in einen Industriear- 
beiter oder in einen Landarbeiter —, denn der Kapitalismus läßt langfristig 
keine Inseln mit vorkapitalistischer Produktionsweise bestehen. 


„Die bisherigen kleinen Mittelstände, die kleinen industriellen, Kaufleute und 
Rentiers, die Handwerker und Bauern, alle diese Klassen fallen ins Proletariat 
hinab, teils dadurch, daß ihr kleines Kapital für den Betrieb der großen In- 
dustrie nicht ausreicht, und der Konkurrenz mit den größeren Kapitalisten 
erliegt, teils dadurch, daß ihre Geschicklichkeit (ihre spezielle Qualifikation, 
M. B.) von neuen Produktionsweisen entwertet wird.“ '°°) 


An die Stelle der Widersprüche zwischen dem Bauern als selbständigem 
Warenproduzenten einerseits und dem Kapital andererseits, die ihren Aus- 
druck in dem langjährigen Kampf der ländlichen Produzenten um ihre Exis- 
tenz finden, tritt bei der Proletarisierung des Bauern der Widerspruch zwi- 
schen Lohnarbeit und Kapital. Als ein Exponent dieses Widerspruchs — näm- 
lich als Lohnarbeiter — wird jedoch der Kampf um die bessere Reproduktion 
seiner Arbeitskraft erfolgreicher sein, da er ihn zusammen mit der Arbeiter- 
klasse führt. 


VIll. Der Arbeiterbauer im Industriebetrieb. 


Die Probleme, die sich aus der Verwandlung des Bauern in einen Lohnar- 
beiter ergeben, sind bisher kaum untersucht worden. Auch von seiten der 
Gewerkschaft liegt bisher darüber nichts vor, was erstaunlich ist, wenn man 
bedenkt, daß allein 1970 mehr als 151 000 landwirtschaftliche Arbeitskräfte, 
darunter 98 325 ehemalige selbständige Bauern, in die Industrie abwinder- 
ten. !°') Im übrigen ist der Proletarisierungsprozeß der Bauern noch lange 
nicht abgeschlossen, sondern wird sich im Zuge der Maßnahmen der EWG- 
Agrarpolitik erheblich verstärken. Hier soll kurz angedeutet werden, was die 
vermehrte Einbeziehung der Bauern in die industrielle Produktion für den 
traditionell industriellen Teil der Arbeiterschaft eines Betriebes bedeutet. 


Der Arbeiterbauer ist in erster Linie Hilfsarbeiter. Eine Untersuchung in Bay- 
ern ergab, daß proletarisierte Bauern zu 95° Hilfsarbeiter- sind. '°) Dies 


160) Marx, Karl; Engels, Friedrich, Manifest der Kommunistischen Partei, Berlin DDR 2? 
1967, S. 51, 


161) Vgl. Grubbe, Peter, Scheiß auf die Scholle!, in: Stern, Hamburg, Heft 45/1971, 
S. 134, 


162) Vgl. Süddeutsche Zeitung, München, Ausgabe vom 22: 1. 1969, 
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Ergebnis ist sicherlich auch für andere Bundesländer repräsentativ. Das Ver- 
halten des Arbeiterbauern im Betrieb ist stark durch seinen früheren Status 
geprägt, nämlich selbständiger Warenproduzent und Landwirt gewesen zu 
sein (vgl. Abschnitt VII. a) ). Die Erfahrungen des konkreten Arbeitsprozesses 
in der Landwirtschaft, wo es in Spitzenzeiten (Aussaat, Ernte) objektiv not- 
wendig ist, länger als gewöhnlich unter Anspannung aller Kräfte zu arbeiten, 
werden ihn zugänglicher für die Anforderungen des kapitalistischen Ver- 
wertungsprozesses z. B. nach Überstunden machen, als dies bei industriellen 
Lohnarbeitern der Fall ist. Sein früheres Dasein als selbständiger Waren- 
produzent wird ihm die Einsicht in notwendiges solidarisches Handeln der 
Arbeiter erschweren '°°), wenn nicht gar unmöglich machen, zumal die Lohn- 
arbeit für den Arbeiterbauern viele Vorteile gegenüber seiner früheren sozi- 
alen Lage mit sich bringt. Von ihnen selbst werden als Vorteile genannt die 
geregelte Arbeitszeit, das regelmäßige und höhere Einkommen, der Urlaub 
und die höhere Rente. '°*) Es bedarf sicherlich eines langen Lernprozesses, 
bis die Arbeiterbauern erkennen, daß dies keine verbrieften Vorteile sind, 
sondern vom Kapital ständig angreifbar sind und auch angegriffen werden. 
Die stärkste Konzentrierung von Arbeiterbauern findet sich erstens in Betrie- 
ben, die in vorwiegend agrarischen Regionen angesiedelt werden, und zwei- 
tens in Industriegebieten mit bäuerlichem Hinterland (z.B. Hamburg und 
Bremen für den norddeutschen Raum). Im letzteren Fall wird der Arbeiter- 
bauer zum Pendler mit u. U. extrem langen Fahrzeiten vom und zum Arbeits- 
platz. '°°) Sein besonderes Verhalten im Betrieb wird durch seine Situation 
als Pendler noch verstärkt, denn die Pendler stellen generell eine spezifische 
Fraktion innerhalb der Betriebsbelegschaft dar. Das Desinteresse an Vorgän- 
gen im Betrieb ist bei ihnen aufgrund ihrer permanenten Übermüdung be- 
sonders groß und der Kontakt zu Kollegen außerhalb der Arbeitszeit ist völ- 
lig unmöglich, zumal wenn die An- und Abfahrt in werkseigenen Bussen er- 
folgt. Darüberhinaus verlieren sie durch ihre lange tägliche Abwesenheit 
jegliche Beziehung innerhalb ihres Wohngebietes. Die Ansatzmöglichkeiten 
zur Agitation sind also bei diesem Teil der Arbeiterklasse überaus gering. 


Die proletarisierten Bauern stellen einen Teil der Arbeiterklasse dar, der in 
einzelnen Punkten mit dem der ausländischen Arbeiter und dem der werk- 


163) Ein Indikator dafür ist der niedrige gewerkschaftliche Organisationsgrad der 
Arbeiterbauern, die sich eher im Deutschen Bauernverband als im Deutschen Gewerk- 
schaftsbund organisieren. Poppinga gibt dazu folgende Zahlen an: Von allen Arbeiter- 
bauern in der BRD sind 30% Mitglieder des Deutschen Bauernverbandes, während sich 
nur 21% in einer Einzelgewerkschaft des Deutschen Gewerkschaftsbundes organisiert 
haben. Vgl. Poppinga, Onna-Hans, Zur Agrarirage in der Bundesrepublik, in: Lambert, 
Bernard, Bauern im Klassenkampf, Berlin 1971, S. 137, 

164) Vgl. Grubbe, Scheiß auf die Scholle!, a.a.O., und Runge, Frauen..., a.a.O., 
S. 143 ff, 

165) Die Situation der Pendler wurde in einer Sendung des Norddeutschen Rundfunks 
(3. Programm) am 3. 12. 71 sehr aufschlußreich dargestellt. Die Autoren dieser Sen- 
dung waren Werner Borsbach und Sieghard Hennig. Das Manuskript ist beim Nord- 
deutschen Rundfunk erhältlich. 
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tätigen Frauen vergleichbar ist. Treten die Arbeiterbauern in stärkerem Um- 
fang in einem Betrieb auf, wird es der Kapitalist nicht unversucht lassen, sie 
gegen die industriellen Lohnarbeiter auszuspielen. 


Nachwort zur historisch-politischen Bewegung der Bauern in Deutschland 


Die folgenden Bemerkungen skizzieren thesenartig einige politische Proble- 
me der Bauernfrage und sind als Ergänzung des vorstehenden Beitrags ge- 
dacht. Sie sind beschreibend und gehen auf die Ursachen der dargesiellten 
Vorgänge kaum ein; sie sprechen von den Bauern als Gesamtheit, ohne wei- 
ter zwischen ihren verschiedenen Abteilungen zu differenzieren; sie be- 
schränken sich schließlich im letzten Teil auf die Entwicklung der Bauernklas- 
se in Westdeutschland, gehen auf die völlig unterschiedliche Entwicklung in 
der DDR nicht ein. Der alleinige Zweck dieser Bemerkungen ist die Auffor- 
derung, die politischen Probleme der Bauernfrage in die Diskussion mit ein- 
zubeziehen. 


1. Die Entwicklung der Bauernklasse in Deutschland war an die Ökonomisch- 
politische Emanzipationsbewegung der deutschen Bourdeosie gebunden. 
Sie ist durch deren spezifische Verlaufsform bestimmt. 

2. Die Bauernaufstände und-kriege (Ende des 15., Anfang des 16. Jahrhun- 
derts) in der Phase des niedergehenden Feudalismus stellten die erste 
und letzte selbständige politische Artikulation der deutschen Bauern in 
der Neuzeit dar. Sie war in sich widersprüchlich und erhielt sowohl sozial- 
revolutionäre wie rüständige und sozialromantische Momente. Die auf- 
keimende deutsche Bourgeoisie verbündete sich mit den Territorialfürsten 
gegen die Bauern. 


3. Die deutsche Bourgeoisie verblieb ökonomisch und politisch bis tief ins 

19. Jahrhundert im Schatten der feudalabsolutistischen Staatsmacht. Wäh- 
rend in der französischen Revolution das Bündnis von Bourgeoisie und 
Bauern den entscheidenden Hebel zum endgültigen Sturz des Feudalismus 
darstellte, war der Emanzipationsversuch der deutschen Bourgeoisie 1848 
ebenso zaghaft wie ohne nennenswerten Widerhall unter den Bauern ge- 
blieben. 
Die Bauern schüttelten die Fesseln der feudalistischen Produktionsweise 
nicht aktiv ab, sie wurden ihnen vom spätabsolutischen Staat (Preußen) 
oder von der städtischen Bourgeoisie aus Ökonomischen und politischen 
Motiven quasi abgenommen. 


4. Die Klassenkämpfe des 19. Jahrhunderts sind für „die zwischen dem Pro- 
letariat und der Bourgeoisie stehende Masse der Nation, Bauern und 
Kleinbürger“ ') der Prozeß ihres ständigen Schwankens wie ihrer unauf- 


') Karl Marx, Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848 bis 1850, MEW, Bd. 7, S. 21 
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haltsamen Proletarisierung. '.) Die Bauernklasse schwankte zwischen den- 
Polen ihres Eigentumsfanatismus, einer vagen antikapitalistischen Haltung 
und — in revolutionären Perioden (allerdings nicht in Deutschland) — dem 
Zusammenschluß mit Teilen des Kleinbürgertums und dem Proletariat ge- 
gen die „koalisierte konterrevolutionäre Bourgeoisklasse“ ?. „Die Bauern 
befanden sich ungefähr in derselben Lage wie die Kleinbürger, sie hatten 
ungefähr dieselben sozialen Forderungen zu stellen“ *. „Die demokrati- 
schen Kleinbürger, weit entfernt, für die revolutionären Proletarier die 
ganze Gesellschaft umwälzen zu wollen, erstreben eine Änderung der 
gesellschaftlichen Zustände, wodurch ihnen die bestehende Gesellschaft 
möglichst erträglich und bequem gemacht wird“ *. Sie verlangen Schutz- 
maßnahmen gegen das Kapital und die Herstellung bürgerlicher Eigen- 
tumsverhältnisse auf dem Lande. Ihr Bewußtsein, zwischen und über den 
Klassen zu stehen, geht mit einer kleinmütigen Politik und ständigen po- 
litischem Schwanken einher. 


. Die seit 1860 rasch voranschreitende Akkumulation des Kapitals in Deutsch- 
land bewirkte anders als in England keine Kapitalisierung der Landwirt- 
schaft (mit Ausnahme Preußens). Das Gesetz, „daß die ökonomische Ent- 
wicklung die Funktionen an verschiedene Personen verteilt und der Hand- 
werker oder Bauer, der mit seinen eigenen Produktionsmitteln produziert, 
... sich entweder nach und nach in einen kleinen Kapitalisten verwandeln 
(wird), der auch fremde Arbeit exploitiert, oder er... seiner Produktions- 
mittel verlustig gehen und in einen Lohnarbeiter verwandelt werden“ °) 
wird — dieses Gesetz setzte sich in Deutschland nur zögernd und vor- 
wiegend im Sinne seiner zweiten Seite durch. 


Die Bauern in Deutschland wurden zur Klasse, „welche innerhalb der Zivi- 
lisation die Barberei vertritt“ °%) — Objekt und nicht Subjekt der politischen 
Bewegung, passiver konservativer Boden der deutschen Gesellschaft, we- 
der eindeutig mit der Bougeoisie noch gar mit dem Proletariat verbündet. 


1,) Zum Entwicklungsgrad des Klassenantagonismus im 19. Jahrhundert und der 
Analyse der französischen Bauernklasse vgl. Projekt Klassenanalyse, Zur Taktik der 
proletarischen Partei, Berlin-West, 1971 und Joachim Bischoff, Zu einigen Grund- 
fragen revolutionärer Taktik, Sozialistische Politik 14/15, Berlin-West, 1971, S. 110 ff. 
2) Karl Marx, Die Klassenkämpfe..., e. c., S. 60 


3) ebenda 

*) Karl Marx, Ansprache der Zentralbehörde an den Bund, Marx/Engels-Ausgewählte 
Werke, Bd. 1, S. 101 

5) Karl Marx, Theorien über den Mehrwert, 1. Bd., MEW 28. 1, S. 384 

6) Karl Marx, Die Klassenkämpfe..., e. c., 44. Das ist natürlich nicht als ‚Versagen' 


der Bauern zu betrachten, sondern als Folge ihrer durch die kapitalistische Entwick- 
lung produzierten Lage. 
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6. Mit dem Übergreifen des industriellen Kapitals auf den landwirtschaftlichen 
Produktions- und Lebensprozeß (vor allem in Form der Auslagerung von 
Produktions- und Zirkulationsfunktionen sowie der Verdrängung der bäu- 
erlichen Produktion von Gebrauchsgütern für den Eigenbedarf, vgl. vor- 
stehender Aufsatz) und den ökonomischen und politischen Krisen der 
ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts gerieten die Bauern stärker in 
politische Bewegung, die sich an den konservativen Flügel der deutschen 
Bourgeoisie und die Faschisten anlehnte. 


7. Auch die zügige Akkumulation des westdeutschen Kapitals nach dem 2. 
Weltkrieg brachte keine Kapitalisierung der traditionellen Landwirtschaft 
mit sich. Bis zum Anfang der 60-er Jahre unterstützen die Bauern fest die 
rechtsgerichteten Parteien. Ihre Lage blieb durch chronische Ökonomische 
Rückständigkeit und zunehmende Proletarisierung gekennzeichnet. 


8. Die sozioökonomische Entwicklung der Bauernklasse ’) kristallisiert sich 

gegenwärtig in folgenden Tendenzen: 

— selbständige traditionelle Bauernwirtschaften in einfach oder kapita- 
listisch warenproduzierender Form 

— selbständige Bauernwirtschaften in einfach oder kapitalistisch waren- 
produzierender Form im Bereich der hochspezialisierter Veredelungs- 
produktion 

— nur noch formal selbständige, einem Nahrungsmittel- oder Zirkulations- 
kapital angeschlossene Bauernwirtschaften 

— Zu- und Nebenerwerbsbetriebe 

— Arbeiterbauern 


Diesen hier skizzierten unterschiedlichen Produktionsweisen der einzel- 
nen Abteilungen der Bauernklasse entsprechen unterschiedliche Bewußt- 
seins- und Organisationsformen. Einschließlich überkommender Tradi- 
tionen politischer, religiöser Art etc. sind diese Bewußtseins- und Organi- 
sationsformen in die klassenanalytische Untersuchung mit einzubeziehen. 


9. Die Bauern handeln als Klasse nicht politisch selbständig, sondern sie rea- 
gieren passiv auf die Bewegung der beiden Hauptklassen. Ihr Öökono- 
mischer Niedergang, die Abhängigkeit vom Staat, ihr Selbstverständnis 
als Mittelklasse und ihre aufgrund ihrer Produktionsweise traditionell 
konservative soziale Einstellung bestimmen ihr Bewußtsein. Ihre gegen- 
wärtige politische Radikalisierung ist eher unklar und hilflos als faschistoid. 


10.Bislang haben sich die verschiedenen sozialistischen und kommunisti- 
schen Gruppen außer in abstrakt programmatischer Weise sehr wenig um 
die Bauernfrage gekümmert. Die Ansätze der DKP — die mit denen der 
DDR gegenwärtig am fortgeschrittensten sind — sollen demnächst in den 
„Problemen des Klassenkampfs behandelt werden. Diese und folgende 


7) Es ist mit fortschreitender Auflösung der Einheitlichkeit der Klassenlage der 
Bauern besser, anstelle des Begriffs ‚Bauernklasse‘ den der ‚ländlichen Produzenten’ 
zu wählen. 
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aus D „Kritische Studien zur 
© reine: Politikwissenschaft“ 
Herausgegeben von Walter Euchner, 
Gert Schäfer und Dieter Senghaas 
Dieter Senghaas 
Abschreckung und Frieden 
Studien zur Kritik organisierter Friedlosigkeit 
1969, 320 Seiten, Kartoniert 18,— DM, Leinen 26,— DM 


Gisela Kress, Dieter Senghaas (Hrsg.) 
Politikwissenschaft 

Eine Einführung in ihre Probleme 

1969, 2. Auflage 1970, 518 Seiten, kartoniert 23,— DM 


Claus Koch, Dieter Senghaas (Hrsg.) 

Texte zur Technokratiediskussion 

Texte von Andre Gorz, Jean Meynaud, Wolf-Dieter Narr, 
Claus Offe, Dieter Senghaas u. a. 

1970, 2. Auflage 1971, 360 Seiten, kartoniert 23,— DM. 
Leinen 32,— DM 


Helga Grebing 
Konservative gegen die Demokratie 


Konservative Kritik an der Demokratie in der Bundesrepulsiik 


1971, 466 Seiten, kartoniert 38,— DM, Leinen 48,— DM a 


Frankfu rt am Main 
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Artikel wollen die notwendige Diskussion um die sozioökonomische Situa- 
tion, politische Einschätzung der Bauern und die geeignete Taktik ihnen 
gegenüber vorantreiben. Die Diskussion muß auf die Frage zielen, welchen 
Stellenwert der Bauernklasse in der revolutionären Taktik der wiederent- 
stehenden kommunistischen und Arbeiterbewegung zukommt. Das gegen- 
wärtige Elend der Bauern ist nur in einer sozialistischen Produktionsweise 
aufhebbar. 


Dabei darf aber nicht vergessen werden, daß das Problem der Bauern 
eine eher tagespolitische Brisanz hat (z.B. EWG), überdies in jede Ana- 
Iyse der Klassenbewegung kapitalistischer Gesellschaften einzubeziehen 
ist, jedoch in Ländern mit hochentwickeliem Kapitalverhältnis wie der BRD 
eine durchaus untergeordnete Rolle spielt. Gerhard Armanski 
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Redaktionskollektiv Gewerkschaften“ 


ZU EINIGEN ASPEKTEN DER KLASSENKÄMPFE IN WESTEUROPA 
IN DEN 60 ER JAHREN 
ANHAND AKTUELLER UNTERSUCHUNGEN 


. Die westeuropäischen Klassenkämpfe und die Rolle der Gewerkschaften 


Wir haben im letzten Heft einige Thesen zur Analyse der Gewerschaften ent- 
wickelt, die der Differenzierung und der historischen Konkretion bedürfen, 
Im folgenden geht es deshalb darum, anhand einiger jüngst erschienener 
Schriften zur Entwicklung der Klassenkämpfe in den kapitalistischen Län- 
dern ') den Versuch zu unternehmen, grundlegende Tendenzen der histori- 
schen Entwicklung ansatzweise darzulegen, welche wir in unseren Thesen 
abstrakt zu benennen versuchten. Dabei kann es sich keinesfalls um eine 
genaue historische Analyse der ökonomischen Entwicklung und der Ent- 
wicklung der Klassenkämpfe, der politischen Strömungen, der Gewerkschaf- 
ten und der Theorien über sie handeln, sondern nur darum, vorliegende 
historische Darstellungen daraufhin zu überprüfen, wieweit aus ihnen sich 
allgemeinere Aussagen über die Klassenkampfsituationen in hochentwickel- 
ten kapitalistischen Ländern ableiten lassen bzw. wieweit historische Beson- 
derheiten eine Rolle spielen. Es kann deshalb auch nicht darum gehen, 
sämtliche Aufgaben, die wir für eine Analyse der Gewerkschaften aufgestellt 
haben, jetzt im einzelnen einzulösen, sondern wir wollen den vorläufigen 
Versuch machen, einige Momente der sich entwickelnden Kämpfe, so wie 
sie in den vorliegenden Analysen dargestellt werden, auf ihre allgemeineren 
Inhalte hin durchsichtig zu machen, wobei sicherlich im einzelnen noch ge- 
nauere Überprüfung und Ausführung anhand gründlicher empirischer Unter- 
suchungen notwendig ist. 


*) Jürgen Hoffmann, Christel Neusüß, Willi Semmler 


!) vor allem: Detlev Albers, Werner Goldschmidt, Paul Oehlke, Klassenkämpfe in 
Westeuropa, England, Frankreich und Italien, rororo aktuell, Hamburg 1971; Kursbuch 
26, Dezember 1971 (Die Klassenkämpfe: in Italien). 
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A Hauptthese war die, daß die Gewerkschaften ‚nicht ‚losgelöst von ‚der 


der. es der. Arbeiterklasse und der wirklichen Bedingungen “und "Möglich- 
keiten der Entwicklung.von. ‚Klassenbewußtsein_erfolgen_kann. Dies gilt für 
die gewerkschaftlichen Organisationen der Arbeiterklasse insofern weit mehr 
als für die politischen Parteien, weil ihre Entwicklung als Organisation in 
weitaus unmittelbarerer Weise als die der Parteien von abgemilderten bzw. 
verschärften Formen des Heraustretens der Widersprüche, welche im Akku- 
mulationsprozeß des Kapitals für die Arbeiterklasse erzeugt werden, be- 
stimmt ist. Gerade die Tatsache, die immer als die Beschränkung der Gewerk- 
schaften angesehen wird, nämlich daß sie zunächst die materiellen Interessen 
der Arbeiter gegen das Kapital organisieren und nicht die politischen der 
ganzen Klasse gegen Kapital und Staatsapparat, ist die Grundlage dafür, 
daß die Gewerkschaften in ganz andrer Weise durch die Entwicklung der 
materiellen Widersprüche des kapitalistischen Reproduktionsprozesses in 
ihrer Entwicklung kontrolliert sind, als die politischen Parteien. Daß diese 
viel entscheidender der Gefahr der Verselbständigung aufgrund obsolet ge- 
wordener politischer Theorien, verfestigter bürokratischer Apparate, eta- 
blierter Machtpositionen, Befürchtungen von Schwächung der Partei bei 
Änderung ihrer politischen Taktik ?) etc. ausgesetzt sind als die Gewerk- 
schaften, macht die Entwicklung der letzten Jahre deutlich. Denn unter dem 
Einfluß der seit Mitte der 60er Jahre neu aufbrechenden Klassenkämpfe 
gerieten zunächst nicht die großen traditionellen Arbeiterparteien, die KPs 
Italiens und Frankreichs etwa, und erst recht nicht die sozialdemokratischen 
Volksparteien der BRD und Großbritanniens in Bewegung, sondern die Ge- 
werkschaften. 


So schreiben Albers, Goldschmidt und Oehlke: „Die bis zum heißen Herbst 
ständig zunehmende Militanz der Basis zwang die Gewerkschaften in einem 
bisher unbekannten Ausmaß, ihre Eignung und Glaubwürdigkeit als Kampf- 
instrument der Arbeiterklasse unter Beweis zu stellen.“ *) Demgegenüber 
stellt Magri, Mitglied der ‚Manifesto‘-Gruppe, die These auf, daß die Orientie- 
rung der KPI an Einheitlichkeit, Geschlossenheit und Schlagkraft der Partei 
als Organisation diese dazu führte, daß sie nicht mehr in der Lage sei, die 
neu aufbrechenden Kämpfe der Arbeiter anzuführen und ihnen eine Richtung 
zu geben. Diese Aufgabe würde implizit den Gewerkschaften überlassen: 
„Der Schritt von der Bestimmung der allgemeinen Linie zur Organisation 
eines Kampfes oder die Information und Reflexion über eine Kampferfahrung 
wird nicht getan; dafür fehlen die praktischen Instrumente, die organisato- 
rischen Traditionen, die Kader und die effektive Macht. Dadurch fällt die 
Bewegung- auch im nationalen Maßstab- schließlich den Gewerkschaften in 
die Hände: die politische und theoretische Polemik der KPI gegen den 
‚Pansyndikalismus‘ endet so in einer Praxis, die fast alle Kämpfe für Refor- 


2) vgl. dazu L. Magri, F. Maone, Die kommunistische Partei Italiens, in: Kursbuch 26, 
a.2.0., S. 34 
3) Albers u. a., a.a.O., S. 198 
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men den Gewerkschaften überläßt.“ *) Die kommunistischen Parteien haben 
ihre politische Organisation und Taktik, die in ihren wesentlichen Inhalten 
als Volksfrontstrategie und Bündnispolitik im Kampf gegen den Faschismus 
entwickelt und in einer längeren Phase der Prosperität des Kapitals und des 
vergleichsweisen Stillstands der Klassenkämpfe beibehalten wurde, noch 
nicht, wenigstens nicht in einer für für den äußeren Beobachter sichtbaren 
Weise, verändert. Dagegen lassen sich bei den Gewerkschaften Veränderun- 
gen | registrieren, welche ‚unter_dem_Druck. der "neuen und hef „heftigen. Klassen- 
nen Ergebnisse für F Frankreich: „In der Darstellung der Klassenkämpfe seit 
1968 sind die politischen Parteien weniger hervorgetreten als die Gewerk- 
schaften“ °) und dies gilt genauso für ihre Darstellung der Kämpfe in Italien. 


Die Ver ränderungen, welche die italienischen und französischen Gewerk- ; 
schaften erfahren, sind. unmittelbare Wirkungen der Kämpfe. Sie laufen in ! 


a mn ehe De ee Zu: 


beiden Ländern. auf e eine 'e Aufhebung. der Spaltung. der Gewerkschaften in 


ar 


politische Bichlüns ge WeR  h zum ‚anderen. auf f _Demokratisferungs- 


na ren nme ara eran 


Si ch Föhr A in den Streiks des Mai 
1968 erk: kamslıe Ausweitung der gewerkschatlichen Rechte im Betrieb °) und 
die in der folgenden Zeit real durchgesetzte Tariffähigkeit der betrieblichen 
Gewerkschaftssektionen ’) auf der einen Seite zur Befähigung der Gewerk- 
schaften, in den Kämpfen in den Großbetrieben eine entscheidende Rolle zu 
spielen, zum anderen bildet die verstärkte Macht der betrieblichen Gewerk- 
schaftssektionen zusammen mit dem Linksrutsch der CFDT (im Zusammen- 
hang mit der Mai-Revolte) die entscheidende Grundlage von Vereinheitli- 
chungsbestrebungen zwischen den beiden großen Richtungsgewerkschaften 
CGT und CFDT.°?) Die sozialdemokratische Gewerkschaft F.O., an der die 
Kämpfe vorbeigehen, als sei nichts gewesen, verliert demgegenüber an Be- 
deutung und Einfluß. 


In m bildet ‚vorallem der_ gemeinsame. Karnpf der. Arbeiter auf ‚Betriebs- 


Be ee A e 


EI UA AE0ORR 
rue. Teer une ar PER REIN BENE 


Organisationen ”) und für Bar „Vereinheitlicehungsbewegung zwischen kom- 


ri 


er 


*) Magri/Maone, a.a.O,. S. 42. 
5) Albers u. a, a.a.O., S. 99 

6) ebd., S. 65 

?) ebd., S. 66 


8) vgl. ebd., S. 96-98. Zum Problem der inneren Demokratisierung vor allem der CGT 
berichten die Verfasser, daß es aufgrund „der Unterschätzung des spontanen Selbst- 
bestätigungs- und Demokratisierungsbedürfnisses wachsender Teile der Arbeiter- 
klasse“ durch die CGT während der Mai-Revolte zunächst zu einem Verlust des Ein- 
flusses und zu einer Kritik von der Basis her kam. „Die Anerkennung der betrieblichen 
Gewerkschaftsektionen erwies sich seit ihrer Realisierung 1968 als ein bedeutsamer 
Motor der inneren Demokratisierung der CGT.“ (ebd., S. 98) 


?) vgl. F. Ciafaloni, Die Gewerkschaften und der Kampf der Arbeiter in Turin, in: 
Kursbuch 26, a.a.O., S. 59, 61; vgl. auch ebd. Dossier 2: Chronologie der Kämpfe 
in Italien, S. 102 
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munistischer, christlicher und sozialdemokratischer Gewerkschaft. Schon im 
‚Sommer. „1969 bildeten sich in allen drei Gewerkschaften „Mehrheiten, die 
!bestimmte Voraussetzungen für die Realisierung der ‚organischen Gewerk- 
schaftseinheit‘ zu erfüllen bereit waren, wie die Autonomie der Klassenge- 
werkschaft, abgesichert durch formale Imkompatibilitätsregeln, Überwindung 
i der parteiorientierten Gewerkschaftsfraktionen zugunsten einer umfassen- 
den gewerkschaftlichen Demokratie unter möglichst weitgehender Beteili- 

! gung der Basis.. . Aber erst die Entstehung der Fabrikräte, die sich in den 
Betrieben nur als gewerkschaftliches | Einheitsöorgan halten konnten, ‚sorgten 
für einen Zugzwärig zur Gewerkschaftseinheit.“"%) 


Treffen die ee. der neuen Kämpfe der Arbeiter in ee, auf Ge- 


wo de "linken Gruppen eine ae! Rolle spielen —, so lernt die Ge- 
werkschaft im weiteren Verlauf aus den Kämpfen: „An der Basis’ der Gewerk- 
schaften setzt ein "Erneuerungsprozeß ein, der darauf abzielt, ein qualitativ 
neues Verhältnis zu den Arbeitermassen herzustellen und die neuen an 
formen und Forderungen in die gewerkschaftliche Strategie einzubauen... 

Der Druck der Basis zwingt die anderen Gewerkschaften, sich mit den neuen 
Tatsachen abzufinden und auf _die Strategie der.jeweils-iorschrittlichsten Ge- 
werkschaft e "einzuschwenken. Äuf einer qualitativ neuen Ebene stellt sich die 


er sa: 


‘Einheit der Arbeiter und Gewerkschaften im Betrieb wieder her.“ 12) 


Ist die Gewerkschaftseinheit, wie Ii Manifesto feststellt, '?) auch von Interesse 
für das Kapital, insofern das Kapital „einen starken geschlossenen Gewerk- 
schaftsapparat als glaubwürdigen Verhandlungspartner benötigt“, so kommt 
f doch auf der anderen Seite eine Vereinheitlichung der Gewerkschaften, 


BE a RE 
) 


welche den Klassenkämpfen selbst entspringt und welche. von.den großen 


Betrieben ausgeht, “eben nicht den Kapitälinteressen ‚entgegen; sie bildet 


| 
| 

| dagegen, Zumindest "söfänge der Druck von unten anhält, die Voraussetzung 
‚ einer en Position der Arbeiterklasse gegen das Kapital. I 


Stellt sich in Großbritännierndas Problem einer Veränderung der Gewerk- 
schaften hin zu InStrümenterfi des Klassenkampfes auch insofern anders als 
in Italien und Frankreich, weil das Problem der Demokratisierung zentraler 


10) Albers u. a., a.a.O,, S. 189 


11) vgl. dazu P. Schneider, Die Massen, die Gewerkschaften und die politischen Avant- 
garden, in: Kursbuch 26, a. a.O., S. 149f. Schneiders Analyse zeigt am besten, wie 
der Prozeß der Veränderung der Gewerkschaften während der Klassenkämpfe erfolgte, 
und wie sich die politischen Avantgarden mit ihrer abstrakten Ablehnung der Gewerk- 
schaften von den Massen der kämpfenden Arbeiter entfernten. 

12) ebd., S. 150. 

13) M. Serafini, Die Einheit der revolutionären Linken herstellen, in: Kursbuch 286, 
2.2.0. S. 180 


14) vgl. dazu auch die Position von I! Manifesto: „Diese Ambivalenz und dieser Wider- 
spruch begründen unsere Weigerung, einen frontalen, liquidatorischen Kampf gegen 
die Gewerkschaften zu führen, wie es uns viele Gruppen nahelegen.“ (ebd., S. 180) 
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Gewerkschaftsapparate in Großbritannien weniger zur Diskussion steht — 
traditionell ist aie Sitvatien in Gießo:iiannien zunächst durch vergleichsweise 
starke Positionen der beiriebiichen Organ.satienen (shop stewards) und 
durch die Schwäche zeni;aier Gewerkschalisa@zparaie gekennzeichnet —, SO 
deutet sich do:h auch in Großbritannien eine Eniwickiung der Gewerkschaäf- 
ten an, die auf die Netwendigkeiten stärkerer Kampforganisationen des Pro- 
letariats antworiet. Der Widerspruch zwischen zentralen Gewerkschaits- 
organisationen ı!ınd shep siewards, welcher inhaltlich in einer außerordent- 
lichen Militanz auf Betriebsebene, einer sozialpartnerschaftlichen Ideologie 
und Integrationswilliekeit auf zentraler Gewerkschaftsebene besteht — ein 
Widerspruch, der sich als solcher unter dem Gesichispunkt auflöst, daß weder 
auf Betriebsebene ncch in den zentralen Organisationen das kapitalistieche 
System in Frage aestellt wurde —, !?) beginnt sich in Ansätzen auf eine Ver- 
änderung in Richtung versiärkter Kampffähigkeit und Kampfbereitschaft der 
Gewerkschaf!en zu bewegen. Gingen auf der einen Seite von den Shon- 
Steward-ifomitees der Großunternehmen die Pulse zu multigewerkschaft- 
lichen Zusammenschlüssen aus, '*) so gewannen in den zentralen Gewerk- 
schaften (Metall- und Transportarbeiter, A.E.F. und T.G.W.U.) die linken 
Fraktionen an Macht und konnten in den letzten Jahren antikommunistische 
durch linke Gewerkschaftsführer an der Spitze erseizen. '”) Einleitend zu 
dem Kapitel über Gewerkschaften in Großbritannien stellen Albers/Gold- 
schmidt/Oehlke fest: „In der Streikperiode von 1968-1971 wurden in der 
britischen Gewerkschaftsbewegung weitreichende Veränderungen sicht- 
bar.“ '®) Selbst der TUC-Gewerkschaftskongreß, der am stärksten durch die 
Anpassung ans kapitalistische System geprägt ist, war unter dem Druck der 
Klassenkämpfe in den leizten Jahren gezwungen, die siaatliche Einkommens- 
politik der Labourregierung abzulehnen, nachdem der Vorstand der TUC 
sich ihr zunächst gefügt hatte.'?,) 


Wir werden auf die Entwicklung in England noch näher eingehen, doch zeigt 
dieser grobe Überblick schon, daß die gewerkschaftliche Form der Organi- 
“ sation der Arbeiter in der gegenwärtigen Entwicklungsphase des Kanitalis- 
mus offenbar diejenige ist, welche zunächst, d. h. im Zuge eines neuen Auf- 


») vgl. dazu H. Hüppauf, Fordstreik, Anti-Streik-Gesetze und der Mythos der Militanz, 
in: Sozialistische Politik, Nr. 3 1969 


16) vgl. Albers u. a., S. 271 
7) vgl. ebd., S. 270 
8) ebd., S. 267 


* ) vgl. ebd., S. 243, 267. Dabei existieren allerdings, wie die Verfasser zeigen, in 
England immer noch rechte Gewerkschaftspositionen wie die GMWU und die ETU, 
die sich mehr oder weniger hinter die Disziplinierungspolitik stellen. (vgl. dazu ebd., 
S. 273ff.,) Über die zukünftige Entwicklung dieser Gewerkschaften vermuten Albers 
u. a.: „Auf die Dauer läßt sich allerdings eine restriktive Gewerkschaftspolitik bei der 
sich verschlechternden sozialen Lage und der anwachsenden Kampfbereitschaft der 
britischen Arbeiter nicht aufrechterhalten... (Es folgen Einzelbeispiele) ... Die wach- 
sende Streikaktivität ihrer Basis und der seit Jahren kontinuierliche Mitgliederschwund 
machen neue Handlungsspielräume für die gewerkschaftliche Basis frei.“ (ebd., S. 276) 
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schwungs der Klassenkämpfe nach einer langen Prosperitätsphase des 
Kapitalismus, am ehesten in der Lage ist, ihre inneren Verhärtungen und 
Verselbständigungen aufzubrechen und — der Tendenz nach — sich zum 
Kampinstrument zu entwickeln. 


Es ist das Verdienst von Albers, Goldschmidt und Oehlke, daß sie in ihrer 
empirischen Aufarbeitung und Darstellung von sozio-Öökonomischer Lage der 
Arbeiterklasse, Entwicklung der Klassenkämpfe sowie der Arbeiterorgani- 
Gewerkschaften im Zusammenhang mit der. Verschärfung von W ‚Widersprüchen 
im ‚Reproduktionsprozeß_ des. Kapitals. geschieht, welche in den jeweiligen 


Ländern. unterschiedliche. Gestalt. a ‚nnehmen. 


N. Zum Zusammenhang von Klassenkämpfen und ökonomischer Entwicklung 
in Westeuropa 


Im weiteren wollen wir jetzt anhand der vorliegenden Veröffentlichungen die 
Frage untersuchen, inwieweit sich die ökonomischen Hintergründe der Klas- 
senkämpfe und ihre faktischen Ausgangspunkte in den letzten Jahren auf 
allgemeinere Zusammenhänge in der Entwicklung des Kapitalismus in den 
höcheniwickelten v westeuropäischen kapitalistischen Ländern zurückführen 
lassen. Natürlich muß auch dabei zunächst festgehalten werden, daß die 
besondere Eniwicklung des materiell-ökonomischen Reproduktionsprozesses 
in den einzelnen Ländern, die Klassenkampftradition, der Charakter der 
traditionellen_Arbeiterorganisationen und die besonderen. ‚Politischen _Ver- 
hältnisse von enormer Bedeutung für die wirkliche Entwicklung und den Ver- 
lauf der Klassenkämpfe sind. 


Indem wir hier versuchen, die allgemeinen Tendenzen in der kapitalistischen 
Entwicklung aufzuzeigen, kann der Vorstellung entgegengearbeitet werden, 
als sei die jeweilige Lage der Arbeiterklasse in den verschiedenen Ländern, 
durch die jeweilige Besonderheit des Kapitalismus oder durch die besonde- 
jren negativen Einflüsse des nationalen ‚Monopolkapitals‘ und des Staatsap- 
‚parats bestimmt. Diesem Fehler sind auch die Verfasser der „Klassenkämpfe 
‚in Westeuropa“ nicht ganz entgangen, wenn die Lebens- und Arbeitsbedin- 
‚gungen der Lohnarbeiter in den untersuchten Ländern jeweilig als die mise- 
jrabelsten erscheinen und die wirklichen Unterschiede in der Lebenslage der 
‚Arbeiterklasse in Großbritannien, Frankreich _und. Ttalien,. ‚ihre. eigentlichen, 
isie > frennenden Differenzen, ‚nicht mehr deutlich ‚gemacht werden können. 


Die ökonomische Entwicklung des Kapitalismus in den westeuropäischen 
Ländern hat in der Nachkriegszeit vielmehr in allen diesen Ländern gemein- 
same Phänomene hervorgebracht: so die Entfaltung der Produktionspotenzen 


der nationalen. Arbeit, die Akkumulation. Es Könzentratiom” der-Prödüktions- 


Produktiönsbedingungen in immer. a "Händen, das ‚Anwachsen der 
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Lohnarbeiterklasse in allen oben bezeichneten Ländern, eine bestimmte 
Entwicklung der Lebensbedingungen einzeiner Arbeiterschichten, eine teils 
schon längerfristig vorhandene, teils periodisch hervortretende Unterbeschäf- 
tigung und Arbeitslosigkeit und eine enorme. Intensifikation der. Arbeit Mitte 
der. 60er. ‚Jahre als Folge technologischer Umwälzungen, enormer Ökono- 
misjerung c der Arbeit und der Produktionsbedingungen sowie. der Anwendung 


neuer Entiohnungsformen. 


Weiterhin zeichnete sich eine zunehmende Bedeutung des Staates_im Re- 
produktions- und _Wachstumsprozeß. .des Kapitals in allen ‚kapitalistischen 


Ländern ab, sei es als Folge-längerfristiger.-Akkumulationsschwierigkeiten, 
sei es als. Folge von Klassenkämpfen und zyklischen Krisen, wobei die 
wachsende Bedeutung des Staates in den einzelnen Ländern mehr oder 
weniger beschleunigt wurde durch sozialdemokratische Regierungen (etwa 
in Großbritannien und den skandinavischen Ländern). Die Staatseingriffe 
hatten aber nicht nur diese zunehmende Bedeutung des Staates im Repro- 
duktions- und Akkumulationsprozeß des Kapitals und eine Inflations- und 
Steuerlast auf den Arbeitslohn zur Foige, sondern sie nahmen auch Einfluß 
auf die Lohnbewegung. und die ‘Lohnrate selbst, z. B. über Lohnstops und 
Einkommenspolitik. Ebenso ging von hier „Anfang der 60er Jahre eine Ten- 


u a er N 


schaften.in..den. Di (in staatliche "Planungsgremien/institutionen 
etwa) sowie die .Disziplinierung_gewerkschaftlicher Tarifkämpfe und Streiks 


über die SiaalsgeWalt a B. Antistreikgesetzgebung in Großbritannien). _ 
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Diese allgemeinen Phänomene, die sich in fast allen hochentwickelten west- 
euröpäischen Ländern 'herausgebildet haben und die durch die jeweiligen 
Besonderheiten in der ökonomischen Entwicklung, der Stellung der einzelnen 
nationalen Kapitale auf dem Weltmarkt, der Klassenkampftradition der Arbei- 
ter und ihrer traditionellen Organisationen mehr oder minder beeinflußt 
werden, können aber auch.von Albers.u. a..nur unzureichend erklärt werden 


a en er 


auf der Basis des von ihnen eingenommenen t theoretischen Är Ansatzes 'vöm 


nenn een er EN. TER enge rn ge Er re EN ne v < 


'staatmonopolistischen. Kapitalismus‘. ! 18) Im folgenden wollen wir versuchen, 
wenn auch nur in thesenhafter Form, "auf Grundlage der Marxschen Theorie 
und einiger wichtiger empirischer Untersuchungen über den materiell-öko- 
nomischen Entwicklungsprozeß der westeuropäischen Länder der Nachkriegs- 
zeit diese oben angeführten Phänomene — und damit auch die wirklichen 


Ansatzpunkte der Klassenkämpife der letzten Jahre zu untersuchen. 


Eine grobe Analyse der hochentwickelten westeuropäischen Länder — soweit 
sie aus den vorliegenden Untersuchungen schon vorläufig leistbar ist — läßt 
zwei Perioden einer allgemeinen Entwicklung erkennen. Die erste zeuone 


Pr. on 


18) vgl. dazu die Kritik in: Semmler/Hoffmann, Kapitalakkumulation, Sidatseinaniffe 
und Lohnbewegung, in: PROKLA 2/1972 
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oT KATRIN PROF EET ANETNREarrn. .r 


ra ET 


Se, 


der beschleungten Kapitalbildung und Kapitalakkumulation reicht etwa bis 
Anfang < oder Mitte derGoer Jahre und schließt in mehreren Ländern mit a 


ersten stärker Weitlergen. Zyklis schen Krisen ab. In Großbritannien 1962, 
italien 1964, Frankteich 1682 und 1884, in der BRD, Belgien und den ee 
landen 1966/67. Wir wollen uns zunächsi' dieser ersten Periode der Kapital- 


entwicklung zuwenden und sie grob umreißen. 


Der zweite Weitkrieg hatte zwar ebenso wie der erste eine enorme Vernich- 
tung, Entwertung und Zeisiörung von Kapital in stofflicher und. wertmäßiger 
Förm zur Folge, andererseiis blieben aber hefiige Klassenkämpfe, wie sie sich 
etwa nach dem ersten Welikr ieg eniwickeit hatten, und weltweite Stagna- 
tionstendenzen aus. '”) Wichtig jedoch für die beschleungie Entwicklung in 
den westeuropäischen Ländern — auch im Vergleich mit den USA — waren 
neben dieser Kapitalvernichiung und der Ausweitung des äußeren Absatz- 
feldes, der r Wiederherstellung d&s Weltmarktes und der vorhandenen Quüälifi- 


Bauyle a a nn 


kationen der Gesamtarbeitskraft 2 ee 


. £) eine — vergleichsweise zu den USA — enorme Ausweitung der _Produk- 
‚uonspotenzen 


Pr 


Bl eine sehr viel größere Exploitionsrate . der angewandien Arbeit, die das 
”akkumulationsfähige Mehrprodukt und die Akkumulationsratebedeu- 
tend ansteigen ließ. Überdies spielte, — verglichen mit der Zeit nach dem 
ersten Weltkrieg — der Staatsapparat schon von Beginn der erneuten 
Akkumulationsbewegung des Kapiials’& eine viel wichtigere. ‚Rolle, bei der 
Entfaltung der der Produktionspotenzen, de der Fi Festsetzung. der Lohnrate und 
der Kapitalakkumulation.”) 


en 


es 
; 
\_ 


zu a) Die durchschnittlichen Wachstumsraten von 1950 bis 1962 waren für 
die nordwesteüropälschen länder 4,8% und für Italien 6%; für die USA da- 
gegen nur 3,3%. Diese Differenz ist nach einigen neueren amerikanischen 
Untersuchungen ??) weniger auf rapide Entwicklung der Technologie, der 


Bildungsausgaben und der Qualifikation der u eis Ali (letzteres die An- 


der onen die Absorption "unbes reg oder unproduktiv be- 


schäftigter Lohnarbeiter aus Produktionszweigen mit Kleinunternehmen und 


19) vgl. dazu A. Hansen, The American Economy, New York 1957 und ders., Amerika 
in der Weltwirtschaft, Wiesbaden 1947 


0) vgl. dazu F. Janossy, Das Ende der Wirtschaftswunder, Ffm, o. J. 

?!) vgl. Hansen, a.a.O. In diesem Zusammenhang kann hier nicht die Frage gelöst 
werden, wie der Aufschwung zustande kam und wie die hier aufgeführten besonderen 
und allgemeinen Faktoren auf dem Hintergrund der Akkumulationstheorie in Zusam- 


menhang zu setzen sind, was einer ausführlichen historischen Untersuchung überlas- 
sen bleiben muß. 


22) im bes. F. Denison, Why Growth Rates Differ: Postwar Experence in Nine Western 
Countries, Washington 1967 
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aus der Landwirtschaft und der Neueingliederung von. ‚Lohnarbeitern in ‚jene 


een für Frankreich die BRD und Italien, während für den englischen 
Kapitalismus infolge seiner frühzeitigen Industrialisierung und Kapitalisierung 
der Produktionsbedingungen — auch in der Landwirtschaft! — und seiner 
schwächer werdenden Stellung auf dem Weltmarkt eine solche Entfaltung der 
Produktionspotenzen nur im stark eingeschränkten Maße möglich war. Die 
Wachstumsraten für Großbritannien von 1950-1962 betrugen nur durch- 
schnittlich 2,3%/0. Dazu schreibt Denison: „Das charakteristische Merkmal des 
ökonomischen Wachstums in England war der geringe Vorteil, der aus einer 
Re-allokation der Ressourcen von der Landwirtschaft und der Kleinproduk- 
tion und — als Konsequenz davon — der geringe Vorteil, der, verglichen mit 
den anderen europäischen Ländern — aus einer großen Stufenleiter der 
Produktion gezogen werden konnte. Da dieser Zugang zu einer hohen 
Wachstumsrate für England verschlossen war, fiel es in seiner Wachstums- 
rate des Einkommens hinter die anderen westeuropäischen Länder zurück.“ *) 
Die Konzentration und Zentralisation des Kapitals, die schwerpunktmäßige 
Akkumulation.in.bestimmten. „Produktionszweigen--mit massenhafter Produk- 
tion, ist-.nur_Folge_des_oben ausgeführten Prozesses. 2°) Dies gilt insbeson- 
dere für Frankreich und die BRD, ebenso aber auch für Italien, seine un- 


23) Dazu Denison: „Ein Hauptfaktor für das ökonomische Wachstum (der europäischen 
Länder) ist die ne -Allokation_ der Kor nei von. en „mit. a 


produktion, wo ihr ag zum Wert des Produkts nur gering war, zu jenen nicht- 
landwirtschaftlichen Produktionszweigen hervorgerufen, in denen ihr Beitrag sehr viel 
größer war. Diese Re-Allokation ist natürlich nicht auschließlich ein europäisches 
Phänomen. In dem untersuchten Zeitabschnitt war die Abwanderungsrate aus der 
Landwirtschaft in den USA genauso groß wie in Europa. Aber weil auf dem Kontinent 
nach dem Krieg ein viel größerer Teil der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft und in 
kleinen Familienbetrieben beschäftigt war, hatte der Wechsel zur Industrie einen sehr 
viel größeren Einfluß. ...Die Unterschiede in den Wachstumsraten Europas und der 
Vereinigten Staaten nahmen durch die Vorteile der Produktion auf großer Stufenleiter 
zu — teils, weil die Unternehmen auf dem Kontinent kleiner waren und schneller 
anwuchsen, teils — und dies war noch wichtiger —, weil das Konsumverhalten sich 
änderte. Als das Einkommen in den europäischen Ländern anstieg, expandierten die 
Märkte mit einkommenselastischen Produkten, die — verglichen mit den USA — auf 
niedriger Stufenleiter und mit höheren Kosten (bis dato -— Übers.) produzierten. 
Dieses neue Nachfragepotential machte die Einführung der amerikanischen Technik 
für Massenproduktion möglich für einen stark expandierenden Ausstoß an Konsum- 
gütern.“ E. F. Denison, European Economic Growth and the U. S. Postwar Record, 
Highlights of Why Growth Rates Differ: Postwar Experience in Nine Western European 
Countries, Washington 1967, S. 4 f. — Übersetzung von Verf. 


21) E. F. Denison, a.a.O., S.6 


25) Die Entwicklung der Arbeit als gesellschaftlicher und die Konzentration der Pro- 
duktionsbedingungen als Potenzen der gesellschaftlichen Arbeit erweitern zugleich 
ja immer die Produktionspotenzen selbst wenn auch eine erhöhte Exploitation der 
Lohnarbeit und eine wachsende Abhängigkeit der Lohnarbeit vom Kapital damit ein- 
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ee Raten. 


> 


ws 


VE na an 
Be FERREEEER 


gleichmäßige regionale Entwicklung und die Akkumulation von Arbeit und 
Kapital im ‘Norden. Italiens. Ebenso sind die scheinbaren Erfolge der Staats- 


eingriffe in Frankreich und Italien im Rahmen einer Industrialisierungspolitik 


auch nur eine Folge der. ‚aufgezeigten. "Zusammenhänge. 


zu b) Die kapitalistische Organisation der Produktionspotenzen auf gesell- 


schaftlicher Stufenleiter, die "Ausweitung_der. Produkticnspotenzen und der 


'Massenproduktion genügen aber noch nicht, die rapide Kapitalakkumulation 


ae sn een men 


zu begründen. Vielmehr ist darüber hinaus nach dem Äusbeutungsgrad der 
Arbeit, der Mehrwertrate (oder — bürgerlich ausgedrückt — der Lohnrate) 
und damit nach der jeweiligen Größe des akkumulationsfähigen Mehrpro- 
dukts zu fragen und dieses ist in seiner Veränderung zu untersuchen. Da 
nun die Größe des Mehrprodukts wesentiich aber von dem Anteil, den die 


| Lohnarbeiter sieh selbst ‚aneignen n_ Können, abhängt, ist das. akkümuläßons- 


Lohnräte (bzw. Mmehrwertrate, wenn n die Unpraduktiven, nicht möhrwertsetzen- 
den Lohnarbeiter nicht in die Berechnung der Lohnrate einbezogen werden!) 
bestimmt. Zur kurzen Skizzierung der Entwicklung dieser Memente der Akku- 
mulation in den oben genannten westeuropäischen Staaten soll eine Studie 
von Kindleberger ?) herangezogen werden. Die niedrige Lohnrate bzw. die 


a nn 


hohe Mehrwertrate der geselischaftlichen . ‚Gesamtarbeitskraft bedeutet ja 


mei nt 


zunächst immer, wenn der relative, in Arbeitskraft umgesetzte Bestandteil 
des "Kapitals. und ebenso die Produktivkraft der Arbeit relativ unverändert 
bleibt, gleichzeitig _eine_hohe_ Durchschnittsprofitrate des gesellschaftlichen 


Baar mn nn nn rn nenn 


Gesamtkapitals. Gerade aber für einige Länder Westeuropas gilt nach dem 


a In 


zweiten Weltkrieg (hier sind inebesonders Nalien und die BRD zu nennen, 


nn 


Arbeitsbevölkerung, einer industriellen Reservearmee, ‚ die Lohnrate bis _An- 


fang der ‘60er Jahre ständig niedrig gehalten werden konnte (was durch den 
Verzicht der Gewerkschaften auf Lohnkämpfe noch befördert wurde). So 
stellt auch Kindleberger fest: „Solange wie überschüssige Arbeitskräfte vor- 
handen sind, geht der Wachstumsprozeß weiter infolge hoher Profite, Re- 


investitionen und steigender Arbeitsproduktivität und konstanter Löhne... 


talbildung i in “der Industrie steigende L Löhne und “möglicherweise, geringere 


Profite_zur "Folge. Der Lohnanteil am Einkommen steigt. Der Anstieg der 
Profite und der Investitionen kommt zum Stillstand. Und dies beendet die 


hergeht. Daher ist der Konzentrations- und Zentralisationsprozeß des Kapitals nicht 
Resultat des bloßen Willens des „Monopoikapitals"; er drückt vielmehr selbst nur 
einen Vergesellschaftungsprozeß der Arbeit und der Entwicklung ihrer Fotenzen aus; 
ncch weniger ist dieser Konzentrations- und Zentralisationsprozeß bloß von seiner 
negativen Seite her — von seiner Wirkung auf die Lage der Arbeiterklasse her — zu 
beurteilen. 

*) Ch. P. Kindleberger, Europe's Postwar Growth, The Role of Labour Supply, Cam- 
bridge 1967 
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nn 


TALENT NE Rn 


Aufwärtsbewegung in der Nachfrage nach Arbeit, sodaß der Charakter des 
Wachstumsprozesses sich ändert.“ 77) 


Der Anstieg der Lohnrate in den 60er Jahren findet fast gleichzeitig in den 


a ae ner m en a een a 


"Frankreich, Deutschland und italien — statt 
(für Größbritannien gilt das nur im begrenzten Maße), und zwar eben infolge 
einer auf der Basis prosperierender Kapitalakkumulation_ sich vollziehenden 


; ‚ stärkeren. ‘Verminderung der zusätzlichen _Arbeitsbevölkerung. und ‚der ‚Ab- 


a nt TEE ET 


wm En EEE ET VEmsurE Em ne 


N emiere a ale eine ee hust 
eine Vergrößerung des akkumulationsfähigen Mehrprodukts bzw. Profits. 2%) 
Diese, die rapide kapitalistische Entwicklung in Westeuropa wesentlich mit 
bedingende enorme Exploitation der Lohnarbeit (die durch das große Aus- 
maß von Unterbeschäftigten, durch die Arbeitslosigkeit, die Vergrößerung 
der industriellen Reservearmee durch die Entkapitalisierung der Kleinkapi- 
talisten und die Kapitalisierung der Landwirtschaft ebenso ermöglicht wurde, 
wie durch die weitgehende Machtlosigkeit der Arbeiterklasse infolge zer- 
splitterter und gespaltener Gewerkschaften) ist nach Kindleberger durchaus 
mit der industriellen Revolution in England in der ersten Hälfte des neun- 
zehnten Jahrhundert und mit der amerikanischen Entwicklung während der 
zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhundert vergleichbar: „Was in Wirk- 
lichkeit sich in Europa nach dem zweiten Weltkrieg abspielte, war derselbe , 


. Prozeß.“ ”°) Besonders fi für Italien ist festzuhalten: „Die große Anzahl von Un- | 


' 
{ 


‘ 
| 


j 


beschäftigten und _Unterbeschäftigten und die Zersplitterung der Arbeiter-. 


au en. 


‚ organisationen ‚hielt die Gewerkschaften schwach "und "hatte ein Zürück- |’ 


a nn. 


‚bleiben es" tohnänstiegs gegenüber dem Prödüktiönsänstieg zur Foige. | 


m denen en isn a 


| Die” hohen Profite der Unternehmen, die dem”erzwungeren Spären der! 
Arbeiter entsprangen, konstituierten den hauptsächlichen Faktor des ‚italieni- 
ischen Wunders‘. Im allgemeinen weicht jedoch dieser Prozeß von den Erfah- 
rungen der Industriealisierung in anderen Ländern nicht ab.“ 2°) 


Auch bei der Lohnrate (bzw. der Mehrwertrate) und der Größe des akkumu- 


lationsfähigen Mehrprodukts als iss Faktoren _der rapiden Kapitalakku- 
mulation in der Nachkriegszeit. = W. ei der Entfaltung und Ausweitung der 


ame de ner TUN: RE we 


Produktionspofenzen hat der Stasi Japparat_eine_ wichtige. Rolle gespielt: / 
Etwa durch die Besc 


die Gewerkschäften (dies gilt insbesonders für Italien und die BRD), s sowie! 
durch die’stäätliche Forcierung der Kapitalakkumulation über das. Haushalts- | 


EEE en ä 


und Steuersystem, über besonders. günstige _ Abschreibungssätze, zinsgün- i 


unit era. ann 
en ei naiian a tne nn 


7) a.a.0.,8.8 
28) vgl. dazu ebd., S. 25 


22) Tosco, E.. Economic Policy in Italy, in: Economic Policy in our Time, Chicago 
1964, S. 161 
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A 


stige Wiederaufbaukredite, Investitionsfinanzierungen und_-programme. °°) 

„Die aigllechen ökonomischen Verhältnisse nach dem zweiten Weltkrieg 
% “weichen in diesem zweiten hauptsächlichen Moment der Kapitalakkumulation [s 
X “  — dem Exploitationsgrad der Lohnarbeit infolge einer industriellen Reserve- 
£ armee — ebenfalls wieder von den Verhältnissen in Frankreich, Italien und 
der BRD ab. Die frühzeitige Entwicklung des Kapitalverhältnisses in Groß- 


britannien — einschließlich der englischen Landwirtschaft — hatte schon 


Bess mente nn armen aan Tr ern 


frühzeitig die unmittelbaren Produzenten in in. „Lohnarbeiter verwandelt. ”'J"In- 
= folge dieser Tatsache war nach dem zweiten Weltkrieg die Entstehung einer 
industriellen Reservearmee_durch Freisetzung aus nicht-kapitalisierten Be- 
reichen gehemmt “ünd andere Quellen zusätzlicher Arbeitskraft oder Über- 
fluß-Arbeitsbevölkerung existierten nicht in dem in den anderen Ländern fest- 
gestellten Maße. (Für Frankreich gilt dies insbesondere in bezug auf die 
Rückwanderung aus den ehemaligen Kolonien, für die BRD resp. die West- 


zonen für den Flüchtlingsstrom aus den Ostgebieten und der SsBZ er DDR.) 


ig en Baer he he men rer 


ne 


Sen. N (As diesem Grunde setzte in Großbritannien der Versuch einer _stä; |, 
vi lichen nen Sau eiung der Lohnrate, die re: Einkommenspolik, auch ; 


ger Ze trune re er nen 
Br te 


der Produktionspotenzen (die Arbeitsproduktivität nahm in England in viel 
geringerem Maße zu als in den anderen Ländern) steigenden Weltmarkt- 
preise der englischen Waren, die britische Stellung auf dem Weltmarkt immer 
schlschter werden Tassen und damit.die Kapitalakkumulation von der Seite 
der a a her hemmen. °?) Überdies mußten die unpre- 


Sn rruskue 


beschränken, Dei in den letzten Jahren hervortretende Stagnation des eng- 
lischen Kapitalismus, die stärker werdenden Staatseingriffe in die Lohnrate 
und die Kapitalakkumulation, sowie die direkte Konfrontation der Streikbe- 
wegungen und der Gewerkschaften mit dem Staatsapparat, ist nur Folge 
dieser hier angedeuteten wachsenden Konflikte im kapitalistischen Repro- $ 
duktions- und Akkumulationsprozeß.) r 


Di avelie Phase der Kapitalakkumulation in den westeuropäischen hoch- 
entwie -Käpitalistischen Ländern beginnt Anfang bzw. Mitte der 60er 
Jahre — dies jedoch unterschiedlich in den einzelnen Ländern. 2) Zunächst 


kann für alle diese westeuropäischen Länder festgestellt werden, daß die 


30) Zur Rolle des Staatapparats bei der Kapitalakkumulation in der BRD vgl. K. W. 
Roskamp, Capitalformation in West Germany, Detroit 1965; H. C. Wallich, Triebkräfte 
des deutschen Wiederaufbaus, Ffm i955; F. G. Reuss, Fiscal Policy Be Growih without 
Inflation: The German Experience, Baltimore 1963 


3) vgl. dazu Albers u. a. a.a. O. S. 203 ff. 


32) Zum Zusammenhang von Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit und Stellung 
auf dem Weltmarkt vgl. Semmler/Hoffmann, a. a. O., S. 39 ff. 


33) vgl. dazu auch E. Mandel in Wirtschaftswoche Nr. 11/1972 
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Reallöhne wie auch die Lohnrate steigen. 34) Dies war eine Folge der voran- 
gegangenen prosperierenden Kapitalakkumulation, der damit ausgeweiteten 
Nachfrage nach Arbeitskräften, der Absorption der Überflußbevölkerung und 
der wachsenden gewerkschaftlichen Verhandlungsstärke in Tarifkonflikten 
der 50er und Anfang der 6Öer Jahre — letzteres nicht zuletzt Ergebnis der 
wachsenden Nachfrage nach Arbeit und der Absorption der industriellen Re- 
servearmee. Schon aufgrund des mit der steigenden Lohnquote einherge- 
henden verringerten akkumulationsfähigen Mehrprodukts (bzw. der damit 
sinkenden Profitmasse und Profitrate) mußte die Akkumulation sich verrin- 
gern. *°) 


34) vgl. Dall'Asta, E. R., Theorie der Lohnpolitik, Berlin 1971 S. 20 ff. und Kindleberger, 
Ch. P., a.a.O., S. 24ff, daraus folgende Zusammenstellung der Entwicklung der 
Lohnquote für Frankreich, die BRD und Italien: 


(Anteil der Arbeitseinkommen am Netto-Sozialprodukt des jew. L.) 


Zeit BRD Frankreich Italien 
1950 58,6 55,1 50,8 
1951 58,7 56,1 50,1 
1952 57,4 57,3 52,7 
1953 58,7 575 52,6 
1954 59,4 58,9 54,3 
1955 59,5 58,2 54,4 
1956 59,5 58,3 55,9 
1957 59,7 58,6 55,9 
1958 60,5 58,3 56,4 
1959 60,2 59,5 54,8 
1960 60,6 58,3 55,1 
1961 60,8 60,5 55,3 
1962 62,5 60,6 57,2 
1963 63,9 62,4 (62,5)* 
1964 64,8 (63,8) * 


)* andere Berechnung 


Allerdings würde erst ein Vergleich der Lohnquotenentwicklung mit der Entwicklung 
der Arbeitsbevölkerung, der abnehmenden Arbeitsüberbevölkerung, der Rate der Ka- 
pitalakkumulation sowie mit der gewerkschaftlichen Lohnpolitik in diesen Phasen 
unsere oben entwickelten Thesen bestätigen können. Dabei wäre wiederum die 
Expansion des Anteils der unproduktiven Lohnarbeiter, die in die Berechnung der 
Lohnquote eingehen, ohne selbst wertbildend zu sein, zu berücksichtigen. Bei Kindle- 
bergerwerden in einzelnen Fällen solche oben angeführten Vergleiche für die einzel- 
nen europäischen Länder durchgeführt, die in ihren Ergebnissen unsere Thesen be- 
stätigen. (vgl. Kindleberger, Ch. P., a.a. O., S. 28ff. — für die BRD, S. 36 ff. — Italien, 
S. 57ff. — Frankreich — 


3) Der hier angedeutete Prozeß der beschleunigten Kapitalakkumulation, der auf 
zwei wesentlichen Momenten beruhte (Entfaltung der Produktionspotenzen und nie- 
drige Lohnrate) und der letztlich auch die Lohnquote Ende der 50er Jahre steigen 
läßt, ist nur bedingt in der Entwicklung des englischen Kapitalismus festzustellen. 
Dazu auch Mandel in der Wirtschaftswoche (a.a.0O.): „Großbritannien ist auch das 
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Verringerte zwar so die steigende Lohnrate (bzw. die sinkende Mehrwert- 
rate) di die "Kapitalbildung, so war sie aber doch nicht die Ursache der kapita- 
listischen Krise (wie u.a. auch von bürgerlichen Ökonomen und den praktisch 
fungierenden Kapitalisten behauptet wurde). Widersprüchliche Tendenzen 
insgesamt sind es, welche sich in Krisen Luft machen und notwendigerweise 
selbst Beschränkung der Produktion und Akkumulation bzw. Stagnations- 
phasen und Phasen der Unterbeschäftigung hervorrufen. ?) Neben dem Wie- 
derauftreten der zyklischen Krise traten als Resultat dieser hier skizzierten 
ökonomischen Entwicklung in den genannten Ländern seit Anfang bzw. Mitte 
der 60er Jahre allgemeinere Phänamene.-verstärkt_hervor, die nicht nur für 
die Lage der Lohnarbeiter bestimmend wären, sondern zugleich zu wesent- 
‚Aachen Ausgangspunkten für Streiks und Klassenkämpfe wurden: 
(_ 1.:Es zeichneien..sich_verstärkte-Staateingriffe..in-.den_Reproduktions- und 
"Wachstumsprozeß | des Kapitals ab: 
a) Staätliche Zykiusregulierung und Einkommenspolitik, ”) d. h. Versuch 
staatlicher Begrenzung ( der Lohnrate und damit eirifhergehende Versuche der 
zur un der | Lohnfestsetzungen, der Einbeziehung der Gewerkschaf- 


schaftlichen Tarifkämpfe und die Streikbewegungen, “wodurch die Arbeiter- 


ROTE an smenana an. Te nern rannte 
er ren 


wurde (vgl. dazu die letzten Tarifauseinandersetzungen in der BRD und 
Großbritannien!). 


einzige Land, wo es nicht zu einer sehr beschleunigten Akkumulation des Kapitals 
während dieser 25 Jahre gekommen ist. Denn der Widerstand der Arbeiter gegen 
eine erhöhte Ausbeutung war dort zu groß.“ Für die anderen Länder stellt auch Mandel 
fest, daß eine „plötzliche Steigerung der Mehrwertrate und nachträglich sogar des 
Reallohns ... nur deshalb möglich (war), weil der Reallohn erst so stark herabge- 
drückt wurde. Das ist die Haupterklärung für das deutsche, das französische, das 
italienische und das japanische Wirtschaftswunder nach dem zweiten Weltkreg.“ Wird 
-hier bei Mandel die zweite Komponente, die Entfaltung der Produktionspotenzen 
unter dem Kapital nämlich, nicht miteinbezogen, so erscheint als Ursache der ein- 
setzenden Krisen mit dem Beginn der 60er Jahre auch fälschlicherweise allein die 
gestiegene Lohnrate: „Ungefähr seit 1960 ist die gewaltige Steigerung der Mehrwert- 
rate in der Bundesrepublik wieder rückläufig. Dadurch ist es zur Rezession gekommen, 
dadurch ist es zur kleinen Rezession gekommen, die man jetzt erlebt, dadurch häufen 
sich jetzt die ökonomischen und gesellschaftlichen Schwierigkeiten...“ Vgl. dazu auch 
die Kritik an dem selben Fehler in der Ableitung bei P. Mattick (Marx und Keynes, 
Ffm. 1971) von Semmler/Hoffmann, a. a. O., S. 19 bzw. S. 16 ff. 


s8) vgl. die theoretische Ableitung bei Semmler/Hoffmann (a. a.0.) und die dort an- 
gedeuteten historischen Tendenzen 


37) Mit dem Beginn der 60er Jahre werden die staatlichen Lohnfestsetzungen und die 
staatliche Einkommenspolitik in allen entwickelten europäischen kapitalistischen Län- 
dern relevant, sei es, daß solche Konzepte in der theoretische (ökonomischen) und 
politischen Diskussion auftauchten, sei es, daß sie schon jetzt (Anfang der 60er 
Jahre) in die Praxis umgesetzt werden sollten. Dabei widersetzten sich die Gewerk- 
schaften allerdings in den einzelnen Ländern in unterschiedlichem Grade diesem 
Versuch zur Aufhebung der Tarifautonomie und der versuchten Integration in die 
staatliche Einkommenspolitik. (vgl. dazu Secretariat of the Economic Commission 
for Europe — UNO —, Incomes in Postwar Europe: A Study of Policies, Growth and 
Distribution, Geneva 1967, Ch. IV) 
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b) Staatliche Förderun: ıonspotei 


der Entwicklung der Produktionspotenzen und der 
Kapitalakkumulation über _die..Förderung. ‚von Wissenschaft. ‚und. Forschung, 


m eg a ment 


was zugleich die "technologische Anwendung der. ‚Wissenschaft auf den un- 
mittelbaren Produktionsprozeß beförderte und die Grenzen dieser Anwen- 
dung im Kapitalismus (etwa durch mangliende Qualifikationen der Arbeits-: 
kraft bzw. bestimmter Schichten in der Arbeiterklasse) hinausschob. 

Wenn so durch diese beiden Momente die Akkumulation wieder über ein 
vergrößertes akkumufationsfähiges Mehrprodukt befördert werden konnte 
(steigende verteilungsfähige Profitmasse des Gesamtkapitals), so entwickeln 
diese Momente aber gleichzeitig die ‚kapitalistische Begrenzung der Produk- 
„tion. und. "Akkumulätion. weiter, 


4 


2 Mitte ‚der 60er Jahre setzte im Gefolge ‚technologischer MW alzungeD. 


sifikation der Arbeit: ein. EA BERNER NE En u ren 


in 
EI 


(3, ‚Als Folge allgemeiner Überproduktion und Überakkumulation zeichneten 
sich Stagnationstendenzen,.‘') .Unterbeschäftigung _und._Arbeitslosigkeit (vgl. 


dazu die USA, Großbritannien und Italien!) bei gleichzeitig anhaltenden 
Preissteigerungen ab._ 


Arbeiterklasse erkämpften verringerten ‚Arbeitszeiten, a) eine enorme  Inten- 


Diese Tendenzen werden jedoch durch die besonderen Bedingungen der 
einzelnen kapitalistischen Länder, sowie deren jeweiliger Stellung auf dem 
Weltmarkt modifiziert, sodaß sie sich in verschiedener Weise und in ver- 


a en 


schiedener St . für die nationalen Paar gaene machen. 


im geringeren An "durch Dienzan Aufhebung ihrer Grenzen (etwa durch 


»#) vgl. dazu Kindieberger, a.a.0. 
») vgl. Albers u. a, 2.2.0. 


4%) vgl. Hajo Funke, Die Differenzierung der Lohnformen im westdeutschen Kapitalis- 


mus seit 1950, Diplomarbeit am Fachbereich 15 (Politische Wissenschaft) der FÜ 
Berlin, 1971 


#1) in einer Analyse der Welitkonjunktur in der zweiten Hälfte des Jahres 1971 be- 
merkt die „Weltwirtschaft“: „Gegen Ende des Jahres 1971 zeichnete sich auch für 
die westeuropäischen Länder und Japan die Tendenz ab, daß es entgegen dem 
Muster früherer Konjunkturzyklen zu einer längeren Periode der Unterauslastung des 
Produktionspotentials kommen wird, weil die Nachfrage zu schwach zunehmen dürfte.“ 
(Die Weltwirtschaft Nr. 2 1971, S. 7) Wird hier nach dem Muster der Keynes'schen 
Theorie die mangelnde Nachfrage als (kapitalistische) Schranke der weiteren Ent- 
wicklung der Produktion und Akkumulation sowie ais Ursache der Unterauslastung 
der Produktionskapazitäten bestimmt, so wird darin nicht mehr die wirkliche Schranke 
der kapitalistischen Produktion, nämiich die größtmögliche Verwertung des Kapitals 


und die darin eingeschlossene Widersprüchlichkeit der kapitalistischen Produktion, 
gesehen. 
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zusätzliche Staatsnachfrage) bestimmt, *%) so scheint in de Zweiten Periode 
mehr und mehr die kapitalistische Organisierung der so entwickelten Pro- 
duktionspo otenzen und damit die Kapitalistische” Beschränkung ‘der weiteren 


Entwicklung der Produktion. dA (is Beschränkung der Reali- 


sierung des “Mehrwertes und als Beschränkung der Produktion von Mehr- 
wert, — Profit — ‚in seinem Verhältnis zum en bzw. akkumulierten 


Keen WE RT VER BERONEREE AA 


\ Deshalb sind aber auch die Staatseingriffe,.die_die_„Vollbeschäftigung‘“ von 
2 > Produktionsbedingungen sichern, die Störung_des Kapitalverhältnisses_auf- 
heben ' und die” weitere Produktion und Akkumulation anregen sollen (etwa 
entscheidender gewor- 

den. *) Andererseits sind aber auch die Grenzen “der "Staatseingriffe (und 
damit die „Anwendung des ‚Keyriesiänismus’ “) wie sie durch den Entwick- 
lungsgrad der Konflikte im geslischaftlichen Reproduktionsprozeß bestimmt 
sind, im stärkeren Maße sichtbar_ geworden. *) Es sind aber im allgemeinen 
die genannten Bereiche (Beschränkung der Lohnbewegung durch Staats- 
eingriffe, Intensifikation der Arbeit, Überproduktion und -akkumulation des 
Kapitals) gewesen, in denen der der kapitalistischen Produktionsweise im- z 
manente Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital hervortrat. Diese sind auch j 
die allgemeinen ı Ausgangspunkte. | für_die .Abwehrkämgpfe,-die..betrieblichen ; 
Kämpfe “und die “großen nationalen Streiks gewesen, die sich ‚darstellten | 


—_ als Konflikte | um die Reallohnhöhe und die. .Lohnrate. zwischen. Arbeit und 


Se Sun 
I ee rn 


42) vgl. Hansen, a. a. ©. 


43) Für den Wachstumsprozeß in den 60er Jahren stellt eine OECD-Studie deshalb 
fest: „Es scheint daher, daß — einzelne Fälle ausgenommen — das Risiko in den mo- 
dernen Industrienationen nicht das ist, kein Wachstum zu erzielen. Das heißt aber 
nicht, daß kein wesentliches Problem übrig bleibt. Die Erfahrung der 60er Jahre zeigt 
in dieser Hinsicht einen schlagenden und fortgesetzten Zusammenhang von auf der 
einen Seite angemessener Vollbeschäftigung und steigendem materiellen Lebens- 
standard in nahezu allen OECD-Ländern und — auf der anderen Seite — der zuneh- 
menden Schwierigkeit, das innere und internationale wirtschaftliche Gleichgewicht zu 
wahren, kontinuierlicher Unzufriedenheit mit der Verteilung des Zuwachs-Einkom- 
mens und eines neuen Unbehagens über die Formen und Bedingungen des Lebens. 
Hat so das wirtschaftliche Wachstum einige dieser Probleme verursacht, ist doch 
kontinuierliches wirtschaftliches Wachstum für deren Lösung notwendig oder kann 
diese doch zumindest erleichtern.“ OECD, The Growth of Output 1960—1980, 0. O. 
1970, S. 8, Übersetz. von den Verf. 


44) vgl. dazu auch die OECD-Studie, in der die Notwendigkeit der verstärkten staat- 
lichen Nachfrage zur Sicherung der Vollbeschäftigung hervorgehoben wird: „...der 
den modernen Wirtschaften immanente Charakter der Kräfte, die steigende Produk- 
tivität bewirken, gegeben, ist ein steigendes Niveau der Nachfrage und des Outputs 
notwendig zur Aufrechterhaltung des hohen nr zu dem in allen 
industriellen Ländern die Regierungen praktisch verpflichtet sind...“ (a.a.O, S. 95) 
Übers. von den Verfass. 

45) Diese Grenzen Zeigen sich. zunächst für die staatliche Wirtschaftspolitik äußerlich in 
der Unvereinbarkeit von Vollbeschäftigung und stabilen Preisniveau; ein Dilemma, 
vor das sich besonders die Wirtschaftspolitik in den USA und in Großbritannien ge- 
stellt sieht, das sich aber auch neuerdings gegenüber der BRD-Wirtschaftspolitik 
immer stärker geltend macht. 
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‚Kapital — resp. Staatsapparat — (bes. bei Tarifabschlüssen in den einzel- 
nen Produktionszweigen), 


— als, „Abwehrkämpfe gegen die ee enlohnung der Arbeit a in 


für Kontrölliorderungen inden Beirieben, 


= re De RETTET TEE ee EL ee = 


— als Kämpfe gegen Arbeitslosigkeit, Rationalisierung, Entlassung und 


Betriebsstillegung. und _als Kämpfe für die Erhaltung _des_ realen _Repro- 
duktionsnivgaus.der Arbeitskraft. 


Wie jedoch die hier skizzierten allgemeinen Tendenzen in den jeweiligen 


Ländern durch die jeweiligen konkreten ökonomischen Faktoren beeinflußt 
wurden, so auch die Ausgangspunkite der Gegenaktionen der Arbeiter, die 
ebenfalls durch die besonderen nationalen Verhältnisse (etwa die Klassen- 
kampftradition der Arbeiterklasse, den Charakter der tradierten Arbeiter- 
organisationen und die politischen Verhältnisse) geprägt wurden, wie um- 
gekehrt der Entwicklungsgrad der politischen Kämpfe selbst neue Ausgangs- 
Punkte schuf,(wie etwa in Italien). 


IH. Zum Zusammenhang von betrieblichen Kämpfen und der Rolle der 
Gewerkschaften 


Mit den oben. skizzierten vielfältigen Ausgangspunkten der Arbeiter (als Ab- 
wehrkämpfe gegen n die Einführung neuer Entlohnungsformen, ‚als. Kämpfe um 
Arbeitskontrollen und Gegenmachtpositionen im Betrieb, als ökonomische 
Kämpfe um die Reallöhne und die Lohnrate in ganzen Produktionszweigen, 
oder als große nationale Kämpfe gegen Arbeitslosigkeit für die Erhaltung 


; der realen Produktionsbedingungen der Arbeitskraft und als politische 
; Kämpfe für die Verbesserung der Lebensbedingungen der Arbeiterklasse) °), 


entsteht ein allgemeineres Problem, das gleichermaßen in den westeuropä- 


en ennnaune 


ischer um Da en Ländern aufgetreten. ist: das der Verallgemeinerung 


MP ern 


en 


— als 15 Verallgemeinerung der Inhalte dieser r Kämpfe über die Konzeptionen 
der Arbeiterkonirolle u und betrieblichen Gegenmachtpositionen, sei es 


— als Problem der organisatorischen Zentralisierung und Verallgemeinerung 


in der Form der Räte oder in der Form der Gewerkschaften. 
Wir wollen diese Probleme nur ansatzweise anhand des Buches von Albers 


. u. a. diskutieren und dies wesentlich am Beispiel Großbritanniens. 


Albers u. a. gehen davon aus, daß durch die Zentralisierung der Entschei- 
dungsgewalt bei den Monopolien und dem Staatsapparat und deren wach- 
sende Einflüsse auf immer weitere Bereiche des gesamten Lebens, die 


#) vgl. auch die Darstellung bei Albers u. a. (a.a.O.) der betrieblichen Kämpfe in 
italien und Großbritannien 


ary vgl. dazu M. Serafini, Kursbuch, a. a.O., S. 164 ff. 
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Arbeiterkontrolle und die Mitbestimmung nicht nur notwendig sind, sondern 
zugleich entsteht nach Albers u. a. auf Basis der stattfindenden Kämpfe 
darüber hinaus in den Betrieben die „Möglichkeit einer demokratischen Mit- 
bestimmung als Gegenmacht der Arbeiter, Angestellten, Ingenieure und Wis- 
senschaftler in allen Bereichen der materiellen Produktion und Reproduk- 
tion“, *) Sie stellen einen „unübersehbaren“ Zusammenhang zwischen den 
Mitbestimmungsforderungen des Münchener Gründungskongresses des DGB 
und den Forderungen der Streikbewegung in Frankreich, Italien und Groß- 
britannien fest. Insgesamt gehe es dabei um eine zunehmende Einschrän- 
kung der Verfügungsgewalt des Großkapitals, ohne bereits die vollständige 
Beseitigung des privaten Unternehmertums zu verlangen.“ *) Die betrieb- 
lichen Gewerkschaftssektionen in Frankreich, die Fabrikräte in Italien und 
die shop stewards in Großbritannien seien Kampfinstrumente, welche sich 
die Belegschaften spezifisch zur Realisierung ihrer Kontrollforderungen ge- 
schaffen hätten. °®) 


Nicht nur findet bei Albers u. a. eine Verwechslung der Mitbestimmungs- 
konzeption mit den etwa in Großbritannien und Italien aufgestellten Forde- 
rungen nach Arbeiterontrolle und betrieblicher Gegenmacht der Arbeiter 
statt, °') vielmehr widersprechen das Material, das die Verfasser ausbreiten, 
und ihre Darstellung — insbesonders der betrieblichen Kämpfe in Groß- 
britannien — ihrer Interpretation der Kämpfe um Kontrollforderungen und 
betriebliche Gegenmacht. *?) Zur näheren Analyse und Darstellung dieser 
Probleme soll im folgenden das Beispiel Großbritannien betrachtet werden. 
Hier zeigt sich zunächst ganz deutlich, daß die Macht, die die shop stewards 
in den 60er Jahren auf Betriebsebene entfalteten;-iAXden Zusammenhang 
mit der besonderen ökonomischen Situation Großbritanniens in dieser Phase 
— NEBEN od 

48) Albers u. a. S. 16 

2) ebd., S. 288 

50) ebd., S. 289 

si) vgl. dazu E. Mandel in: ders (Hg), Arbeiterkontrolle, Arbeiterräte, Arbeiterselbst- 
verwaltung, Ffm 1971, S. 25: „Der grundlegende Unterschied zwischen dem Konzept 
der Arbeiterkontrolle andererseits läßt sich folgendermaßen zusammenfassen: Die 
Arbeiterkontrolle lehnt jegliche Verantwortung der Gewerkschaften und/oder der ge- 
wählten Arbeitervertreter in der Verwaltung der Unternehmen ab. Sie verlangt ein 
Vetorecht der Arbeiter auf einer ganzen Reihe von Gebieten, die ihre tägliche 
Existenz im Betrieb oder ihre Anstellungsdauer betreffen. Die Arbeiterkontrolle lehnt 
jegliche Geheimhaltung, jegliche ‚Öffnung der Rechnungsbücher‘ lediglich vor einem 
kleinen Gemium von sorgfältig ausgesuchten Gewerkschaftsbürokraten oder Auf- 
sichtsratsmitgliedern ab. Sie verlangt im Gegenteil die weitgehendste Veröffentlichung 
aller Geheimnisse, die zur Aufklärung der Arbeiter beitragen können, und dies nicht 
nur durch die Untersuchung der Rechnungsführung der Betriebe und ihrer Bankopera- 


tionen, sondern auch und vor allem durch die Nachprüfung am Arbeitsplatz, durch die 
Konfrontation dieser Daten mit der ökonomischen Wirklichkeit des Betriebes...“ 


52) vgl. Albers u. a, a.a.0., S. 228: „Wenn aktive Shop-Stewards-Gruppen den 
Handiungsspielraum des Managements zu sehr einengten, wurden sie regelmäßig 
von der konzertierten Aktion des Unternehmens, des Industriezweiges, des Staats 
einschließlich der Gewerkschaftszentrale zurückgedrängt.“ 
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zu stellen ist. Der Mangel.einer. industriellen Beservearmee_mußte notwendig 


die Position der Arheiter in_den Betrieben und den Industriezweigen außer- 
ordentlich Deal tigen, ‚die zu den | Wachstumsbranchen gehörten und einen 


stagnierenden. ndustriezweigen auf die ‚monopolisierten” Industriezweige, 


Oh Tr. AUF EETBBRPBEDE, 


‚also hier die ‚Wachstumsindustrien, ° ) was zu außerordentlichen. Unterschie- 


nr ERINREF HE NSEBUN 


den in der Lohnhöhe der Arbeiter der verschiedenen Branchen führte, sowie 
zu einer großen Lücke zwischen Zenträf” ausgehändelten Tärif- und betrieb- 


Ran Ban m 


lichen, Effektivlöhnen. °*y Die Macht‘ "der.shäp-siewards.basierte auf der Voll- 
beschäftigung, 5) sie resultierte u. a. aus dem Widerspruch zwischen der 
partiellen Einwilligung der Gewerkschaften in die staatliche Lohn- und Ein- 
kommenspolitik *%) und der Möglichkeit, Lohnerhöhungen und Verbesserun- 
gen der Arbeitsbedingungen auf betrieblicher Ebene zu erreichen. Die_mitl 
ihr einhergehende Schwäche zentraler Gewerkschaftso rganisationen °”) resul; 
tierte in ‚der, r_Verarmung. _gänzer” "Arbeiterschichten in_den_ ee ct 


Wachstumsbrancheri” äufder '‘änderen ‘Seite, ‘d.h. letztlich auch in einer Zer 


splitterung der "Ärbeiterklasse. Tony Cliff und Colin Barker sprechen in ihrer 
Analyse „Revolte der Arbeiter“ 5) von der Fortdauer der Armut in Großbri- 
tannien, von der Zersplitterung der Klasse, vom mangelnden Solidarisierungs- 
effekt der militanten Kämpfe auf Betriebsebene in den Wachstumsbranchen: 
„Die Arbeiter kämpfen heute in kleinen Gruppen und nicht oft als Klasse. Die 
Kämpfe gegen die Unternehmer auf Betriebsebene, die Kämpfe, die mehr als 
alles andere die Stärke der Arbeiter aufzeigen, haben nicht von sich aus zur 


Folge, daß die Arbeiter sich zusammentun. .. .“ °°) 


Wir müssen aber davon ausgehen, daß sich die englischen Vorstellungen von 
Arbeiterkontrolle als einer zunehmenden Einschränkung der Macht des Ma- 
nagements, als progressive Errichtung einer Doppelmacht bzw. Gegenmacht 
der Arbeiter zunächst auf Betriebsebene bis hin zur gesellschaftlichen 
Ebene, °%) auf diese Phase der englischen Entwicklung stützt, deren be- 
grenzte Perspektive wir eben angedeutet haben. 


Die Erfahrungsbasis dieser Theorie ist eine Zeit der Vollbeschäftigung und 


damit der mangelnden Möglichkeit d des Kapitals, seinen ‚Druck auf die Arbei- 


53) vgl. Albers u. a., a.a. O., S. 217 
54) vgl. ebd., S. 210 ff. 


55) vgl. dazu auch Rosser, Barker, McEwen, Scalon, Coates, Arbeiterkontrolle und 
Shop Stewards, Antwort der englischen Arbeiterklasse auf die Bürökratisierung der 
Gewerkschaften, Berlin 1969, S. 24 


6) vgl. ebd., S. 23. 

57) vgl. Albers u. a. a.a.O. S. 212 

58) T. Cliff, C. Barker, Revolte der Arbeiter, Berlin o. J. 

59) ebd., S. 90. vgl. auch bei Albers u. a. S. 227 

60) vgl. R. Kuda, Arbeiterkonirsile in Großbritannien, Theorie und Praxis, Ffm 1970 
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ter auf Betriebsebene zu verstärken. Schon die erste_große shop steward- 


und.Arbeiterkontrollbewegung, ents entstanden während des ersten ‚Weltkrieges, 


großen Zugeständnisse über die Schwierigkeiten dieser Strategie werden 
ihren jetzigen Vertretern unter dem zunehmenden Druck des Kapitals auf 
die Arbeiterklasse in der beginnenden Stagnation abgezwungen: So fragt 
sich Hugh Scanlon, Mitglied des Instituts für Arbeiterkontrolle und Führer 
der größten Gewerkschaft Großbritanniens, der in den letzten Jahren ver- 
einigten Metallarbeitergewerkschaft, im Jahre 1969: „Wie steht es um die 
Aussichten der Arbeiterkontrolle im privatwirtschaftlichen Bereich? Selbst in 
den ‚fortschrittlichsten‘ Firmen der Privatwirtschaft pflegt die ‚Arbeitnehmer- 
beteiligung‘ gegen eine steinerne Wand anzurennen, wenn sie zu den lebens- 
wichtigen Fragen der Unternehmenspolitik und der Leitungsfunktionen vor- 
dringen will ... Die jüngste Entwicklung hat deutlich vor Augen geführt, daß 
die Macht des Managements, einseitige Entscheidungen zu fällen, die sich 
über die Bedürfnisse und Hoffnungen der Arbeiter hinwegsetzen, gänzlich 
ungebrochen ist. Die jüngste Flut großer Unternehmenszusammenschlüsse 
und die damit zusammenhängenden Rationalisierungsmaßnahmen brachten 
die elementarsten Bedürfnisse nach sicheren Arbeitsplätzen in Gefahr. Das 
Beispiel der Schließung von A.E.l. in Woolwich bewies, wie nutzlos der 
blinde Glaube ist, daß riesenhafte Monopole den un zu .. Verant- 


die ug der  Monspole a als als Voraussetzung von n Planung. der Pro- 


rn a I, 


Lohmerhähungen beiriebliche een abkaufen und ihr ır Einverständ- 


nis "einkaufen, die Lö Löhne innerhalb_des_Betriebs an die Erhöhungen der 
betrieblichen Produktivität zu binden, °*) sowie eine-Antistreik- und Gewerk- 


enge En 
mg rer re 


schaftsgesetzgebung, die darauf aus ist, die betrieblichen Machtpositionen 


um neue ne u nn Dun 


#1) vgl. Rossner u. a. a.a.0.,S.7 

#2) Zitiert bei Kuda, a.a.O., S. 207. Wichtig ist hier, daß Scalon im folgenden die 
Frage, wie denn die Enteignung des Kapitalisten vorsichgehen solle, nicht stellt und 
damit, nachdem ihm Arbeiterkontrolle kein taktischer Weg zur Einführung einer sozia- 
listischen Gesellschaft mehr zu sein scheint, das Problem der politischen Macht mit 
der Bemerkung umgehen muß: „Niemand kann irgendeine Art detaillierter Ge- 
brauchsanweisung für eine derart radikale Umwandlung geben.“ (ebd., S. 208) So 
wird für ihn die Forderung nach Arbeiterkontrolle einmal zum sozialistischen Zukunfts- 
modell, zum anderen, nämlich für die gegenwärtige Phase, hat sie kaum eine andere 
Funktion als die der Bewußtseinsbildung der Arbeiter. 


63) vgl. ebd. 
24) Albers u. a., a.a.O., S. 234ff. 
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der Arbeiter zu brechen und sie zentraler Lohnregulierung, d. h. einer Lohn- 
stoppolitik, zu ui zu unterwerfen. So geht es 55 gegenwärtig ın den Kämpfen der 
an Arbeiterklasse weniger. um_ _die_ Realisierung. von_ _Gegenmacht- 


mn nn ie 


Dies gilt sowohl für die "großen Streiks bei Ford 6°) als auch für die Kämpfe 


er es ne 


ı der niedrig bezahlten Arbeiter. in n den staatlichen Betrieben (Elektrizitäts- 


ws; 
N 


als auch für die unmittel- 
bar politischen Streikbewegungen und Demonstrationen gegen die Gesetze 


lichen Kämpfe um Gegenmachtnositionen, so wie sie die. zweite "Hälfte der 


20 


zur Disziplinierung der Arbeiterklasse. Und „was auf_ der Ebene _der Al 


50er und. die e erste Hälfte der 60er Jahre kennzeichnen, nicht erreicht werden 
!konnte, nämlich Kämpfe der Arbeiter als Klasse, ‚ das beginnt |_ jetzt _mit „dem! 


ET EEE ga en 


" Verte NE ‚britischen f Proletariats. So schreiben Albers u. a.: 


pe 


ne und die Anti -Gewerkschaftsgesetze dazu beigetragen, die zer- 
splitterten Lohnkämpfe zu intensivieren und breite Massenaktionen der eng- 
lischen Arbeiterklasse zu entfalten.“ °) 


In diesem Prozeß entsteht auch ein neues Verhältnis zwischen betrieblicher 
und zentraler gewerkschaftlicher ( Organisation. “Dem zentralen Angriff von 


Kapital und Staatsgewalt auf die Machtpositionen der Arbeiter in den Be- 
trieben und auf das Lohnniveau kann nicht allein. auf.betrieblicher Ebene 
wirkun ngsvoll begegnet werden. Die "Rolle c der z zentralen Organisationen muß 


Zersplitterung 9 der Gewerkschaften, zum anderen ein neues Verhältnis zwi- 
schen shop stewards und m Gewerkschaftsorganisation. Daß 


Aeiem, 


ee der Einkommen zu schaffen (bzw. dies überhaupt zu 
ermöglichen), bekämpft — sich_inzwischen als ein außerordentlich zwiespäl- 
tiges Disziplinierungsinstrument herausstellt, zeigt z. B. die AE.F., also die 
feue"große-Metaltarbeitergewerkschaft, die Sich in den letzten Jahren aus 
vier Einzelgewerkschaften gebildet hatte °) und unter ihrem linken Vor- 
sitzenden Scanlon zusammen mit der Transportarbeitergewerkschaft zum 
politischen Streik gegen die Antistreik- und Antigewerkschaftsgesetze auf- 
rief. Daß jedoch noch nicht entschieden ist, welche Richtung die im Zuge der 
Verschärfung der Angriffe des Kapitals notwendig werdende Verstärkung der 
Macht der zentralen Gewerkschaftsorganisationen nehmen wird, zeigt ihr 


65) vgl. ebd., S. 250-253 und 260-263 
%) vgl. ebd., S. 255-260 

67) vgl. ebd., S. 253 

#8) vgl. dazu Kuda, a.a.O., S. 47 

68) vgl. Albers u. a. S. 271 
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, Verhalten beim letzten großen Fordstreik. Hier schalteten sich in den von 

i den betrieblichen Organisationen ausgerufenen Streik, unterstützt von A.E.F. 
und T.G.W.U., nach einem Verhandlungsstillstand die Vorsitzenden der bei- 
den Gewerkschaften ein und stimmten einem Stillstand der Klassenausein- 
andersetzungen bei Ford bis zum Frühjahr 1973 zu, entgegen der Politik 

| des linken Flügels in diesen Gewerkschaften und der shop stewards. ?°) 

. Der bisherige Verlauf.der.Klassenkämpfe_in Großbritannien macht Übrigens 

; auch deutlich, ‚daß Strategien, wie sie von Gorz für die Gewerkschaften ent- 
wickelt wurden, nämlich eine Verschiebung. des Schwergewichtes vom Lohn- 

ı Kam auf. den net „um Arbeiler erkontralle. en eranagarungı_.heuer, 
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noch; einmal eklatante Konflikte und” Gegensätze im Reproduktions- und 
Akkumulationsprozeß erzeugen würde, welche ihn zu einem Angriff auf die 
Lohnhöhe und die Lage der Lohnarbeiter zwängen. an. Eine antikapitalistische, 
d. Keineaiekäßitälistische Gesellschaft störende und sie bedrohende Stra- 
tegie der Arbeiterklasse konnte für ihn nur noch in der Perspektive von Arbei- 
terkontrolle und der Entwicklung neuer Bedürfnisse bestehen, Demgegenüber 
zeigt sich, daß heute ein großer Lohnstreik der Bergarbeiter, gerichtet gegen 
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die Lohnpolitik der Regierung und die realen Lohnsenkungen dureh, ‚Inflatio- | 
näre > Prozesse, in weitaus ümfässenderer-Weis j r | 
lich macht, in viel stärkerem Maße « eine "Konfrontäflen der Klassen heworni | 


undeine"Drei tere ‚Sofidarisierüng in in der gesamten Ärbeite rschaft zur zur Folge 


ua nee 


zur Mitte der öder. “Jahre. Die Die Alternative, der Kampf, der Arbeiterklasse muß 

: "neue Inhalte erhalten, oder er integriert die Arbeiterklasse, sei es, daß den 
Gewerkschaften die Propagierung dieser neuen Inhalte anempfohlen wird, 
wie dies bei Gorz geschieht, ”°,) sei es nun, daß man glaubt, auf diese Weise 
den eh und je ‚kapitalhörigen' Gewerkschaften und ihren integrierenden 
Lohnkampf neue Inhalte und in ihrem Gefolge auch eine neue Organisation 
entgegenhalten zu müssen ”'), scheint die ökonomische Entwicklung und die 
Entwicklung der Klassenkämpfe in den letzten Jahren selbst als falsch er- 
wiesen zu haben. 7?) 


”) ebd., S. 262-264 


”_) Auf der gleichen Linie liegen auch linkssozialdemokratische Forderungen an die 
Gewerkschaften, so etwa wenn Eppler auf einem internationalen Kongreß der IG 
Metall feststellt, daß „der Übergang vom ökonomischen zum ökologischen Denken (!) 
..auch an den Gewerkschaften nicht spurlos vorübergehen (wird)“ (Frankfurter 
Rundschau vom 13 4. 1972), was dann auch die Konsequenz eines geringeren realen 
Anstiegs der Nettolöhne und -gehälter“ hat (ebd.) (Das Wortspiel läßt sich übrigens 
umdrehen: Schließlich hat die ‚Ökologie‘ (also Umweltprobleme etc.) sehr viel mit 
der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals‘ zu tun!) 

1) vgl. z.B. Revolutionärer Kampf, Arbeitspapiere, Nr. 3 (Berlin 1971) S. 28 f. 

2) Wird, wie in der Rede von M. Serafini auf dem Kongreß von !i Manifesto, der 
Kampf. e die kapitalistischen Arbeitsbedingungen_in_den Betrieben als maßgeb- 
iicher none Tale. einer revolutionären Strategie entwickelt, wird diese, UL 
K glichen“ en ESET TSSIEn Bewegung. der Klass enkämpfe, falsch _und_ gefährlich. (vgl. 
* © Kursbuch, a.a.O To un 
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In diesen Konzeptionen der Kämpfe um Arbeiterkontrolle und betriebliche 
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LEI wird gerade übersehen, ‚daß der aus den ‚Konflikten 


gehende ick auf die Lage. der "Arbeiter c ganz anderer Art ist, als daß dieser 
durch Gegenmathtpositionen im Betrieb erfolgreich bekämpft werden könnte: 
Denn diese (erst zu erkämpfenden) Kontrollmöglichkeiten werden ja nicht 
nur durch eine veranderte okonomische Situation unterhonft (etwa durch 
Krisen und Stagnationsphasen, wie am Beispiel “Großbritanniens angedeutet); 
sie müssen auch gegenüber den mit der Entwicklung des kapitalistischen 
Akkumulationsprozesses. entstehenden. Problemen für die ‚Arbeiterklasse (wie 
zyklische Krise, Arbeitslosigkeit, Beschränkung des Reallohns bzw. der Lohn- 
rate, sinkendes reales Reproduktionsniveau infolge Inflation sowie sich ver- 
schlechternder gesellschaftlicher Stellung der Lohnarbeiter) vollständig wir- 
kungslos bleiben. Damit soll nicht die Bedeutung und die Notwendigkeit (der 
betrieblichen. Kämpfe_gerade in der aktuellen Phase der Kapitalakkumulation 
in den westeuropäischen Ländern bestritten werden, die. durchaus notwendig 
sind als Kämpfe gegen die Intensifikation der Arbeit und. “gegen n die. Ver- 
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schlechterung_ der ‚Arbeitsbedingungen “und ‚somit, ‚Ausgangspunkte ‚der, Ge- 
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dieser | Kämpfe zur “revolutionären Taktik schlechthin scheint uns aber — wie 
oben entwickelt — einseitig und falsch. 
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Peter Böhmer, Jon Clark 


DER STREIK DER BERGÄRBEITER IN ENGLAND 
Kurzanalyse und Bericht 


Der folgende Bericht über den Bergarbeiterstreik in Groß-Britannien ist ver- 
faßt worden von zwei studentischen Genossen, die an der Universität Bir- 
mingham Germanistik studieren und dort als Streikposten den Kampf der 
Bergarbeiter aktiv unterstützt haben. !hr Aufsatz ist in aller Eile verfaßt 
worden und erhebt zunächst einmal nur den Anspruch, westdeutsche Ge- 
nossen über den Verlauf dieses für die britische Arbeiterklasse so enorm 
wichtigen Ärbeitskampfes zu informieren, möglicherweise dem einen oder 
anderen mitzuteilen, daß er überhaupt stattgefunden hat. Darüber hinaus 
aber haben die Autoren versucht, den Gesamtzusammenhang dieses Streiks 
im Rahmen der ökonomischen Nachkriegsgeschichte Groß-Britanniens anzu- 
deuten und herauszuarbeiten; was er an neuen Qualitäten der Klassenausein- 
anderseizung in diesem Land gebracht hat. All dies mußte aufgrund der 
kurzen Zeit, die den Autoren zur Verfügung stand (der Bericht wurde im 
März geschrieben), relativ oberflächlich und beschreibend bleiben, und sie 
möchten die deutschen Leser schon an dieser Stelle darauf hinweisen, daß 
eine diesbezügliche Kritik bei ihnen durchaus offene Türen einrennen würde. 


Frank Unger 


„We stand on the threshold of a period of growth 
and ßrosperity unparalleled since the war.“ 

Heath auf einer Konferenz.der Konservativen Partei 
im Oktober 1971. 


„if the wörking class is united we can achieve any- 
thing.“ 

Arthur Scargill, N.U.M. ') Yorkshire, nach dem Sieg 
der Bergarkeiter in Saltley. 


) N.U.M. National Unien of Mineers, englische Bergarbeitergewerkschaift. 
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i. Ausgangslage 
Die ökonomische Entwicklung Englands seit 1945 


Die Politik der Heath-Regierung seit ihrem Amisantritt Mitte 1970 bezeichnet 
eine neue Etappe in der Entwicklung des Klassenkampfes in Großbritannien, ?) 
die wesentlich als Folge der strukturellen Rückständigkeit der britischen 
industrie seit 1945 zu versiehen ist. Der Ausnutzung des ökonomischen Vor- 
sprungs vor den kriegszerstörten Ländern Westeuropas in der Zeit nach 1945 
wurde eine Politik vorgezogen, die nicht auf einen produktiven Ausbau der 
eigenen Industrie hinauslief, sondern die sich auf kurzfristige Gewinne durch 
Auslandsinvestitionen konzentrierte. Die Außenpolitik ist wesentlich durch 
eine WS-Abhängigkeit charakterisiert, die unter anderem beinhaltete, daß 
Gelder für Militärzwecke in einer Höhe ausgegeben wurden, die in keinem 
Verhältnis stand zu Großbritanniens gesunkener Weltmachiposition und den 
Möglichkeiten seiner nationalen Produktivkräfte. Die Krise der Zahlungs- 
bilanz spitzte sich seit 1945 kumulativ zu einer Situation zu, in der sie dann 
während der Labour-Regierung 1964-1970 zum fetischistisch fixierten Dreh- 
und Angelpunkt der Politik wurde. 


Die Beibehaltung des Pfund Sterling als Weltwährung, trotz der relativ nie- 
drigen Wachstumsrate der britischen Wirtschaft, trug mit dazu bei, daß diese 
zunenmend von der Politik der Weltbankiers abhängig wurde, eine Situation, 
die besonders nach 1967 durchgreifende Konsequenzen nach sich zog: Mit 
der Verschärfung der Konkurrenz auf dem Weltmarkt, mit dem verstärkten 
Auitreien vor allem der westdeutschen und japanischen Industrie gerät Groß- 
britannien in eine offene Krise. Die Labourregierung wurde durch Verpflich- 
tungen gegenüber dem Internationalen Weltwährungsfond unter Druck ge- 
setzt, die negative Zahlungsbilanz in Ordnung zu bringen. Dies schien der 
Regierung, geleitet von einer orthodoxen, vorkeynesianischen Finanztheorie, 
nur möglich durch eine deflationistische und stagnative Wirtschaftspolitik. 


Der beschleunigte Fall der Profitrate während der Labourregierung ?) kam 
in erster Linie dem großen Finanzkapital zugute und trieb den Prozeß der 
Zentralisation der Kapitale voran. 


„Qas Gesamteinkommen der Finanzhäuser hat sich zwischen 1964 bis 1969 
fasi verdoppelt, während das Gesamteinkommen der Industrie- und Handels- 
unternehmen (....) fast gleich geblieben ist.“ °) 


In der Bereitschaft der gegenwärtigen Tory-Regierung, sich enger an West- 
europa anzuschließen, drückt sich nur die bereits ausgeprägte wirtschaftliche 
Abhängigkeit des britischen industriellen Kapitals vom westeuropäischen 
rinanzkapital aus. 


2) Vgl. dazu: Robin #lackburn, „The Heath Government, A New Course for British 
GCapitalism“, New Left Review Nr. 70, Nov.-Dez. 1971. 


3) Ygl. dazu: A. Glyn/B. Sutcliife, „The Critical Position of British Capital“, New Left 
FHeview, Nr. 66, März/ April 1971. 


4) Ebenda, 8.25 (Übersetzung der Verfasser). 
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Der Weltwährungsstatus des Pfund Sterling war spätestens seit dem Baseler 
Abkommen der zehn finanzstärksten Länder der Welt 1968 nur durch aktive 
Stützungsmaßnahmen, vor allem der westeuropäischen Länder, aufrechtzu- 
erhalten. 


Energiepolitik 


Bevor zu einer Analyse der Konfrontationspolitik der Heath-Regierung über- 
gegangen wird, die im Bergarbeiterstreik (Januar — Februar 1972) gipfelte, 
wird im folgenden die Energiepolitik der verschiedenen britischen Regierun- 
gen kurz umrissen, wodurch aufgezeigt werden soll, wie die Kohlenindustrie 
zugunsten von Öl, Atomkraft und Erdgas ins Hintertreffen geriet. Die lang- 
fristige Unsicherheit der drei letztgenannten Energiequellen (trotz der neuen 
Ölfunde in der Nordsee und an der Südwestküste Englands, die bis 1980 
voraussichtlich ein Drittel des britischen Rohölverbrauchs decken werden), °) 
führte keineswegs zu einem Ausbau der in Großbritannien reich vorhandenen 
Kohlengruben, sondern diese wurden im Gegenteil systematisch abgebaut 
bzw. geschlossen: die mächtigen Ölinteressen in Großbritannien schienen 
den Sieg davonzutragen. °) Im internationalen Maßstab ist in letzter Zeit, 
mit Ausnahme Westeuropas, eine der britischen entgegengesetzte Energie- 
politik festzustelien. „Die USA, die UdSSR, China, Osteuropa, Japan haben 
sich alle eindeutig für Kohle entschieden, wohingegen die Länder der EWG 
und Großbritannien das Risiko einer Einschränkung (der Kohleförderung) 
eingehen.“ ?) 


Bergbau und Kohleindustrie 


Die Bergarbeiter Großbritanniens schlossen sich erst 1945 zu einer nationalen 
Gewerkschaft zusammen, der N.U.M. (National Union of Mineworkers), die 
der Labourparty verbunden ist. Laut Satzung der N.U.M. ist jeder Bergarbeiter 
verpflichtet, der Gewerkschaft beizutreten. Dieser Satzungspunkt, der wesent- 
lich zur Solidarität unter den Bergarbeitern während des Streiks beigetragen 
hat, wäre mit Inkrafttreten des Industrial Relations Act (IRA) hinfällig, wenn 
die N.U.M. sich eintragen ließe als anerkannte Gewerkschaft gemäß den 
Statuten des neuen Gesetzes. ?) 

Nachdem 1947 die Zechen in Großbritannien unter dem Namen National Coal 
Board (NCB) verstaatlicht worden waren, diente die Kohleindustrie den 
anderen verstaatlichten Industrien (vor allem den Gas- und Elektrizitäts- 
°) Siehe ‚Guardian‘, Ausgabe vom 16.3. 1972. 


6) Die britische Regierung ist bekanntlich der größte Aktionär der Shell-Mex BP, John 
Davies, Staatssekretär für Handel und Industrie, früherer Generaldirektor derselben 
Firma. 

7) ‚Colliery Guardian‘, 16. 2. 1968, zit. nach Lawrence Daly, „The Miners and the Na- 
tion“, veröffentlicht von der N. U. M., 1969, S. 10. 

8) Absatz 7 der Gesetzesvorlage sieht vor, daß eine ‚Zwangsorganisierung‘ der Be- 
legschaften ohne vorherige Absprache mit dem Management ungesetzlich ist. 
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werken) und der privaten Indusirie als billige Rohstoffquelle. Von 3947 bis 
1958 wurden deswegen die Kohlenpreise bewußt unter dem Weltmarktpreis 
gehalten, was zu einem Verlust für das NCB von über 2 000 Mio. Pfund führte: 
Die enteigneten Grubenbesitzer erhalten jährlich Abfindungsgelder, die sich 
wis 1971 auf fast S00 Mic. Pfung beliefen. Außerdem ist zu beachten, daß 
iediglich die Produktion von Kohle verstaatlicht wurde, nicht aber ihre 
Disiribution und die Entwicklung der für sie nolwendigen Produktiensmittel, 
«ie in privater Hand blieben, 

Das NCB erhält pro Tonne Kohle nur 5,84 Pfund, während die Haushaltungen 
zwischen 16 und 18 Piund pro Tonne Bezahlen müssen, wobei es das NCB 
dennoch fertig brachte, mit Ausnahme eines einzigen Jahres einen positiven 
Finanzausgieich zu erzielen. Jedes große Uniernehmen muß seinen eigenen 
Preis mit dem NCB aushancdein; es liegt nahe, zu vermuten, daß die großen 
Konzerne die Kohle zu einem bedeutend günstigeren Preis beziehen als 
die privaten Konsumenten. Einige Zahlen zur ‚Entwicklung‘ der Kohlenindu- 
strie in Großbritannien seit 1947 mögen den beschriebenen Trend veran- 
schaulichen. 


Produktion In Mio. Tonnen Zah! der Arbeiter in der Kohlepraduktion 
1952... . 212,50 1956 .... . 687000 
1971... . 142,60 1970... . 295 000 


Anteil der Kohle am Gesamienergieverbrauch 


1956... . 85% 
1966 . . . . 565% 
1970... . 50% nach: ‚Morning Star‘, 11. 2. 1972 


Der Bergbau hatte in den letzten zwülf Jahren eine Produktivitätssteigerung 
von üßer 70% zu verzeichnen, die wesentlich mit der Mechanisierung des 
Untertageabbaus zusammenhängt (1956 waren nur 5% der Zechen mechani- 
siert, 1970 über 90%) .?) 

In der gleichen Zeitspanne verschlechterten sich die Löhne der Bergarbeiter 
relativ zu anderen Industriearbeitern um 25%. Das wurde vor allem dadurch 
ermäglicht, daß die N.U.M.-Führung gespalten war (wenn auch eine Spaltung 
noch immer besteht, trat sie sicherlich während des Streiks nicht so offen 
zu Tage), und daß Lohnabkommen auf regionaler bzw. lokaler Ebene abge- 
schlossen wurden, was ein einheitliches Auftreten der Bergarbeiter er- 
schwerte. Die traditieneile Rolle der Bergarbeiter als einer der milltantesten 
Teile der englischen Arbeiterklasse schien bis auf weiteres ausgespielt zu 
sein. Die Politik der Heath-Regierung forderte jedoch die Bargarbeiter heraus, 
ihre Reihen zu schließen und den Kampf gegen die verschärfte Ausbeutung 
aufzunehmen. Sie entdeckten von neuem die Solidarität, die nach 1926, dem 
Jahr des großen Generalstreiks, anscheinend verschwunden war. 


®) Siehe dazu: ‚Morning Star", 16.2.1972. 
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Die Wirtschaftspelltik der Heath-Regierung 


„(Die) Vorbedingung (für einen britischen Wirtschaftsaufschwung) ist eine 
grundiegende Verbesserung der Verwertungssituation des britischen Kapitais 
im doppelten Sinne: der Verbesserung der Ausbeutungsrate der Arbeiter- 
klasse und der Verbesserung der Konkurrenzsituation durch Steigerung der 
Produktiwkraft der Arbeit.“ '%) Die Heath-Regierung orientiert sich vorwiegend 
nach Westeuropa als „Lösung“ der internen ökonomischen Schwierigkeiten, 
was unter anderem die Abhängigkeit Großisritanniens von der Finanzpolitik 
Westeuropas weiterhin verstärkt, Die „Lame Duck“-Philosophie von John 
Davies '!) wäre, unter Rückgängigmachung der sogenannten „geplanten 
Wirtschaft“ der Labourregierung, tendenziell auf eine Rückkehr zu den Markt- 
geseizen des Kapitalismus der freien Konkurrenz hinausgelaufen, wobei 
eine Bevorzugung der großen Konzerne in Vorbereitung auf die verschärfte 
Konkurrenz in Westeuropa mit dem Eintritt Großbritanniens in die EWG 
bezweckt ist. (In diesem Zusammenhang muß später der Einfluß des Berg- - 
arbeiterstreiks auf diese scheinbar nicht interventionistische Politik — Motto: 
„stand on your Own two feet“ —, letztendlich auf die Möglichkeit einer Ver- 
besserung der Verwertungssituation des britischen Kapitals“ '? untersucht 
werden.) 

Die Depression 1970-71 ergab sich in einer schon fortgeschrittenen Ab- 
schwungphase der Konjunktur. (Vergleiche das starke Ansteigen der Ar- 
beitsiosenzahl seit Anfang 1970, siehe Tabelle. '’) Zur selben Zeit fiel die 
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Quelle: „Unempioyment and how to fight it“, in: Scocialist Worker Pamshlet, Nr. 15, 
Lenden 1971, S. 13. 


10) Neusüß u.a, „Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwährungskrise”, in: Probleme 
ces Klassenkampfs, Heft 1, Nov. 1871, S. 104. 

it) Betriebe, die eine schwache, nur von ständig neuen Finanzspitzen seitens der 
Regierung aufrechtzuerhaltende Rentabilität aufweisen, sollen diese Spritzen nicht 
länger erhalten. 


2) Neusüß u. a., Op. cit. S. 104. 
13) Arbeitslosigkeit seit 1951 (Jahresdurchschnitt, in Tausend): 
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Ausnutzung des fixen Kapitals stark ab. Eine „inoffizielle“ Norm für Lohner- 
höhungen wurde von der Regierung mit 7°/o pro Jahr angegeben, und die 
Beibehaltung dieser Norm im Öffentlichen Sektor übte einen großen Druck 
auf die Arbeiter im privaten Sektor aus, sich an diese Norm zu halten. Inso- 
fern bedeutete die Auseinandersetzung mit den Bergarbeitern eine Ausein- 
andersetzung mit der Arbeiterklasse insgesamt, eine offen klassenkämpfe- 
rische Situation war somit von der Heath-Regierung selbst hergestellt worden. 
Nachdem sie sich gegenüber den Postarbeitern durchgesetzt hatte, glaubte 
die Regierung, sich auch gegenüber den Bergarbeitern behaupten zu können. 
Dies beruhte auf einer Fehleinschätzung der Kampfentschlossenheit und 
Organisationsfähigkeit sowohl der Bergarbeiter als auch der gewerkschaft- 
lich organisierten Teile der englischen Arbeiterklasse. 


N. Streikbericht 


Der folgende Bericht über den Verlauf des Bergarbeiterstreiks in England 
stellt in dieser Form keine eingehende materialistische Analyse dar; er soll 
vielmehr, basierend auf Interviews mit Verantwortlichen der Bergarbeiterge- 
werkschaft (N.U.M.), der organisierenden politischen Kräfte (CP/Communist 
Party, iS/International Socialists), Augenzeugenberichten '* der aktiv Strei- 
kenden und Presseberichten (‚Guardin‘, ‚Observer‘, ‚Morning Star’, ‚Socialist 
Worker‘ etc.), das Material aufbereiten, das zu einer umfangreicheren Uhnter- 
suchung des zurückliegenden Streiks in Hinsicht auf neue Kampfformen, 
Solidaritätsaktionen und Organisationsstrukturen der englischen Arbeiter- 
klasse führen kann, das dann konsequenterweise in Beziehung zu den For- 
men des Klassenkampfes in Frankreich, Italien, Westdeutschland etc. zu 
setzen wäre. Eine Etappenbestimmung des Kapitalismus und eine Klassen- 
analyse der jeweiligen Länder häite dem vorauszugehen, weshalb dieser 
Bericht notwendig als fragmentarisch und deskriptiv anzusehen ist. 


„Die Bergarbeiter waren schon immer konfrontiert mit den heftigsten und 
brutalsten Angriffen der herrschenden Klasse und ihrer Regierungen.“ ’°) 
Daß sie es im letzten Arbeitskampf mit einer der klassenkämpferisch ent- 
schlossensten Regierungen zu tun hatten, geht sowohl aus einem Seitenblick 
auf die Geschichte des Bergarbeiterstreiks 19268 als auch aus den Stellung- 
nahmen und Taktiken der Tory-Regierung insbesondere der letzten drei 
Monate hervor. 


Schon zehn Wochen vor dem eigentlichen Streikbeginn, als es offensichtlich 
wurde, daß die britische Regierung unier keinen Umständen von der Politik 
der „Einfrierung der Löhne und Gehälter auf 7°/o“ abweichen würde, begann 
die Gewerkschaft der Bergarbeiter (N.U.M.) mit der umfangreichen Einleitung 


14) Die Verfasser hielten sich selbst für drei Tage an den Streiklinien vor dem Kohle- 
depot des West Midlands Gas Board in Saltley auf. 


15) ‚Marxism Today‘, (theoretische Zeitschrift der KP Groß-Britaniens) Editorial, Fe- 
bruar 1972, ohne Seitenangabe. 
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von präventiven Maßnahmen in Form von Überstundenstopps (Overtime barı) 
und der Einrichtung von Liaison Committees, den späteren Streik-Verbin- 
dungs-Komitees, was bereits in der ersten Novemberwoche 1971 einen 
Produktivitätsrückgang der Kohlenindustrie bis zu 20° zur Folge hatte. Die 
Liaison Committees waren organisiert auf der Ebene einer jeden Zechen- 
anlage (lokal), auf Bezirksebene der N.U.M. (regional) und auf nationaler 
Ebene (N.U.M. Executive Committee) und wurden beseizt jeweils mit Mit- 
gliedern der drei Sektionen innerhalb der Gewerkschaft: Erstens der power 
group (beschäftigt mit Elektrizität-Sicherheitsarbeiten), zweitens unteren und 
mittleren Angestellten (clerical workers) und drittens Zechenarbeitern (pit 
men), wovon die Mitglieder des Managements aufgrund der Örganisierung 
in einer separaten Gewerschaft (N.A.C.O.G.) ausgeschlossen waren (Mines 
und Quarries Act). Bereits während der Überstundenstopps fiel ihnen vor- 
wiegend die Aufgabe der Durchführung von Sicherheitsarbeiten in den 
Schachtanlagen zu, die im Normalfall von den Bergarbeitern selbst erledigt 
wurde. 


Die nationale Konferenz der N.U.M. am 22. ii. 1971 beschloß Streikabstim- 
mung in Form der Einzelabstimmung aller Mitglieder, wobei sich 58,9°/o für 
einen Ausstand aussprachen. Von diesem Zeitpunkt an wurde die vorbe- 
reitende Organisation des Streiks nach einem Modell der Dezentralisierung 
durchgeführt. Dabei blieb im Unterschied zur Situation von 1926 die poli- 
tische Führung des Streiks entscheidend von der Masse der Bergarbeiter 
beeinflußt. Dem kam allerdings die dezentralisierte Struktur der englischen 
Berarbeitergewerkschaft, die sich durch besonders intensive Zusammenar- 
beit von mittlerer Gewerkschaftsebene und lokalen Zechenanlagen auszeich- 
net, zugute. Weiterhin gilt es hierbei zu berücksichtigen, daß erst seit 1968 
Lohnforderungen auf nationaler Ebene verhandelt werden konnten (National 
Wages Structure), da bis zu diesem Zeitpunkt nach Abbaugebieten getrennte 
Lohntarife bestanden. In der Tat war allerdings dieser Streik die erste Mög- 
lichkeit der N.U.M., Tarifverhandlungen auf nationaler Ebene zu führen -—, 
umso beachtenswerter daher, daß man seine Planung und Durchführung an 
der Basis beließ. 


„In kürzester Zeit wurde ein Operationsplan ausgearbeitet, der die Lage aller 
Kohledepots, Kokereien, Zechen und Öllager mit exakter Angabe der Tonna- 
ge genau ausführte, desgleichen Nothilfspläne zur Versorgung ven Kranken- 
häusern Altersheimen, Rentnern etc. erstellt.“ '%) Während die Gewerkschaf- 
ten untereinander Unterstützungsverhandlungen führten, um die Verteilung 
von Kohle und Öl im Falle eines Streiks zu verhindern, drängien die Gewerk- 
schaftsspitzen der N. U. M., Gormley (Präsident) und Daly (Generalsekretär), 
auf eine Entscheidung. Die Forderungen der Bergarbeiter zu diesem Zeit- 
punkt lautete: sieben bis neun Pfund mehr pro Woche für eine Laufzeit von 
zwölf Monaten, während die Regierung (National Coal Board, N.C.B.) ledig- 


16) Interview der Verfasser mit Jack Lally, Präsident der N.U.M. Stafferdshire, am 
21. 3. 1972. 
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lich zwei Pfund mit einer Laufzeit von achtzehn Monaten anbot, was in der 
Tat einem Sinken des’Reallohns um etwa 5 % seit der letzten Lohnerhöhung 
gleichkam, wenn man die gestiegenen Lebenshaltungskosten von 11° im 
letzten Jahr miteinbezieht. 


Noch drei Tage vor Streikbeginn am 6. 1. 1972 zeigte sich Gormiey unwillig, 
überhaupt nur an Streik zu denken und wollte sich vielmehr mit einer Lohn- 
erhöhung von drei Pfund zufrieden geben '”), während Ezra, der Vertreter 
des N.C.B., sein Angebot von zwei Pfund auf zwei Pfund plus kleine Zuge- 
ständnisse erhöht. Die Bergarbeiter in einigen Bezirken antworteten darauf 
mit der spontanen Weigerung, Sicherheitsarbeiten in den Zechen durchzufü- 
ren, hauptsächlich in denen von Derbyshire und Yorkshire; das bedeutete, 
daß durch Entzug der Arbeitskraft Ausrüstungsgegenstände und Maschinen 
im Wert von mehreren Millionen unter Tage vernichtet wurden, infolge von 
Erdrutschen, Explosionen etc. (Kapitalvernichtung!). Dies sind die ersten 
spontanen Kampfmaßnahmen vor dem eigentlichen Beginn des Ausstandes, 
deren Wirkung durch die Weigerung der Eisenbahnarbeiter und Seeleute, 
Kohle zu transportieren, noch verstärkt wurde. 


Die regionale Organisation der N.C.B. in Derbyshire versuchte die Eintei- 
lung der drei Arbeitsschichten pro Tag ohne Verhandlungen mit den Berg- 
arbeitern so umzustellen (shift around), daß die durch den Überstundenstop 
liegengebliebenen Sicherheitsarbeiten trotz einer geringeren Anzahl von ab- 
soluten Arbeitsstunden ausgeführt werden konnte. 


Dies erklärt z. B. die Beharrlichkeit der Derbyshire-Bergarbeiter, gerade die 
Sicherheitsarbeiten zu verweigern. 


In der Nacht vom 8, 1. 1972 auf den 9. i. 1972 wird der erste nationale Streik 
in der Geschichte der N. U. M. ausgerufen. Die Streikposten nehmen Aufstel- 
lung vor den Toren der ihnen zugewiesenen Kohlendepots; Dockarbeiter 
in Cardiff und Middlesborough weigern sich, Schiffe mit belgischer Kohle zu 
entladen, und die gewerkschaftlich in der T.G.W.U. (Transportarbeiterge- 
werkschaft) organisierten Lastwagenfahrer beliefern ausschließlich Kranken- 
. häuser, Altersheime und Rentner mit Kohle. Sie erklären sich bereit, die 
Kohle wenn möglich in der Nacht von den Halden abzutransportieren, um 
den Streikposten am Tage die Arbeit zu erleichtern, da sie dann ausschließ- 
lich mit den nichtorganisierten Fahrern zu verhandeln hätten, von denen be- 
kannt war, daß sie unter Vertrag mit der Privatindustrie standen und bis zu 
dreißig Pfund pro Ladung „Schwarz“-Kohle erhielten. Es handelte sich hier- 
bei zumeist um kleine Einmann-Fahrer/Eigentümer-Betriebe, denen die Strei- 
kenden androhten, jegliche Transportaufträge, insbesondere nach Beendi- 
gung des Streiks, zu verweigern, wenn sie die Streiklinien durchbrechen 
würden. Die Streikposten wurden aufgefordert, unverzüglich Kontakte mit 
Polizei, N.C.B. bzw. Direktoren der Gas- und Elektrizitätswerke aufzuneh- 


® 


7) Diese Information, die in den führenden Tageszeitungen Englands auftauchte, 
wurde von Jack Lally dementiert. 
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men, um auf dem Verhandlungswege die Schließung der Depots zu erreichen. 
Dies konnte in den meisten Fällen auf Grund der Anzahl und Stärke der 
Streikposten unverzüglich geschehen. Die wenigen Fälle von Gewaltanwen- 
dung, die meistenteils durch harten Polizeieinsatz entstanden, wurden in der 
Presse unberechtigterweise hochgesspielt. 

Am 15.1. 1972 meldeten die Elektrizitätsarbeiter ihre Lohnforderungen von 
10°o an und beschlossen gleichzeitig aus Solidarität mit den Bergleuten 
einen Überstundenstop, — eine Woche später kommt es zu spontanen Ar- 
beitsniederlegungen der Eisenbahnarbeiter, besonders im Norden von L.on- 
don, und dadurch zur Verstärkung der Streikposten an den Kohledepots. 

Wie unvorbereitet und machtlos die Regierung den Kampfmaßnahmen der 
Bergarbeiter zunächst gegenüber stand, mag die Aussage von Heath in der 
Parlamentsdebatte am 25.1. 1972 zeigen, als er auf die Auskunft eines Kol- 
legen von der Opposition, der ihn über das Wesen der ökonomischen Krise 
im Kapitalismus aufklärte, sagte: „Dies ist nicht das Wesen des Kapitalismus, 
denn es (die Krisen) passiert doch nicht in anderen Ländern!“ '®) Der Kollege 
(es war der Labour-Abgeordnete Eric Helfer) rät ihm, das ‚Kapital von Marx 
zu lesen. 


Höhepunkt des Streiks: Schließung des Gaswerks Saltley. 


Auf einem Meeting des Trades Council Birmingham '?) am 14. 2. 1972 stellen 
die Versammelten fest, daß das Gaswerk Saltley bei Birmingham, wo etwa 
90000 Tonnen Kohle lagern, noch nicht bestreikt wurde. Es ist das letzte, 
große noch geöffnete Kohlendepot in England und wird zu dieser Zeit von 
Lastwagenfahrern von überall her frequentiert. Die am kommenden Tag auf- 
gestellten Streikposten stoßen auf harten Widerstand der Polizei und der 
Direktion, die sich zunächst nicht bereit erklären, mit ihnen zu verhandeln, 
da vermutlich vom Staatssekretär für Handel und Industrie, John Davies, 
strikte Anordnung besteht, das Depot unter allen Umständen offen zu 
halten ?) Zwischen 500 und 600 Bergarbeiter von Yorkshire, Derbyshire, 
Nottinghamshire und Wales erzwingen die Schließung der Tore am Sonntag, 
dem $. 2. 1972, welche jedoch am folgenden Tag wiedergeöffnet werden. 
Von normalerweise 2500 Lastwagenfuhren pro Tag passieren jedoch ledig- 
lich 40 Transporter die Streikpostenlinien, von denen 35 Kohle für Prioritäts- 
fälle aufnehmen. 

Am 9. 2. 1972 beschließen die Shoßstewards. der AUEW und NWVB *') mit 
ihren Arbeitern den Solidaritätsstreik und unterstützen die Bergarbeiter mit 
etwa 10000 Sireikwilligen, während zur gleichen Zeit 8000 Transportarbeiter 
in Birmingham und Umgebung in den Ausstand treten. 


18) ‚Morning Star‘, 25.1. 1972, Übersetzung der Verfasser. 
) Trades Gouneil: Lokale Organisation des T.U.C. — Trades Union council. 


20, Diese Information stammt von einem Gewerkschaftsfunktionär, dessen Name auf 
seinenWunsch unveröffentlicht bleibt. 


21) Shopstewards: Betriebsrat. AUEW: Amalgamated Union of Engineering Workers. 
nuvß: National Union of Vehicle Builders. 
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Donnerstag, der 10. 2. 1972 wurde dann der Tag, der in die Geschichte der 
englischen Arbeiter- und Gewerschaftsbewegung eingehen wird: Unter dem 
massiven Druck von Tausenden von Arbeitern werden die Tore des Gaswerks 
Saltley auf Anordnung der Polizei geschlossen. Die Direktion des Gaswerks 
erklärt sich mit den Forderungen der N.U.M. einverstanden, keine Industrie- 
kohle auszuliefern; die Tore bleiben für den Rest der Zeit des Streiks ge- 
schlossen. Arthur Scargill, Yorkshire N.U.M., Mitglied der Communist Party 
(CP), bedankt sich bei den Arbeitern mit den Worten: „Wenn die Arbeiter- 
klasse zusammenhält, kann sie alles erreichen.“ 


Infolge des Tags zuvor ausgerufenen Notstands in England war der Einsatz 
von Armeekräften in Saltley im Gespräch, was nach übereinstimmender Mei- 
nung der Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre zu einem Generalstreik 
hätte führen können, denn neben den Arbeitern der Autoindustrie legten die 
gerade erst durch erfolgreiche Tarifverhandlungen beruhigten Elektrizitäts- 
arbeiter (7?/4/o Lohnerhöhung am &. 2. 72) ihre Arbeit nieder, was die Indu- 
strie in den West Midlands, dem für England wichtigsten Industriegebiet, zu 
einem fast völligen Stillstand brachte. Die Elektrizitätswerke führten Strom- 
sperren (Power-cuts) durch, wobei jeder Stromabnehmer mit zwei sicheren 
Stromausfällen an zwei Tagen der Woche zu rechnen hatte. 


Jetzt, 33 Tage nach Streikbeginn, machen sich die Auswirkungen der Ver- 
hinderung der Kohleauslieferung auf die englischen Elektrizitätswerke, die zu 
75°/o von Kohle abhängig sind, im vollen Ausmaß bemerkbar: 1 800 000 Arbei- 
ter werden vorübergehend entlassen, Kurzarbeit wird eingeführt in jedem von 
Elektrizität abhängigen Industriezweig; hinzu kommen die 1 Mio. Arbeits- 
losen, die es schon vor dem Streik gegeben hatte. 


Einzelne Härtefälle werden in der Presse unverschämt hochgespielt, mit dem 
Ziel, die Bergarbeiter für die ganze Misere verantwortlich zu machen. Einige 
Ausschnitte aus Heaths emotionsgeladener Rede *?) vor Konservativen in 
Liverpool mögen ein Beispiel dafür geben: „Nicht die Bergarbeiter, sondern 
die Hausfrauen, die alten Leute, die auf fixe Einkommen angewiesen sind, 
leiden am meisten... . Sie haben keine Gewerkschaften zu ihrer Verteidigung, 
sie aber verursachen auch keine Gewaltmaßnahmen, obwohl sie Millionen 
sind. ... Die Hilflosesten der Gesellschaft werden am schwersten betroffen. 
... Es gibt Millionen von Arbeitslosen, einige von ihnen leben nun in perma- 
nenter Sorge um ihre Arbeitsplätze — und warum? — weil 3 Pfund nicht 
genug sind.“ ?*) Heath erkennt an, daß den Forderungen der Bergarbeiter 
von der Bevölkerung mit großer Sympathie begegnet wird, „aber“, so fährt 
er fort, „ich denke, daß fairgesinnte Menschen, was auch immer ihre Ansich- 
ten sind, in einem übereinstimmen: die Bergarbeiter sollen das Lohnangebot 
annehmen, sie sollen an ihre Arbeit zurückgehen.“ Heath spricht davon, daß 


23) In Auszügen abgedruckt in der Ausgabe des ‚Guardian‘ vom 12.2. 72. 


2!) Neues Angebot der Regierung vom 9.2.72: 3Pfund Lohnerhöhung pro Woche 
Dlus Untersuchungskommission. 
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jede Familie im Lande leiden müsse, wenn die exzessiven und unerfüllbaren 
Lohnforderungen nicht zurückgeschraubt würden. Die englische Bevölkerung 
kämpfe den Kampf um die wirtschaftliche Prosperität des Landes und sie 
müsse beschließen, ob sie vor oder zurückgehen wolle. 

Arbeitsminister Carr versucht die anderen Gewerkschaften zu Zugeständ- 
nissen zu bewegen, nicht solch hohe Lohnforderungen wie die N.U.M. zu 
stellen. Er stellt fest, daß nach dem Streik 14 Zechen geschlossen bleiben 
müssen und infolge der unterlassenen Sicherheitsarbeiten Maschinen im 
Wert von Millonen vernichtet worden seien. 

Tatsächlich bot die N.U.M. dem N.C.B. an, die Sicherheitsarbeiten auch wäh- 
rend des Streiks durchzuführen; von diesem Angebot wurde jedoch nie 
Gebrauch gemacht; so mußte eben ein Teil der Zechenausrüstung verotten. 
Am 12. 2. 1972 setzt die Regierung eine Untersuchungskommission zur 
Schlichtung des Streiks ein, bestehend aus Lord Wilberforce (Ex-Kandidat 
der Konservativen für das Unterhaus), J. Garnett (Direktor der Industriege- 
sellschaft * und Unterstützer des Industrial Relations Act — IRA) und 
Professor L. Hunter (Professor für ®konomie in Glasgow). Wie schon 1926 
blieb auch in diesem Ausschuß die Vertretung der Arbeiterklasse unberück- 
sichtigt. Die Untersuchungskommission unterstreicht den „Sonderfall“ der 
Bergarbeiter und schlägt der Regierung ein Lohnangebot von 4,50 Pfund bis 
6,00 Pfund vor, zuzüglich fünf Tage Mehrurlaub pro Jahr. ?2”) Der Bericht ist 
ganz und gar daraufhin abgefaßt, die Bergarbeiter unbedingt an ihre Arbeits- 
plätze zurückzubringen, denn zu diesem Zeitpunkt war die Situation in der 
Energieversorgung schon so kritisch, daß bei längerer Streikdauer die Wie- 
derinbetriebnahme der meisten Zechen gefährdet worden wäre. Das Angebot 
mußte also zufriedenstellend ausfallen. 

Es wird zunächst mit einer Stimme Mehrheit vom Exekutiv-Komitee der 
N.U.M. abgelehnt und zwei Tage später nach einem neuen Kommissions- 
vorschlag, der nur geringfügige Verbesserungen bringt, wiederum abgelehnt, 
während allerdings zu diesem Zeitpunkt die N. U.M. Power-Group dieses 
Angebot bereits akzeptiert hatte. In einer Abstimmung entscheiden sich am 
26.2. 72 96,5°/o der Bergarbeiter für den Abbruch des Streiks. 


Soweit die Ereignisse des eigentlichen Streikverlaufs. 


Ill. Ergebnisse und Folgerungen 
Was bleibt als Fazit des Bergarbeiterstreiks festzuhalten? 


1. Ohne die außerordentliche Solidaritätsaktionen der Bevölkerung, (Geld-, 
Lebensmittelspenden, Härtefonds) besonders in den Zechengegenden von 
Derbyshire, Wales, Kent, Nottinghamshire, Midlands, Yorkshire und Schott- 


25) Vergleichbar mit dem VD!. 
6) Siehe die Rolle des IRA im Schlußparagraph. 
) 


?) Die Bergleute hatten bisher lediglich zwei Wochen bezahlten Urlaub erhalten, im 
Gegensatz zu 4 Wochen in der Industrie (Norm). 
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land, wäre ein solches Durchhaltevermögen, wie es die Bergarbeiter im 
zurückliegenden Streik unter Beweis gesieilt haben, nicht möglich gewesen. 


2. Dies wurde ergänzt durch das unvergleichliche Gemeinschafts- und Zu- 
sammenhörigkeitsgefühl, welches in den Bergarbeiterdörfern Englands be- 
sieht. Nur ganz vereinzeiie Vorkommnisse von Streikbruch liefern den Be- 
weis dafür. 


8. Der Schwerpunkt in der exekutiven Führung des Sireiks lag auf der Zu- 
sammenarbeit der mittleren Ebene der Gewerkschaft mit der Basis (grass- 
roots-level). 


4. Die Aktionen des Arbeitskampfes waren nicht ausschließlich auf den Streik 
beschränkt. 


5. Die Zusammenarbeit mii den sich nicht im Kampf befindlichen Gewerk- 
schaften fand spontan und nicht auf höchsier Ebene statt. 


‚6. Die vorhergegangenen Aufklärungskamdagnen der Gewerkschaften über 
die Möglichkeiten der Ausnutzung ven staatlichen Versorgungseinrichtungen 
während des Streiks trugen erheblich zu dem langen Burchhaltevermögen 
Dei. 

7. Die Versorgung der hilfsbedürftigen Bevölkerung (Lieferung von Kohle an 
Krankenhäuser, Rentner eic.) untermauerte die Glaubwürdigkeit des Streiks 
in den Augen der Bevölkerung. 


8. Die Solidarität der Linksparteien und -gruppen (CP, IS) war in vielen 
Fällen in der Lage, zur notwendigen politischen Identität beizutragen. Sie 
unterstützten die Streikenden mit ihren Publikationsorganen und halfen bei 
der Bereitstellung von Unterkünften für die Streikposten. 


Um ein vollständigeres Bild der sich entwickelnden Formen des Klassen- 
kampfes in England zu gesen, ist es notwendig, kurz auf die Betriebsüber- 
nahmen durch Arbeiter bei U.C.S. (Upper Clyde Shipbuilders), Plessey (Dum- 
barton) und Fisher-Bendix (Kirkby, Liverpool) einzugehen. 

Als defensive Maßnahme gegen drohende Entlassungen bzw. Schließung der 
betreffenden Firmen wurden die Fabriken besetzt und die Produktionsmittel. 
übernommen: während die UV.C.S.-Okkupation die Form eines „work-in“ an- 
nahm, wird in den beiden anderen Betrieben nicht mehr produziert, die „pro- 
duktive Potenz“ des konstanten Kapitals ist auf Eis gelegt. Die Erfolgsaus- 
sichten solcher Aktionen werden wenl begrenzt bleiben, solange solche 
Besetzungen nur auf einzelne Betriebe beschränkt bleiben, und selange 
diese Maßnahmen nur aus der Defensive ergriffen werden. Sie würden sich 
vor allem dann erhöhen, wenn seitens des einzelnen Kapitals ein versiärktes 
interesse am Fortgang der Produktion, etwa infolge eines Keoniunkturauf- 


schwungs, bestände, und wenn die Arbeiterschaft in Anlehnung an die inter- 
nationalen Verzweigungen des Kapitais ebenfalis entsprechende internatio- 
nale Kampfverabredungen träfe. °°) 


Maßnahmen zur Verschärfung der Klassenkämpfe 


Es ist vorauszusehen, daß, entgegen den Aussagen der meisien Tory-Minister, 
sich der Klassenkampf in Großbritannien in den nächsten Jahren verschärfen 
wird. Wenn wir zunächst von den bitteren Kämpfen in Nord-iriand absehen, 
die sowieso in den nächsten Jahren eines der Hauptprobleme der britischen 
herrschenden Klasse überhaupt sein werden, zeichnet sich auch an der 
Klassenkampffront in GB eine Fortsetzung der Konfrontatienspolitik ab. 
Der neue Indusiriai Relations Act (IRA) ist Ende Februar in Krafi getreten. 
Laut Absatz 57 (3) der Geseizesvorlage wird eine Gewerkschaft nicht mehr 
ais eine Vereinigung der Ärbeiter zur Durchsetzung ihrer Rechte definiert, 
sondern formai ais eine Organisation der Arbeiter, die bei einem zentralen 
Registrieramt eingetragen ist. Dieses soli von einem von der Redierung zu 
ernennenden, „erfahrenen“ Juristen geleitet werden, der ein endgültiges 
Entscheidungsrecht über die Satzung der einzelnen Gewerkschaften hat. 
Der T.U.C. hat den ihm angeschlossenen Gewerkschaften empfohlen, sich 
nicht einzutragen.°®) Selbst wenn die Gewerkschaften eingetragen sind, wären 
„wilde“ Streiks ungesetzlich, das heißt, Streiks, die spontan von der Arbeiter- 
schaft ausgingen, ohne vorherige Anerkennung der Gewerkschaft. Solidari- 
tätsaktionen einer „nicht Betroffenen Gewerkschaft mit einer im Kampf be- 
findlichen anderen Gewerkschaft werden als „„unfair industrial action“ für 
ungesetzlich erklärt. (Absatz 86 der Gesetzesverlage). 

Was die Regierung mit dem immer wieder zitierten Begriff der „Fairness“ 
meint, wird auch am Beispiel der neuen Geseizesvorlage über Mieten für 
Sozialwohnungen deutlich, die vom Beariff der „fairen Miete“ ausgeht. Aus- 
gehend vonder bestehenden Geseizesvorlage wird dies schätzungsweise 
auf eine Erhöhung der Miete bis zu 100% hinauslaufen. 

Nach der Niederlage seiner Konfrontationspelitik durch den Bergarbeiter- 
streik versuchte Heath die Bergarbeiter ais Ausnahmefall hinzustellen (was 
nur in dem Sinne richtig ist, daß sie das „schwächsie Glied der Kette“ dar- 
stellen), mit der Absicht, die empfohlene Norm für Lohnerhöhungen von 7% 
beizubehalten. Die ausstehenden Lohnfcrderungen der Eisenbahnarbeiter, 
der L.ehrer (die gerade ein CP-Mitglied zum Präsidenten der Gewerkschaft 
NUT. National Union of Teachers, gewählt haben), der Bauarbeiter, der 
Ingenieure und der Krankenschwestern werden sicher von den jeweils Be- 
troffenen selbst ebenfalls als Ausnahmefälle betrachtet werden. 


:») Es wäre auch anhand der drei Beispiele zu untersuchen, wie eine sölche Okkupa- 
tion zu Organisieren wäre, besonders in Hinblick auf das Verhältnis zwischen Be- 
triebsräten und dem Gros der Arkeiter bei der Durchführung der Aktionen. 


30) Es wird in der Tat auf die Auslegung des Gesetzes ankommen, wenn die briti- 
sche Regierung gezwungen ist, ein erstes Exempei zu staiuieren. 
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Die Labour-Party findet sich zur Zeit in einer schweren Krise, da sie ihre 
Glaubwürdigkeit als Vertreter der Interessen der Arbeiterschaft zum größten 
Teil durch ihre Politik in den Regierungsjahren 1964 — 1970 eingebüßt hat. 
Roy Jenkins kann sicher als Gegenkandidat Wilsons, von dem er sich vor 
allem in der Europa-Politik unterscheidet, für die Führung der Partei gelten, 
aber er verspricht keine wesentliche Neuorientierung der Labour-Party in 
Hinblick auf die Politik gegenüber der Arbeiterklasse. Die C.P. (Communist 
Party) spiegelt diesen gegenwärtigen Mangel an politischer Alternative durch 
ihre Forderung wider, die Tories zu zerschlagen und eine neue „sozialisti- 
sche“, „linke“ Labour Party zu wählen. Eine solche Wendung scheint auf 
absehbare Zeit ausgeschlossen. 


Es läßt sich zur Zeit nicht absehen, wie sich die durch das neue Budget ge- 
schaffenen Investitionserleichterungen für das Kapital ?') auswirken werden. 
Die Taktik der Heath-Regierung, kurz nach der Beendigung des Bergarbeiter- 
streiks die Führer des T.U.C. (Trades Union Congress) und der C.B.!. (Con- 
federation of British Industries) zu Gesprächen über die Wirtschaftssituation 
einzuladen, darf nicht vorschneli zu dem Schluß verführen, daß schon jetzt 
eine Art „konzentrierter Aktion“ in Großbritannien möglich wäre. Das Ver- 
hältnis des T.U.C. zu den ihm angeschlossenen Gewerkschaften ist ein ganz 
anderes als in der B.R.D. das des D.G.B. zu den Einzelgewerkschaften. 
Gerade der Bergarbeiterstreik hat bewiesen, daß die Arbeiterklasse in Groß- 
britannien noch fähig ist, von sich aus über ihre eigenen „ständischen“ Ge- 
werkschaften hinaus zu einer gemeinsamen Politik zu kommen, ohne eine 
Direktive von der Dachorganisation abzuwarten. ; 


a) ‚Guardian‘ 21.3.72, „Business Guardian“, 


Wir weisen hin auf die Beilage des Trikont-Verlages in diesem Heft. Trikont- 
Titel können auch verbilligt abonniert werden! Informationen hierüber wie über 
das vollständige Programm und die politische Situation des Verlages sind er- 
hältlich über den Verlag: 


TRIKONT-VERLAG 8 MÜNCHEN 80 
JÖSEPHSBURGER STR. 16 


oder über den Politladen in Erlangen. 
Trikont-Bücher gibt es in allen linken 
Buchläden oder per Post durch den 
Potitladen in Erlangen. 


In ca. 6 Wochen erscheint in der Reihe 
Schriften zum Klassenkampf 


Seit wann schießt die Arbeiterklasse auf sich selbst? Der Kampf der polnischen 
Arbeiterklasse gegen den falschen Sozialismus. 


Because the Coal Board 
offered me about £26a 
week to take home-after 
a fullweekatthecoal 
face. 

And I'm atop paid man-— 
tens of thousands of my 

u would get less than 

; 
Sure-i can get more by 
working overtime. 

But why should I be 
forced to work excessive 
hours underground to 
earn a living wage ? 
Every hour ispend’dawen 
there incrsases the risk to 
my life and health. 

Last ysar 92 ofmy mates 

‚werekilled- — 
82,213 were injured 898 
seriously. 

Manywili never werk 
again. 


Send your donations to N.U.M. Cam 


624 more were certifled a® 
suffering from the 
dreaded lung disease 
pneumoconiosis-that 
maksesover 40,000 of 
them, 

THIS IS THE PRICE WE 
PAY FOR YOUR COAIL, 
We know it’s costing you 
more,too. 

But !’m worse.off than I 
was five years ago-for 
working just.as hard, 
produesing more coal, with 
fewer mates and doing my 
bit for Britain. 

ALLI WANT IS A FAIR 
DEAL. \ 
i'm sure YOU support me. 
inthateasem 
TELLTHE GOVERNMENT. 


Then ican gg back to 
work, 


paign Fund, 


222 Euston Road, Londen NW. 
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Vorbemerkung: 


Der nachstehende Artikel ist im vergangenen Jahr in der Zeitschrift „Arbeiter- 
politik“ erschienen. Der Redaktion ist aus Chile eine Kritik an diesem Artikel 
zugesagt worden, die in einer der nächsten Nummern der „Probleme des 
Klassenkampfes“ erscheinen soll. d. Red. 


CHILE ZWISCHEN BÜRGERLICHER LEGALITÄT UND SOZIALISTISCHER 
REVOLUTION 


In Chile stellt sich eine linke Regierung, die in Konsequenz eines Wahlsieges 
gebildet worden ist, die Aufgabe, die Grundlagen des Sozialismus aufzubauen 
und dabei die Regeln der Legalität zu respektieren. Die befremdende Lage 
verwirrt die Linken, denn es handelt sich nicht einfach um noch eine der zahl- 
reichen bürgerlich reformistischen Versuche, sondern um eine Regierung, die 
von den gewerkschaftlichen und politischen Organisationen des chilenischen 
Proletariats am Ruder gehalten wird. 


Es ist klar, daß die unverbesserliche reformistische Linke schon alle Illu- 
sionen über den „friedlichen Weg zum Sozialismus“ wiederbelebt hat. Inner- 
halb der revolutionären Linken, aber — und für diese interessieren wir uns 
näher, da nur sie schließlich den effektiven Kampf um den Sozialismus auf- 
nehmen kann — ist die Verwirrung nicht kleiner. Das kann man schon bei den 
Meditationen eines Debray feststellen, der, nachdem er sich zum Theoretiker 
der Zurückführung des Klassenkampfes auf rein militärische Aspekte gemacht 
hat, jetzt zum naiven Verherrlicher Salvador Allendes und des Gleichgewichts 
zwischen Reform und Revolution wird. Debray handelt nicht anders als viele 
andere Gleichgesinnter, die überraschend von dem Wahlsieg der Unidad 
Popular — „Volkseinheit“ — und der Bedeutung der Massenbewegung, ihre 
ultralinke Haltung aufgeben, um sich dem „legalen Weg“ zu beugen. Sie 
konnten nicht anders, denn es fehlte ihnen die Klassenperspektive des Pro- 
letariats und ihr Radikalismus war nicht viel mehr als ein radikaler und klein- 
bürgerlicher Nationalismus. Andererseits haben wir auch die Sektoren der 
revolutionären Linken, die den Fortschritt des revolutionären Prozesses in 
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Chile deshalb ignorierte, weil es sich nicht in ihre vorfabrizierten Schemen 
des „Volkskrieges“ einreihen ließ. Ein Beispiel dessen ist die „Partido 
Comunista Revolucionario (PCR) — „Revolutionäre Kommunistische Partei“ 
—die lokale marxistische Gruppe. Vor den Wahlen hatte PCR behauptet, daß 
alle Kandidaten „pro-Imperialisten“ wären und hatte die Losung „Keine 
Wahlen, wir wollen den Kampf“, als ob die Wahl unter den gegebenen Um- 
ständen nicht auch ein Aspekt, wenn auch zweitrangiger, des Klassenkampfes - 
dargestellt hätte. Es handelt sich wohl um eine legale Konfrontation aber 
gleichzeitig um eine Klassenkonfrontation und die Zusammensetzung der 
„Volkseinheit“, ist vorwiegend proletarisch; sie besteht aus der Sozialisti- 
schen Partei, der Kommunistischen Partei, einer kleineren Splittergruppe des 
MAPU, linkskatholisch, und der Radikalen Partei kleinbürgerlichen Ursprungs. 


Erklärung der Abkürzungen: 


DR — Democracia Radical (Rechtspartei, antikommunistisch) 

PN — Partido Nacional (Die beiden Parteien bilden die Rechtsopposition im Parlament) 
DC — Democracia Christiana (Christ-Demokraten) 

UP — Unidad Popular, „Volkseinheit“ 

MIR — Movimiento de la Izquierda Revolucionaria (Bewegung der Revolutionären 
Linken) 

pobladores — Bewohner der Elendsviertel „siums“ 
Pobladores sin casa — Obdachlose 

Ei Mercurio — konservative Tageszeitung 

PS — Partido Socialista 

PC — Partido Comunista 

MCR — Movimiento Campesino Revolucionario (Rev. Bauernbewegung) 
mapuches — chilenische Indianer, deren Ländereien in der Vergangenheit von den 
Weißen enteignet wurden 

inquilinos — Pächter ohne juristische Garantien und die einen Teil ihrer Ernte (mei- 
stens die Hälfte) den Großgrundbesitzern abgeben müssen. 

afuerinos — Landarbeiter, die nicht auf der Hacienda wohnen 

MAPU — Ältere Abspaltung der Christ-Demokraten, die der „Volkseinheit“ angehören. 
OLAS — Organizacion Latinoamericana de Solidaridad. Lateinamerikanische Orga- 
nisation, die 1967 in Havanna gegründet worden ist (debrayistisch) 

VOP — Vanguardia de Organizacion Popular. Organisierte Vorhut des Volkes. 
„Momios“ sind „Mumien“. So werden im Volke die alten Konservativen DR und PN) 
genannt. 


[7 


Die Allianz entspricht zur Zeit dem Niveau des Bewußtseins der chilenischen 
Arbeiterklasse, das wohl antikapitalistisch ist, sich aber noch in legalistischen 
Vorstellungen bewegt. Nach den Wahlen war dieser Teil der revolutionären 
Linken infolge seiner Unfähigkeit, seine Haltung kritisch durchzudenken, und 
die Eigenheiten des revolutionären Prozesses in Chile zu verstehen, zur voll- 
ständigen Isolation verurteilt und begnügte sich damit, weltfremde Losungen 
von sich zu geben, die keinerlei Widerhali haben können. 

Es ist klar, daß die Besonderheiten einer Lage, wie der gegenwärtigen in 
Chile, die Ausarbeitung einer richtigen Linie erschweren und nur ein billiger 
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Betrüger könnte behaupten, ein vollständiges und unfehlbares Rezept zu be- 
sitzen. Aber es ist heute die Pflicht eines jeden Revolutionärs, die Haltung 
der chilenischen Linken zu untersuchen und dazu beizutragen, daß sie ihren 
Aufgaben gerecht werden. 


Einige Daten über die wirtschaftliche Struktur Chiles 


Seit den Dreißigerjahren stellt die Industriemanufaktur ?) den dynamischen 
Sektor des chilenischen Kapitalismus dar. Die Industrie wuchs indessen in- 
nerhalb des Rahmens, den die alte Struktur, mit einer Vorherrschaft der 
Mineralexporte und einer von einem tiefen Produktionsniveau gekennzeich- 
neten Landwirtschaft, geschaffen hatte. Unter diesen Umständen schuf die 
kapitalistische Akkumulation einen schnell zunehmenden Prozeß der mono- 
polistischen Konzentration, begleitet von imperialistischer Vorherrschaft und 
einer wachsenden Beteiligung des Staates. 


Folgende Statistiken zeigen die vorherrschende Rolle der Manufakturindu- 
strie und gleichzeitig das wachsende Gewicht des TERABESISE in der chi- 
lenischen Wirtschaft 


Prozentuelle Verteilung des Sozialprodukts (1968) 


Landwirtsch. Forstwesen 


Jagd und Fisch 10,0 %0 
Hüttenwesen 9,7°/o 
Industrie Manufakt. 25,7 °/o 
Bauwesen 4,5 %o 
Elektr. Gas Wasser 1,7 Yo 
Verkehrsw. Lagerw. 4,4°/o 
Handel 21,6 °/0 
Andere Dienstl. 21,9 °/o 


Innerhalb der Industrie sind es die traditionellen Zweige, die vorherrschen. 
Der Reihenfolge nach sind es: (Prozente des Industrieprod.) Nahrungsmittel 
(11,8%0), Schuhe und Kleider (10,80), Textilien (10,8%). Danach folgen mo- 
derne Zweige der Produktionsmittelindustrie und verarbeitende Industrien: 
Transportmittelproduktion (6,8°/0) und Metallurgie (6,40). Bedeutsam ist je- 
doch, daß die Wachstumsrate für den Zeitabschnitt 1960-67 am größten für 
die Produktionsmittelindustrie ist (13,4%), danach kommt die verarbeitende 
Industrie (6,6%) und zuletzt die Gebrauchsgüterindustrie (3,3%). Das Wach- 
stum der. Rolle der Schwerindustrie hat Mitte der fünfziger Jahre begonnen 
und wurde von einer sich ständig intensivierenden Verquickung mit dem 
imperialistischen Auslandskapital von einer monopolistischen Konzentration 
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und einer Verminderung der Wachstumsrate des variablen Kapitals begletet. 
Diese neue Phase wurde gekennzeichnet durch eine Verbindung der Politik 
der „Import-Substitution“ (Ersatz der Importe durch eigene Erzeugnisse) mit 
der semi-populistischen Politik der Christ-demokraten, welche die kapita- 
listische Entwicklung in eine Sackgasse führte und die schnell wachsende 
Inflation der letzten Jahre der Sechzigerdekade mit sich brachte. 


1963 haben bereits 3% der Großbetriebe (mit mehr als 200 Lohnempfängern) 
58°/o des Industriekapitals in ihren Händen konzentriert und 44°/o der indu- 
striellen Arbeitskraft beschäftigt. Die mittleren Betriebe (zwischen 20 und 
200 Lohnempfängern) verfügten über 35°%0 des Kapitals und 40 %0 der Arbeits- 
kraft und stellten 30% der Produktionsstätten dar. Die Kleinindustrie (mit 5 
bis 20 Lohnempfängern) stellte 67 °/o der Betriebe dar, verfügte über 7 °/o des 
Kapitals und 16°0 der Arbeitskraft. 


Die Großbourgeoisie, die diesem Industrialisierungsprozeß entsprang, zeich- 
net sich durch den hohen Grad der Konzentration und der Abhängigkeit vom 
imperialismus aus. Das Proletariat, andererseits, welches bereits eine ent- 
-scheidende Rolle in der chilenischen Gesellschaft spielt, zeichnst sich duch 
ein langsames aber stetes Wachstum, aber auch durch den hohen Konzen- 
traditionsgrid im Hüttenwesen und der Großindustrie aus. 20°0 der im Lande 
vorhandenen Arbeitskraft wird von der Industriemanufaktur absorbiert (= 
580 000 Lohnempfänger, = 1967). Ungefähr 353 000 sind Fabrikarbeiter. Wenn 
wir Minen-, Bau- und Transportarbeiter und die der Öffentlichen Dienste da- 
zuzählen, ergibt sich eine Gesamtzahl von ungefähr 600 000 Arbeitern. Die 
Volkszählung von 1960 gibt als Prozentsatz der aktiv tätigen Bevölkerung 
44,9 als „Arbeiter“ an, aber darunter befinden sich 63°%0 Landarbeiter und 
Kleinbauern, die teilweise Lohnarbeit verrichten und 12°. Handelsange- 
stellte. Auf jeden Fall sieht man die Vorherrschaft typisch kapitalistischer 
Ausbeutungsverhältnisse. (Daten aus „La Economia Chilena“). 


Bedeutend ist das Ausmaß der Arbeitslosigkeit und der Unterbeschäftigung. 
1967 waren 137 000 Arbeitslose öffentlich angemeldet und das stellt 4,8°%/6 der 
gesamten Arbeitskraft dar. Es ist sicher, daß diese Zahlen nicht vollständig 
sind und sie erfassen auch nicht die Unterbeschäftigten. Es genügt zu wissen, 
daß 1960 54,5% der in Handel und Dienstleistung tätigen (die 30°%0 der 
Arbeitskraft ausmachen) als „Selbständig“ registriert waren. Vor kurzem hat 
der Präsident der Gewerkschaftszentrale die Anzahl! der Erwerbslosen mit 
400000 angegeben. 


Der staatliche Sektor des chilenischen Kapitalismus wuchs außerordentlich 
schnell und das einerseits, um den bremsenden Wirkungen der Monopol- 
struktur entgegenzuwirken und andererseits, um den schwachen akkumula- 
tionsprozeß im privaten Sektor zu ergänzen. Zwischen i961 und 66 sind un- 
gefähr 31° aller Investitionen vom Staate gemacht worden. Das damit ver- 
bundene Wachstum der: Öffentlichen Dienste hat seinerseits eine Auswirkung 
im Sektor des Konsums mit sich gebracht, wobei Bürokraten und besserge- 
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stellte Ängesteilte die Konsumenten waren, was zum relativen Industrie- 
wachstum beigetragen hat, das sich bis 1966 hielt. 1952 arbeiteten für den 
Staat 275 000 Lohnempfänger (ungefähr 10% der Arbeitskraft des Landes), 
von denen 30° Arbeiter waren. Die große Abhängigkeit der chilenischen 
Industrie vom Staate hat der Bürokratie eine beträchtliche 'Macht verliehen 
und auf die Art zur Stabilität der bestehenden politischen Institutionen bei- 
getragen. 
Lange Zeit hindurch war die chilenische Yolkswirtschaft dadurch gekenn- 
zeichnet, daß die im Minensektor (der für die Ausfuhr produzierte) 'stattfin- 
dende Akkumulation keinen nennenswerten Effekt auf das wirtschaftliche 
Leben dies Restes des Landes ausübte: vom ausländischen Kapital beherrscht, 
stellt er einen zum Großteil autonomen Sektor dar, der sich auch nach 
dem Ausland ausrichtet. Mit der Verschiebung der dynamischen Kräfte der 
Wirtschaft zum Manufaktur-Sektor ist dieser in die Lage gekommen, den 
Staat zu benutzen, um dem für die Ausfuhr produzierenden Sektor wachsen- 
de Anteile abzugewinnen, um auf diese Art die schwächliche innere Akku- 
mulation zu finanzieren. Infcige ihrer Anhängigkeit vom Ausland hat es die 
chilenische Bourgeoisie vorgezogen, die Minen in den Händen des ÄAusland- 
kapitals zu belassen und sich einen Anteil mittels einer fiexiblen Steuersolitik 
zu sichern. Heute hat dieser Sektor eine viel kleinere Bedeutung als zu Be- 
ginn des Jahrhunderts, aber das Minenproletariat hebt sich irnmer noch 
aurch seine Anzahl, seine Konzentration und seine Kampfitradition hervor. 
Die Landwirtschaft beschäftigt 24,4°%0 der vorhandenen Arbeitskraft, obwohl 
Sie nur 9°/. des Sozialproduktes hervorbringt. Man kann nicht behaupten, daß 
die landwirtschaftlichen Reichtümer erschöpft sind. Das Gegenteil ist der Fall, 
aber was bestimmend ist, ist eine ungenügende Aufnahmefähigkeit des 
Landwirtschaftsproduktes durch den Markt. Von 4,2 Millionen Hektar frucht- 
baren Landes sind bloß 1,5 Millionen Hektar 1965 bebaut worden. Anderer- 
seits ist Chile gezwungen, ungefähr für 200 Millionen Doliar jährlich Nah- 
rungsmittel und Rohprodukte zu importieren, was annähernd 15°%o des wer- 
tes seiner Ausfuhren ausmacht. 

Von 481 000 Personen, die 1966 die wirtschaftlich aktive Bevölkerung der 
Landwirtschaft ausmachten, waren 333000 Landarbeiter, 11 000 Angestellte 
und 137 Eigentümer. Das Verteilungsbild des ländlichen Einkommens läßt 
auch den hohen Grad der Unzufriedenheit der Landbevölkerung verstehen: 


Durchschn. Einkomm 
Ländl. Bevölk. % Einkommen in % in Escudos 


und Kleinbauern 


(inklusive Pächter) 70,0 33,4 63,6 
Familieneigentümer 17,7 12,7 96,5 
Angestellte 2,1 1,8 1178,0 
Mittleres Eigentum 65° 15,4 32020 
Großeigentum 3,0 36,7 16582,0 


149 


Die Tatsache, daß sich bereits klar kapitalistische Verhältnisse im Produk- 
tionsverhältnis herauskristallisiert haben, findet seinen Niederschlag in den 
sozialen und wirtschaftlichen Zuständen auf dem Land, im großen Unter- 
schied zwischen Landarbeitern und Kleinbauern einerseits und der entstan- 
denen Mittelklasse und dem Großbesitz andererseits. Dazu kommt noch die 
Schaffung einer Mittelschicht relativ privilegierter Angestellter. 


Von A. G. Frank zitierte Daten vervoliständigen das Bild in Hinsicht auf die 
Stadtbevölkerung. Der Vergleich wird hier zwischen Industriekapitalisten, 
Angestellten, Industriearbeitern und Landarbeitern gezogen: 


Bevölkerung (%o) Einkommen 4%) 
Industriekapitalisten 4,7 39,3 
Angestellte 18,6 37,7 
Arbeiter 47,7 18,9 
Landarbeiter 29,0 4,1 


1964 hatte sich der politische Kampf in Chile zwischen den-Kandidaturen Frei 
und Allende polarisiert. Chile stellte einen seltenen Fall in Südamerika dar, 
in dem der Klassenkampf ein bürgerlich demokratisches System hervorge- 
bracht hat, in welchem Wahlen tatsächlich zu einem entscheidenden Moment 
der Änderungen innerhalb der Struktur geworden sind. (Die bürgerlich-de- 
mokratische Stabilität bedeutet noch nicht das Fehlen von Gewaltakten. Im 
Gegenteil, die Massaker chilenischer Arbeiter durch die Unterdrückungsor- 
gane finden wenig Parallelen auf dem Kontinent, was Brutalität und Anzahl 
der Opfer betrifft). In den Wahlen von 1964 haben beide Kandidaten „tiefge- 
hende Reformen“ versprochen. Allende war Kandidat der Linkskoalition, 
weiche sich um KP und SP gebildet hatte und von der mächtigen Central 
Unica de los Trabajadores, der Gewerkschaftszentrale, unterstützt wurde. 
Trotz der Mäßigung seines Reformprogrammes — die klassische Plattform 
der Mehrheit der Kommunistischen Parteien des Kontinents: Nationalisierun- 
gen, Agrarreform usw., welche das bürgerliche Regime nicht in Frage stellt — 
hat die marxistische und proletarische Färbung seiner gesellschaftlichen 
Stützen unter der Bourgeoisie Panik ausgelöst. (Um eine Idee vom proletari- 
schen Charakter der Stimmen, die Allende gegeben worden sind, zu haben, 
genügt die Tatsache, daß er in allen städtischen Distrikten, mit mehr als 40% 
Arbeitereinwohnern, 40° und mehr der abgegebenen männlichen Stimmen 
auf sich vereinigen konnte. — Untersuchung von Zeitlin und Petras). Aber 
selbst Frei, der von der Rechten unterstützt wurde, predigte die „Revolution 
in Freiheit“ und die Ersetzung der kapitalistischen Ordnung durch eine „Or- 
den communitaria“. Er war in der Praxis Sprachrohr des „Kennedismus“ und 
der „Allianz für den Fortschritt“. Er stützte sich auf den dynamischen Sektor 
des Kapitalismus, der ein Interesse an einer Modernisierung der Landwvirt- 
schaft herausbildete und der sich in entsiellter Form in den reformistischen 
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größere Bevölkerungsteile in die bürgerliche Demokratie zu integrieren, um 
die soziale Revolution zu vermeiden. 


In Summa: Keiner der beiden Pole, die sich in den Wahlen 1964 gebildet 
hatten, verteidigte offen das bestehende Regime. Warum? Und welches war 
der reale revolutionäre Prozeß, der sich langsam in der chilenischen Gesell- 
schaft herausbildete und der sich in enstellter Form in den reformistischen 
Programmen widerspiegelte? 


Von 1958 bis 1964 war Jorge Alesandri Präsident geworden. Es handelt sich 
um die repräsentativste Figur des Konservatismus, dessen reaktionärer Cha- 
rakter in Volkskreisen durch das Image des ehrlichen Patriarchen kompensiert 
wurde. Unter dieser Regierung kamen alle Widersprüche der kapitalistischen 
Industrialisierung klar an das Tageslicht und seine Politik ließ keine Zweifel 
mehr über den Platz, der den Massen der Werktätigen innerhalb der bürger- 
lichen Entwicklungspolitik zugewiesen ist. Während seiner Regierungszeit 
hat sich die Industrialisierung verschnellert, neue Produktionszweige wurden 
eröffnet. Die städtische Mittelklasse wuchs infolge der Expansion der Dienst- 
leistungen und der Urbanisation. Auch der Exportsektor wuchs, was wiede- 
rum eine Vergrößerung der Einfuhren gestattete (von 350 Millionen Dollar 
Mitte der 50-Jahre auf 800 Millionen zu Ende der 60-Dekade). Trotzdem be- 
stand seine Wirtschaftspolitik in einem offenen und rigorosen Lohnstop und 
finanziellen Sparprogramm. Inmitten des größten wirtschaftlichen Wachstums 
haben die Arbeiter unter den schlimmsten Verhältnissen kapitalistischer Aus- 
beutung gelitten. 


Die beschleunigte Industrialisierung hat Chile nicht weniger abhängig ge- 
macht. Die Direktinvestitionen der Vereinigten Staaten sind im traditionellen 
Minensektor praktisch gleich geblieben: Die Summe von 517 Millionen Dollar 
im Jahre 1960 hat bis 1967 keine Änderungen erfahren und ist erst 1968 auf 
586 Millionen gestiegen. Von da an ist es sicher, daß sie gefallen ist, infolge 
der Nationalisierungsprozesse, die stattfanden oder angekündigt worden 
sind. In der Manufaktur sind sie jedoch gewachsen: von 22 Millionen Dollar 
im Jahre 1960 auf 68 Millionen 1968. Im Handel kletterten Sie in der selben 
Zeitspanne von 12 Millionen auf 39. Gleichzeitig wuchs die Auslandsver- 
schuldung von 7 Millionen 1962, auf 10,7.Millionen 1965, und 16 Millionen 
1968. 


“ Die Industrialisierung hat die Früchte des wirtschaftlichen Wachstums nicht 
den Volksmassen zugute kommen lassen, die verelendeten Massen wurden 
nicht „integriert“ und das Gefälle der Einkommen wurde nicht verringert. Im 
Gegenteil, zwischen 1960 und 1965, als der Industriesektor jährlich im Durch- 
schnitt 6,5%/0 wuchs, ist der Anteil der Löhne und Gehälter am Bruttowert 
des Sozialproduktes von 33,7 °%/o auf 30°/o gefallen. Zwischen 1950 und 1968 
ist die Summe der Löhne.und Gehälter von 46,7 °/o auf 36,5 °/0, als Anteil der 
Industrieeinkommen, gefallen. Das ist die Lösung, die der unterentwickelte 
Kapitalismus gefunden hat, um sich der Beschränktheit des inneren Marktes 
und der defizienten Akkumulation anzupassen. Es ist der Weg der frühen 
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Konzentration, der Unterordnung unter den Imperialismus, der Monopolbil- 
dung und der Ersetzung von Arbeitskraft durch die Maschine .Das Resultat 
ist das ungeheure Wachsen des Einkommengefälles und die ständige Exi- 
stenzbedrohung der nicht gebrauchten Arbeitskraft. 


Die Regierung Frei versprach, die Krise zu lösen. In den Wahlen von 1963 
ist bereits eine Million Stimmen den Kandidaten der kommunistisch-sozia- 
listischen Koalition gegeben worden, und auf dem ganzen Kontinent war 
die Begeisterung der Massen über das kubanische Beispiel im Wachsen, das 
begleitet war von einer fortschreitenden Müdigkeit aller bürgerlichen Ent- 
wicklungsversuche, die zugleich die jahrhundertalte Ausbeutung und Unter- 
drückung weiterführten. Diese Herausforderung der bestehenden Ordnung 
wurde von den systemerhaltenden Kräften mit den Reformen a la „Allianz 
für den Fortschritt“ beantwortet. Die Christ-Demokratie setzte sich zum Ziel, 
den inneren Markt zu vergrößern, mittels einer Agrarreform (in der das Land 
den Bauern individuell oder mittels Kooperativen zur Verfügung gestellt wer- 
den sollte); die Beteiligung der Massen am institutionellen Leben zu inten- 
sivieren, (besonders der Landbevölkerung, die ziemlich unorganisiert war, 
und die man als Gegengewicht zu den von der Linkskoalition beherrschten 
Arbeitsorganisationen benutzen wollte); und schließlich die industrielle Ent- 
wicklung vorwärtstreiben, indem man den dynamischsten Sektor unterstützte. 
Das wirtschaftliche Wachstum setzte sich 65 und 66 fort, 1967 jedoch erlitt zu 
es plötzlich Rückschläge, die sich zu einer Krise entwickelten. Damit wurden 
die Massen, die von Frei mobilisiert worden waren und die scheinbar zu einer 
Barriere für die Weiterausbreitung der Linken gewesen sind, zu einer neuen 
Gefahr für das Regime, denn sie forderten die Einlösung der Wahlverspre- 
chen. Die Schichten, die 1964 im Namen der „Revolution in Freiheit“ von 
Allende gewonnen waren, sind der Illusion des „3. Weges“ zum Opfer gefal- 
len, aber sie haben tatsächlich an die versprochenen radikalen Änderungen 
geglaubt. Die christdemokratischen Mythen, in dem Maße, wie sie in die Mas- 
sen drangen, haben sich auch in eine materielle Kraft verwandelt und ihre 
Führer, die im Einverständnis mit der lokalen Plutokratie handelten, konnten 
die politische Kraft, die sie geschaffen hatten, um die sozialistische Welle zu 
brechen, nicht mehr straflos ignorieren. Jetzt begann innerhalb der Christ- 
Demokratie ein Differenzierungsprozeß zwischen der Führung, die die „mo- 
dernisierende“ Großbougeoisie vertrat, und einen linken Flügel, der dem 
Druck Yer unzufriedenen Anhänger ausgesetzt war. Der christ-demokratische 
Reformismus, pro-imperialistisch wie er war, hat sich unfähig gezeigt, die 
Lage im Lande zu stabilisieren und die Konsequenz war, daß er immer mehr 
zu repressiven Mitteln griff. 


Die Politik der industriellen Entwicklung, die sich auf die Befriedigung der 
Kaufkraft der Schichten mittleren und höheren Einkommens gründete, kam 
in Widerspruch zu den Notwendigkeiten einer Produktion für breitere Volks- 
massen, wie auch zu den Plänen zur Herstellung einer Infrastruktur, die die 
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Kontinuität des Entwicklungsprozesses ermöglichen sollte. Obwohl der Sek- 
tor des Außenhandels noch gute Positionen innehatte, zeigt das schnelle An- 
wachsen der Inflation ab 1969 die Engpässe dieses Typs der Entwicklung auf. 
In der Landwirtschaft wollte die christ-demokratische Regierung die Latifun- 
dios, den Großgrundbesitz, zwingen, sich zu modernisieren — unter Andro- 
hung von Enrteignungen — um auf diese Weise auch eine ländliche Mittel- 
klasse zu schaffen. Bis März 1970 wurden Ländereien von insgesamt 3 Mil- 
lionen Hektar enteignet. Die Gesamtausdehnung der Latifundien ist 30,6 Mil- 
lionen Hektar. Die Enteignungen waren nicht groß genug um das Latifundien- 
system zu vernichten, aber genügend um es zu einer Modernisierung zu 
zwingen und die Last, die es für die Volkswirtschaft darstellt, zu verringern. 


Andererseits lebten Ende 1969 17 400 Familien auf enteigneten Ländereien. 
Laut Gesetz sollen die Bauern, nach drei Jahren Regierungsverwaltung und 
„Versuchen“ einer bäuerlichen Mitbestimmung unter staatlichen Vormund, 
selber bestimmen, ob sie die Erde individuell oder kollektiv bearbeiten wol- 
len. Wie man sieht, war die Anzahl der Bauern, die aus der Reform Nutzen 
ziehen konnten, außerordentlich klein, aber der Widerhall war viel größer, 
da die Maßnahmen innerhalb der ländlichen Bevölkerung große Erwartungen 
hervorriefen. 


Das allgemeine Resultat der christdemokratischen Experimente bestand da- 
rin, daß sie, unfähig den Fortschritt eines revolutionären Prozesses aufzu- 
halten, ihm noch den Weg bahnten, indem sie neue Hoffnungen der Massen 
erweckten, ohne sie erfüllen zu können. 


Die Wahlen von 1970 spielen sich in einem noch mehr radikalisierten Lande 
ab. Die Wirtschaftskrise hat alle Widersprüche des Regimes an die Ober- 
fläche gebracht. Es hat sich eine ‚Revolutionäre Linke‘ gebildet, die vom 
Movimiento da Izquierda Revolucionaria (MIR) geführt, eine reale Drohung 
des bewaffneten Kampfes gegen das Regime darstellt. Die schließliche Ab- 
spaltung eines linken Flügels von der Christ-Demokratie wiederspiegelt die 
Enttäuschungen der Schichten, die die Partei in der Hoffnung einer „Revo- 
lution“ unterstützt hatten, die nicht gekommen ist. Die wach ende Mobilisa- 
tion der Bauern und ihre Autonomiebestrebungen — 2 der 3 Bauernfödera- 
tionen hatten sich bereits mit den Linken verbunden — drängte auf die 
schnelle Realisierung der Agrarreform. In den Vororten der Städte häuften 
sich die gewaltsamen Besetzungen von Wohnstätten durch „pobiädores“, 
die Zuwanderer, die am Rande der Städte leben, ohne Arbeit und Behausung 
zu finden. (Sie wurden meistens vom MIR organisiert.) Und schließlich wuchs 
der Kampf und die Organisation der Arbeiterklasse. 


Angesichts dieses Anwachsens der Massenbewegung der Linksorganisa- 
tionen teilt sich die chilenische Bourgeoisie. Die eXtreme Rechte versucht es 
noch einmal mit dem alten Alessandri, mit einem Programm der Sparmaßnah- 
men und der Vorbeugung, der revolutionären Gefahr offen entgegenzutreten. 
Der Rechtskandidat wollte mit dem christ-demokratischen „Abenteuer“ auf- 
räumen, welches „der Subversion die Türen ge#ffnet hat“. 
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Die Christ-Demokraten gehen weiter den Weg der sozialen Reformen, der die 
revolutionäre Welle auslaufen lassen soll. Dieses Mal, infolge der offensicht- 
lichen Radikalisierung ihrer Wählerschaft, ist ihr Programm noch „linker“ als 
es 1964 war. Tomic, ihr Kandidat, vertritt innerhalb der Christ-Demokratie 
den „linken“ Flügel, in Opposition der Rechten um Frei. (Eine radikalere ' 
Richtung hatte sich allerdings schon vorher abgespalten.) 


Die Linkskoalition schließlich, die kommunistische und die sozialistische 
Partei, die jetzt von der christ-demokratischen Abspaltung und der kleinbür- 
gerlichen Radikalen Partei verstärkt wurde, stellte noch einmal die Kandida- 
tur Allende auf. Aber auch die Linke ist von der fortschreitenden Radika- 
lisierung der breiten Massen nicht unberührt geblieben.‘ 


Kräfteverhältnis und „Weg der Legalität“ 


Das Endresultat der Wahlen ergab 1.075.616 Stimmen für Allende (36,30), 
1.036.278 für Allessandri (34,98°/6) und 824.849 für Tomic (27,84°0). Keiner 
der Kandidaten hatte die absulute Mehrheit erreicht, und die Entscheidung 
zwischen Allende und Allessandri lag beim Kongreß. Die langjährige poli- 
tische Tradition Chiles trug dazu bei, daß der Kongreß den Sieg Allendes 
bestätigte. | | 


Es ist klar, daß eine politische Tradition noch kein unübersteigbares Hinder- 
‘ nis bildet, um die legale Machtübernahme eines sozialistischen Kandidaten 
zu vereiteln. Die Funktion der Traditionen besteht gerade darin, die Stabili- 
tät der Institutionen zu garantieren. Und wenn die Kontinuität einer Tradition 
eine größere Gefahr für die Stabilität darstellt, als ihre Verletzung, so zeigen 
die ständigen Militärputsche Lateinamerikas, was die beste Lösung für die 
herrschende Klasse darstellt. 


Tatsache ist aber auch, daß die herrschenden Klassen nicht immer so regie- 
ren können, wie sie möchten. Denn die beherrschten Klassen besitzen ein 
spezifisches Gewicht in der Bestimmung des Ablaufs der Ereignisse, und 
auch die politischen und ideologischen Kräfte, die die herrschenden Klassen 
im Laufe des Kampfes beschwören, haben gleichfalls ihre eigene Dynamik 
und können nicht nach Wunsch und Laune einfach annuliert werden. Die 
liberale Rechtsideologie, der Mythos der Volksouveränität durch den Stimmzet- 
tel, die „Neutralität des Heeres“, die Christ-Demokratie, welche die „huma- 
nistische Revolution“ als Alternative zur „totalitären“ sozialistischen stellt— 
alle diese Waffen des bürgerlichen Arsenals müßten erst überwunden wer- 
den, damit eine simple militärische Lösung Aussicht auf Erfolg haben kann. 
Die Tatsachen zeigten, daß dafür vor der legalen Einsetzung des siegreichen 
Kandidaten die Zeit zu kurz war. 


Der Kampf spielte sich auf dem Boden des legalen Vorgangs der Anerken- 
nug durch den Kongreß ab. Aber es ist offensichtlich, daß hinter den formel- 
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len Argumenten der Juristen und Parlamentarier das. reale Kräfteverhältnis 
im Lande ausschlaggebend war. Und dieses war einer bürgerlichen Lösung 
durch simple Gewaltanwendung nicht günstig. Die Bourgeoise konnte über 
die Stimmen, die Tomic gegeben worden sind, keine Illusionen haben. Der 
christ-demokratische Kandidat mußte, um einen Teil der radikalisierten 
Wählerschaft um sich vereinigen zu können, fast alle anti-imperialistischen 
und anti-monopolistischen Forderungen des Programms von Allende über- 
nehmen, Obwohl diese in die undefinierten Formulierungen der christ-demo- 
kratischen Ideologie übersetzt worden waren, erklärt das Programm Tomic's, 
ein Instrument des „revolutionären Einsatzes im Kampfe gegen die kapita- 
listischen und neo-kapitalistischen Strukturen, gegen die imperialistischen 
Interessen der wirtschaftlichen Ausbeutung und politischen Unterordnung“, 
usw., zu sein. Die soziale kleinbürgerliche Basis der Christ-Demokraten hätte 
offene Machenschaften seiner Vertreter mit den kompromittierten ultra-rech- 
ten „Mumien“ so leicht nicht geschluckt. Die Radikalisierung der Linkskräfte 
. und die Stärkung der MIR stellten ein anderes Problem dar: Sicherlich würde 
ein Militärputsch in einem Lande mit der stärksten linken Massenbasis auf 
dem Kontinent — nach Kuba — einen revolutionären bewaffneten Kampf aus- 
lösen. Und schließlich mußte die Rechte noch ihre Putschpläne organisieren 
und die legalistischen Mythen erkämpfen, welche sie selbst jahrelang inner- 
halb der Streitkräfte genährt hatte. 


Die äußerste Rechte, die von der Partido Nacional und der Democracia 
Radical verkörpert wird, versuchte unter allen Umständen die Übergabe der 
politischen Macht an Allende zu verhindern. Zu diesem Zweck hat sie die 
Finanzpanik der Bourgeoisie angeregt, d. h. Kapitalexport nach dem Ausland 
und Stop der inneren Investitionen in Industrie und Landwirtschaft. Allein in 
den Monaten September und Oktober 1970 sind 31 Millionen Dollar nach dem 
Ausland geflossen, was ungefähr 2,5%. des gesamten Jahresexportes des 
Landes darstellt. Die nordamerikanischen Unternehmen entwickelten eine 
-unverhohlen provokatorische Haltung und drohten ihre Aktivitäten einzustellen 
und ihre Angestellten nicht zu bezahlen. Auf dem Lande war es dasselbe. 
Andererseits begann die Rechte die Fäden der militärischen Konspiration 
zu ziehen, ohne deshalb auf die legale Lösung, der Nichtänerkennung durch 
den Kongreß, zu verzichten. Da diese Lösung, um die notwendige Mehrheit 
im Kongreß zustandezubringen, von einer Mitarbeit der Christ-Demokraten 
abhing, erklärte Alessandri, daß er, falls von den Parlamentariern zum Präsi- 
denten gewählt, zurücktreten würde, um eine neue Wahl zu ermöglichen. 


_ Und um keine Zweifel zu lassen, erklärten Partido Nacional und Democracia 
Nacional öffentlich, daß sie die Kandidatur Freis unterstützen werden, falls 
- dieser sie annehmen sollte. 


Eduardo Frei war von der vorgeschlagenen Lösung mehr als eingenommen, 
aber die inneren Gegensätze der Christ-Demokratie erlaubten sie nicht. 
Tomic hatte am Tage nach der Veröffentlichung des Wahlergebnisses Allende 
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in seiner Wohnung aufgesucht, um seine Anerkennung des Sieges der Unidad 
Popular auszudrücken. Er drückte somit die Ablehnung seiner Wählerschaft 
gegen jegliche Verbindung der Christ-Demokraten mit den rechten Putschisten 
aus und gleichzeitig auch die Furcht, daß eine solche Lösung das Land vor 
die unmittelbare Alternative Militärdiktatur oder Arbeiterrevolution stellen 
würde. 


Die Christ-Demokratie, die zwischen Treue zum bürgerlichen Regime und zu 
seiner reformistischen Anhängerschaft hin und her schwankte, rieb sich an 
seinen inneren Gegensätzen auf, aber auch die Unidad Popular hatte ihre 
Probleme zu bewältigen und litt an einer fehlenden Entscheidungskraft. Un- 
mittelbar nach der Veröffentlichung der Wahlergebnisse überflutete eine noch 
nie dagewesene Menschenmasse das Zentrum von Santiago. Aus den ent- 
ferntesten Vororten und Arbeiterbezirken kommend fand sie sich zu einem 
Volksfest zusammen, das der Rechten die Stärke und Entschlossenheit der 
Linkskräfte deutlich vorexerzierte. Innerhalb der UP war für die Einen dieser 
Faktor die größte Garantie gegen einen Militärputsch. Aber die Meinungen 
waren geteilt: Andere bauten mehr auf einen Kompromiß mit den Christ- 
Demokraten und eine Befriedungspolitik mit Hilfe der Streitkräfte. Als bei 
rechten Putschdrohungen das Heer alle öffentlichen Versammlungen verbot, 
war es klar, daß es damit die-Basisgruppen der UP unterlaufen wollte und 
sich als einziger Garant der Öffentlichen Ordnung vorstellte. Die UP hat nicht 
falsch gehandelt, als sie die Christ-Demokratie zwang, Öffentliche legalisti- 
sche Verpflichtungen abzugeben, aber es war bedenklich, sich damit zu 
begnügen und das Wichtigste beiseite zu lassen: die politische Mobilisation 
. der Werktätigen. 


Nach langen inneren Kämpfen. beschloß die Christ-Demokratie, den Sieg 
Allendes anzuerkennen, unter der Bedingung, daß die UP im Kongreß ein 
„Garantiestatut“ unterzeichne, in welchem die neue Regierung sich verpflichte 
„das demokratische Regime zu respektieren“. Die listigen Führer der Demo- 
cracia Christiana wollten sich auf diese Weise die Rolle der „Hüter der 
Demokratie“ sichern. Indem sie den Machtantritt des gewählten Kandidaten 
garantierten (und damit ihre kleinbürgerliche Wählerschaft ikefriedigten), 
dachten sie zur gleichen Zeit, dem Sieger Verpflichtungen abzuhandeln, die 
später abverlangt werden könnten und wenn es sein muß, durch die Streit- 
kräfte. Auf diese Art gedachten sie sich auch der chilenischen Bougeoisie als 
die geeigneten Politiker zu empfehlen, die eine „Katastrophe“ verhüten kön- 
nen. Das delikateste Problem der Ausarbeitung des Garantiestatus bestand 
darin, daß es nicht ausdrücklich auf der Erhaltung des kapitalistischen Re- 
gimes bestehen konnte, denn das hätte die christ-demokratischen Füchse 
vor großen Teilen ihrer Wählermassen entlarvt. Deshalb mußte man sich auf 
die Probleme der politischen Institutionen beschränken, und das schloß ein: 
Daß die Regierung den „politischen Pluralismus“ aufrechterhalte, den „Rechts- 
staat“ in Kraft lasse, daß die Streitkräfte und die Karabinerieinheiten auch 
weiterhin die Rolle der „Garantie des demokratischen Öffentlichen Lebens“ 
darstellten, daß die Erziehung von der „offiziellen ideologischen Orientation 
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unabhängig“ bleibe, daß die „Autonomie der Universitäten“ respektiert 
werde, daß die Freiheit der Gewerkschaften und sonstiger gesellschaftlicher 
®rganisationen respektiert werde, daß die Presse- und Meinungsfreiheit 
aufrechterhalten werde, daß das Heer seine Autonomie behalte und seine 
Öffiziere die Beförderungen und Kommandowechsel bestimmen sollten. Mit 
Ausnahme der letzten Klausel, waren alle anderen nicht mehr als eine Wie- 
derholung der liberalen Heucheleien, die die Verfassung enthält. Und gerade 
die letzte Klausel würde das Heer zu einer rechtlich unabhängigen Macht 
machen, um sich mit den „rechtlichen Mitteln“ versehen der Exekutivgewalt 
enigegenstellen zu können. Die UP hat alle Klauseln akzeptiert, mit Aus- 
nahme der letzten, und die Christ-Demokraten waren nicht in der Lage, auf 
dieser zu bestehen, denn Allende konnte aufzeigen, daß sie unvereinbar mit 
den „demokratischen Prinzipien“ war, denen sich die Christ-Demokraten 
verpflichtet hatten. 


Die militärische Verschwörung, die in die verfehlte Entführung des Heeres- 
kommandierenden General Schneider und dessen Tod mündete, stellte einen 
Akt der Verzweiflung des Rechtssektors nach der „Kapitulation“ der Christ- 
Demokraten dar. In diese Verschwörung waren nicht nur Führer der Rechts- 
parteien (PN und DR) verwickelt, sondern auch Militärkommandanten, die das 
Vertrauen von Frei besaßen, und selbst repräsentative Vertreter der Christ- 
Demokrätie. Aber, obwohl sie hohe Posten innehatten, zeigten die Ver- 
schwörer eine mangelhafte Erfahrung auf diesem Gebiet. Die legalistische 
Haltung Schneiders — der unter den Offizieren ein großes Ansehen hatte — 
zeigte die Größe der Schwierigkeiten, die zu überwinden waren. Die Ver- 
wandlung der Entführung in einen Mord zeigte die Unerfahrenheit der Ver- 
schwörer. Und der gefühlsmäßige Schock, den der Mord ausgelöst hatte, 
hat für eine gute Zeit die Putschtendenzen innerhalb der Streitkräfte neutra- 
lisiert. Allende wußte das Prestige Schneiders und die Empörung über den 
Mord Auszunützen. 


Auf diese Art verliefen die Manöver, mit denen man im November 1970, zwei 
Monate nach den Wahlen, die Amtsübernahme Allendes zu verhindern suchte 
im Sande. Die wirtschaftliche Sabotage konnte auch nicht im selben Rhyth- 
mus und im selben Umfang fortgesetzt werden; denn die Anwendung dieser 
Waffe hatte nur einen Sinn, wenn sie eine konsequente Ergänzung in einem 
Militärputsch gefunden hätte. Sonst wendet sie sich in gewissem Grad gegen 
seine Urheber. Die Paralysierung der Produktion bedeutet auch einen Ausfall 
von Gewinnen, abgesehen davon, daß solche Maßnahmen die Regierung 
direkt herausfordern und zu energischen Gegenmaßnahmen zwingen. Die 
Bourgeoise mußte sich auf einen Kampf auf längere Sicht einrichten. Die 
Sabotage mußte verhüllter sein, nuancierter und von Vertrauensbeteue- 
rungen und Mitarbeitsversprechen unterbrochen werden, die es erlaubten, 
Zeit zu gewinnen und neue Kampfmethoden zu improvisieren. 


Selbst die politischen Vertreter der Rechten legten eine Pause ein. Das tradi- 
tionelle Presseorgan der Reaktion, „El Mercurio“, wechselte seine Exekutiv- 
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leitung aus, um eine „verständlichere“ Linie einzuschlagen, die es erlaubte, die 
„Würde“ Allendes zu loben und die „Übergriffe“ seiner Anhänger anzuklagen. 
Die Rechtsparteien, PN und DR, hielten sich provisorisch im Hintergrund. 
Eine Konsequenz ihrer augenscheinlichen Unpopularität, denn sie hatten sich 
überzeugen können, daß die Wahlstimmen Alessandris keine Wiedergeburt 
der alten Rechtsparteien bedeuten. Sie begnügten sich damit, ständig an die 
Christ-Demokraten zu appellieren, ihren Platz in der antikommunistischen 
Front einzunehmen. Die zögernde und :geteilte Christ-Demokratie wartete 
ab, um Zeit zu gewinnen. 


Die Regierung aber konnte keine Zeit verlieren. Sie hatte vor den Massen 
die Verantwortung übernommen, ein volkstümliches Programm zu verwirk- 
lichen, ohne jedoch die nötigen Machtmittel zu besitzen. Selbst wenn man 
nicht in Rechnung zieht, daß die wirtschaftliche Macht in den Händen der 
Bourgeoisie lag, wog noch die Tatsache, daß die politische Macht so verteilt 
war, daß sie alle Schritte der Regierung erschwerte. (Wir beziehen uns hier 
nicht nur auf den enormen Privatsektor der Wirtschaft, der von den großen 
Industriemonopolen, Banken und Großgrundbesitz beherrscht wird. Solange 
die Gesetze der privaten Kapitalakkumulation vorherrschen, ist auch der 
staatliche Wirtschaftssektor ein Instrument der Bourgeosie.) Im Kongreß war 
es die Parlamentsfraktion der Christ-Dergokraten, die das Zünglein an der 
Waage darstellte und die diese Rolle zwischen der Minderheit der äußersten 
Rechten und der relativen Mehrheit der „Volkseinheit“ weiterspielte. Die 
„Dritte Macht“, die Justiz, ist von der Rechten beherrscht. Und im Heer teilen 
sich die vorherrschenden Gruppen, von denen diese mit den rechten Christ- 
Demokraten sympathisieren und jene Allende unterstützen, solange er auf 
dem Boden der Legalität bleibt. 


Die Linkskoalition kann keine Zeit verlieren. Heute genießt Allende noch 
eine ungeheure Popularität und die Massen der Werktätigen begeistern sich 
an den eröffneten Möglichkeiten, die Herrschaft der großen Ausbeuter zu 
liquidieren. Wenn aber die Regierung, durch die legalen Hindernisse der 
bürgerlichen Institutionen gehemmt, ihre Pläne nicht durchführen kann, wird 
es nicht lange dauern und die Masse wird enttäuscht werden und sich zurück- 
ziehen. Dazu kommt noch, daß, wenn die Hebel der Wirtschaftsmacht auch 
weiterhin in den Händen der inneren und äußeren Großkapitalisten bleiben, 
die Regierung nicht in der Lage sein wird, der Wirtschaftskrise, die sich an- 
zeigt, zu begegnen, und es werden die Werktätigen sein, die sie zu spüren 
bekommen. Die Demoralisierung der Regierung und ihrer Stützen würde Jie 
Offensive durch die Rechten bedeuten. Deshab dürfte die UP keine Zeit ver- 
lieren. 


Tatsache ist jedoch, daß die UP Zeit verlor und auch weiter verliert, und daß 
sie die Zeit dazu verwendet, legalistische Mittel zu finden, die es ihr erlauben 
würden, die gegenwärtigen legalen Hindernisse zu beseitigen. Innerhalb dieser 
Strategie wurde der Volksabstimmung ein entscheidender Platz zugewiesen. 
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Eine absolute Mehrheit würde erlauben, die Volksmassen direkt über das 
Grundgesetz zu befragen und würde so das legale Mittel darstellen, die 
herrschende Legalität zu ändern. 


Innerhalb dieser Strategie hatten die Gemeindewahlen, die im April durchge- 
führt wurden, ebenfalls eine große Bedeutung. In erster Linie gaben sie 
einen Maßstab für das Kräiteverhältnis der Stimmen nach 4 Monaten Links- 
regierung an. Für die UP waren sie ein Anzeichen, daß sich der Moment der 
Einberufung einer Volksentscheides nähert. 


Das Wahlresultat war offensichtlich positiv für die Linkskoalition. Die Parteien, 
die die Regierung unterstützen, erhielten 49,73°/o der Stimmen. (Allende 
hatte 36,3°%o in den Präsidentschaftswahlen erhalten, die vor 6 Monaten 
durchgeführt worden waren.) Die Christ-Demokratie erhielt 25,6°%. (Tomic 
hatte 27,84°/o in den Präsidentschaftswahlen erhalten und die Christ-Demo- 
kraten eriangten 36,5% in den Gemeindewahlen von 1967.) Die Rechtspar- 
teien, PN und DR, erhielten zusammen 21,9%. (Alessandri hatte 34,98°/o 
erhalten.) Wenn man in Betracht zieht, daß eine bedeutende Fraktion der 
christ-demokratischen Wähler für das Programm der sozialen Wandlungen 
der UP gewonnen werden konnte, ist das Resultat für Allende und seinen 
Genossen befriedigend. 

Innerhalb der UP war ein offensichtlicher Linksrutsch zu verzeichnen. Die 
Sozialistische Partei, die 1967 nur 12°/o der Stimmen innehatte, registrierte 
1971 22°/o (sie wurde von der fünft- zur zweitgrößten Partei des Landes). 
Dabei ist aber zu beachten, daß die SP nicht nur vom Prestige Allendes 
profitierte, denn auch andere kleinere politische Gruppierungen, die keine 
eigenen Kandidaten aufstellten, haben SP gewählt. (Das war der Fall mit 
MAPU, der Linksspaltung der Christ-Demokraten, welche inzwischen einen 
Radikalisierungsprozeß durchgemacht hatte. MIR empfahl SP oder KP zu 
wählen.) Die KP hat mit 16,9%. das Resultat der letzten Wahlen aufrecht- 
erhalten. Und die Partido Radical, eine Organisation der Mittelklasse, die 
die Hoffnung der Mäßigung in der Linksregierung darstellt, hat ebenfalls 
ihre 8°/o aufrechterhalten und bewiesen, daß sie innerhalb der Koalition einen 
zweitrangigen Faktor darstellt. 


Das Wahlresultat ist befriedigend, aber es wäre eine Illusion, glauben zu 
wollen, daß das Problem auf diese Weise gelöst werden kann. Eine Stimmen- 
mehrheit kann sich, wenn sie nicht eine organisierte politische Kraft darstellt, 
angesichts kleinerer aber organisierter und bewaffneter Einheiten der Reak- 
tion auflösen und zerstreuen. Es ist durchaus kein Fehler, eine legale Stra- 
tegie ausgearbeitet zu haben, die alle legalen Möglichkeiten ausnutzt und die 
in der Lage ist, die legalistischen und reformistischen Mittelschichter zu 
neutralisieren. Es wäre aber ein Irrtum, das Schicksal der Revolution von 
diesem Weg abhängig zu machen. Er stellt ein Mittel dar, welches die Samm- 
lung der Kräfte erleichtert, aber kein Mittel, um die Kräfte des Gegners zu 
liquidieren. Und wenn der legalistische Weg als der entscheidende angesehen 
wird, droht er in einer Sackgasse zu enden, in der die unvermeidliche Kapi- 
tulation wartet. 
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Das Programm der „Volkseinheit“ und seine Bedeutung im heutigen Chile 


Was will die Regierung der „Volkseinheit“? Welches sind die Ziele seines 
Programmes, welches die Bedeutung des Programmes im gegenwärtigen 
Gesamtbild Chiles und schließlich, wie sieht die Praxis dieses Programms 
aus? Jegliche Teilanalyse, die das Programm unabhängig von der Dynamik 
der Klassenkämpfe des Landes sieht, wird nicht in der Lage sein, seine 


wirkliche Bedeutung zu verstehen. 


Wir müssen davon ausgehen, daß der Reformismus des Programmes nicht 
der für die KP des Kontinents typische „Schlepptau“-Reformismus ist. Die 
Tatsache, daß sowohl die KP als auch die SP Chiles Parteien mit einem star- 
ken Änteil Arbeiter in ihrer Zusammensetzung sind, daß sie unter sich um 
die Führung innerhalb einer Arbeiterklasse mit langer Kampftradition und 
breiter Gewerkschaftsorganisation konkurrieren und daß sie schließlich beide 
die bürgerlich reformistische Alternative, die von den Christ-Demokraten 
vertreten wird, bekämpfen müssen, hat dazu beigetragen, daß das Programm 
wesentlich anti-kapitalistische Züge trägt, die sich stark von den pro-bürger- 
lichen I!dealisierungen, die in der brasilianischen oder argentinischen KP z.B. 


vorherrschen, unterscheidet. 


Das Programm der „Volkseinheit“ beschränkt sich nicht auf die klassische 
Kritik des Imperialismus und des Latifundiensystems, die vom Gesichtspunkt 
der „kapitalistischen und industriellen Entwicklung“ und der „demokratisch- 
bürgerlichen“ oder „nationalistischen und antifeudalen Revolution“ gemacht 
werden. Es charakterisiert Chile als ein, kapitalistisches, vom Imperialismus 
abhängiges Land“ und anerkennt, daß „die ‚Sichauslieferung‘ der nationa- 
len Monopolbourgeoisie an den Imperialismus, nichts anderes als eine Kon- 
seguenz der Entwicklung des Weltkapitalismus“ darstellt. Hier wird dann 
freilich die „mittlere Bourgeoisie“, die nicht monopolistisch organisiert ist, 
ausgeklammert, aber das führt das Programm nicht dazu, einen „Weg des 
nationalen Kapitalismus“ oder ähnliches vorzuschlagen, wie das bei den 
meisten KPs des Kontinents der Fall ist. Im Gegenteil, seine Kritik richtet 
sich ganz gegen das kapitalistische Regime. ‚In Chile regiert man und macht 
die Gesetze für Wenige, für die großen Kapitalisten und ihre Gefoigsleute, 
für die großen Gesellschaften, die unsere Wirtschaft beherrschen, für die 
Latifundienbesitzer .... Die Herren des Kapitals, sie interessieren sich dafür, 
immer mehr zu verdienen und nicht, die Bedürfnisse des chilenischen: Volkes 
zu befriedigen“. Und nachdem konkrete Beispiele des Mechanismus der 
Ausbeutung und des Erhalts der Klassenprivilegien gegeben werden. endet 
die Analyse der Situation mit der Feststellung: „Die einzige wirkliche Alter- 
native für das Volk und das heißt, die grundlegende Aufgabe, die die Regie- 
rung des Volkes zu bewältigen hat, ist die, die Herrschaft der Imperialisten, 
der Monopole, der Latifundienoligarchien zu beenden und den Aufbau des 
Sozialismus in Chile zu beginnen“. Selbst das Gewäsch von der „Regierung 
des Volkes“ kann die Bedeutung der vorgezeichneten Ziele nicht annüllieren. 
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Wenn das Programm der „Volkseinheit“ nur nach dem eben zitierten Teil 
(Analyse der allgemeinen Lage und Charakter der großen wirtschaftlichen 
Umwandlungen) beurteilt werden könnte, würden wir nicht zögern, es revo- 
iutionär zu nennen, trotz populistischer Unbestimmtheiten, die dem Dokument 
eigen sind. Der reformistische Charakter des Dokumentes ist aber hauptsäch- 
lich durch seine Strategie des Kampfes um die politische Macht bestimmt. 


Grundsätzlich sucht die politische Strategie’ des UP-Programms, die Volks- 
Jemokraftie innerhalb des bürgerlichen Staates einzuführen. Wir sagen hier 
„Volksdemokratie“, mit all der Zweideutigkeit des Wortes, aber die Bezeich- 
nung gibt nur die Unbestimmtheiten der Terminologie des Programmes wie- 
der. Dieses sagt, daß die revolutionären Umwandlungen nur möglich sein 
werden, „falls das chilenische Volk die Macht in seine Hände nimmt“, und 
definiert dann die Volksmacht als die der „Werktätigen, Bauernschaft und 
fortschrittlichen Sektoren der Mittelschichten aus Stadt und Land“. Das Or- 
gan, das die „Volkssouveränität“ verkörpern soll, wird die „Volkskammer“ 
sein, die durch die fortgeschrittensten Meihoden einer revolutionären Demo- 


kratie gewählt werden wird, die aber keinerlei neuen Klassencharakter ent- 
hält. 


Die populistische Zweideutigkeit wird ergänzt von einer graduellen Auffas- 
sung der Machtergreifung. Es handelt sich nicht darum, einen Staat durch 
einen anderen zu ersetzen. Es handelt sich nicht darum, den bürgerlichen 
Staat zu zerstören und einen sozialistischen an seine Stelle zu setzen. Für 
das Programm handelt es sich lediglich darum, eine größere Beteiligung der 
Massen an den Staatsorganen anzuregen. Die Organisationen des Volkes 
„werden aufgefordert werden, in den Sektoren zu intervenieren, die ihnen 
durch Entscheidung der Machtorgane zugeteilt werden“. Das Dokument sieht 
verschiedene Formen der demokratischen Mitbestimmung in Öffentlichen 
Ämtern und Betrieben vor. Das höchste Gerichtstribunal soll von der Volks- 
kammer zusammengesetzt werden. Was die Streitkräfte betrifft, so ist das 
Programm schon vorsichtiger, Es definiert die neuen Aufgaben (Verteidigung 
der nationalen Souveränität gegen die imperialistische Bedrohung und nicht 
mehr die Unterdrückung der Massen), nimmt aber keinerlei Bezug auf Maß- 
nahmen, die zu nehmen wären, um den Charakter der Streitkräfte zu verän- 
dern; sagt nichts über den reaktionären Charakter der militärischen Hierar- 
ae Tradition usw. aus. 


In summa, infolge der Zweisinnigkeit des Programmes, was die politische 
Macht anbetrifft, müssen wir den praktischen Ablauf der Ereignisse verfolgen, 
um zu sehen, inwieweit die Anwendung dieser volksdemokratischen Mittel 
die bürgerliche Herrschaft brechen kann. Es ist eine quantitative und quali- 
tative Frage. Die wirklichen Maßnahmen geben sich nicht in einem Vakuum, 
sie setzen sich im Feuer des Klassenkampfes durch. Wenn einige der grund- 
legenden Maßnahmen auf einmal und mit genügendem Gewicht durchgesetzt 
werden, um im gegebenen Moment das Reaktionsvermögen der Bourgeoisie 
zu brechen, dann können wir von revolutionären Möglichkeiten sprechen. 
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Aber wenn die gutgemeinten „revolutionären“ Umwandlungen auf längere 
Sicht programmiert werden, ist es wahrscheinlicher, daß dieser Prozeß vorher 
durch die konterrevolutionäre Intervention der Bourgeoisie unterbrochen 
wird. 


Die ersten sechs Monate 


Nach Ablauf der ersten sechs Monate der Regierung Allende kann man iest- 
stellen, daß diese eine Reihe volkstümlicher Maßnahmen getroffen hat, die 
innerhalb der alten Institutionen zu verwirklichen waren, daß aber von den 
wirklich grundlegenden Maßnahmen lediglich die Vollstreckung einiger ge- 
plant sind. 


Das unmittelbare Resultat der vollzogenen volkstümlichen Maßnahmen be- 
stand hauptsächlich darin, eine neue Regierungsorientierung zu demonstrie- 
“ ren. Die Möglichkeiten der bürgerlichen Institutionen ausnutzend, hat die Re- 
gierung Maßnahmen gegen Privilegien und Mißbräuche hochgestellter Büro- 
kraten und Kapitalisten unternommen — Strafverfolgungen spekulierender 
Bankiers, steuerflüchtiger Unternehmer, bewaffneter Latifundienbesitzer, kor- 
rupter Beamter und Beseitigung des Mißbrauchs Öffentlicher Gelder. Hier 
wurde zum erstenmal und auf konsequente Weise das bürgerliche Gesetz 
gegen die Bourgeoisie angewendet. 


Was die Grundbesitzrechie betrifft, so ist die alte chilenische Gesetzgebung 
äußerst generös mit denjenigen, die fremdes Land besetzen, aber äußerst 
rigoros denen gegenüber, die versuchen, das so verlorene Land durch Ge- 
waltanwendung sich wieder anzueignen. Diese Gesetzgebung wurde geschaf- 
fen, um die Besitznahme der Ländereien der Mapuche-Indianer durch die 
weißen Siedler zu erleichtern. Allende hat diese Gesetze benützt, um schwere 
Strafen gegen die Latifundienbesitzer zu verhängen, die den Bodenbeset- 
zungen der Bauern und Landarbeiter mit Waffengewalt zu begegnen such- 
ten; gleichzeitig hatte er die größte Nachsicht den Bauern gegenüber. Auch 
als er linke Genossen, die in Bankexpropriationen zur Zeit Freis verwickelt 
waren, begnadigte, lobte Allende ihre guten Absichten (und kritisierte ihre 
Methoden), und verglich ihren Mut mit der Feigheit derjenigen, die sich 
sicher auf der anderen Seite des Bankschalters eingenistet haben, um das 
Volk zu berauben. Am nächsten Tag, wie um seine Anspielung deutlicher zu 
machen, wurde ein Haftbefehl gegen einen lokalen Großbankier ausgestellt, 
der Devisenspekulationen gemacht hatte. Eine andere Maßnahme, die Wider- 
hall hatte, war die Auflösung der Karabinierieinheit — einer Polizeitruppe 
die auf die Unterdrückung von Massenbewegungen gedrillt war. 


Gleichzeitig wurden Maßnahmen für die „Volkswirtschaft“ unternommen: 
Allgemeine Erhöhung der Löhne und Gehälter (ungefähr des Doppelten der 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten im selben Zeitabschnitt), Preisstopp 
für lebensnotwendige Waren, Mietstopp, kostenlose ärztliche Versorgung, 
Verbilligung der Mahlzeiten in Restaurants und Kantinen. Auch gelang eine 
fast vollständige Beendigung der Inflation. 
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Auf dem Lande wurde die Agrarreform weitergetrieben. Am 19. Dezember 
kündigte die Corporacion de la Reforma Agraria (CORA) an, daß sie 53 Be- 
sitze mit einem Total von 24000 Hektar übernommen hat. Am 22. Januar ka- 
men noch 32 Enteignungen dazu und Ende Februar 46 weitere. Angesichts 
der Panik, die sich unter den Großgrundbesitzern ausbreitete, die anfragten, 
wo die Grenzen der Reform liegen, erklärte der Vize-Präsident der CORA, 
daß die Regierung die Absicht habe, allen Privatbesitz an Boden aufzuheben 
und den Bauern das Anrecht auf das Produkt ihrer Arbeit zu geben, wobei 
über die zukünftige Eigentumsform von den Bauern selbst entschieden wer- 
den soll. Er kündigte an, daß es noch ungefähr 3500 bis 4000 Enteignungen 
geben werde. Der Landwirtschaftsminister fügte hinzu, daß aller Besitz, der 
nicht als klein oder mittelgroß angesehen werden kann, enteignet werden 
wird. Das größte Hindernis dieser Maßnahme — sagte der Vize-Präsident der 
CORA — wären die vorauszusehenden hohen Kosten der ganzen Operation. 
(„El Mercurio“, vom 2. und 3. 1. 71.) Man darf aber nicht aus den Augen ver- 
lieren, daß die Beschleunigung des Enteignungsprozesses sich aus dem 
Druck von unten ergab, der Besetzung der großen Ländereien durch die 
Bauern, die nicht auf den legalen Weg warteten. Anfang Februar existierten 
' ungefähr 250 Großgrundbesitze im Lande, die von den Bauern besetzt wor- 
den waren. Die große Mehrzahl wurde von den Bauern aus eigener Initiative 
enteignet und so vollzogene Tatsachen geschaffen, die die Regierung re- 
spektieren mußte. 


Was die internationalen Beziehungen betrifft, so hat die Wiederaufnahme 
der diplomatischen Beziehungen mit Kuba, China, Nordkorea und die Auf- 
nahme der Beziehungen mit der DDR eine Lage geschaffen, die der chileni- 
schen Außenpolitik eine neue Richtung gab. 


Es ist aber auch klar, daß all diese Maßnahmen über gewisse Grenzen nicht 
hinausgehen. Sie befreien die Wirtschaft des Landes noch nicht von seiner 
bürgerlichen Struktur. Sie suchen lediglich die Möglichkeiten zu nutzen, die 
eine Linksregierung aus einem bürgerlichen Machtapparat herausholen kann. 
Und es ist auch klar, daß diese Widersprüche, die so geschaffen wurden, 
eine Frist setzen — und keine allzu lange — innerhalb derer sie gelöst werden 
müssen. In dem Maße, in dem die Wirtschaft sich noch laut Gesetzen der 
kapitalistischen Akkumulation weiterentwickelt, werden die mit den besten 
Absichten geplanten Maßnahmen für eine Neuverteilung der, Einkommen und 
der Abschaffung von Privilegien und Willkürakten an den“ unumgänglichen 
Gesetzen des Regimes scheitern. Die Maßnahmen sind wichtig, weil sie 
einen Zustand vor den Augen der Massen enthüllen und neue soziale Mög- 
lichkeiten aufzeigen. Aber gerade aus diesem Grunde entmutigen sie die 
privaten Investitionen und provozieren auf Sicht Stockungen und Krisen der 
wirtschaftlichen Tätigkeit. Damit dieser Typ von Reformen keinen wirt- 
schaftlichen Stillstand hervorruft, müssen sie von einer globalen Politik der 
Ersetzung der kapitalistischen Akkumulation dürch eine sozialistische, als 
grundlegender Entwicklungsprozeß ergänzt werden. 


” 
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Die unvermeidlichen Verstaatlichungen, die notwendig sind, um eine Sozia- 
listische Planung in Angriff zu nehmen, sind im großen und ganzen über das 
Stadium des Programmierens nicht hinausgegangen. Es wurden einige große 
Betriebe verstaatlicht, welche die Regierung direkt provoziert. hatten, indem 
sie die Produktion einstellten, die Löhne zurückhielten und begannen, Arbei- 
ter zu entlassen. Und die großen Verstaatlichungen der Minen und Banken 
wurden angekündigt. Am 21. Dezember verkündete Allende Öffentlich sein 
Programm der Minenverstaatlichung, das eine Verfassungsreform notwendig 
macht: Der Staat erhält die absolute Verfügungsgewalt über Minen und Roh- 
stoffreserven; Privatpersonen können nur Konzessionen erhalten. Die „gro- 
Ben Minen“, die noch der Definition harren, werden alle verstaatlicht; die Ent- 
schädigungen werden von der Controlaria General de la Republica festge- 
setzt werden, mit Berufungsmöglichkeit an einen Gerichtshof, der von der 
Regierung geschaffen wird. Die Entschädigungen werden in dreißig Jahren 
abgezahlt werden. Am 31. Dezember hat die Regierung die Verstaatlichung 
der Kohlenminen angekündigt. Am selben Tag verkündete Allende seine Ab- 
sicht das ganze Banksystem zu verstaatlichen. 


Was man ganz klar sehen kann ist die Tatsache, daß die grundlegenden 
Maßnahmen alle dem legalen Wege entsprechen. Inzwischen geht die Ent- 
wicklung schleichend vor sich mittels eines Systems der Entschädigungen, 
die ihnen jede revolutionäre Wirkung nehmen, denn sie lassen in den Hän- 
den der Kapitalisten die Mittel, die der Staatskasse fehlen. 


Diese Analyse der praktischen Anwendung des Regierungsprogrammes be- 
endend, kommen wir zur Schlußfolgerung, daß seine Bedeutung darin be- 
stand, eine größere Dynamik der Kämpfe ausgelöst zu haben. Die Massen- 
bewegung, die schon zu Zeiten Freis im Wachsen war, hat sich noch weiter 
ausgebreitet, als sichtbar wurde, daß das Instrument der bürgerlichen Reaktion 
neutralisiert war. Die einfache Tatsache, daß die Bourgeoisie nicht mehr auf 
die Regierung rechnen konnte, um die Kampfbewegungen der Arbeiter zu 
unterdrücken, die Tatsache, daß die Organisationen der Werktätigen sich 
jetzt ungehindert vervielfachen und über das Land ausbreiten konnten, hat 
der Massenbewegung eine außerordentliche Stärke verliehen. Die inbesitz- 
nahme der Ländereien wurde zu einer Routineaktion, und als Konsequenz 
dessen begannen im ganzen Land die Besetzungen von Wohnhäusern, Bau- 
ten und Fabriken zu sprießen. Und gerade das fürchtet die Reaktion am 
meisten. Es ist diese Dynamik der Massenbewegung — gefördert durch die 
einfache Tatsache der Anwesenheit einer Regierung, deren Macht von der 
Unterstützung der Werktätigen abhängt — die veranlaßt, daß sich sowohl die 
lokale Bourgeoisie wie auch die Imperialisten sich mit der Regierung der 
„Volkseinheit“ nicht abfinden können. 


Die größte Gefahr für die weitere Entwicklung im revolutionären Sinne be- 
steht in den bürokratisierenden Tendenzen, die ihr innewohnen. Eine „lei- 
stungsfähige“ technische Arbeitsgruppe plant die Ausführung der Reformen. 
Dem „Volk“ wird die Rolle zugewiesen „die Regierung zu unterstützen" ge- 
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gen die Rechtsgefahr. Und diese Verwalter verlieren leicht die Geduld mit 
Masseniniativen, die im Programm nicht vorgesehen sind. Die Regierung 
kündigt an, daß sie beabsichtigt die „Komitees der Volkseinheit“ zu dynami- 
sieren, aber lediglich, damit sie die Maßnahmen, die „von oben“ genommen 
werden, unterstützen. So ist die Regierung unfähig, eine wirksame politische 
Kraft zu schaffen, die sich von einer echien revolutionären Masseninitiative 
nährt. 


Auf jeden Fall jedoch öffnet das Programm und die Praxis der UP einen 
breiteren Weg für den revolutionären Prozeß in Chile. Die reformistischen 
Maßnahmen sind für die herrschende Klasse unannehmbar, weil die geschaf- 
fene breite Demokratie ihr nicht mehr die Kontrolle des Prozesses garantiert. 
Die Aufgabe der revolutionären Linken besteht gerade darin, diese Lage so 
auszunützen, daß über den „Bruchpunkt“ hinweg kein Weg mehr zurück 
führt. 


Diese scheinbare „politische Ruhe“ wurde nur Anfang des Jahres unier- 
brochen, als der Oberste Gerichtshof die Eröffnung eines Prozesses gegen 
einen Senator der DR untersagte, obwohl dieser tief in den Mord am Gene- 
ral Schneider verstrickt gewesen war. Während Gewerkschaft, Studenten- 
verbände, linke Zeitungen usw. angemessen reagierten, hat sich die Rechte 
für den Obersten Gerichtshof eingesetzt, dessen „Autonomie“ gefährdet sei. 
Anschließend hat derselbe, vom Gerichtshof beschützte Senator Öffentlich 
eine antikommunistische „Bürgerfront“ vorgeschlagen, um der Regierung 
„auf allen Gebieten“ Opposition zu leisten. Er rief auch die DC auf, damit sie 
den ihr zustehenden Platz in diesem Kampf einnähme. Zwei terroristische 
Attentate enthüllten zwei Tage später den Charakter dieser Offensive. Und 
dennoch ging diesem Unternehmen alsbald die Luft aus, da die Unterstüt- 
zung der DC ebenso fehlte wie sichere Bastionen, die über die kleinen Grup- 
pen bewaffneter Latifundienbesitzer des Südens hinausgingen. 


Am 22. Januar brachten die Abgeordneten der PN und der DR eine Verfas- 
sungsklage gegen den Justizminister ein. „Angriffe auf die Unabhängigkeit 
der Justiz“, die „illegalen“ Ausfälle von aktiven Revolutionären, Gesetzes- 
übertretungen und fehlende Ordnung besonders auf dem Lande waren die 
Anklagepunkte. Die Rechte zwang somit die DC zu einer Stellungnahme. 
Mit 8 gegen 4 Stimmen lehnte der Rat der Christ-Demokraten die von der 
äußersten Rechten vorgeschlagene Linie ab. Mit dieser Entscheidung gab 
die Partei zu verstehen, daß sie die „illegalen“ Akte der Regierung wohl 
kenne, daß aber Allende dafür verantwortlich seit. Überdies vermeide die 
Partei alles, um die Krise dadurch zu verschärfen, daß sie sich der „anti- 
demokratischen Manöver“ von Gruppen „in oder außerhalb der Regierung“ 
bediene und folge deshalb dem Aufruf der äußersten Rechten nicht. 


Aber die äußerste Rechte benötigt die Unterstützung durch die DC. Zugleich 
will sie der herrschenden Klasse beweisen, daß das Zögern der Partei Edu- 
ardo Freis für den fehlenden Widerstand gegen den „kommunistischen Vor- 
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marsch“ verantwortlich sei. Die DC ihrerseits setzte alies daran, um sich als 
die einzige Alternative zum „Marxismus“ auszuweisen, die allen gefährlichen 
‘ „Abenteuern“ abgeneigt und fähig sei, durch eine „schmerzlose“ Ablösung 
der UP die Radikalisierung zu bremsen. 


in den Wahlen, die im Äpril notwendig wurden, um den vakanten Sitz Ällen- 
des im Senat neu zu besetzen, hat die DC einen Kandidaten ihres rechten 
Flügels aufgestellt, aber zugleich jede Möglichkeit einer formellen Verein- 
barung mit der PN und der DR ausgeschlossen. Eies war keine einfache Un- 
entschlossenheit. 


Vielmehr hat sie versucht, sich als die einzige, „verantwortungsbewußte“ 
Opposition zu erweisen. Diese politische Position spiegelt die soziale Basis 
der Partei wider, die sie vor allem in den Mittelklassen, den rückständigen 
Massen und in der städtischen Bourgeoisie hat. Diese Position führte zu 
einer internen, beständigen Spannung in der Partei: die „Linke“ wird von der 
mit den Reformen .einverstandenen Basis, die „Rechte“ von der durch die 
Reformen gefährdeten Basis vorwärtsgetrieben. Der Präsident der christlich- 
demokratischen Jugend erklärt jeden Tag, daß eine „grundsätzliche Über- 
einstimmung“ zwischen der DC und der UP bestehe: der Kampf gegen die 
kapitalistischen Strukturen. Aber als es um die von der UP eingeleitete 
Konzentration auf dem Lande ging, haben andere Abgeordnete der DC ge- 
gen diese „willkürlichen Besetzungen“ des Landes protestiert. Auf dem Par- , 
teitag im Dezember hat sich die Partei beinahe gespalten. * Die neugebil- 
dete Leitung hat folgende Kompromißformeln gefunden: 


1. Es gibt nur zwei dynamische Kräfte in der chilenischen Gesellschaft, die 
Marxisten und die DC, weil die Verteidiger kapitalistischer Privilegien keine 
akzeptable Alternative darstellen. 


2. Die DC unterstützt die Reformen, die sie selbst 1964 begonnen hat; aber 
sie vertritt unterschiedliche Auffassungen über Demokratie und Öökonomi- 
sche Entwicklung. 


Die Stärke der DC ist ein vollkommener Reflex des schwankenden politischen 
Gleichgewichts im Land und auch der versöhnlerischen Tendenzen, die au- 
genblicklich die Kiassenkämpfe noch beschwichtigen. Deshalb sehen es 
sowohl die Rechte als auch die Linke als eine ihrer wichtigsten Aufgaben 
an, die DC zu spalten. Nach dieser Spaltung stünden sich die antagonisti- 


*) „Le Monde“ meldet in ihrer Ausgabe (3/8/71), daß 6 Abgeordnete und die Mehr- 
heit des Zentralausschusses des Jugendverbandes der Christ-Demskraten die Partei 
verlassen haben, um die’ „Christlichen Linken“ zu gründen, die mit der Voikseinheit 
zusammenarbeiten wollen. Die Spaltung protestierte gegen die Zusammenarbeit der 
Christ-Demokraten mit den Rechtsparteien, die anläßlich der Neuwahlen im Distrikt 
Santiago eingeleitet wurde, in denen der Kandidat der „Volkseinheit“ mit knapper 
Mehrheit geschlagen werden ist. Über das Ausmaß der Spaltung kann man sich noch 
kein Urteil bilden. 


167 


Edle srückner/Alfred Krovoza 


innerstaatliche Feinderklärung in 
der BRD. Die Autoren versuchen 
die Momentaufnahme einef BRD, 
in der die Unverhältnismäßigkeit 
der Mittel den Verhältnissen ent- 
spricht. 


ROTBUCH 40. 112$S.,DM 4,50 (3,50) 


ar mer JETTA rer ge 


‚auche proletarienne 
Volkskrieg inFra 


inkreich”? 


Strategie und Taktik der GP 

Dieses Buch zeigt den latenten 
Faschismus, der sich hinter der 
Fassade desRechtsstaatesversteckt 
und die Möglichkeit der Gegenwehr. 
ROTBUCH 34. 1608, DM 6,50 (5,50) 


Klasserikämpfei in dan Westzanen 
1945-48. Von Ute Schmidt/Tilman 
F:chter. Die Geschichte der er- 
zwungenen „Entpolitisierung” der 


ersten 3 Nachkriegsjahre und der: 


verhinderten Klassenkämpfe. Zahl- 
reiche Dokumente. 
ROTE UCH 27. ‚1805., DM 6,50 (5,50) 


Ale n Meinhof: 


Fürsorge = Sorge für wen? 
Nachwort Klaus \Wagenbach. 
„Schließlich gibt es das Rotbuch 
24, lesenswert, aufschlußreich - 
als Film immer noch nicht gesen- 
det...” H. Böll. 

ROTBUCH 24. 108S., DM 4,50 (3,50) 


168 


‚nennen ihnen eine andere. & 


Arbeiter und Apparate 


Bericht des Kollektivs Hispano- 
Suiza, französische Arbeiter, über 
ihre Praxis 1945-70. Tonbandpro- 
tokolle und Berichte aus einem Be- 
trieb. 

Den 30. 1605 DM 6,50 ne 50) 


Vorschläge zur - politischen Arbeit 
in der Produktion von Berni Kelb. 
Mit einem Änhang von Jörg Huf- 
schmid über Bilanzanalyse. In der 
Form eines Briefs berichtet Kelb 
über Möglichkeiten eines Einzel- 
kämpfers, Organisierung von Be- 
triebsgruppen, ÄgitationinderFrei- 
zeit, Flugblätter, Verhältnis zu den 
Gewerkschaften. 

ROTBUCH 31. 72 S., DM 3,50 (2,50) 


Jährlich etwa 8 neue ROTBÜCHER. Jedes 
ROTBUCH im Abonnement 1 illi- 
ger. Abonnieren Sie in Ihrer | 5 

Buchhandlung oder direkt: 
Verlag Klaus Wagenbach 
1 Berlin 31, JenaerStr.9.Falls $ 
Sie unsere Bücher in einer i 
Buchhandlung nicht erhal-: 
ten, schreiben Sie uns, wir $ 


schen Pole der chilenischen Gesellschaft zum Entscheidungskampf gegen- 
über. 


Es verrät die Schwäche der Bourgeoisie, daß sie der DC folgt. Denn nur eine 
schwache Bourgeoisie kann die verschwommene, antikapitalistische Ideologie 
der DC akzeptieren. Solange sie nicht über wahre Offensivwaffen verfügt, 
bedient sie sich dieser künstlichen Waffen. Sobald die Bourgeoisie sich aber 
stark genug fühlt, ihre Rechnung mit der Linken zu begleichen, wird sie eine 
andere, politische Kraft benötigen. Es ist nicht auszuschließen, daß dann eine 
wichtige Fraktion der DC und sogar die Mehrzahl ihrer augenblicklichen Füh- 
rer sich wieder in leitenden Positionen befinden werden, 


Aber diese Entwicklung setzt nicht nur tiefe innere Brüche in der Partei vor- 
aus, sondern auch gesellschaftliche Veränderungen von großer Reichweite. 
Breite Schichten des Volkes folgen gleichfalls der DC, die sich nicht allein 
aus Beamten, privilegierten Angestellten und kleinen Eigentümern zusam- 
mensetzen, die in der Gesellschaftsstruktur eine Zwischenposition einneh- 
men, sondern auch aus ländlichen und städtischen Arbeitern. Letztere für 
sich zu gewinnen, muß Aufgabe der Linken sein. Als Mittel kommen nicht 
Vereinbarungen mit den rechten Führern der DC oder Versprechungen wie 
„Respekt vor der Legalität“ in Frage, sondern nur geduldige Arbeit an der 
Basis. Diese wäre auf die Mittelschichten auszuweiten, müßte deren antikapi- 
talistische Disposition ansprechen und an konkreten Fällen die Verhüllungs- 
ideologie der DC als Verteidigungsinstrument kapitalistischer Interessen 
entschleiern. 


Der Mord an Zujovic 


Die Ermordung des christlich-demokratischen Führers Zujovic im Juli hat 
die Fronten verhärtet und zu einer Offensive der Rechten geführt, die erfolg- 
reicher als die erste war. Bislang hat die Regierung die Oberhand in den 
Konflikten mit der Rechten behalten. Doch der Mord an Zujovic hat diese Po- 
sition ernsthaft erschüttert. Die Attentäter gehörten zur VOP (organisierte 
Vorhut des Volkes), einer kleinen Jugendorganisation, die aus def£MIR her- 
vorgegangen ist. Schon unter der Regierung Frei hatten sie keine politische 
Linie außer schlecht vorbereiteten Überfällen. Unter der Regierung Allende 
meinten sie, keine Abstriche an ihrer Taktik machen zu müssen. Durch ihre 
Absicht, möglichst schnell eine Entscheidung herbeiführen zu wollen, haben 
diese Abenteurer die Lage für die Linke. entscheidend verschlechtert. 


Die reaktionärsten Teile der DC haben von der Erregung über den Mord 
profitiert und eine Verhärtung der Position ihrer Partei gegenüber der Regie- 
rung erreicht. In der Abgeordnetenkammer bildeten die Christ-Demokraten 
ohne Schwierigkeiten eine Koalition mit der äußersten Rechten und erreich- 
ten damit die Ablösung des Parlamentspräsidenten, der bis jetzt von der UP 
gestellt wurde, durch einen anderen Oppositionellen. Außerdem haben die 
Christ-Demokraten darauf bestanden, daß sie der Ausschreibung von tausend 
neuen Stellen für Polizisten erst dann zustimmen würden, wenn die Regie- 
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rung die bewaffneten Gruppen auflöse, Damit steht die Regierung vor der 
Alternative, entweder mit der aus Christdemokraten und Rechten bestehen- 
den Mehrheitsopposition zu ringen oder aber den Kampf gegen die revo- 
lutionäre Linke und ihre bewaffneten Organisationen aufnehmen zu müssen. 


Für die politische Ausrichtung der DC wie auch der UP bleiben die Schwan- 
kungen der Mittelklasse ausschlaggebend. Hatte ihre Empörung bei der Er- 
mordung des Generals Schneider und ihr Legalismus die Position von Allen- 
de gestützt, so kam diese Einstellung im Fall Zujovic der Rechten zugute. 


Die Klärung der politischen Fronten findet unter Bedingungen statt, die für 
die Revolutionäre ungünstig sind. Denn gerade jetzt haben die konservativen 
Teile der Regierung eine Reihe von Maßnahmen beschlossen, die zu Kon- 
flikten mit der revolutionären Linken und einigen kämpferischen Teilen der 
Massenbewegung geführt haben. Im Mai ergriff die Regierung repressive 
Maßnahmen, um ihre Autorität gegenüber den „illegalen“ Initiativen der 
Bauern und „Pobladeres“ zu stärken. Es gibt zwar „Ekzesse“ bei der Be- 
setzung von Ländereien , weil vorwiegend kleine wenig widerstandsfähige 
Ländereien besetzt werden, was schwerwiegende Ökonomische Konsequen- 
zen und eine vorzeitige Verschärfung politischer Probleme nach sich zieht; 
doch die Ursache für die „Ekzesse“ liegt im Bürokratismus der Regierung, 
der der revolutionären Energie der Massen keine Richtung geben kann. Auf 
einen Nenner gebracht: Die Intervention der Regierung ist noch nicht diejenige 
einer proletarischen Regierung, die ultralinken Anarchismus bekämpft, son- 
der die eines bürgerlichen Staatsapparats. Diese Maßnahmen der Regierung 
sind gewissermaßen Dienstleistungen an Bourgeoisie und Armee, die man 
nicht erschrecken will. 


Schließlich ist das gegenwärtige Gleichgewicht nur eine stiillschweigende 
„Übereinkunft“. Die UP kann nicht weiter gehen, da sie weder über genügend 
politische Macht noch — und das ist der zentrale Punkt — über eine revolutio- 
näre Armee verfügt; die Rechte kann ihre Offensive vertagen, solange die UP 
die wichtigsten Institutionen des Regimes respektiert. 


Es wird Aufgabe der Revolutionäre sein, die politischen und materiellen Be- 
dingungen zu schaffen, die einen Ausweg aus der gegenwärtigen Sackgasse 
ermöglichen. 


Die Massenbewegung 


Damit die Linke im „revolutionären Durchbruch“ erfolgreich sein kann, 
braucht sie eine eigene Armee. Das heißt aber — und das ist die andere 
Seite desselben Problems — daß die arbeitenden Massen ihren Organisa- 
tionsgrad und die Stärke ihrer Kämpfe derartig steigern müssen, daß sie die 
revolutionäre Armee herausbilden, die dann die revolutionäre Umwandlung 
des Regimes stützen wird. Denn die Bildung einer „revolutionären Armee“ 
ist weder ein Verwaltungsakt noch eine rein technische Angelegenheit, die 
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von der Dynamik der Massenbewegung isoliert werden könnte. Vielmehr hat 
die revolutionäre Armee ihre Grundlage und Quelle in den revolutionären 
Klassen, die sich für ihre historischen Interessen erheben. Ihre Aufstellung 
ist entweder das Produkt der politischen Arbeit unter den breiten Massen, die 
sich der Notwendigkeit des bewaffneten Kampfes bewußt werden, oder der 
spezifischen Arbeit der Avantgarde, die die Organisationsformen schafft, die 
jeder Phase des Kampfes ensprechen. 


Was kennzeichnet die Massenbewegung in Chile? Welche Politik verfolgt 
die Linke, um eine wirklich revolutionäre Kraft heranzubilden? In Chile ist die 
wichtigste Kraft das Proletariat der Industrie und der Bergwerke. Die Linie 
seiner politischen und gewerkschaftlichen Organisationen bestimmt die Poli- 
tik der UP in ihrer Stärke (Organisation, Präsenz in den Schlüsselsektoren 
der Wirtschaft, Stabilität) wie auch in ihrer Schwäche (Reformismus, Okono- 
mismus). Die Tradition der Kämpfe hat ein Bewußtsein als „Klasse an sich“ 
geschaffen, das sich in der Verteidigung ihrer unmittelbaren Interessen äu- 
Bert. Dieses Bewußtsein schlägt sich in der Wahl sozialistischer Kandidaten 
und in dem Zusammenschluß in Organisationen nieder, die der Verteidigung 
ihrer unmittelbaren Interessen dienen. Dieses „Bewußtsein“ hat jedoch zwei 
schwerwiegende Grenzen. 


1. Es kristallisiert sich für unmittelbare Interessen und für einen reformisti- 
schen Kampf heraus; denn sozialistisch wählen, heißt noch nicht, bereit 
zu sein, für die sozialistische Revolution zu kämpfen. Bei näherer Betrach- 
tung beschränkt sich dieses Bewußtsein auf eine legalistische Klassensoli- 
darität, auf eine Interessenvertretung im Rahmen des Regimes. 


2. Als Folge dieser ökonomistischen Politik, die breite Schichten nicht be- 
friedigen kann, breiten sich Organisationsgrad und Klassenbewußtsein 
nicht außerhalb der kampfkräftigsten Teile der Arbeiterklasse aus, die dem 
System Konzessionen abringen können und in den Organisationen des 
Proletariats dominieren. 


Das Proletariat hat massenhaft für Allende gestimmt. in den Bergarbeiter- 
zentren hat Allende 2,5 bis 8 mal mehr Stimmen als seine Gegner erhalten. 
Selbst nach den Wahlen blieb das Proletariat in „Komitees der Einheit des 
Volkes“ mobilisiert, um die ordnungsgemäße „Wachablösung“ zu überwa- 
chen. Aber anschließend wurde es demobilisiert. Als im Dezember die UP das 
“ Volk aufrief, um ihm die Nationalisierung der Bergwerke bekannt zu geben, 
folgten nur 20000 dem Aufruf. Freilich heißt das nicht, daß das Proletariat die 
Regierung Allende nicht mehr unterstützt. Die Passivität und das Warten auf 
„sozialistische Taten“ des „Genossen Präsidenten“ waren die Folgen der 
parlamentarischen Form der Politik. m 


Jedoch die Bedingungen der Gesellschaft selbst haben die Keime für neue 
Interventionsformen der Arbeiterbewegung entwickelt. Allein die Tatsache, 
daß eine sozialistische Regierung besteht, hat zu einer unnachgiebigen Hal- 
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tung der Arbeiterklasse in Lohnkämpfen geführt. Die Arbeiter haben, wohl 
wissend, daß die Unternehmer nicht mehr ungehindert zu repressiven Maß- 
nahmen greifen können wie früher, mit größerer Härte ihre Lohnstreiks durch- 
geführt; und als die Unternehmer sich auf ihre Ausgaben beriefen oder mit 
dem Ausstand drohten, haben die Arbeiter den Eingriff der Regierung gefor- 
dert. Am 8. Dezember schlossen die Regierung und die Gewerkschaftszen- 
trale ein Abkommen, nach dem sich die Arbeiter verpflichten sollten, die 
Produktion zu steigern, während die Regierung versprach, für ökonomische 
Verbesserungen und die Beteiligung der Arbeiter an politischen Entschei- 
dungen zu sorgen. Der „El Mercurio“ jubilierte über diesen Kompromiß und 
erklärte, dies sei ein geeignetes Mittel, um die Streiks zu beenden. Das war 
eine falsche Rechnung. Denn die Lohnerhöhungen und die Erklärungen der 
Regierung haben das Selbstbewußtsein des Proletariats nur noch erhöht. Seit 
Januar nimmt die Zahl der Fabrikbesetzungen immer schneller zu. Es scheint, 
als ob die radikalen Aktionen der Landarbeiter und der „Pobladores sin 
casa“ schließlich auch auf das Industrieproletariat übergegriffen hätten, Ar- 
beitslose besetzen stillgelegte Bauten, Angestellte die Betriebe. Die Bildung 
von Kampforganen in den Betrieben und anderen Arbeitsstätten kann die 
Grundlage für eine neue Dynamik der ganzen Klasse sein. 


Angesichts der Regierungskampagne für eine Produktionssteigerung gewin- 
nen Aktionen wie die der Arbeiter von Proinsa, einer englischen Stahlfabrik, 
an Bedeutung. Sie haben einstimmig beschlossen, nur dann die Produktion 
zu erhöhen, wenn ihnen ein Kontrollrecht eingeräumt wird. Die von ihnen 
besetzte Fabrik haben sie erst dann verlassen, als die Regierung ankündigte, 
‚daß sie 60° der Aktien erwerben werde. Die Bildung eines Arbeiterkommi- 
tees, um die Form der Arbeiterkontrolle zu konkretisieren, ist in den Klas- 
senkämpfen von größter Wichtigkeit. 


Selbst wenn die Arbeiterbewegung heute an der Spitze der Massenbewegung 
steht, die die UP maßgeblich unterstützt, so fand doch auf dem Land der 
Klassenkampf in den radikalsten Formen statt. Auf dem Lande versuchen 
Revolutionäre und Konterrevolutionäre die weitgehendsten Aktionen. 


Die politischen Tendenzen in der Bauernbewegung 


Die Politisierung der Bauernbewegung ist neu. Sie begann unter dem Ein- 
fluß der DC, die unter den bäuerlichen Massen ein Gegengewicht zu der von 
Sozialisten und Kommunisten beherrschten Arbeiterbewegung zu bilden 
suchte. Doch die Bauernbewegung ging, sobald sie auf eigenen Füßen stand, 
über die Grenzen des bürgerlichen Reformismus hinaus. Die ersten Ansätze 
einer Agrarreform unter der Regierung Frei erschütterte einerseits die Arro- 
ganz der Großgrundbesitzer, öffnete andererseits aber die Schleusen für die 
Jahrhundertelang zurückgedrängte Revolte der Bauern. Die Hoffnung, selbst 
Land zu besitzen und sich aus der Bevormundung der Latifundienbesitzer 
zu befreien, ließ die Vereinigungen der Bauern und ländlichen Lohnarbeiter 
rapide ansteigen. 
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Anfangs gewann die DC die Unterstützung der Bauernmassen, von der tra- 
ditionell aufgrund der ökonomischen Abhängigkeit die Großgrundbesitzer 
profitiert hatten, Aber dann gelang es den Mitgliedern der PS und der PC, 
die auf dem Land die Erfahrungen der Arbeiterbewegung verbreiteten und 
die durch die Nähe zu den Bergarbeiterzentren begünstigt waren, zu- 
nehmend, Einfluß zu nehmen. Als sich der Prozeß der Landeinnahmen radi- 
kalisierte, konnte schließlich auch die äußerste Linke Fuß fassen. Heute ist 
vor allem die MCR, die revolutionäre Bauernbewegung, die geführt von der 
MIR unter der Parole „Brot, Erde und Sozialismus“ antritt, verantwortlich für 
die Besetzungen, besonders für die, die die „mapuches“ machen. 


Unter den Bauern waren die „inquilinos“ wegen ihrer Abhängigkeit von den 
Großgrundbesitzern die wichtigste Basis der reaktionären Partei auf dem 
Lande. Die Zunahme der „afuerinos“ und ihre gewerkschaftliche Organisie- 
rung haben dieser Herrschaft der Reaktionäre die Basis entzogen. Die Laäti- 
fundienbesitzer setzen gleichwohl ihre politische Hoffnung auf diese Bauern. 
Um den „mapuches“ zu begegnen, die um den Besitz an Boden kämpfen, hat 
die Agrarbourgeoisie und die Rechte im allgemeinen Landarbeiter mobilisiert, 
indem sie diesen erklärten, daß sie mit der Landnahme der „mapuches“ ihre 
Stellungen verlören. 


Dank der Rolle, die die Bauernbewegung heute in den Klassenkämpfen in 
Chile spielt, sieht die MIR in ihr den explosiven, über Revolution oder Kon- 
terrevolution entscheidenden Bereich. In einem kürzlich erschienenen Doku- 
ment erklärt die MIR, daß der explosive Charakter der Bauernbewegung „auf- 
grund ihrer strukturellen Wurzel dahin tendiert, sich gegen die Latifundien- 
besitzer, gegen die Reichen zu richten“. Aber durch die Mechanismen der 
ideologischen Kontrolle, übe die die Bourgeosei gegenüber den Bauern 
verfügt, können diese — wie dies schon mehrmals geschah — statt sich ge- 
gen ihre wahren Klassenfeinde zu richten, auch gegen falsche Feinde (Frak- 
tionskämpfe, Konflikte mit der Volksregierung) gelenkt werden oder aber 
aufgefangen werden in kleinbürgerlichen Forderungen. Während DC und FN 
aus der Bauernbewegung eine explosive Kraft gegen die Regierung machen 
wollen, will sie die MIR als auslösendes Element für eine sozialistische Re- 
volution benützen. 


Aber die innere Dynamik der Bauernbewegung, die die revolutionäre Politik 
der MIR freigesetzt hat, hat bereits zu Zusammenstößen mit der Regierung 
geführt. Auf der „nationalen Konferenz der Konföderation der Bauern und 
Indios“ hat Ranquil, Präsident der Föderation der Bauern von Talca und 
selbst ländlicher Lohnarbeiter, folgende Position bezogen: „Seit einem hal- 
ben Jahr haben wir eine Regierung unterstützt, die Teil und Produkt unserer 
eigenen Anstrengungen ist... wir sind einverstanden mit der Produktions- 
steigerung und haben uns darum bemüht... Jedoch, abgesehen von den 
„momios“, die die Produktion sabotieren, gibt es andere Ursachen für die 
langsame Produktionssteigerung, für die die Regierung verantwortlich ist 
und für die wir schließlich verantwortlich würden, wenn wir keine Abhilfe 
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schaffen. Es handelt sich um das Bürokratentum“. Anschließend gibt er Bei- 
spiele von Beamten, die eher den Argumenten der Latifundienbesitzer Gehör 
schenken als denen der Arbeiter, er berichtet von Ausflüchten, Rückständen 
und so weiter. Wenn die gewaltige revolutionäre Energie der ländlichen Lohn- 
arbeiter nicht durch eine mit den Erfordernissen des Aufbaus des Sozialismus 
gekoppelten revolutionären Politik kanalisiert wird, kann sie ernste Probleme 
aufwerfen und fatale Folgen für die Revcelution haben. 


Bie Rolle der Randgruppen 


Die ländlichen und städtischen Arbeiter sind das Rückgrat der „Volksbewe- 
gung“ in Chile. Diesen schließen sich andere soziale Schichten von unter- 
schiedlicher Bedeutung an: 


das städtische Lumpenproletariat, im allgemeinen in den „poblacienes“ 
konzentriert, dessen großes Problem Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot ist; 
die studentische Jugend, die ideologisch durch den Kampf gegen eine Ge- 
sellschaft mobilisiert wird, die ihr die Selbstverwirklichung verweigert; 


der neue Mitteistand der Techniker und Spezialisten, die von den Formen 
der Planung und Verstaatlichung angezogen werden. 


Die revolutionäre Linke hat starke Bastionen im Lumpenproletariat, und es 
ist ein alltäglicher Anblick, Bilder und Aussprüche von Che, Lenin, Fidel und 
Mao in der Nähe der „poblaciones“ aufgehängt zu sehen. Die Organisation 
der „pobladores“ wirft auch zahlreiche Probleme für die Regierung auf. Bei- 
spielsweise hat am 14. Dezember ein Führer der Komitees von über 900 Fa- 
milien das Bestehen einer Miliz unter ihnen bestätigt, die nach seiner Mei- 
nung „der Keim des Sozialismus sei, die zum Schutz der Lager und der Re- 
gierung“ geschaffen wurde. Aufgrund ihrer Politik gegenüber der Armee 
konnte die UP diese Miliz nicht akzeptieren. Die Regierung sucht nunmehr 
nach Wegen, um die extremistischen Kreise der „pobiadores“ zu neutralisie- 
ren und ihre dringendsten Bedürfnisse zu befriedigen. Die äußerste Linke 
siellt ihrerseits fest, wie unbeständig diese Schichten sind, die, sobald sie 
einmal Arbeitsplatz und Wohnung haben, ihre frühere Radikaiität abstreifen 
und sich mit dem Bestehenden abfinden. Dennoch spielen diese Schichten 
immer noch eine sehr wichtige Rolle, da ihre Probleme nicht so schnell ge- 
löst werden können. 


Unter der studentischen Jugend sind die wichtigsten Kräfte die PC, PS, DC, 
MIR und der MAPU. Doch ist die Zah! der „apolitischen“ Studenten, die das 
Spiel der Rechten betreiben, immer noch sehr groß. Außerdem gibt es viele 
Hippies, also Anhänger der „Blumen, Liebe und Droge“. Die Regierung treibt 
jedoch die Mobilisierung der Studenten voran, indem sie versucht, diese für 
die Politisierung der rückständigsten Schichten zu gewinnen. 


Der neue Mittelstand ist der bevorzugte Adressat für die DC. Der Sieg, den 
die Partei bei den Rektoratswahlen der Universität im Juni errang, zeugt da- 
von, daß sie ihren Einfluß nicht verloren: hat. Und selbst in der UP schlägt 
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sich der Einfluß dieser Schichten im Technizismus und Bürokratismus nie- 
der. 


Deshalb beobachtet die revolutionäre Linke argwöhnisch alle Tendenzen, 
die zur Bürokratisierung und zu den Konzeptionen eines Staatskapitalismus 
führen. Letztlich sind diese Auseinandersetzungen mit dem Kampf zwischen 
den proletarischen Tendenzen und den Tendenzen der Mitielschichten unter 
den chilenischen Volkskräften identisch. 


Charakteristik der Linken 


War vor den Wahlen die chilenische Linke in zwei Flügel gespalten, von 
denen der eine auf die Wahlen, der andere auf den bewafineten Kampi 
setzte, so haben die an erster Stelle Genannten sich in die UP integriert, wäh- 
rend die anderen ihre geheimen Vorbereitungen und Aktivitäten in Richtung 
auf eine bewaffnete Auseinandersetzung fortgesetzt haben. Nach dem Re- 
gierungsantritt Allendes hat sich die politische Realität als komplexer heraus- 
gestellt, als der Oppositionsflügel angenommen hatte. Man sah nämlich, daß 
sich der revolutionäre bewaifnete Kampf in die reale Bewegung der Klassen- 
kämpie in Chile einfügen muß. Die gesamte Linke hat versucht, sich den 
veränderten Bedingungen anzupassen. Die Fähigkeit, aus der Wirklichkeit 
zu lernen, ist die erste Bewährungsprobe für die Reife jeder Gruppierung der 
chilenischen Linken. 


Auf den ersten Blick brauchten die Organisationen der UP keine Selbstkritik 
zu üben, da der parlamentarische Weg Früchte getragen hatte. Aber der 
Erfolg bei den Wahlen enthüllte gerade, daß die Eroberung der Regierung nur 
eine taktische Waffe auf dem Weg der Eroberung der politischen Gewalt war. 
Ebenso konnten die „populären“ Regierungsmaßnahmen, die den Interessen 
des Volkes dienen sollten, nur Übergangsmaßnahmen sein auf dem Weg 
zum Aufbau des Sozialismus. Der „friedliche Weg“ und die „Volksrevolution“ 
haben gerade in dem Augenblick auf das deutlichste ihre Unmöglichkeit be- 
wiesen, als sich in den Wahlen eine „Volksregierung“ gebildet hai. Deshalb 
findet die Diskussion über den bewaffneten Kampf und den Aufbau des 
Sozialismus innerhalb der UP statt. 


Es gibt noch keine echt revolutionäre Partei in Chile. Aber es gibt zahlreiche 
revolutionäre Kräfte, die sich entwickeln und sich im Kampf für den Sozialis- 
mus vereinigen können. Wir werden im folgenden versuchen, die einzelnen 
Kräfte der chilenischen Linken zu charakterisieren. 


Die KP Chiles 


Die PC ist eine Partei, die getreu die sowjetische Position in allen internatio- 
nalen Fragen verteidigt. Sie gibt ihre uneingeschränkte Unterstützung in der 
tschechischen, polnischen und chinesischen Frage. In der Zeit der OLAS ge- 
hörte die chilenische kommunistische Partei zu denjenigen, die die revo- 
lutionäre Politik Kubas am heftigsten anprangerten. Die intellektuellen An- 
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Kommunistische Arbeiter - Korrsspondens 
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hänger Kubas waren gezwungen, die „Koexistenz“ Nerudes mit angesehenen 
amerikanischen Persönlichkeiten in dem Moment Öffentlich zu denunzieren, 
als die Yankees Kuba am schwersten bedrohten, und seine „Koexistenz“ mit 
den Peruänern in dem Moment anzugreifen, wo sie die Guerillas aus De La 
Puente verjagten. Dennoch wäre es ein großer Irrtum, allein aus diesem 
Revisionismus in internationalen Fragen Schlußfolgerungen für die PC zu 
ziehen. Freilich hat das auch wichtige Folgen für die Innenpolitik: Das stali- 
nistische Sektierertum verhindert, daß die Partei ihre starke Basis in der Ar- 
beiterschaft in lebendige Kräfte für die proletarische Revolution verwandelt, 
die internationalen Thesen des Revisionismus verstellen ihr den Blick für 
den realen revolutionären Prozeß. Aber innerhalb dieser Grenzen hat die PC 
ihre Aufgabe erfüllt, eine kämpferische Kraft aufzubauen und den arbeitenden 
Massen eine politische Alternative anzubieten. Die Kommunistische Partei 
Chiles hat alles erreicht, was mit einer reformistischen Politik innerhalb der 
demokratisch-bürgerlichen. Legalität zu erreichen ist. Was ihr allerdings fehlt, 
ist eine revolutionäre Politik, um die Arbeiterklasse im Hinblick auf die 
Machtübernahme auszubilden. Nur in einem ökonomischen Angriffskampf 
und in einem Wahlkampf hat die PC (und die PS) dieses ‚sozialistische, anti- 
Kapitalistische, legalistische und reformistische Proletariat gebildet. 


Der Wahlsieg hat noch den alten Absolutheitsanspruch der PC und ihre sek- 
tiererische Haltung gegenüber dem „ultralinken Abenteuertum“ verstärkt. 
Während die anderen Organisationen der UP eine offenere Politik gegenüber 
der äußersten Linken verfolgen, hat die PC alles ihr mögliche getan um die 
Zusammenarbeit zwischen der UP und der äußersten Linken abzubrechen. In 
den Wahlen für die „Föderation der Studenten Chiles“ (FECH) hat diePC jedes 
Bündnis mit der von der MIR geleiteten revolutionären Front abgelehnt, obwohl 
jedermann wußte, daß dadurch die von der Rechten unterstützte DC gewin- 
nen würde. Dieses verhängnisvolle Ergebnis wurde einzig und allein dadurch 
verhindert, daß die MIR ihre Liste zurückzog, die der UP unterstützte und das 
Sektierertum der PC kritisierte. Diese Politik setzte die PC in Conception fort, 
wo einige Mitglieder der PC einen Anhänger der MIR töteten und einen ande- 
ren verletzten. Die politische Scharfsicht der MIR, die das brutale Sektierer- 
tum angriff, gleichzeitig jedoch die PC zur Bildung einer Einheitsfront gegen 
die wahren Klassenfeinde aufrief (die Rechte kündigte schon den „Kampf 
zwischen MIR und PC“ an), die persönliche Intervention Allendes und die 
leidenschaftlichen Folgen dieser Affäre haben bis in die PC hinein Auswir- 
kungen gezeigt. Andererseits hat die MIR jedoch an der Basis Abkommen 
mit Mitgliedern der PC schließen können, um den Kampf unter den Bauern 
zu führen. Schließlich haben Abmachungen zwischen den Führungsspitzen 
die allmählichen Wandlungen der PC bezeichnet. Obwohl es noch keinen 

organisierten Protest innerhalb der kommunistischen Partei gibt, muß man 
doch zwei Faktoren in Rechnung stellen: 1. Es gibt einen deutlichen Unter- 
schied zwischen dem Verhalten der Funktionäre, die mit der Verwaltung ver- 
bunden sind und den Staatsapparat erhalten wollen, und den PC-Genossen, 
die näher an den Massen und für deren Stärkung arbeiten. Während die sek- 
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tiererischen Tendenzen aus den Funktionären die wichtigsten Agenten der 
Bürokratisierung machen werden, müßten die zweiten wegen ihrer kommuni- 
stischen und kämpferischen Einstellung zu revolutionären und proletarischen 
Lösungen treiben. 


2. Ohne daß sie ihre theoretischen Prinzipien neu formulieren, bereiten sich 
gewisse Teile der PC auf die Möglichkeit eines bewaffneten Konflikts und den 
Aufbau des Sozialismus vor. Sie wissen, daß, selbst gegen ihren erklärten 
Willen, die Reaktion sie immer noch als Todfeinde ansieht. 


Die Sozialistische Partei (PS) ist keine Partei im leninistischen Sinne. In ihrer 
lockeren Organisatiosstruktur ähnelt sie sozialdemokratischen, föderalisti- 
schen und liberalen Organisationen. Gleichwohl haben sich Teile der Partei 
unter dem Einfluß der kubanischen Revolution radikalisiert. Als die PC die 
neue von den Kubanern unterstützte revolutionäre Linke angriff, hat die PS 
offen die OLAS verteidigt. Allerdings nahm die Radikalisierung verschiedene 
Formen an: eine aggressive Sprache in den Wahlkämpfen für die einen, für 
die anderen die Vorbereitung der ländlichen Guerilla; für die dritten schließ- 
lich die Bildung revolutionärer Stützpunkte unter den sozialistischen Arbeiter- 
massen. Obwohl die Basis der PS „linker“ ist als die der PC, ist ihre interne 
Differenzierung größer und die Wirksamkeit zentraler Anordnungen geringer. 
Jedoch hat die von der neuen Basis hervorgerufene Dynamik allgemeine 
Wandlungen in der Partei hervorgerufen. Auf dem letzten, im Januar 1971 
abgehaltenen Kongreß hat der linke Flügel, den die Mehrheit der Jugend 
unterstützte und der sich der Notwendigkeit eines revolutionären Über- 
gangs zum Sozialismus bewußt war, den Sieg über den rechten Flügel 
davongetragen, den besonders traditionelle Politiker der Partei unterstützen. 
Der neue Generalsekretär erklärte: „Wenn es keinen gewaltsamen Zusam- 
menstoß gibt, sind wir verraten worden.“ In einem Interview, das er der Zeit- 
schrift „Punto Final“ im Dezember gab, hat Altamirando auf die Frage, ob 
sich die UP auf einen bewaffneten Konflikt vorbereite, geantwortet: „Ja, wir 
bereiten uns darauf vor. Und wir glauben, daß die Entwicklung der Radika- 
lisierung des Prozesses uns dahin führen müssen. Es wäre sicher besser, 
wenn ich mich täuschte. Aber ich glaube leider, daß Chile keine Ausnahme 
in den revolutionären Prozessen sein wird, die in der Weltgeschichte statt- 
gefunden haben.“ Und neulich hat die Agrarkommission der Partei Stellung 
bezogen: „Wir müssen mehr auf den politischen Inhalt der Maßnahmen als 
auf Produktions- und Produktivitätserhöhungen achten.“ 


. Die MAPU stützt sich ihrerseits auf zahlreiche alte Bastionen der DC, die sie 

bei der ländlichen Gewerkschaftsarbeit und bei der Mobilisierung der Studen- 
ten sowie Teilen der städtischen Arbeiter gewann. Der Bruch mit der DC ist 
Folge einer Radikalisierung der Basis, die noch nicht abgeschlossen ist. Die 
neue Organisation akzeptiert nicht mehr die Augenwischerei eines „dritten 
Weges“ und versucht, wenngleich nur empirisch, sich in die Klassenkämpfe 
einzuordnen. Die noch bestehende programmatische Unbestimmtheit ent- 
spricht der bunten Vielfalt der Mitglieder der Partei. Wir finden in ihr sowohl 
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Techniker und Politiker die sich auf der Linken der DC’ ansiedeln und 'die 
Politik im alten Stil fortsetzen wollen, als auch Genossen, die durch die Mo- 
bilisierung der Massen herangebildet wurden. 


Die MIR 


Außerhalb der UP ist die wichtigste Organisation der Linken die MIR. Erst 
am Vorabend der Wahlen hat die MIR deren Bedeutung begriffen. Diese 
politische Vespätung war die Folge der politisch-militärischen Ausrichtung 
der Gruppe. Die MIR hat von der Radikalisierung der Jugend und den revo- 
lutionären Neigungen unter pobladores und Bauernschaft profitiert. Aber 
ihre Tendenz zum Guerillakampf hat wirksame Eingriffe in die Klassenkämpfe 
erschwert. Da sie mit dem Ziel gegründet wurde, den bewaffneten Kampf auf 
dem Land zu entzünden, hat die MIR nicht die Reichweite der von den Arbei- 
tern geführten Kämpfe gesehen.. 


Jedoch einige Monate vor den Wahlen hat die MIR eingesehen, daß sie kein 
Interesse daran haben kann, sich gegen die Kampagne der UP zu stellen. 
Die MIR hat die Ungereimtheiten der UP kritisiert und gleichzeitig versucht, 
die Wahlkampagne revolutionär zu ergänzen und auszurichten. Den Wahlsieg 
hielt die Gruppe zwar für einen großen Sieg der Arbeiter, aber sie hat stets 
auf die Grenzen der Politik der UP hingewiesen. Die Schwäche der UP liege, 
so führte die MIR aus, in ihrer „heterogenen politischen Zusammensetzung“ 
und im Fehlen einer „eigenen militärischen Macht“ begründet. Daraus folgt 
die Taktik der MIR, die auf das Aufzeigen der Grenzen einer Volksregierung 
innerhalb eines bürgerlichen Staates und der Notwendigkeit einer Klassen- 
auseinandersetzung hinausläuft, zugleich aber auch die effektive Vorbereitung 
dieses Konfliktes beinhaltet. 


Die Taktik der MIR besteht mithin darin, daß sie die Regierung kritisch unter- 
stützt. Sie unterstützt sie im Kampf gegen die Rechte und bei revolutionären 
Maßnahmen. Ebenso wie sie Genossen als persönliche Schutztruppe für Al- 
lende bereitgestellt hat und Hinweise gegeben hat, die mehrere rechte Ver- 
schwörer ins Gefängnis brachten, hat sich bei Konflikten zwischen der Rech- 
ten und der Linken die MIR stets mit der UP verbündet. Außerdem hat sie 
die Aufstellung einer bewaffneten Macht für die Klassenkonflikte vorange- 
trieben und die Einheit mit dem proletarischen Flügel der UP gesucht, um 
eine Klassenfront auszubilden. Auch in den Massen versuchen die Anhän- 
ger der MIR, den revolutionären Prozeß zu radikalisieren. Auf dem Land zielt 
ihre Aktion auf eine Mobilisierung der Arbeiter und der armen Bauern ab, 
indem sie außerhalb der Legalität Land besetzen und versuchen, bäuerliche 
Selbstverwaltungsorgane zu schaffen. Auch in den Städten gehören Fabrikbe- 
setzungen mit der Bildung lokaler Streikkomitees zu den Aufgaben der MIR. 
Dabei versucht die Gruppe von ihren Erfahrungen in den Kämpfen der pobla- 
dores zu profitieren. Diese von der MIR unterstützte Dynamik führte jedoch 
zu Zusammenstößen mit der Regierung. Im Mai, als die Regierung repressive 
Maßnahmen gegen die Bauern ergriffen hatte, die Ländereien besetzt hatten, 
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hat die MIR diese Regierungspraktiken Öffentlich angegriffen und erklärte, 
daß „die verschwörerische Arbeit der Herrschenden und der Reichen selbst 
unter Regierungsbeamten und Anhängern der UP Erfolg gehabt habe.“ Ob- 
wohl die MIR ihre Divergenzen mit der UP „in politischen Diskussionen über 
den richtigen Weg im Kampf gegen den Klassenfeind“ lösen wolle, distan- 
ziere sie sich von der Regierung, wenn diese Gewalt gegen Arbeiter und 
Bauern anwende. Nachdem die MIR „noch einmal ihr tiefes Vertrauen in den 
revolutionären Willen der Arbeiter- und Bauernmassen“ bestätigt hat, „denen 
die Regierung der UP große Möglichkeiten der Initiative und Mobilisierung 
gegen ihre Klassenfeinde geboten hat“, erklärte sie es als ihre Pflicht, „die 
gerechten Forderungen der Armen des Landes und der Städte zu ver- 
teidigen, die allein über genug Kraft verfügen, um endgültig die Bourgeoisie 
und den Imperialismus zu besiegen und alle Macht für die arbeitende Klasse 
zu erobern.“ 


Der Aufruf endet damit, daß zur Verurteilung aller repressiven Maßnahmen, 
zum Kampf gegen eine Aufstellung „mobiler Polizeitruppen“, zur Befreiung 
aller festgenommenen Bauern und zur Enteignung aller verlassenen Bauern- 
höfe aufgerufen wird. Jedesmal, wenn Konflikte zwischen der MIR und der 
UP bestehen, versuchen die bürokratischen Teile der Regierung die Brücke 
zur revolutionären Linken abzubrechen. Aber bislang haben die revolutio- 
nären Teile der Regierung, die Geschicklichkeit Allendes und der MIR diesen 
Bruch verhindert. Die MIR bleibt durch ihre richtige Taktik ein Pol im politi- 
schen Leben, den alle Gruppen anerkennen müssen. Übrigens begünstigt es 
die Gruppe, daß sie den revolutionären Prozeß Chiles in seiner Totalität be- 
greift und deshalb sozialistische Transformationen als unausweichlich für den 
Sieg gerade gegen die Rechte ansieht. 


Wir können jedoch noch nicht sagen, ob die MIR schon den Erfordernissen 
einer proletarischen Revolution entspricht, die sie verteidigt. Einerseits fehlen 
ihr noch sichere Stützpunkte in der Arbeiterklasse. Ihre Organisationsform 
hat diese Verankerung verzögert. Freilich versucht die MIR bei Fabrikbeset- 
zungen die Bildung von Basisgruppen des Proletariats voranzutreiben, aber 
ihr übertriebenes Verschwörergehabe erschwert eine echte Verankerung in 
der Arbeiterklasse. Andererseits ist es der MIR noch nicht gelungen, durch 
Stellungnahmen zu allen Ereignissen im nationalen politischen Leben präsent 
zu sein. Ein gutes Indiz hierfür ist das Fehlen einer nationalen Zeitung der 
Gruppe. Es gibt noch viele andere, viel kleinere Gruppierungen in der revo- 
lutignären Linken, die sich außerhalb der UP gebildet haben. Im allgemeinen 
handeln sie ähnlich wie die MIR. Jedoch trennen sie sich in ihrer Einschät- 
zung von der Regierung Allende. Einige haben sich der UP angeschlossen, 
andere von dieser entfernt und global den Regierungsblock kritisiert. 


Die maoistische PCR leistet eine gewisse Organisationsarbeit in den Massen, 
und ihre Presse wird unter Studenten gelesen. Aber ihre Fehleinschätzung 
der Wahlen und der Regierung trennen die Gruppen von den wichtigsten 
revolutionären Kräften Chiles. Die Richtung „Octobre“, eine trotzkistische 
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Abspaltung von der MIR (es gibt noch ändere kleine trotzkistische Gruppen, 
einschließlich solcher in der PS) hat in der Vergangenheit die Neigung der 
MIR zum bewaffneten Kampf kritisiert und kritisiert heute Kompromisse, die 
die MIR mit der UP schließt. Denn diese Gruppe will die Regierung direkt 
bekämpfen und lehnt alle Kompromisse mit der UP ab. Die Gruppe ist jedoch 
“sehr klein. 


Die MR2 (movimiento revolutionario Manuel Rodrigues, nach einem von der 
: Reaktion getöteten Bauernführer benannt) war früher eine Organisation, die 
noch mehr als die MIR auf den bewaffneten Aufstand hin orientiert war, aber 
sie versucht heute, innerhalb der UP zu arbeiten. Sie verteidigt den sozia- 
listischen Charakter der Revolution und versucht, die proletarischen Teile 
der UP zu verstärken. Sie bleibt aber zahlenmäßig nach schwach. Die Bewe- 
gung „Ranquil“ versucht auch, die proletarischen Teile der UP zu verstär- 
ken, indem sie dieser beitritt. Ihre „Selbstkritik“ und die Abwendung von 
ihrem früheren Antiparlamentarismus haben auch dazu geführt, daß sie ihre 
Empfehlung widerrief, daß ihre Mitglieder der PC oder PS beitreten sollten. 
Es ist unmöglich, den genauen Zustand der sich beständig wandelnden Or- 
ganisationen zu beschreiben. Dennoch glauben wir, daß trotz ihrer Irrtümer 
- der Einfluß der MIR entscheidend bleibt. Wir zweifeln nicht, daß die prole- 
tarische Avantgarde in Chile sich herausbilden wird unter Teilnahme von 
Revolutionären, die in der PS sind, anderen, die in der PC sind und dort 
einen Kampf in der Partei führen müssen, anderen Gruppen, die kleiner sind 
und entweder aus der MR 2, PCR oder der MAPU kommen. Durch ihre aktu- 
elle Stärke und ihre Stellung zu anderen politischen Kräften bleibt die MIR 
heute der wichtigste revolutionäre Faktor. Ihre Entwicklung, ihre Fähigkeit, 
sich mit breiten Teilen des Proletariats zu verbinden und eine globale revo- 
Iutionäre Strategie auszubilden, ist eine grundsätzliche Gegebenheit für die 
Zukunft der Revolution in Chile. 


Schlußfolgerungen 


Entscheidend bleibt die -Frage nach dem Aktionsprogramm, das die revo- 
lutionären Kräfte für Aufgaben vereinigen kann, die den wirklichen Über- 
gang zur sozialistischen Macht in Chile realisieren. 


Die Regierung Allende kann nur eine Übergängsregierung sein. Mit ihrer 
sozialen Basis und mit den ihr zukommenden Aufgaben kann sie nur die 
Türen zum Sozialismus.öffnen. Um ihre Basis zu stärken, um die drohende 
Konterrevolution zu besiegen, muß sie die ökonomischen und politischen 
Maßnahmen vorantreiben, die zum Sozialismus führen. Eine Regierung, die 
sich auf die politische Kraft der Arbeiter stützt, aber gleichzeitig in die Öko- 
nomische und politische Struktur des Kapitalismus eingegliedert ist, hat nur 
zwei Alternativen. Entweder wählt sie den sozialistischen Weg und zerstört 
die politische und ökönomische Macht der Bourgeoisie, oder sie zögert, be- 
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schwichtigt und läßt die bürgerlichen Institutionen unangetastet. Das aber 
wäre der kapitalistische Weg. Wenn die bürgerlichen Institutionen bestehen 
bleiben, wenn die Wirtschaft nach kapitalistischen Gesetzen ausgerichtet 
bleibt, wenn die Macht in den Händen der Bourgeoisie verbleibt, wird diese 
über kurz oder lang den Sturz der Volksregierung erreichen und die sie be- 
drohenden Massenorganisationen zerstören. 


Die Regierung der UP nimmt keine entschlossene Haltung ein, um diesen 
Übergang zum Sozialismus einzuleiten. Vielmehr schwankt sie zwischen den 
Bedingungen eines revolutionären Übergangs und Kompromissen mit den 
bürgerlichen Institutionen, zwischen den proletarischen Revolutionären und 
kleinbürgerlichen Bürokraten. Ein Vergleich der Regierung Allende mit den 
„Volksfrontregierungen“ der 30er Jahre scheint uns übertrieben, denn die 
Bourgeoisie fehlt in der Regierung der UP. Trotz des Reformismus und der 
Kompromisse mit dem Kleinbürgertum, das der Regierung angehört, bleiben 
die Arbeiter die wichtigste Kraft. Deshalb bleibt die Taktik der MIR, die Re- 
gierung kritisch zu unterstützen, richtig. Aber diese Einstellung zur Regierung 
kann nicht statisch sein, denn man muß die die Regierung unterstützenden 
Kräfte vorwärts zum Sozialismus treiben. In dieser Hinsicht erhält das Über- 
gangsprogramm seine ganze Bedeutung. 


Folgende wichtige Probleme muß die chilenische Linke noch lösen: 


1. Die großen ökonomischen Veränderungen. Das wichtigste Problem ist mit 
den notwendigen Verstaatlichungen verbunden, die den Übergang zu einer 
sozialistischen Wirtschaft erlauben sollen. In einer Analyse hat die MIR auf- 
gezeigt, daß die Regierungsmaßnahmen, die den Konsum ausweiten, auch 
den Anreiz für die Schlüsselsektoren des Kapitalismus hemmen. Wenn die 
Wirtschaft weiterhin von diesen Sektoren abhängig bleibt, kann es 1972 zu 
einer großen Wirtschaftskrise kommen. Schon heute muß die Frage der Ent- 
eignungen gestellt werden, damit man das Rad nicht rückwärts drehen muß. 
Diese Maßnahmen sind nicht rein administrativen Charakters. Sie wären — 
gebündelt und ohne Entschädigung durchgeführt — ein Todesstoß für die 
chilenische Bourgeoisie. Deshalb muß man genau den Termin wählen, die 
Massen vorbereiten und ihnen die Notwendigkeit der Maßnahmen enthüllen. 
Auch auf dem Land erfordern die großen Verwandlungen eine Mobilisierung 
der ländlichen Massen. Manche Leute denken, daß die Enteignungen wegen 
der Schwäche der Latifundienbesitzer auch von oben gemacht werden könn- 
ten. Aber der politische Wert dieser Maßnahme besteht gerade darin, daß er 
der Revolution eine soziale Basis schafft. Es kann nicht darum gehen, den 
Bauern durch Land zu beruhigen, sondern ihn anzuregen, daß Land zu er- 
obern, um die Mobilisierung der Bauern und ihre Einheit mit dem Proletariat 
im Kampf gegen die bürgerliche Macht zu vergrößern. 


2. Bewaffneter Kampf und revolutionäre Armee. In naher Zukunft kann sich 
diese Frage mit besonderer Schärfe stellen. Um für eine Entscheidungs- 
schlacht gewappnet zu sein und nicht von zögernden Alliierten abhängig zu 
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sein, muß die Linke ihre eigene Macht aufbauen. Dabei ist die Taktik sicher 
richtig, Teile der Offiziere zu neutralisieren oder zu gewinnen, aber von die- 
sen darf man nicht abhängig sein. Die politische Arbeit, die Masse der Sol- 
daten zu umwerben, muß durch die Aufstellung von Arbeiter- und Bauern- 
milizen vervollständigt werden. Augenblicklich darf man sicher nicht vor- 
eilig handeln, legaler Schutz ist wichtig, aber man muß sich vorbereiten. Man 
darf nicht wie die UP sowohl auf die Ausbildung von Volksmilizen verzichten 
als auch in den Massen gefährliche Illusionen über die Armee nähren. 


"3. Die Doppelherrschaft. Man muß Organe der städtischen und ländlichen 
Arbeiter, der Bauern, Studenten und Soldaten bilden, die die lokalen Kämpfe 
leiten und sich nach und nach als Basis der revolutionären Herrschaft be- 
haupten. Deshalb müssen sie repräsentativ für ihre Basis sein, die materiellen 
Mittel zur Durchsetzung politischer Entscheidungen haben, mit der Ausdeh- 
nung des revolutionären Prozesses verbunden sein und eine eigene Miliz ha- 
ben. Die „Volkeinheitskomitees“ haben ihre Rolle ausgespielt, da sie nur für 
die Wahlen gebildet wurden. Die neuen Organe müssen jetzt für die revo- 
lutionäre Umwälzung der Gesellschaft eine Basis schaffen, die Macht der 
Bourgeoisie und ihrer Agenten zerstören. Die Bauernkomitees zur Besetzung 
des Landes und die Arbeiterkomitees zur Kontrolle der Betriebe können die 
Keimzelle der Doppelherrschaft sein. 


4. Die Eroberung der Mittelschichten. 


Um das gegenwärtige Gleichgewicht zugunsten der Linken zu zerbrechen, 
ist es wichtig, daß die armen christ-demokratischen Arbeiter und Bauern po- 
litisch gewonnen und die Mittelschichten (der Armee, der Verwaltung, der 
kleinen Kaufleute und Handwerker u. a. m.) neutralisiert werden. Wichtig ist 
jedoch die Erkenntnis, daß die christ-demokratischen Arbeiter erst dann ins 
Lager der Revolution überwechseln, wenn die Revolutionäre ihr Vertrauen 
in die sozialistische Revolution zeigen. Am konkreten Beispiel muß man ge- 
duldig die Verschleierungstaktik der Christ-Demokraten aufzeigen, um nicht 
den Kontakt zu den christ-demokratischen Arbeitern abzubrechen und ge- 
meinsame Formen des antikapitalistischen Kampfes mit ihnen zu finden. 
Aber man darf nicht die revolutionären Initiativen „kastrieren“, nur um die 
Mittelschichten nicht zu erschrecken. Gewiß sind diese Probleme nicht leicht 
zu lösen, aber entscheidend ist es, die revolutionären Initiativen der Massen 
zu unterstützen und die reformistischen und legalistischen Teile der Bevöl- 
kerung auszuschalten. 


Die Verbindung von legalen und illegalen Kampfformen in Chile hat Unsicher- 
heit über die wirklichen Probleme verbreitet. Die Überschätzung der legalen 
Mittel innerhalb der UP hat verhindert, daß bislang eine wahre revolutionäre 
Strategie ausgearbeitet wurde. An deren Stelle trat die Handwerkelei, die 
von den schwankenden Verbündeten und den bestehenden Institutionen’ 
bestimmt wurde. Die Tendenz in der revolutionären Linken außerhalb der UP, 
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nicht die Bedeutung der legalen Taktik zu erkennen, hindern diese auch, eine 
revolutionäre Strategie auszubilden. 


Die Ausarbeitung eines Übergangsprogramms durch die revolutionäre Linke 
muß taktischen Tätigkeiten vorangehen. Man kann einige Aspekte nicht Öf- 
fentlich erklären. (So muß man auf offizielle Stellungnahmen über die Zer- 
störung oder Ersetzung der offiziellen Armee verzichten, während man Mi- .. 
lizen organisiert.) 


Die bedingungslose Unterstützung der gegenwärtigen Politik der UP ist eben- 
so unsinnig wie der Bruch mit ihr. Es geht vielmehr darum, die Maß- 
nahmen zu bestimmen, die zu einem revolutionären Bruch führen und den 
gemeinsamen Kampf für diese Maßnahmen zu organisieren. Dieser Kampf 
wird neue revolutionäre Kräfte wecken und den Arbeitern neue Macht er- 
obern, ebenso wie er eine revolutionäre Avantgarde hervorbringen wird, die. 
fähig ist, die Revolution bis zum Ende durchzuführen. 
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